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A. Einführung 
 

„Die öffentliche Hand sollte solche Maßnahmen durchführen, für die die Differenz  
von aggregierten Nutzen und Opportunitätskosten positiv ist.“ (Horst Hanusch)1 

 
 
Am 1. Juli 1996 wurde in Wien von Vertretern aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, 

Belgien, Liechtenstein, der Autonomen Provinz Bozen/Südtirol der Republik Italien, aus Un-

garn und Rumänien die „Gemeinsame Absichtserklärung zur Neuregelung der deutschen 

Rechtschreibung“ feierlich unterzeichnet. Der Präsident der Kultusministerkonferenz, Kul-

tusminister Karl-Heinz Reck aus Sachsen-Anhalt, würdigte – so hieß es in der Presseerklä-

rung der KMK vom gleichen Tag – die Unterzeichnung der Absichtserklärung als „wichtiges, 

vielleicht sogar historisches Datum für die deutsche Sprachgemeinschaft“ und betonte als 

„Ziel der Neuregelung“, „durch eine teilweise Bereinigung der Regeln zu einer Vereinfa-

chung der Schreibweise beizutragen und im Laufe der Zeit entstandene Ungereimtheiten zu 

beseitigen“. „Die Kultusministerkonferenz sei der Auffassung, daß durch die Neuregelung das 

Schreiben und das Erlernen des richtigen Schreibens erleichtert und damit die Sicherheit der 

Sprachbeherrschung in Schule und Alltag gesteigert werde.“ 

Abschließend gab der Präsident der Kultusministerkonferenz in Wien zu Protokoll, er hof-

fe, „daß unser gemeinsames Werk breit akzeptiert wird, und uns allen in der deutschen 

Sprachgemeinschaft das Schreiben erleichtert, ohne der großen kulturellen Tradition unserer 

gemeinsamen Sprache Abbruch zu tun, sondern sie im Gegenteil sichert und stärkt.“2  

Zu den Kosten der Rechtschreibreform vertrat die Kultusministerkonferenz die Auffas-

sung, daß die Neuregelung „kostenneutral eingeführt werden kann.“3 

In welcher Höhe durch die Rechtschreibreform tatsächlich Kosten entstanden sind und ob 

der genannte Nutzen der Rechtschreibreform, nämlich „Vereinfachung“ und „Erleichterung“, 

erreicht wurde, soll im folgenden untersucht werden.  

Dafür wird das wohl bekannteste Verfahren zur Analyse von Projekten, die Kosten-

Nutzen-Analyse, herangezogen. Oft auch als „Nutzen-Kosten-Analyse“ – oder im englischen 

als „cost-benefit analysis“ – bezeichnet, spielt sie eine wichtige Rolle für die nähere Untersu-

chung von geplanten Vorhaben der öffentlichen Hand und der Abschätzung ihrer Folgen. Für 

öffentlichen Vorhaben bestehen zwar meist andere Zielsetzungen als bei einer Unternehmung, 

die als oberstes Ziel die Gewinnmaximierung hat, jedoch gilt es auch bei der Verwirklichung 

von Zielen, die der Allgemeinheit dienen, das ökonomische Prinzip zu beachten, nämlich eine 

                                                 
1 Hanusch, Nutzen-Kosten-Analye, S. 3. 
2 Presseerklärung bei Stetten (http://uploader.wuerzburg.de/rechtschreibreform/b-wien.html). 
3 „Informationen des Sekretariats der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder zur Neuregelung der 
deutschen Rechtschreibung“ vom 1.12.1995; Zabel 1996, 343 ff. 
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bestimmte Leistung oder ein Gut mit den geringstmöglichen Kosten zu erstellen oder mit ei-

ner vorgegebenen Menge an Mitteln ein Höchstmaß an Leistung zu erzielen (Schmidt, 5)4.  

Da es sich bei der Reform der deutschen Rechtschreibung um eine staatenübergreifendes 

„Mega-Projekt“ handelt, durch das in den letzten zehn Jahren fast 100 Millionen Bürgerinnen 

und Bürger in Deutschland, Österreich und der Schweiz direkt oder indirekt betroffen waren, 

wäre eine nähere Beleuchtung der wirtschaftlichen und sonstigen Folgen vor der Unterzeich-

nung der Absichtserklärung und der Einführung der Reform in den Schulen und staatlichen 

Institutionen in höchstem Maße geboten gewesen. Eine Analyse der Kosten und Nutzen von 

großen öffentlichen Projekten wäre nach deutschen Gesetzen auf Bundes- und Länderebene 

sogar vorgeschrieben: „Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchungen durchzuführen.“ (§ 6 Abs. 2 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)) 

„Für geeignete Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung sind Nutzen-Kosten-

Untersuchungen anzustellen“ (§ 7 Abs. 2, Bayerische Haushaltsordnung (BayHO)). Trotzdem 

ist keine solche oder ähnliche Untersuchung zu Auswirkungen der Reform der deutschen 

Rechtschreibung bekannt.  

Es ist jedoch zu jedem Zeitpunkt eines laufenden Projektes – auch 10 Jahre nach seinem 

Start  – sinnvoll, die bisherigen finanziellen Auswirkungen eines Vorhabens sowie die künfti-

gen Kosten und Nutzen mit Hilfe der Kosten-Nutzen-Analyse zu untersuchen. Da genaue 

Zahlen für die Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform im Rahmen einer kleineren Arbeit 

wie dieser nur schwer zu ermitteln sind, wird die Analyse in vielen Fällen auf Schätzungen 

beruhen. Aber sie wird versuchen, erstmals möglichst alle relevanten Kosten, die durch die 

Rechtschreibreform entstanden sind, in die Überlegung einzubeziehen und die angekündigten 

Nutzen der Reform zu betrachten. Außerdem wurde für diese Arbeit versucht, einige Daten 

und Zahlen zu den monetären und nicht-monetären Auswirkungen der Rechtschreibreform 

über einen Fragebogen im Internet zu ermitteln. 

 

                                                 
4 Die Quellenangaben bei Büchern beziehen sich auf die Auswahlbibliographie (Anhang B1f.: mehrfach zitierte 
Werke) und nennen den Autor, ggf das Erscheinungsjahr der Publikation und die Seite. 
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B. 10 Jahre Rechtschreibreform – eine Kosten-Nutzen-Analyse 
 

Quidquid agis, prudenter agas et respice finem. (Lateinisches Sprichwort) 
 

I. „Kostenneutral“ oder „milliardenteuer“? Aussagen zu den Kosten 1995 – 2006 

1. Die Vorgeschichte seit 1522 
 
Die Rechtschreibreform des Jahres 1996 hat eine lange Vorgeschichte. Aus dem 16. Jahrhun-

dert stammt eine der Hauptschwierigkeiten der deutschen Orthographie, die zugleich für den 

Leser eine große Erleichterung bedeutet: Die verschiedenen Ausgaben der Lutherbibel (seit 

1522) waren „von eminenter Bedeutung für die Ausbreitung der Großschreibung“ der Sub-

stantive (Scheuringer 2004, 28). Im 18. Jahrhundert bemühten sich Johann Christoph Gott-

sched und Johann Christoph Adelung um eine angemessene Schreibung. Im Lauf des 19. 

Jahrhunderts ging es immer mehr um die Einheitlichkeit, die nach der Reichsgründung von 

1871 noch wünschenswerter wurde, in Konrad Dudens „Vollständigem Orthographischen 

Wörterbuch der deutschen Sprache“ 1880 erstmals vorgeschlagen und auf der Orthographi-

schen Konferenz von 1901 Wirklichkeit wurde. Der Aufstieg des „Duden“ begann, 1955 

wurde er von den Kultusministern als „maßgeblich in allen Zweifelsfällen“ anerkannt, mit der 

20. Ausgabe von 1991, dem ersten gesamtdeutschen Duden nach der Wiedervereinigung, 

schien auch – mit Ausnahme der s-Schreibung in der Schweiz – die orthographische Einheit 

des deutschen Sprachgebiets gesichert. 

Doch seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, seit Jacob Grimm, dem die deutsche Sprache und 

Literatur soviel verdankt, gab es eine Gegenbewegung. Jacob Grimm bezeichnete „die heutige 

schreibung“ als „unrichtig, barbarisch und schimpflich“. Deshalb schlug er vor, „zu dem mit-

telhochdeutschen brauch zurückzukehren, wodurch ... das lebendige studium unsers al-

terthums unsäglich gefördert würde“ (Scheuringer 2004, 53), also Kleinschreibung der Sub-

stantive, Abschaffung des Dehnungs-h (also „han“ statt „Hahn“) und andere gewöhnungsbe-

dürftige Schreibungen wie „bot“ statt „Boot“ und „keiser“ statt „Kaiser“.  

Seine Vorschläge wurden von vielen heftig kritisiert, von einzelnen Fachleuten jedoch im-

mer wieder aufgegriffen. 1921 machte eine Sachverständigenausschuß beim deutschen 

Reichsinnenministerium „Vorschläge zur Vereinfachung der Rechtschreibung“ und scheiterte. 

1931 wurden das Erfurter Rechtschreibungsprogramm des Deutschen Buchdruckerverbands 

und der Vorschlag des Leipziger Lehrerverbands vereinfacht die rechtschreibung! abgelehnt. 

1954 scheiterten die von Vertretern aus allen deutschsprachigen Staaten ausgearbeiteten Stutt-

garter Empfehlungen, vor allem am Protest von Thomas Mann („Verarmung, Verhäßlichung 

und Verundeutlichung des deutschen Schriftbilds“), Hermann Hesse („Verarmung der Sprache 
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und des Sprachbildes“) und Friedrich Dürrenmatt („reformwütiges Schulmeisterdenken“). 

Auch die Wiesbadener Empfehlungen von 1958 wurden verworfen, desgleichen im Jahr 1973, 

in der hohen Zeit der 68er-Bewegung, die Wiener Empfehlungen und die Vorschläge des von 

der GEW, dem PEN-Zentrum und dem Verband deutscher Schriftsteller (VS) organisierten 

„kongresses vernünftiger schreiben“. Immer ging es dabei vor allem um die „gemäßigte Klein-

schreibung“ (alles wird klein geschrieben außer Eigennamen und die Worte am Satzanfang). 

Die gemäßigte Kleinschreibung scheiterte zum letzten Mal 1992, als der Internationale Ar-

beitskreis für Orthographie seine „Vorschläge zur Neuregelung der deutschen Rechtschrei-

bung“ vorlegte.  

Warum war die Kleinschreibung immer das Hauptziel aller Rechtschreibreformer? Weil 

sie damit eine besondere Schwierigkeit der deutschen Rechtschreibung eliminieren wollten – 

im Interesse der Schüler und der sog. Wenigschreiber. Sogar Heinrich Böll, wahrlich weder 

ein Wenig-Leser noch ein Wenig-Schreiber, war 1973 für die Kleinschreibung, und er be-

rechnete damals sogar den „Nutzen“ einer solchen Änderung: „Eine sprache verliert weder an 

informationswert noch poesie, wenn sie - wie die englische und die dänische - von der groß- 

zur kleinschreibung übergeht. Ich habe außerdem noch einen subjektiven, oder besser gesagt, 

familienegoistischen grund, für die kleinschreibung zu plädieren: die entlastung meiner frau, 

die ich in fragen der groß- und kleinschreibung immer noch und immer wieder um rat fragen 

und in ihrer arbeit unterbrechen muß, und das seit nunmehr fast dreißig jahren! Multipliziere 

ich dieses familieninterne problem in die küchen, wohnzimmer, schlafzimmer von millionen 

familien hinein, so spricht alles für kleinschreibung ...“ (Drewitz, vernünftiger schreiben, 109) 

Dieser in der Tat nicht unbeträchtliche „Nutzen“ würde freilich teuer erkauft durch die Er-

schwerung des Lesens (die Großschreibung der Hauptwörter hilft bei der schnellen Orientie-

rung beim Lesen eines Satzes – wieviel leichter wäre etwa die Übersetzung aus dem Lateini-

schen, wenn man die Substantive schneller erkennen könnte!). Dazu legte der Börsenverein 

des deutschen Buchhandels 1973 die Schrift Großschreibung oder kleinschreibung? vor, in 

der ausführlich über die wirtschaftlichen Folgen einer Umstellung auf die „gemäßigte Klein-

schreibung“ nachgedacht wird (auf einige der dort vorgebrachten Argumente wird noch ein-

zugehen sein). 

Dies ist eine bemerkenswerte Ausnahme in der Geschichte der Rechtschreibreformdiskus-

sion. In den Verlautbarungen der Rechtschreibreformer lassen sich nämlich keine fundierten 

Aussagen über die durch ihre Vorschläge zu erwartenden Kosten finden. Dafür mag es zwei 

Gründe geben. Der eine liegt auf der Hand: Da nach allen Erfahrungen die Öffentlichkeit 

Veränderungen der üblichen (und von der großen Mehrheit gelernten) Rechtschreibung nicht 

wünscht, wäre es von den Reformern ungeschickt, einen Gesichtspunkt anzusprechen, der ge-
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gen jede Reform vorgebracht werden und bei einer keineswegs notwendigen Reform das Aus 

bedeuten kann. Vielleicht aber spielte auch eine Rolle, daß die Reformer auch einen besonde-

ren Nutzen im Auge gehabt haben mögen, auf den sie der Öffentlichkeit ebenfalls ungern 

aufmerksam machen wollten. Mehr als die Hälfte der Mitglieder des Internationalen Arbeits-

kreises waren an Büchern zur Rechtschreibreform beteiligt, u. a. die beiden Schweizer Mit-

glieder Gallmann und Sitta und der spätere Geschäftsführer der Rechtschreibkommission 

Klaus Heller, der im übrigen auch das Wörterverzeichnis zusammengestellt hat und der oft als 

Berater und Leiter von Fortbildungen tätig war (mehr dazu in Kapitel IV 5, S. 79: Der private 

Nutzen für Mitglieder der Reformkommission).  

 

2. Die Kostendiskussion vor 1996 
 

Von den Kosten sprachen zunächst nur die als erste betroffenen Schulbuchverlage.  

Am 30. März 1993 schrieb Andreas Baer vom Verband der Schulbuchverlage (VdS) an die 

Kultusministerkonferenz in einer „Stellungnahme zur Rechtschreibreform“ folgendes zu den 

Kosten: „Da mit dem heutigen Gesamtetat der Schulträger jährlich etwa 10 bis 15 % der 

Lehrwerkbestände erneuert werden können, bedeutet ein vollständiger Austausch der Bestän-

de einen finanziellen Mehrbedarf von ca. 5 bis 10 Milliarden DM.5 Wir halten die Annahme 

für unrealistisch, daß die Schulträger bereit und in der Lage wären, diesen Betrag zusätzlich 

aufzubringen.“ (Zabel 1996, 151)  

Am 26. November 1994 fand sich in der „Westfalenpost“ eine etwas vorsichtigere Schät-

zung desselben Verbandsvertreters: „Saarbrücken (AP) Die Änderung der Schulbücher auf-

grund der Rechtschreibreform wird einen Kostenaufwand von mindestens fünf Milliarden 

Mark erfordern, wie der Geschäftsführer des Verbands der Schulbuchverlage, Andreas Baer, 

voraussieht.“ (Zabel 1996, 243) Die Antwort der Kultusminister ließ nicht auf sich warten. 

Am gleichen Tag hieß es in der „Saarbrücker Zeitung“: „(AP) – Der saarländische Kultusmi-

nister Diether Breitenbach hat Schätzungen zurückgewiesen, wonach infolge der geplanten 

Rechtschreibreform Kosten für die Änderung von Schulbüchern in Höhe von rund fünf Milli-

arden Mark entstehen könnten. Diese von den Schulbuchverlagen genannte Zahl halte er für 

nicht seriös. ... Gleichzeitig begrüßte er die geplante Reform als „sinnvolle Vereinfachung“.“ 

(Zabel 1996, 238) 

Ein Jahr später, als die Reform auf der Kippe stand, schrieben Professor Gerhard Augst, 

Vorsitzender der Kommission für Rechtschreibfragen, und Professor Gerhard Stickel, der  

                                                 
5 Hervorhebung durch Fettdruck hier wie im folgenden vom Verfasser. 
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Leiter des Instituts für deutsche Sprache (IDS), an dem die Rechtschreibreform ausgearbeitet 

worden war, am 9.10.1995 einen überaus freundlichen Brief an alle Ministerpräsidenten:  

„Natürlich kostet die Rechtschreibreform Geld, aber die Kosten belaufen sich nicht auf 

die horrenden Summen, wie sie teilweise in der Presse genannt werden. ... Da die Re-

form maßvoll ist ..., können nach einhelliger Meinung aller Beteiligten die ‚alten’ Bü-

cher so lange benutzt werden, bis sie aus anderen Gründen ausgemustert werden. Das 

gilt jedoch nicht für Rechtschreibmaterialien, Rechtschreibwörterbücher und Fibeln. 

Diese müssen zum Schuljahr 1997/98 in neuer Orthographie vorliegen. Selbst bei 

Sprachbüchern ist nur das Kapitel über die Rechtschreibung betroffen. Die Verlage wol-

len dazu Austauschseiten anbieten. Alle übrigen Texte, z.B. Verordnungen der Behör-

den oder Bücher der belletristischen Verlage, können in der alten Rechtschreibung wei-

ter benutzt werden, bis die Vorräte verbraucht sind. Zweifellos gibt es in Deutschland 

und in den anderen deutschsprachigen Staaten wichtigere Dinge als die Rechtschreibre-

form und man wird immer Aufgaben benennen können, für die Geld aufzubringen ist. 

Aber eine solche Argumentation wird auch in zehn oder zwanzig Jahren gelten. ... Wir 

bitten Sie deshalb eindringlich, der beabsichtigten Neuregelung der Rechtschreibung zu-

zustimmen und damit Millionen von Kindern und vielen anderen schreibenden Mitglie-

dern der Sprachgemeinschaft zu helfen.“ (Zabel 1996, 304) 

 

Bald darauf, am 30.11. und 1.12.1995, beschloß die KMK („unter dem Vorbehalt einer ‚zu-

stimmenden Kenntnisnahme der Ministerpräsidenten’“) die Einführung der Rechtschreibre-

form an den Schulen zum 1.8.1998 (Stenschke, 106). Offenbar hatte sich die KMK von den 

Reformern überzeugen lassen, was um so leichter war, als hohe Beamte aus verschiedenen 

Kultusministerien seit Jahren an der Rechtschreibreform aktiv beteiligt waren.  

In der dazugehörigen Presseerklärung vom 1.12.1995 vertrat die KMK, wie oben schon zi-

tiert, „die Auffassung, daß die Neuregelung kostenneutral eingeführt werden kann.“ Denn, 

so hieß es in der Verlautbarung weiter, „ .... Ein Austausch von Schulbüchern außerhalb des 

einschlägigen Sprachbuchbereichs der Grundschulen und der Anfangsklassen der 

weiterführenden Schulen (etwa 5 % aller zugelassenen Lernmittel) allein aufgrund der 

Neuregelung ist nicht beabsichtigt. Der größte Teil der übrigen Lernmittel wird in dem 

geplanten Übergangszeitraum von 9 Jahren unabhängig von der Neuregelung ohnehin 

überarbeitet. Der Verband der Schulbuchverlage hat zugesagt, daß Fibeln, Sprach- und 

Wörterbücher sowie Rechtschreiblehrgänge für die Grundschule, beginnend ab Klasse 1, und 

ggf. Sprach- und Wörterbücher ab Klasse 5 zum Termin des Inkrafttretens der Neuregelung 

der Rechtschreibung vorliegen können.“ (Zabel 1996, 349f.)  
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3. Von der „Wiener Absichtserklärung“ (1.7.96) über die „Frankfurter Erklärung“ 
(3.10.96) bis zur „Dresdner Erklärung“ der Kultusminister (25.10.96)  
 

Wie es dazu kam, daß die Rechtschreibreform – trotz aller Einwände verschiedener Politiker 

und Fachleute – am 1. Juli 1996 in der „Wiener Absichtserklärung zur Neuregelung der deut-

schen Rechtschreibung“ beschlossen wurde, wird vielleicht nie mehr zu ermitteln sein. Jeden-

falls lag schon einen Tag später das erste „neue“ Rechtschreibwörterbuch in den Buchhand-

lungen: Bertelsmann. Die neue deutsche Rechtschreibung. 

Ebenfalls am 1. Juli 1996 schrieb der Bayerische Staatsminister für Unterricht, Kultus, 

Wissenschaft und Kunst Hans Zehetmair an die Schulleiterinnen und Schulleiter in Bayern: 

„Sehr geehrte Damen und Herren, am 1. Juli ist die gemeinsame Erklärung zur Neuregelung 

der deutschen Rechtschreibung ... unterzeichnet worden. ... Gemäß der Vereinbarung tritt das 

Regelwerk am 01.08.1998 in Kraft. Wie mit Schreiben vom 21.08.1995 angekündigt, wird 

sich im Interesse der Schüler ... der Rechtschreibunterricht jedoch schon vorher, und zwar 

möglichst früh im kommenden Schuljahr, an den neuen Regeln zu orientieren haben.“ Schnel-

ler konnte man gar nicht die am selben Tag getroffene Vereinbarung in die Tat umsetzen. 

Vier Tage später, am 5. Juli, erschien in der „Zeit“ ein großer Artikel von Dieter E. Zim-

mer mit dem scheinbar reformkritischen Titel „Wie der Staat schreiben lässt“. Darin kommt 

Zimmer am Ende auf die Kosten der neuen Regeln zu sprechen: „Sie kosten, dank der vorge-

sehenen Allmählichkeit der Einführung, auch keine fünf Milliarden, sondern fast nichts.“ 

(Zabel 1996, 381) 

Am 22. August kam der 21. Duden in die Buchhandlungen, wie das Bertelsmann Wörter-

buch auch er in großer Startauflage: DUDEN. Rechtschreibung der deutschen Sprache. 21., 

völlig neu bearbeitete und erweiterte Auflage. Auf der Grundlage der neuen amtlichen Recht-

schreibregeln. Am 27. September erschien in der „Zeit“ auf zwei Seiten ein ungewöhnlich 

umfangreicher Vergleich der beiden Rechtschreibwörterbücher, wiederum aus der Feder von 

Dieter E. Zimmer, der jetzt plötzlich sehr viel kritischer war. Titel: „Beschreibung eines 

Kampfes – Im Ringen Duden gegen Bertelsmann um die richtige deutsche Rechtschreibung 

verliert das Publikum.“ Darin entdeckte er als erster die zahllosen Abweichungen der beiden 

Wörterbücher untereinander und von der in Wien beschlossenen Neuregelung. Sein Fazit: 

„Die große Errungenschaft von 1901, die deutsche Einheitsorthographie, ist dahin.“ Deshalb 

forderte er zum Schluß: „Und wenn die beiden Verlage an der Sache, an der sie langfristig zu 

verdienen hoffen, mehr Interesse hätten als am schnellen Geschäft, nähmen sie sofort beide 

Rechtschreibwörterbücher vom Markt und vertagten ihre Konkurrenz, bis sie mit einer Ein-

heitsorthographie aufwarten können.“ Neben dieser unrealistischen Forderung enthielt sein 
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Aufsatz auch mehrere interessante Angaben: Bertelsmann habe „darauf gewettet, daß die Re-

form trotz alles Zauderns am 1. Juli doch noch zustande käme, und schon im Juni 700 000 

Exemplare seines ... Wörterbuchs ausgeliefert, die mehr oder weniger verkauft zu sein schei-

nen. Das Bibliographische Institut [Duden] hatte im Sommer 1995 eine solche Wette verloren 

und mußte damals die schon gedruckte Erstauflage makulieren: diesmal wartete man lieber 

ab. Trotz dieses Spätstarts war die sicher nicht geringe Erstauflage innerhalb weniger Tage 

vergriffen.“ Dies mag stimmen, eine andere Aussage sicher nicht: „Für die nächsten fünf Jah-

re rechnet man mit einem Markt (denn nun ist es wieder ein Markt)6 für zwanzig bis dreißig 

Millionen Rechtschreiblexika. Überschlagsweise liefe das auf ein Umsatzvolumen von bald 

einer Milliarde Mark hinaus.“  

 

Die „Frankfurter Erklärung zur Rechtschreibreform“ vom 3.10.1996 und ihre Folgen 

 

Zu der von Zimmer genannte Summe („Umsatzvolumen von bald einer Milliarde Mark“ nur 

für die Rechtschreibwörterbücher) paßten die Schätzungen, die Friedrich Denk auf der Frank-

furter Buchmesse zuerst in einem Flugblatt und dann in der „Frankfurter Erklärung zur Recht-

schreibreform“ veröffentlichte. In dem auf den 1. Oktober datierten Flugblatt hieß es:  

 

„Stoppt die überflüssige, aber milliardenteure Rechtschreibreform! 

Nach Erscheinen der neuen Rechtschreiblexika von Bertelsmann und Duden und den er-

sten Erfahrungen an den Schulen ist es endlich möglich geworden, den Umfang und den 

Inhalt der geplanten Rechtschreibreform genauer zu analysieren, ihre Folgen für die 

deutsche Sprache und Literatur im In- und Ausland, für die Jugend und für uns alle zu 

ermessen und die ungeheuren Mühen und Kosten abzuschätzen, die dieser Vorschlag, 

wenn er durchgeführt würde, verursachen wird.“ 

Sodann waren „10 Argumente gegen die Rechtschreibreform“ aufgeführt. Hier das letzte: 

„10. Die Neuschreibung ist ein Milliardengeschäft, das wir bezahlen sollen. Warum 

also die Rechtschreibreform, wenn sie fast keine Verbesserungen, zahlreiche Ver-

schlechterungen, jahrelange Verwirrung und sehr viel Ärger zur Folge hat? Positiv ist 

die Reform eigentlich nur für die, die an ihr verdienen: Druckereien, Lexikon- und 

Schulbuchverlage, Software-Hersteller. Sie werden Millionen und Abermillionen um-

setzen (die „Zeit“ rechnet allein für Rechtschreiblexika mit fast einer Milliarde, die Um-

stellung der Schulbücher soll 300 Millionen kosten). Büßen werden die belletristischen 

                                                 
6 Das Duden-Monopol von 1955 wurde durch die Rechtschreibreform von 1996 aufgehoben. 
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und die Kinderbuch-Verlage und vermutlich die meisten kleineren Verlage, am Ende 

aber wohl auch die Buchhändler (schwieriger Verkauf mancher Bücher in der alten 

Schreibung, womöglich geringere Rabatte und verärgerte Kunden). Bezahlen aber sollen 

wir alle: als Steuerzahler, als Eltern, als Leser. Und wer bezahlt die Abermillionen Stun-

den, die wir mit der Einführung und Einübung dieses Unsinns vergeuden?“ 

 

Aus dieser Flugblatt-Aktion ergab sich die „Frankfurter Erklärung zur Rechtschreibre-

form“. Sie wurde am 3. Oktober erstmals (mit etwa 100 Unterschriften) und am 19. Oktober 

als ganzseitige Anzeige mit 450 Unterschriften in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 

veröffentlicht und bestand aus nur aus drei freilich langen Sätzen: 

 

„Nach Erscheinen des neuen Duden und nach den ersten Erfahrungen in den Schulen ist 

es endlich möglich, den Inhalt der vorgeschlagenen Rechtschreibreform genauer zu ana-

lysieren, ihre Folgen für die deutsche Sprache und Literatur, für den Deutschunterricht 

im In- und Ausland, für unsere Jugend und für uns alle zu ermessen und die ungeheuren 

Kosten abzuschätzen, die dieser Vorschlag, wenn er tatsächlich durchgeführt würde, 

verursachen wird. 

In Anbetracht der schwierigen wirtschaftlichen Lage darf eine Reform, die in den 

meisten Punkten keineswegs notwendig ist, in vielem sogar eine Verschlechterung be-

deutet und - abgesehen von der ss-Regelung – nur etwa 0,05 Prozent7 eines 

durchschnittlichen Textes betreffen würde, auf keinen Fall dazu führen, daß alle 

Schulbücher, die meisten Lexika, Kinder- und Jugendbücher und in der Folge auch 

literarische Bücher neu gedruckt (und zugleich alte verramscht oder makuliert und 

„entsorgt“) werden müssen.  

Anläßlich der Frankfurter Buchmesse 1996 bitten die unterzeichneten Germanisten, 

Pädagogen, Schüler und Studenten, Schriftsteller, Bibliothekare, Archivare und Histori-

ker, Verleger, Buchhändler, Journalisten und Liebhaber der deutschen Sprache und Lite-

ratur die verantwortlichen Politiker in Deutschland, in Österreich und in der Schweiz, 

diese von einer kleinen, weitgehend anonymen Expertengruppe vorgeschlagene Recht-

schreibreform, deren Einführung Millionen von Arbeitsstunden vergeuden, jahrzehn-

telange Verwirrung stiften, dem Ansehen der deutschen Sprache und Literatur im In- 

und Ausland schaden und mehrere Milliarden DM kosten würde, die wenigen zugute-

                                                 
7 Gemeint war mit dieser Zahl, die häufig übernommen wurde, die Zahl der Buchstaben eines mittleren Textes. 
Von den Wörtern waren durch die Neuregelung von 1996 etwa jedes 100. von der ss-Regel und etwa jedes 300. 
von einer anderen Regel betroffen, insgesamt also etwa 1,3 Prozent der Wörter eines durchschnittlichen Textes. 
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kommen würden und von uns allen zu tragen wären, umgehend zu stoppen und bei der 

bisherigen Rechtschreibung zu bleiben.“ 

 

Die Wirkung war beachtlich. In der Süddeutschen Zeitung, in der die Rechtschreibreform 

(nach der Aufstellung bei Stenschke, S. 308) im August 1996 fünfmal und im September nur 

einmal erwähnt worden war, tauchte sie im Oktober in 37 Artikeln und Leserbriefen auf. Ähn-

liches galt für andere Zeitungen.  

In der „taz“ hieß es am 8. Oktober 1996 unter dem Titel „Orthographischer Terrorismus “:  

 

„’Terrorismus durch Orthographie’ nennt der Weilheimer Gymnasiallehrer Friedrich 

Denk die geplante Rechtschreibreform. Die GSG 9 zur Abwehr des vermeintlichen 

Anschlags auf die deutsche Sprache hat er schon formiert: Eine stündlich wachsende 

Phalanx von Schriftstellern, Intellektuellen und Journalisten hat sich von Denk mobi-

lisieren lassen und schärfste Kritik angemeldet. ... 

Die kommt allerdings so spät, daß sich Gerhard Stickel, Leiter des Instituts für Deut-

sche Sprache, an den Kopf faßt und an der „doch eigentlich wachen Wahrnehmung“ 

der Schriftsteller zweifelt. ... 

Tatsächlich wurde die geplante Reform – sie reduziert die Kommaregeln von 52 auf 9 

und die Orthographieregeln von 212 auf 112 – schon im Juli von Österreich, der 

Schweiz, Südtirol, Liechtenstein und der Bundesrepublik beschlossen. Formeller Start 

der neuen Schreibregeln ist zwar erst der 1. August 1998, aber in nicht weniger als 

acht Bundesländern ist die Umstellung bereits angelaufen, lernen die ABC-Schützen 

bereits die neuen Regeln. 

Auch die einschlägigen Lexika sind längst gedruckt. Bertelsmann rechnet bis Jahres-

ende mit dem Verkauf von einer Million Exemplare, der neue Duden wird bis dahin 

sogar mehr als zweimillionenmal über den Ladentisch gehen. ... Kernpunkt der 

Schriftstellerkritik sind die Kosten der Reform. Alles in allem sei die Umsetzung 

mehr als eine Milliarde Mark teuer, behauptet Denk. Den Preis zahlten Verbraucher 

und Kleinverlage; positiv sei die Reform nur für die, die an ihr verdienten: Druckerei-

en, Lexikon- und Schulbuchverlage. 

Sprachwissenschaftler Stickel nennt diese Schriftstellerhochrechnung „völligen Un-

sinn“. Die bisherigen Schätzungen variierten zwischen 30 und 300 Millionen Mark. 

Das alles seien allerdings weitgehend freihändige Kalkulationen. Eine exakte Schät-

zung sei unmöglich. Stickel: „Die Schulbücher werden ohnehin alle sechs Jahre neu 

überarbeitet, da gibt es keine zusätzlichen Kosten.“ 
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Am selben Tag wurde in der Presse Stellungnahmen von zwei Kultusministern veröffentlicht. 

Der Kultusminister von Sachsen-Anhalt, der damalige Vorsitzende der KMK Karl Heinz 

Reck, bezeichnete die Argumente der Reformkritiker als „unzutreffend“. Der bayerische Kul-

tusminister Hans Zehetmair teilte durch seinen Pressesprecher mit: „Ich habe den Eindruck, 

die Unterzeichner der ‚Frankfurter Erklärung’ kommen gerade von einem mehrjährigen Aus-

landsaufenthalt zurück“ (Münchner Merkur, 8.10.) und gab damit den ironischen Ton vor, mit 

dem sich die Reformbefürworter auch später des öfteren gegen die Kritik an der Rechtschreib-

reform zur Wehr setzten.  

Eine Sprecherin der KMK nahm auch zu den Kosten Stellung: „Die Rechtschreibreform, 

so die KMK-Sprecherin, gilt [man beachte das Präsens, obwohl der Einführungstermin der 1. 

August 1998 sein sollte] bindend nur für den Schulunterricht und die von Behörden verfaßten 

Texte. In allen anderen Lebensbereichen, ob Wirtschaftsleben, Presse oder privater Schrift-

verkehr sei die Übernahme der neuen Regeln freiwillig. Grundlos ist demzufolge auch die Be-

fürchtung, die Reform richte einen Millionenschaden an, da unzählige Bücher neu gedruckt 

werden müßten. Literarisch oder wissenschaftliche verfaßte Werke können ad infinitum der 

bisherigen Orthographie folgen oder auch bei Neuauflagen angepaßt werden ... Der Einfüh-

rungszeitraum der Reform ... sei überdies großzügig auf acht Jahre bemessen worden, einen 

Zeitraum, in dem Schulbücher turnusgemäß ausgewechselt würden, so daß auch hier keine 

Mehrkosten zu erwarten seien.“ (Die Welt 8.10.) 

Am 10. Oktober meldeten sich die Sprecher verschiedener Kultusministerien zu Wort und 

betonten: „Die Rechtschreibreform ist nicht mehr zu stoppen“ – so die Überschrift eines gro-

ßen dpa-Berichts in der Landshuter Zeitung:  

 

„Den Vorwurf, die Rechtschreibreform  koste die Steuerzahler Milliarden, wiesen die 

Landesministerien einhellig zurück. Die Übergangszeit bis zum Jahr 2005 sei so lang, 

daß Schulbücher im Rahmen des normalen Austausches auf die neue Schreibweise 

umgestellt werden könnten. Allerdings wurden nach Angaben des Nordrhein-

westfälischen Kultusministeriums allein im bevölkerungsreichsten Bundeslang 130 

Millionen Mark für Broschüren ausgegeben, um die Reform amtlich bekannt zu 

machen. Der Verband Bildung und Erziehung rechnet für Nordrhein-Westfalen mit 

einer halben Milliarde Zusatzkosten für neue Schulbücher. Aus den anderen 

Bundesländern waren keine konkreten Zahlen zu erfahren. Fast überall seien aber mit 

einer Auflage von 150 000 Informationsschriften für die Schulen aufgelegt worden ... 

In Bremen beginnen für Deutschlehrer bereits in diesem Jahr spezielle Fortbildungs-

veranstaltungen. ... Schon auf der Frankfurter Buchmesse hatten sich Verlage in einer 
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dpa-Umfrage kritisch zu der geplanten Reform geäußert. So bezifferten allein die 

Schulbuchverlage, die mit der Umstellung besondere Probleme haben, die Kosten für 

die Anpassung eines Titels auf 18 000 Mark. Hochgerechnet mache das bei 80 Verla-

gen mindestens 300 Millionen aus. Das Haus Langenscheidt (München) geht bei-

spielsweise von fünf bis zehn Millionen Mark Kosten aus. In etwa fünf Jahren wür-

den fast alle der über 3500 Titel umgestellt.“ (Landshuter Zeitung, 10.10.1996) 

 

In diesem Bericht sind einige Kosten genannt, die später nie mehr genannt wurden, vor allem 

die Ausgaben für „Informationsbroschüren“ (vgl. dazu Kapitel IV 7, S. 101). 

Auch Hermann Unterstöger meldete sich in der Süddeutschen Zeitung zur Kostenfrage zu 

Wort: „Was die Kosten der Reform angeht, so wird sich kein Vernünftiger auf Zahlen festle-

gen wollen, so daß das Munkeln mit Millionen von Arbeitsstunden und Milliarden von DM 

zwar publikumswirksam, aber auch unverantwortlich ist. Aus der Praxis weiß man, daß die 

Umlaufzeit von Schulbüchern – bei eifriger Nutzung – relativ kurz ist, woraus folgt, daß de-

ren sukzessive Umstellung auf eine andere Orthographie keine allzu dramatische Angelegen-

heit sein dürfte.“ („Wo waren die Dichter in den letzten Jahren?“ SZ, 12.10.1996)  

Nicht eine Festlegung auf Zahlen, wohl aber die Durchführung einer Kostenschätzung, ist 

aus ökonomischer Sicht jedoch ein absolutes „Muß“, egal wie „dramatisch“ die Angelegen-

heit auch ist. Nicht das Abschätzen von Kosten, sondern die Durchführung  größerer Projekte 

ohne Kosten-Nutzen-Analyse könnte man als unverantwortlich bezeichnen. 

Am Montag danach, am 14.10.1996, widmete der „Spiegel“ seine Titelgeschichte (Seiten 

262 bis 281) dem Thema Rechtschreibreform: „Schwachsinn Rechtschreibreform – Rettet die 

deutsche Sprache! – Der Aufstand der Dichter“. Zu den Kosten sagte der Schulbuch- und Li-

teraturverleger Michael Klett:  

 

„Verheerend wären die Folgen für den Schulbuchverlag. Die Reform ist bewußt oder 

unbewußt so subversiv angelegt worden, daß wir aus heutiger Sicht nicht eine kom-

fortable Übergangszeit von fünf bis sieben Jahren haben, sondern die Masse unserer 

Produktion schon vom 1. Januar 1997 an - nach jetzigen Berechnungen - in zwei bis 

vier Jahren umgestellt haben müssen. Es sieht so aus, daß wir auch Physik- und Erd-

kundebücher mit einbeziehen müssen. Unsere Verlustrechnungen wegen der wegzu-

werfenden Lagerbestände belaufen sich auf Größenordnungen zwischen 25 und 40 

Millionen Mark – unglaublich, wie verantwortungslos hier mit uns umgesprungen 

wird (...).“  
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Einen Tag später, am 15. Oktober 1996, veröffentlichte das Institut für deutsche Sprache eine 

scharfe Presseerklärung (Titel „Was manche Schriftsteller alles nicht wissen“, vgl. Stenschke 

345f.): „Mit Verwunderung nimmt das Institut für deutsche Sprache die verbale Aufgeregthei-

ten zur Kenntnis, mit denen zur Zeit Schriftsteller auf die in den deutschsprachigen Ländern 

längst [!] beschlossene und an der Mehrzahl [?] der deutschen Schulen bereits praktizierte 

Neuregelung der deutschen Rechtschreibung reagieren.“ Von den 30 Professoren, die die 

Frankfurter Erklärung schon bis zum 6.10. ebenfalls unterzeichnet hatten, war wohlweislich 

nicht die Rede. Um so mehr wurde betont, daß „namhafte Sprachwissenschaftler“ die Neure-

gelung erarbeitet hätten. Das Kostenargument schließlich wurde nicht einmal erwähnt. 

Am 22. Oktober brachte „Die Welt“ neue Zahlen:  

 

„Alte Schulbücher wurden ausgesondert – Kostenpunkt 25 Mio. DM bis 40 Mio. 

DM. Und die Überarbeitung und Neugestaltung der rund 30 000 Schulbücher schla-

gen bei den Schulbuch-Verlagen in diesem Jahr noch einmal mit rund 45 Mio. DM 

zu Buche. „Würde die Rechtschreibreform doch noch gekippt, wären diese gerade 

überarbeiteten Bücher wertlos“, sagt Andreas Baer, Geschäftsführer des Verbandes 

der Schulbuchverlage. Den Schaden, der der Branche dadurch entstehen würde, bezif-

fert er auf insgesamt mehr als 200 Mio. DM. Denn von den zwölf Millionen neuen 

Schulbüchern, die bereits gedruckt sind, liegen 8,4 Millionen noch in den Lagern der 

Verlage. Würden diese Bestände erneut zur Makulatur, wären vor allem kleine Verla-

ge in ihrer Existenz bedroht. ... Sollte die Reform tatsächlich zurückgenommen wer-

den, „müßten sich Bund und Ländern zu einer Entschädigung der Verlage entschlie-

ßen“, sagt Verbandsprecher Andreas Baer. ... Ähnlich sieht man es beim Cornelsen 

Verlag in Berlin, der zu den größten Unternehmen der Branche gehört. ... „Bis zum 

heutigen Tage haben wir bereits Tausende von Arbeitsstunden investiert. Drei neue 

Lektoren wurden eigens für die Kontrolle der überarbeiteten Bände eingestellt.“ ... 

Verunsichert sind auch die Käufer der neuen Rechtschreib-Nachschlagewerke, die 

vom Duden- und vom Bertelsmann-Verlag herausgegeben werden. Die verkaufte 

Auflage beider Werke hat Schätzungen zufolge die Grenze von drei Millionen Exem-

plaren überschritten. Bei Bertelsmann beobachtet man den Fortgang der  Diskussion 

mit großer Aufmerksamkeit. ... Beim Duden-Verlag gibt man sich eher gelassen. ... 

Ende des Monats erscheint der erste Band der neuen Brockhaus-Enzyklopädie – 

schon in neuer Rechtschreibung.“  
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Die „Dresdner Erklärung“ der Kultusminister 

Am 25. Oktober 1996 reagierten die Kultusminister auf die „Frankfurter Erklärung“ mit einer 

„Dresdner Erklärung“ (vgl. Zabel 1996, 397 – 400).  

Darin hieß es ganz ähnlich wie ein Jahr zuvor: „Falsch ist der Vorwurf, daß durch die Neu-

regelung der Rechtschreibung Kosten in Milliardenhöhe entstehen werden. Falsch zunächst 

einmal deshalb, weil es nicht stimmt, daß literarische Bücher neu gedruckt werden müssen. ... 

Durch die neunjährige Übergangsfrist für die Neuregelung der Rechtschreibung können 

Schulbücher – mit Ausnahme der Rechtschreiblernmittel – weitgehend im normalen Erneue-

rungsturnus ersetzt werden. Der Austausch von Schulbüchern außerhalb des einschlägigen 

Sprachbuchbereichs der Grundschule und der Anfangsklassen der weiterführenden Schulen 

(das sind etwa 5% aller zugelassenen Lernmittel) allein wegen der Neuregelung ist nicht be-

absichtigt. Schulbücher, die das neue Regelwerk beachten, können grundsätzlich bereits vor 

dem Termin des Inkrafttretens der Neuregelung am 01.08.1998 genehmigt werden. Das be-

deutet, daß in Fällen turnusmäßiger Erneuerung aus sachlichen Gründen auch die Neurege-

lung der Rechtschreibung bereits vor 1998 eingearbeitet werden kann.“  

Wie vertragen sich solche Aussagen mit den Statements der Schulbuchverlage, die von ho-

hen Kosten berichten? Die Kultusminister gingen davon aus, daß die Schulen nicht mehr 

Schulbücher kaufen können als sonst. Sie können ihre Ausgaben also nur verlagern und kau-

fen also vorzugsweise Deutschbücher statt die Bücher anderer Fächer. Die zusätzlichen Aus-

gaben der Verlage müssen aber dennoch bezahlt werden.  

 

4. Der Streit bis zum Karlsruher Urteil (Juli 1998) 
 
Die „Dresdner Erklärung“, in der die Kultusminister die Argumente der Kritiker ablehnten 

oder übergingen, war nicht geeignet, den Unmut der Bürger zu besänftigen. Am 7.11.96 

reichte Friedrich Denk eine Klage beim Münchner Verwaltungsgericht ein, am 19.11. gründe-

te er in der Weilheimer Stadthalle die Initiative „WIR gegen die Rechtschreibreform“, am 

30.11. erschienen im „Münchner Merkur“ und in der „Süddeutschen Zeitung“ ganzseitige 

Anzeigen mit einem Aufruf zum Volksbegehren gegen die Rechtschreibreform in Bayern. 

Nur zwei Wochen später, am 14. Dezember 1996, war die nötige Stimmenzahl gesammelt, 

um ein Volksbegehren zu beantragen. Anfang Dezember hatte der Verleger Mathias Dräger 

(Leibniz Verlag) eine Volksinitiative in Schleswig-Holstein gestartet, im Februar folgten Prof. 

Carsten Ahrens (Physiker an der Uni Oldenburg) und Gabriele Ruta in Niedersachsen. 

Die Politiker blieben von der Heftigkeit und Breite der Kritik nicht unbeeindruckt.  

Finanzminister Theo Waigel sprach sich öffentlich für einen Stop der Reform aus, wurde  



 18

jedoch von Zehetmair und dann auch von Stoiber „ausgebremst“. Am 21. Februar 1997 stell-

ten 34 Bundestagsabgeordnete aller Parteien außer der PDS einen Gruppenantrag für eine 

Beendigung der Reform. 

Wenige Tage später tagte die KMK in Bonn und beharrte in allen Punkten auf der Recht-

schreibreform. Und am 25. März 1997 fand im IDS in Mannheim die konstituierende Sitzung 

der Zwischenstaatlichen Kommission für die deutsche Rechtschreibung statt. 

 

Die Bundestagsdebatten am 18. April 1997 und 26. März 1998 

Am 18. April 1997 – die Sitzung fand an einem Freitagnachmittag statt, weshalb nur wenige 

Bundestagsabgeordnete teilnahmen – kommt es zur Beratung des Gruppenantrags von Detlef 

Kleinert (FDP) u. a. im Deutschen Bundestag. Danach wird der Antrag an die Ausschüsse 

verwiesen. Als erstes befaßte sich der Haushaltsausschuß mit dem Thema. Am 15. Mai berich-

tete die Presse darüber: „Mehrheit im Haushaltsausschuß gegen Rechtschreibreform: Bonn, 14. 

Mai (AP) Im Haushaltsausschuß hat sich am Mittwoch eine Mehrheit dafür ausgesprochen, die 

umstrittene Rechtschreibreform zu stoppen ...“ (F.A.Z., 16.5.). Wie groß die Mehrheit war und 

ob außer der ebenfalls am 16.5. in der „Augsburger Allgemeinen“ genannten Begründung, „ein 

so weitreichender Eingriff in die Sprache dürfe nicht ohne Parlament erfolgen“, auch noch 

über die Kosten gesprochen wurde, ist nicht bekannt geworden. Es ist jedoch anzunehmen.  

Im Rechtsausschuß fand am 2. Juni eine Anhörung statt, bei der am Ende alle vier Verfas-

sungsrechtler der Auffassung waren, daß die Kultusminister nicht ermächtigt sind, eine so we-

sentliche Änderung per Erlaß zu regeln. Am 26.6. vertagte der Ausschuß jedoch seine Ent-

scheidung. Die endgültige Debatte fand erst fast ein Jahr später, am 26. März 1998, statt (vor-

her hatte sich der Bildungsausschuß für und der Rechtsausschuß gegen die Rechtschreibreform 

ausgesprochen). Sowohl die Reformkritiker als auch (mit sehr viel mehr finanziellen Möglich-

keiten) die Schulbuchverleger hatten sich an alle Bundestagsabgeordnete gewandt. Bei der ab-

schließenden Beratung am 26. März 1998 war nur zweimal von den Kosten die Rede: Der 

SPD-Abgeordnete Peter Enders (SPD) sagte am Ende seiner Ausführungen: „Wichtig ist, daß 

die Schulen, die die neue Schreibung schon eingeführt haben, mit ihr unbesorgt weiterarbeiten 

können. Im übrigen sind somit die Ausgaben für die Schulbücher – das ist vor allen Dingen für 

die Eltern und die Kommunen wichtig – nicht umsonst gewesen.“ 

Auch der Grünen-Abgeordnete Gerald Häfner kam darauf zu sprechen: „Ein Letztes noch 

zu den Kosten. Auch ich bin von den Schulbuchverlegern und anderen Verlegern angerufen 

worden. Ich will Ihnen erzählen, was sie mir erzählt haben. In meinem Bundesland zum Bei-

spiel, in Bayern, dürfen seit dem Beginn des letzten Schuljahres nur noch Schulbücher zuge-

lassen werden, in denen komplett die neue Rechtschreibung angewendet wird. Was ist pas-
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siert? – Sie haben für Physiklehrbücher, für Chemielehrbücher, für Mathematiklehrbücher 

Neuauflagen gemacht; sie sind auf den alten Auflagen in einem Wert von Millionen sitzenge-

blieben. Jetzt können sie die Neuauflagen nicht unter die Leute bringen, weil vieles von dem, 

was damals vorgeschrieben wurde, jetzt schon wieder verändert worden ist. (Zuruf von der 

SPD: Das schafft Arbeitsplätze!)“8  

 

Die Reform droht zu scheitern – die Reaktion der Schulbuchverlage und der Reformer 

Es gab in den Jahren 1997 und 1998 einige Ereignisse, die ein Scheitern der Rechtschreibre-

form wahrscheinlich erscheinen ließen, zumindest aber eine gründliche Überarbeitung. Immer 

dann war sofort von hohen Kosten die Rede: Ende Juni 1997 warnte ein Sprecher des Stutt-

garter Ernst Klett Schulbuchverlags vor den Kosten einer Reform der Reform: „Aber wenn an 

der Reform jetzt noch mal etwas geändert wird, ist das schlicht eine wirtschaftliche Katastro-

phe.“ Auch Fritz von Bernuth, Geschäftsführer des Berliner Cornelsen-Verlages und Vorsit-

zender des Verbandes der deutschen Schulbuchverleger, betonte die Kosten: „Es erscheinen 

bis Ende des Jahres zwischen 8.000 und 10.000 Schulbücher, in denen die neuen Kriterien be-

rücksichtigt sind. Das bedeutet Kosten zwischen 80 und 100 Millionen Mark.“ (Die Welt, 

23.6.97)  

Am 29. Juli 1997 gab das Verwaltungsgericht Wiesbaden als erstes Gericht Eltern recht, 

die wegen ihrer Kinder gegen die Rechtschreibreform geklagt hat. Es war der Auffassung, daß 

für eine „so wesentliche Änderung“ „ein förmliches Gesetz notwendig“ sei. (Süddeutsche 

Zeitung, 30.9.97). Auf dieses Urteil reagierte Fritz von Bernuth vom Cornelsen-Verlag und 

betonte: „Wir verkaufen wegen der Reform kein einziges Buch mehr. (...) Die Korrekturen 

könnten dann nach und nach eingearbeitet werden. Ich befürchte nur, daß die Kläger sich 

nicht darauf einlassen werden.“ (Die Welt, 5.8.97) 

Auch die Urheber der Reform meldeten sich zu Wort. Gerhard Augst, Vorsitzender der 

Kommission für die deutsche Rechtschreibung, sagte zum Beispiel im Oktober 1997 (laut 

IDS-Online): „Die Gegner der Neuregelung behaupten: Die Neuregelung der deutschen 

Rechtschreibung kostet Milliarden. Leider hat die Ständige Konferenz der Kultusminister der 

Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) noch keine seriöse Berechnung der Kosten 

vorgelegt. Richtig ist: Wenn die KMK die Kosten noch nicht seriös berechnet hat, dann ist die 

Angabe von „Milliarden“ auch nicht seriös. ... Die jetzt gekauften Rechtschreibwörterbücher 

betreffen also im Wesentlichen den Ergänzungs- und normalen Erneuerungsbedarf, wenn-

gleich für manche Kunden die Anschaffung eines neuen Wörterbuches auch durch die Neure-
                                                 
8 Text bei: http://uploader.wuerzburg.de/rechtschreibreform/v-debatte-98-3.html. 
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gelung motiviert gewesen sein mag. ... Die meisten Schulbücher werden nach fünf bis sechs 

Jahren ohnehin durch neue ersetzt. Sie [die KMK] hat den Einführungstermin von 1997 auf 

1998 verschoben, um den Verlagen eine Vorlaufzeit zu geben und den Schulen eine sinnvolle 

Kalkulation zu ermöglichen. Die Schulen haben nachweislich 1995 und 1996 mehr Physik- 

und Erdkundebücher, 1997 aber mehr Deutschbücher gekauft. Sie konnten also kostenbe-

wusst verfahren. Sie hat neue Schulbücher ab 1997 nur noch in neuer Rechtschreibung zuge-

lassen. Die Kosten für Schulbücher liegen in Hessen 1997 um 3 % bis 5 % höher als im Vor-

jahr. Diese jährliche Preissteigerungsrate ist seit 1990 festzustellen. Den Schulen sind also 

keine besonderen Kosten durch die Neuregelung der deutschen Rechtschreibung entstanden. 

(...) Im Übrigen ist festzuhalten: Die Ausgaben für die Schulbücher und die Rechtschreibwör-

terbücher sind gemacht. Eine Rücknahme der beschlossenen Neuregelung lässt diese Kosten 

nicht nur unsinnig werden, sondern erfordert darüber hinaus neue Mittel für die Rückumstel-

lung. Die Schulbuchverlage würden zumindest für die Neuzulassung vom Staat Ersatzansprü-

che stellen. Ebenso könnten Österreich und die Schweiz ihre Kosten für die Umstellung von 

Deutschland einfordern.“ (Zitate aus: Ruta-Ahrens, 1998) 

 

5. Die mündliche Verhandlung in Karlsruhe und das Urteil vom 14. Juli 1998 
 

Im Jahr 1998 war das wichtigste Ereignis die mündliche Verhandlung über die Verfassungs-

mäßigkeit der Rechtschreibreform vor dem Bundesverfassungsgericht am 12. Mai. Eingela-

den waren 13 Institutionen, Verbände und Vereine, von denen nur zwei der Rechtschreibre-

form gegenüber kritisch eingestellt waren: die Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung, 

vertreten durch ihren Präsidenten Prof. Christian Meier, und der Verein für deutsche Recht-

schreibung und Sprachpflege, vertreten durch den Erlanger Sprachwissenschaftler Professor 

Theodor Ickler. Eine Institution konnte als neutral eingestuft werden: der Bundesverband 

Deutscher Zeitungsverleger. Zehn Institutionen hatten sich seit 1996 immer wieder für die Re-

form ausgesprochen: die KMK, die Gesellschaft für deutsche Sprache, das Institut für deut-

sche Sprache, die Dudenredaktion, die GEW, der Verband der Schulbuchverlage, der Deut-

sche Philologenverband, der Deutsche Beamtenbund, der Bundeselternrat und (weniger deut-

lich) der Börsenverein des Deutschen Buchhandels. 

Verhandelt wurde nach einem Fragenkatalog, den der damalige Vizepräsident des Bundes-

verfassungsgerichts und Vorsitzender des 2. Senats Professor Hans Jürgen Papier am 25. 

März 1998 an die 13 Institutionen geschickt hatte. Fünf der 33 Fragen betrafen die „Wirt-

schaftlichen Auswirkungen der Rechtschreibreform und ihrer eventuellen Rücknahme“: 
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„1. In welchen Bereichen wurden bereits im Vorfeld der allgemeinen Einführung der 

Rechtschreibreform zum 1. August 1998 Investitionen im Hinblick auf die neuen Schreibwei-

sen getätigt? 

2. Kann das finanzielle Ausmaß dieser Investitionen beziffert werden?  

3. Mit welchen – zusätzlichen – Investitionen ist bei einer allgemeinen Einführung der 

neuen Rechtschreibregeln zum 1. August 1998 zu rechnen?  

4. Mit welchen wirtschaftlichen Folgen wäre bei einer Rücknahme der Reform zu rechnen?  

5. Inwieweit konnten schon getätigte und können künftig vorzunehmende Aufwendungen 

auf die Verbraucher abgewälzt werden?“  

In der mündlichen Verhandlung spielte die Kostenfrage (nach mündlicher Auskunft von 

Prof. Ickler) eine nur geringe Rolle. Das Verhältnis von Befürwortern und Kritikern der 

Rechtschreibreform hatte sich noch weiter verändert. Im BVG-Urteil vom 14. Juli 1998 hieß 

es dazu: „In der mündlichen Verhandlung am 12. Mai 1998 haben sich geäußert: die Be-

schwerdeführer, die Landesregierung Schleswig-Holstein, die Bundesregierung, die Nieder-

sächsische Landesregierung, die Landesregierung Nordrhein-Westfalen, die Kultusminister-

konferenz, das Institut für deutsche Sprache, die Gesellschaft für deutsche Sprache, die Du-

denredaktion, die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, der Deutsche Beamtenbund, der 

Deutsche Philologenverband, der Bundeselternrat, die Deutsche Akademie für Sprache und 

Dichtung, der Verein für deutsche Rechtschreibung und Sprachpflege, der Börsenverein des 

Deutschen Buchhandels und der Verband der Schulbuchverlage.“ (BVG-Urteil, 33f.) Das 

heißt, von den Beschwerdeführern abgesehen, 14 Befürworter und zwei Kritiker. Theodor 

Ickler berichtet in seinem Buch „Regelungsgewalt“ sogar, daß ihm und Prof. Christian Meier 

„etwa 50 Personen von der Reformseite gegenübersaßen, darunter die Kultusministerinnen 

Böhrk und Brunn.“ (Ickler 2001, 177)  

Wie das Urteil ausfallen würde, war nach der mündlichen Verhandlung kaum mehr frag-

lich. Die Sprecherin des Duden-Verlags sagte schon Ende Mai: „Wir sind jetzt aber sehr op-

timistisch, daß das Bundesverfassungsgericht am 14. Juli grünes Licht für die Rechtschreibre-

form geben wird.“ (Mannheimer Morgen, 27.5.98) Und der DUDEN-Verlag schrieb am 

1.7.98 (14 Tage vor der Karlsruher Entscheidung) an seine Händler: „Liebe Kolleginnen und 

Kollegen, wir gehen davon aus, dass dieses Urteil zugunsten der Kultusminister, also pro Re-

form, ausfallen wird. Einer amtlichen Einführung der neuen Rechtschreibung zum 1. August 

1998 steht dann nichts mehr im Wege. Bei einem positiven Urteil werden wir natürlich sofort 

(ab dem 15.07.98) mit unserer Werbekampagne beginnen. Nutzen Sie zum einen die Medien-

berichte, die diese Urteilsverkündung auslösen werden, und zum anderen unsere Anzeigen-

kampagne. (...) Dekorieren Sie Ihre Schaufenster entsprechend. Wir stellen Ihnen hierzu gerne 
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attraktives Dekomaterial lt. Anlage zur Verfügung. (...) Ihre Kunden, die bei Ihnen bereits die 

21. Auflage gekauft haben, hatten sich richtig entschieden, denn es gilt: DUDEN. Auf ihn 

können Sie sich verlassen. (...) Wir sind sicher, dass bei einem positiven Urteil trotz Sommer-

ferien der Abverkauf ein Erfolg werden wird.“ (Ruta, Ahrens 1998, 55) 

 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und seine Aussagen über die Kosten 

Am 14. Juli wurde das Urteil verkündet.9 Den Kultusministern wurde in allen Punkten ein-

stimmig recht gegeben. In den 170 Absätzen des Urteils ist auch von den Kosten Rede. Hier 

die wichtigsten Aussagen:  

„10. Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels weist in seiner Stellungnahme darauf 

hin, daß bei den Kinder- und Jugendbuchverlagen alle Neuerscheinungen und die meisten 

Neuauflagen älterer Titel in reformierter Schreibung erschienen seien. Wenn man von dem 

Mehraufwand an Arbeit für das Lektorat durch die Einarbeitung in die neue Rechtschreibung 

absehe, seien es vor allem die Neuauflagen, die den Verlagen zusätzliche Kosten verursach-

ten. Bei etwa 7.500 Neuauflagen und durchschnittlich 4.000 DM Kosten pro Band sei von 

Mehrkosten für die Umstellung in Höhe von rund 30 Mio. DM auszugehen. Ein Reformstopp 

würde den Verlust dieser Investitionen bedeuten. Hinzu kämen die Kosten für die Umstellung 

der in der neuen Rechtschreibung gedruckten Neuerscheinungen auf die bisher gültige 

Schreibung in Höhe von etwa 12 Mio. DM. Auch die Wörterbuchverlage müßten bei einem 

Reformstopp große Verluste hinnehmen. (106) 

11. Der Verband der Schulbuchverlage teilt mit, daß die Schulbuchverlage, bedingt durch 

die Rechtschreibreform, bis Ende 1997 etwa 100 Mio. DM an zusätzlichen technischen Ko-

sten aufgewandt hätten. Ein Reformstopp lasse diese Kosten sinnlos werden. Hinzu kämen 

unverkäufliche Lagerbestände im Wert von ungefähr 130 Mio. DM sowie erneute Umstel-

lungskosten von rund 100 Mio. DM. Diesen erneuten Investitionsbedarf könnten die Schul-

buchverlage in so kurzer Zeit nicht aufbringen. (107) 

12. Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger teilt mit, daß die Zeitungsbranche 

durch die Umsetzung der Rechtschreibreform mit Investitionskosten von rund fünf Mio. DM 

belastet werde. Dieser Betrag sei, bezogen auf den Gesamtumsatz der Branche, nicht sehr 

hoch. (108)“ 

Ganz unberücksichtigt blieb die Frage nach den durch den zeitlichen Aufwand entstande-

nen Kosten. Sie taucht nur indirekt auf, nämlich in der Feststellung über die Schüler: „Schul-

anfänger werden darüber hinaus durch die Reform nicht einmal zu einem Umlernen gezwun-

                                                 
9 Vgl. http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs19980714_1bvr164097.html. 
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gen.“ (Absatz 151) Dies ist auch die einzige Aussage, die man indirekt auf die Ämter und Be-

hörden beziehen könnte, deren etwa 4 Millionen Mitarbeiter durch die Rechtschreibreform in 

der Tat „zum Umlernen gezwungen werden“.  

Vor allem fällt aber auf, daß bezüglich der Kosten und des Aufwandes hauptsächlich zu-

rückgeblickt wird, obwohl die Vergangenheit nicht mehr zu beeinflussen ist. Abschreibungen 

sind jedoch selbstverständlich zu berücksichtigen. Gleichermaßen hätte für den Fall der Ein-

führung der Reform aber auch berücksichtigt werden müssen, wie sich der Wert der Bücher in 

bisheriger Schreibung (v. a. in Privatbesitz!) verändert bzw. mindert.  

Das BVG hätte bezüglich der Kosten auch ganz andere Fragen stellen können, zum Bei-

spiel: Welche finanziellen Investitionen, welcher Aufwand (Abschreibungen) und welche 

kalkulatorischen Kosten (Zeitaufwand) würden getätigt bzw. entstehen bei a) einer Einfüh-

rung der Rechtschreibreform oder bei b) einer Beibehaltung der bisherigen Schreibung (denn 

die Reform war zu diesem Zeitpunkt noch nicht „offiziell“ eingeführt)? Und vor allem: Wel-

cher Nutzen steht diesen jeweils gegenüber? 

Bezüglich der Grundrechte kommt das Bundesverfassungsgericht zu dem Urteil, daß die 

Rechtschreibreform „keinen berufsregelnden Charakter“ hat. Sie „bleibt vielmehr auf den Un-

terricht in den Schulen ausgerichtet [man beachte die Formulierung, die die Behörden aus-

spart] und löst kraft der ihr zugedachten [!] Vorbildfunktion lediglich mittelbar Folgewirkun-

gen in allen mit der Schriftsprache befaßten oder konfrontierten Bereichen aus. Bei Unter-

nehmen wie den genannten Verlagen verändern sich dadurch Marktdaten und Rahmenbedin-

gungen, was neue unternehmerische Entscheidungen erfordert. Gegen solche Veränderungen 

des Marktgeschehens schützt das Grundrecht der Berufsfreiheit nicht, selbst wenn sie vom 

Staat ausgehen (vgl. BVerfGE 37, 1 <17 f.>).“ (Absatz 154) 

Auch die wirtschaftliche Handlungsfreiheit ist laut BVG „nur durch Maßnahmen betroffen, 

die auf Beschränkung wirtschaftlicher Entfaltung sowie Gestaltung, Ordnung oder auch Len-

kung des Wirtschaftslebens angelegt sind oder sich in diesem Sinne auswirken (vgl.BVerfGE 

50, 290 <366>; 91, 207 <221> ).“ Davon könne „hier nicht die Rede sein“, so das BVG: „Die 

Einführung der Rechtschreibreform im Schulunterricht läßt die wirtschaftliche Entschei-

dungsfreiheit der Unternehmen, auf deren wirtschaftliche Betätigung sie zurückwirkt, unbe-

rührt. Diese sind nicht gehindert, sich unter Abwägung der damit jeweils verbundenen wirt-

schaftlichen Chancen und Risiken für oder gegen eine Umstellung ihrer Produkte und Unter-

nehmensabläufe auf die neue Rechtschreibung zu entscheiden. Soweit sich dies bei Schul-

buchverlagen aufgrund deren besonderer Marktstellung anders verhält, ist zu berücksichtigen, 

daß Art. 2 Abs. 1 GG dem Grundrechtsträger keinen Anspruch darauf verleiht, für das Ergeb-

nis wirtschaftlicher Betätigung einen Abnehmer zu finden.“ (Absatz 155)  



 24

6. Der Streit bis zur Umstellung der Presse (1.8.1999) und danach 
 

Die Karlsruher Richter, die einstimmig und in allen Punkten den Kultusministern recht gaben, 

konnten wohl kaum einen Kritiker überzeugen. Der Widerstand gegen die Rechtschreibreform 

hielt unvermindert an. Schon vor dem Urteil, am 3. Juni 1998, hatte die Initiative „WIR gegen 

die Rechtschreibreform“ in Schleswig-Holstein einen Volkentscheid durchgesetzt. Der Verle-

ger Mathias Dräger und seine Mitstreiter scheuten keine Kosten und Mühen, um die von ihm 

als überflüssig und schädlich angesehene Reform zu verhindern (vgl. Kap. IV 13, S. 118). 

Deshalb und weil die Umsätze aller Bücher in reformierter Schreibung stockten, kämpften 

die Schulbuchverlage mit allen Mitteln für die Rechtschreibreform (vgl. Kapitel IV 6, S. 89f.) 

und betonten immer wieder die schon getätigten Kosten und die zu befürchtenden Kosten bei 

einem Kippen der Reform.: „300 Millionen Mark steckte die Schulbuchbranche in die Um-

stellung. Millionen Schüler lernen heute danach. Daher bewerten wir die Diskussion darüber, 

sie eventuell wieder zu kippen, als unverantwortlich. Wir haben die Bundesländer wiederholt 

angemahnt, in dieser Frage eine verläßliche Politik zu betreiben. Übrigens machten wir keine 

Mark mehr Umsatz mit der Rechtschreibreform“ (Die Welt, 30.6.1998). So Fritz von Bernuth, 

Geschäftsführer des Cornelsen Verlages und Vorsitzender des Verbandes der deutschen 

Schulbuchverleger. 

Doch es gab auch andere Stimmen. Der Verband für Interne Kommunikation (VIKOM) in 

Österreich warnte vor den noch bevorstehenden Kosten: „Österreichs Wirtschaft droht durch 

die Umstellung auf die neue Rechtschreibung eine empfindliche Kostenbelastung in Milliar-

denhöhe.“ (Die Presse, 17.7.98)  

Trotz aller Proteste (noch am 28. Juli 1998 hieß es in der Süddeutschen Zeitung: „Namhaf-

te deutsche Autoren haben Politiker und Verleger ... erneut dazu aufgefordert, die Recht-

schreibreform nicht einzuführen“) wird die „Neuregelung der deutschen Rechtschreibung“ am 

1. August 1998 an allen Schulen in Deutschland, Österreich, Liechtenstein und der deutschen 

Schweiz sowie in den Behörden von neun der 16 Bundesländer verbindlich.  

Der Widerstand hörte gleichwohl nicht auf. 

Am 27. September desselben Jahres fand gleichzeitig mit der Bundestagswahl in Schles-

wig-Holstein der Volksentscheid zur Rechtschreibreform statt. Trotz eines verwirrenden 

Stimmzettels (es gab drei Antwortmöglichkeiten, nur die erste zählte gegen die Rechtschreib-

reform) stimmten 56,4 % der Bürger gegen die Rechtschreibreform und nur 29 % für sie. 

Trotz dieses eindeutigen Votums wurde der Volksentscheid nach nicht einmal einem Jahr, am 

17. September 1999, vom Kieler Landtag einstimmig rückgängig gemacht, eine schwarze 

Stunde in der Geschichte des deutschen Demokratie – und leider auch der Presse, die diese 
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Rücksichtslosigkeit gegenüber dem Volkswillen nahezu unkommentiert ließ. Freilich hatte 

die Presse selbst schon vorher kapituliert. 

Das entscheidende Datum war nämlich der 1. August 1999. An diesem Tag stellten die 

deutschsprachigen Nachrichtenagenturen, die sich dabei auf eine Kundenbefragung beriefen 

(die Zeitungen wurden befragt, nicht ihre Leser), und sämtliche deutschen Tageszeitungen 

außer der „Jungen Welt“ auf die reformierte Schreibung um und paßten – mit wenigen Aus-

nahmen (Bonner Generalanzeiger, Leipziger Volkszeitung) – auch vom ersten Tag an die Le-

serbriefe der Reformschreibung an. Wie diese Kapitulation der gesamten Presse, die nach al-

len Aussagen der Kultusminister und der Gerichte von der Rechtschreibreform nicht betroffen 

sein sollte, möglich wurde, wird sich möglicherweise nie feststellen lassen. Sicher ist nur, daß 

eine öffentliche Kritik an der Rechtschreibreform nach dem 1. August 1999 längere Zeit nicht 

mehr möglich war. Erst recht war von den Kosten der Rechtschreibreform in diesem und im 

nächsten Jahr kaum mehr die Rede (obwohl selbstverständlich laufend Kosten entstanden).  

Doch die Ablehnung in der Bevölkerung wurde kaum geringer. Denn erst jetzt konnten 

sich alle ein Bild von den Auswirkungen der Rechtschreibreform machen. So verglich der 

Münchner Lektor Wolfgang Wrase mit größter Genauigkeit zwei Ausgaben der Süddeutschen 

Zeitung, „eine von Anfang 1998, also in alter Rechtschreibung, eine von Mitte 2000, also 

nach der Umstellung. Das Ergebnis: Die Fehlerzahl hat sich in den Bereichen, die durch die 

Reform geändert wurden, verfünffacht“, nämlich „262 (neu) zu 51 (alt).“10  

 

7. Die F.A.Z. kehrt zurück (1.8.2000) – die Reaktion der Schulbuchverlage 
 

Am besten lernten natürlich die Journalisten selbst die neue Rechtschreibung kennen, auch 

wenn sie, wie viele, bei der herkömmlichen blieben und es dem Computer überließen, ihre 

Texte anzupassen. Aus der Erfahrung mit der Rechtschreibreform ergab sich bei der Frank-

furter Allgemeinen Zeitung im Frühjahr 2000 der interne Beschluß, zur klassischen Recht-

schreibung zurückzukehren, was Ende Juli angekündigt und am 1. August 2000 vollzogen 

wurde. Die Reaktion der Leser war überschwenglich positiv. Die Hoffnung, daß andere Zei-

tungen folgen würden, war jedoch vergebens. Dabei mögen Eitelkeiten oder politische Gesin-

nungen eine Rolle gespielt haben, wichtig waren aber auch die pausenlosen Bemühungen auf 

Seiten der Reformbefürworter. In einem Aufsatz über „Die Schulbuchverleger und die Recht-

schreibreform“ vom 10.6.2005 zitiert Theodor Ickler aus dem Jahresbericht des „Verbands 

der Schulbuchverlage“ (VdS):  

                                                 
10 Text bei: http://www.tu-berlin.de/fb1/AGiW/Cricetus/SOzuC1/SOVsRSR/ArchivSO/RSinSZ.htm. 
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„Vorstand und Geschäftsführung hatten im Sommer des vergangenen Jahres ständig 

Aufklärungsarbeit gegenüber den Medien zu leisten und vor allem in dieser als sehr kri-

tisch zu bewertenden Situation ständig auf die Länder einzuwirken, damit nicht Einzelne 

aus der einheitlichen Linie für die Reform aus populistischen Gründen ausscheren. Wir 

haben also nicht allein auf die Kultusminister, sondern auch auf alle Ministerpräsidenten 

der Länder massiv eingewirkt und diese in die Öffentlichkeit gezwungen mit klaren und 

unmißverständlichen Erklärungen zu einer Reformumsetzung. Parallel dazu haben wir 

unsere alte „Verbändeallianz“ erneut mobilisiert, nämlich Lehrer- und Elternorganisa-

tionen, die sich auch prompt auf unsere Seite stellten, die durch die „FAZ“ ausgelöste 

Diskussion als unnütz deklarierten, für eine Beibehaltung der Reform votierten und uns 

somit eine sehr wichtige politische wie mediale Schützenhilfe gaben. 

Der neue öffentliche Streit hielt Gott sei Dank nicht allzu lange an. Die Politik lehnte 

mit ein paar dürren Pressestatements die Forderungen der Kritiker nach einer Rücknah-

me der Reform ab; was aber viel wichtiger war, war das Faktum, dass das Vorbild der 

„FAZ“ keine Nachahmer fand und auch etliche andere große und überregionale Medien 

der „FAZ“ nicht folgten, sondern sich im Gegenteil vom Vorstoß der Frankfurter distan-

zierten. Somit war diese Zeitung politisch weitgehend isoliert und nach sechs Wochen 

Aufregung war wieder Ruhe eingekehrt. Es war dann im Ergebnis so, wie es realiter gelau-

fen ist; ich möchte allerdings nicht wissen wie die Öffentlichkeit und unsere geneigten Kul-

tusminister reagiert hätten, hätte sich die „FAZ“ vorab mit Spiegel, Focus und der Süddeut-

schen und vielleicht noch den Agenturen auf eine gemeinsame Attacke verabredet. 

Jetzt ist es so, dass der Alltag wieder eingekehrt ist. Unser Verband wurde Ende 2000 in 

den Beirat zur Zwischenstaatlichen Kommission berufen, Herr Banse vertritt dort unsere 

Interessen und wacht darüber, dass uns allen nichts Unangenehmes passiert.“ (Wolf Die-

ter Eggert: Jahresbericht VdS 2001)11 

 

Die genannte „Aufklärungsarbeit“ hatte Wolf Dieter Eggert u. a. in der Wochenzeitung Die 

Woche geleistet. Die Woche hatte bekanntlich schon an Weihnachten 1996 auf die reformierte 

Schreibung umgestellt, was ihr Chefredakteur Manfred Bissinger zwei Jahre nach dem Ende 

dieser Zeitung (März 2002) ausdrücklich bedauerte.12 In der Woche hieß es am 4.8.2000: „Für 

‚geschickt inszeniert, aber völlig aussichtslos’ hält Wolf Dieter Eggert, Vorsitzender des Ver-

bandes der Schulbuchverlage, den neuen Rückwärts-Vorstoß: Schon seit vier Jahren werden 

die entrümpelten Rechtschreibregeln an den Schulen gelehrt, die Schulbücher seien komplett 

                                                 
11 Quelle: http://www.sprachforschung.org/ickler/index.php?Show =news&id=132. 
12 „Den Entschluss von damals ... betrachte er im Nachhinein als verkehrt.“ (Ickler 2006, 150). 
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umgestellt, was die Verlage 500 Millionen Mark gekostet habe. (...) Kinder, die seit Jahren 

problemlos nach neuen Regeln schreiben, halten Sie für verrückt, wenn Sie denen wieder mit 

den alten kommen.“ (Archiv Denk) 

Eine von Kritikern der Rechtschreibreform initiierte und am 19. August 2000 durchgeführ-

te Umfrage unter Zeitungslesern großer Tageszeitungen, die in ganzseitigen Anzeigen gefragt 

wurden: „Soll die Rechtschreibreform zurückgenommen werden?“, ergab jedoch weiterhin 

ein eindeutiges Meinungsbild gegen die Reform: Von den 95 236 Teilnehmern sprachen sich 

98,6 Prozent schriftlich für die Rücknahme der Rechtschreibreform aus: bei der Süddeutschen 

Zeitung 97,4 % der Leser, bei der Berliner Zeitung und der Nordwestzeitung 98,5 %, beim 

Münchner Merkur 99,13 %, bei der F.A.Z. 99,15 % und bei der „Welt“ 99,34 %. 

 

8. Die Reform wird erstmals reformiert (2004) 
 

Zwar folgte zunächst keine andere Zeitung der F.A.Z., doch die Kritik an der Rechtschreibre-

form, vor allem an den Regelungen der Getrennt- und Zusammenschreibung, verstummte kei-

neswegs. In diesem Bereich hatte die „Zwischenstaatliche Kommission für die deutsche 

Rechtschreibung“ schon im Januar 1998 Änderungsvorschläge gemacht („besorgniserre-

gend“, „fertigbringen“ und „sogenannt“ u.a. sollten wieder zugelassen werden), doch eine 

Fachkonferenz der Kultusminister, die Amtschefskonferenz der Kultusminister und die KMK 

lehnten die Korrekturvorschläge am 4., am 6. und am 26.2.1998 mit der Begründung ab, daß 

das „neue Regelwerk ... einer kritischen Überprüfung standhält“.13 Mit dieser Ablehnung 

wurde das Problem nur verschoben. Im 3. (wiederum vertraulichen) Bericht der Recht-

schreibkommission vom 15. Dezember 2001 wurden verschiedene Probleme („er tut mir sehr 

Leid“) wiederum angesprochen (vgl. Ickler 2001, 297ff.), doch erst der 4. Bericht vom De-

zember 2003 schlug noch einmal Änderungen vor (vgl. Ickler 2005, 100ff.). Vor allem bei der 

Getrenntschreibung, aber auch bei der Großschreibung sollten herkömmliche Schreibungen 

wieder erlaubt werden. Daraufhin schrieb der Geschäftsführer des Verbands der Schulbuch-

verleger am 19.2.2004 einen Brief an die KMK-Vorsitzende Doris Ahnen und warnte vor Än-

derungen, vor allem aber vor einer Rücknahme der Rechtschreibreform: „Durch einen Be-

schluss der Rückkehr zur alten Rechtschreibung würden Lernmittel im Wert von ca. 1,4 

Mrd. EUR pädagogisch wertlos bzw. stark entwertet.“ (Ickler, Die Schulbuchverleger) Dies 

kommentiert Theodor Ickler in seinem o. g. Aufsatz so: „Tatsächlich hat der Verband auf 

Vorschläge, über einen günstigeren oder sogar kostenlosen Weg der Rückkehr nachzudenken, 

                                                 
13 Pressemitteilung der KMK vom 12.2.1998 (vgl. Ickler 2001, 166ff.). 
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nie reagiert. Träfe seine Berechnung zu, wäre auch die Einführung der Reform bereits mit 

entsprechenden Kosten verbunden gewesen – eine immerhin interessante Tatsache, weil es of-

fizielle Berechnungen zu dieser Frage überhaupt nicht gibt. Mit 2,8 Mrd. DM allein für ent-

wertete Lernmittel käme man leicht zu einem zweistelligen Betrag für die Gesamtkosten der 

Reform und damit in die Nähe der gewagtesten Schätzungen von damals“.14 Trotz dieses Pro-

tests wurden zahlreiche Änderungen im „Regelwerk“ vorgeschlagen, die sich im 23. Duden 

niederschlugen, der im August 2004 erschien. 

 

9. Die Rückkehr des Springer-Verlags (2004) 
 

Kurz davor hatten der Axel-Springer-Verlag, der Spiegel und die Süddeutsche Zeitung (und 

nach ihnen auch der Rheinische Merkur) eine Rückkehr zur herkömmlichen Schreibung ange-

kündigt. Tatsächlich stellten die Zeitungen und Zeitschriften des Springer-Verlags im August 

2004 ihre Schreibung um. Die anderen jedoch zögerten. In diesem Moment kündigten die 

Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung und die Berliner Akademie der Künste eine 

Pressekonferenz in Berlin an, um zum wiederholten Mal einen „Kompromißvorschlag“ zur 

Rechtschreibreform vorzustellen, der – so hieß es in der Einladung zur Pressekonferenz –  

„besonders sichtbare Züge der Neuregelung bestehen läßt, ... allem voran die Ersetzung des ß 

nach Kurzvokalbuchstaben durch ss ... Dadurch wird vermieden, daß beispielsweise Schulbü-

cher neu gedruckt werden müssen.“  

 

Die Reaktion der Autoren 

Die Auswirkungen auf die Literatur wurden nicht erwähnt. Deshalb protestierten 37 Mitglie-

der der beiden Akademien in einer Pressemitteilung gegen diesen Kompromiß. Da darin auch 

auch von den finanziellen Folgen die Rede ist, sei sie hier vollständig zitiert (Archiv F. Denk): 

„Anläßlich der Pressekonferenz der Orthographie-Kommission der Deutschen Aka-

demie für Sprache und Dichtung am Montag, 30.8., in der Berliner Akademie der 

Künste weisen die 37 unterzeichnenden Mitglieder der Berliner Akademie und der 

Deutschen Akademie für Sprache und Dichtung darauf hin,  

1. daß die Rechtschreibreform im Verlagswesen nicht nur die Schulbuchkonzerne 

betrifft, die wegen häufiger Lehrplanänderungen die Schulbücher ohnehin immer 

wieder neu drucken müssen und können, sondern auch die Literaturverlage. Diese ge-

                                                 
14 Quelle: http://www.sprachforschung.org/ickler/index.php?Show =news&id=132. 
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raten bei einer endgültigen Durchsetzung der „Neuregelung“ in die Zwangslage, 

Neuauflagen ihrer Bücher entweder in der bisherigen, dann von Amts wegen fehler-

haften Schreibung nachzudrucken oder mit hohen Kosten neu zu setzen; 

2. daß die Rechtschreibreform seit 1996 zur Aussonderung zahlloser Kinder- und Ju-

gendbücher aus Bibliotheken geführt hat und am Ende der Übergangsfrist zu einer 

schlagartigen Wertminderung aller privaten wie öffentlichen Buchbestände führen wird, 

die als orthographisch „fehlerhaft“ und für Schüler nicht empfehlenswert gelten werden;   

3. daß der vernünftigste Weg aus der verfahrenen Situation, in die die zwischen-

staatliche Rechtschreibkommission der Kultusminister die Sprachgemeinschaft ge-

bracht hat, eine völlige Rücknahme der überflüssigen, inhaltlich verfehlten und sehr 

viel Geld und Arbeitskraft kostenden Rechtschreibreform ist. Eine Rücknahme der 

Reform, die viel leichter wäre als ihre trotz aller Maßnahmen noch immer nicht ge-

lungene Einführung, entspräche dem erkennbaren Willen der großen Mehrheit der 

Bürger in Deutschland, Österreich und der Schweiz und wäre deshalb ein wichtiger 

Beitrag zur demokratischen Kultur. 

 

Wulf Kirsten, Michael Krüger, Reiner Kunze, Guntram Vesper (Erstunterzeichner); 
Hans Bender, Elisabeth Borchers, Vicco von Bülow, Karl Dedecius, Tankred Dorst, 
Ralph Dutli, Prof. Joachim Fest, Christoph Geiser, Georges-Arthur Goldschmidt, 
Günter Grass, Prof. Walter Grasskamp, Prof. Peter Gülke, Erich Hackl, Michael 
Hamburger, Peter Hamm, Ludwig Harig, Thomas Hürlimann, Elfriede Jelinek, Prof. 
Joachim Kaiser, Prof. Friedhelm Kemp, Thomas Kling, Günter Kunert, Siegfried 
Lenz, Prof. Hans Maier, Prof. Odo Marquard, Christoph Meckel, Oskar Pastior, Ar-
nold Stadler, Martin Walser, Michael Walter, Prof. Harald Weinrich, Hans Woll-
schläger, Prof. Bernhard Zeller“ 

 

Auch auf der Frankfurter Buchmesse wurde noch ein Versuch gemacht, die Rechtschreibre-

form zu stoppen. Auf einem dort verteilten Flugblatt „14  Argumente für die Rücknahme der 

Rechtschreibreform“ vom 4. Oktober 2004 (unterzeichnet von Carsten und Gabriele Ahrens, 

Friedrich Denk, Matthias Dräger, Theodor Ickler und anderen) hieß es zu den Kosten: 

„2. Die Rechtschreibreform verursacht ständig neue Kosten. Bisher waren vor allem 

Kinder-, Schul- und Wörterbuchverlage und die Käufer ihrer Bücher betroffen. Millio-

nen von Rechtschreibwörterbüchern wurden gekauft, die wegen der längst erwarteten 

und im 23. Duden vollzogenen Revisionen wertlos geworden sind. Sollen wir jetzt neue 

kaufen, die bald wieder überholt sein werden? Weitere Millionenausgaben stehen bevor, 

wenn bei einer endgültigen Durchsetzung der Rechtschreibreform die Literaturverlage 

in die Zwangslage geraten, Neuauflagen entweder in der dann „amtlich“ fehlerhaften 

Schreibung nachzudrucken oder mit hohen Kosten neu zu setzen. Hinzu kommt die 
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Entwertung der Lagerbestände. Und wer bezahlt die Millionen Arbeitsstunden, die für 

das Umlernen vergeudet wurden und werden? 

12. Ein „Kompromiß“ kostet weit mehr als die völlige Rücknahme. Denn auch bei ei-

nem „Kompromiß“ müßten Wörter-, Lehr- und Kinderbücher neu gesetzt werden, au-

ßerdem aber auch Neuauflagen der bisher unveränderten literarischen Bücher, die nur 

bei einer völligen Rücknahme ihren Wert behalten.“ (Archiv Denk) 

Diesem Flugblatt folgte der „Frankfurter Appell“ vom 6. Oktober 2004, der in wenigen Tagen 

von 250 Persönlichkeiten unterzeichnet wurde, unter ihnen 80 Autoren (wie Ilse Aichinger, 

Enzensberger, Grass, Grünbein, Kunert, Kunze, Siegfried Lenz, Mosebach, Wallraff, Walser 

und Christa Wolf), 83 Verleger (unter ihnen Wolfgang Balk (dtv); Ulla Berkewicz (Suhr-

kamp), Dr. Hans Dieter Beck, Dr. Wolfgang Beck, Daniel Keel (Diogenes), Prof. Michael 

Klett, Michael Krüger (Hanser) und Bernd F. Lunkewitz (Aufbau)) und 56 Wissenschaftler, 

Publizisten und Kritiker, unter ihnen die Professoren Arnulf Baring, Joachim Fest, Iring Fet-

scher, Norbert Frei, Wolfgang Frühwald, Joachim Kaiser, Christian Meier, Elisabeth Noelle-

Neumann, Marcel Reich-Ranicki, Horst Eberhard Richter und Kurt Sontheimer. Sie alle ap-

pellierten an die Ministerpräsidenten und Kultusminister, „weitere, unabsehbare Kosten zu 

vermeiden und nach acht Jahren zunehmender Verwirrung das Experiment Rechtschreibre-

form zu beenden.“  

 

Die Reaktion der Schulbuch- und Wörterbuchverlage 

Gleichzeitig entfalteten die Reformbefürworter, die über weit mehr Möglichkeiten verfügten 

als die Reformkritiker, die sich fast immer als einzelne Bürger zu Wort gemeldet haben, in-

tensive Aktivitäten, von denen bei weitem nicht alle bekannt wurden.  

Auf einer Internet-Seite der Tagesschau vom 14.8.2004 unter dem Titel „Rechtschreibre-

form – Schulbücher zu Altpapier?“15 kamen verschiedene Verlage zu den Kosten zu Wort: 

„Seit dem Vorstoß von Spiegel und Springer, zur alten Rechtschreibung zurückzu-

kehren, wird in den Finanzabteilungen der Verlagsbranche fieberhaft gerechnet. Der 

Frankfurter Verband für Bildungsmedien (VdS) bezifferte die Kosten für eine Rück-

nahme der Reform bei den Schulbüchern auf insgesamt 250 Millionen Euro, wenn die 

Schulbücher auf einen Schlag umgestellt werden müssten. Gegenüber tagesschau.de 

bekräftigte Rino Mikulic vom VdS die Kostenschätzung des Verbandes. Dabei wür-

den die Investitionskosten für die Korrektur der Bücher mit 60 Millionen Euro veran-

schlagt. Die Makulierung, das heißt das Einstampfen der Lagerbestände, würde mit 

                                                 
15 (http://www.tagesschau.de/aktuell/ meldungen /0,1185,OID3508956_TYP_THE_NAV_REF4,00.html). 
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ca. 190 Millionen Euro zu Buche schlagen. Die Einschätzung der Korrekturkosten be-

ruht auf einer genauen Kostenerhebung, die der VdS im Rahmen der Anhörung zur 

Klage gegen die Rechtschreibreform beim Bundesverfassungsgericht 1998 unter den 

Verlagen ermittelt hatte. Schon bei der Umstellung auf die „neue Rechtschreibung“ 

wurden Bearbeitungskosten von durchschnittlich 12.000 DM pro Schulbuch-Titel er-

rechnet. Wenn der VdS jetzt von 6.000 EUR Umstellungskosten pro Titel ausgehe, 

dann seien die Preissteigerungen noch nicht eingerechnet. 

Klett-Verlag befürchtet 45 Millionen Euro an Kosten 

Nach der Reform der Rechtschreibung und der Einführung des Euro müssten sie zum 

dritten Mal einen großen Teil ihres Angebotes korrigieren. Hannelore Ohle-

Nieschmidt vom Klett-Verlag geht davon aus, aus, dass etwa 50 Prozent der Verlags-

titel betroffen sind, also etwa 4500 Titel. Die Umstellungskosten liegen bei 10.000 

Euro pro Titel. Die würden sich auf rund 45 Millionen Euro belaufen, zudem könnte 

der Verlag Lagerbestände im Wert von 35 Millionen wegwerfen.16 

Der Schulbuchverlag Westermann etwa kalkuliert mit Umstellungskosten von 6000 

Euro je Titel. Bei 10.000 Titeln käme man auf eine Summe von 60 Millionen Euro. 

Selbst wenn dieser Betrag nicht auf einmal anfalle, werde der Verlag dadurch vorü-

bergehend in den Verlust getrieben, so Ulrike Jürgens, die in der Geschäftsführung 

von Westermann für die Schulbuchverlage verantwortlich ist. Auch der Fachverlag 

Springer Science und Business Media, der sechstgrößte Fachinformationsanbieter der 

Welt, befürchtet einen „erheblichen Kostenfaktor“. 

Oldenbourg-Verlag befürchtet „Katastrophe“ 

Der Verleger des Oldenbourg Schulbuchverlags, Wolfgang Dick, spricht von einer 

„Katastrophe“. „Das würde für uns Kosten von mindestens sieben Millionen Euro be-

deuten.“ Übergangsfristen lehnt er im Gegensatz zu einigen seiner Kollegen ab. „So-

lange eine ganze Nation einen Sport darin sieht, Schulen zu verklagen, wenn die Kin-

der durch Prüfungen fallen, wird sich keiner mit alten Lehrbüchern zufriedengeben.“ 

Die Kosten entstehen zum einen dadurch, dass Schulbuch- wie auch Kinderbuchver-

lage voraussichtlich einen Großteil ihres Bestands an Titeln abschreiben müssten. 

                                                 
16 Am 6. August hatte der Eigentümer des Klett-Verlags Prof. Michael Klett in einem Interview mit der F.A.Z. 
die Kosten einer Rückumstellung freilich relativiert. Auf die Frage „Würde es denn wirklich so teuer, wenn die 
Ministerpräsidenten sich zur Rücknahme entschlössen?“ hatte er geantwortet: „Das kommt ganz darauf an. Es 
wird bestimmt sehr teuer, wenn die alte Rechtschreibung mit einem Schlag wiedereingeführt würde.“ – „Sie 
würden sich also eine lange Übergangsfrist wünschen?“ – „Ich hätte zwei Ideen. Zum einen brauchten wir eine 
Übergangszeit, wo die Rücknahme in kleineren Schritten vorgenommen wird ... Zum anderen sollte der Staat 
den großen Schulbuchverlagen eine Kartellerlaubnis geben, die schrittweise Anpassung selbst festzulegen.“ 
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Schulen und Eltern massiv geschädigt 

In Niedersachsen und im Saarland müssten die Kosten von den Eltern bezahlt wer-

den, da es dort keine Lernmittelfreiheit mehr gäbe. In den anderen Bundesländern 

müssten die Lernmitteletats der Länder oder Kommunen drastisch angehoben werden 

– allein um neue Schulbücher für die rechtschreibsensiblen Bereiche anschaffen zu 

können. Allein 2003 lagen die privaten Ausgaben für Lernmittel bundesweit bei 200 

Millionen Euro. Auch diese Bücher würden durch einen Rückkehrbeschluss sofort 

entwertet und ließen sich dann nicht mehr an Geschwister weitergeben oder auf 

Schulbuchbörsen verkaufen. Auch die Schulen würden massiv geschädigt. Bücher in 

neuer Rechtschreibung zum Einkaufspreis von rund zwei Milliarden Euro wür-

den sofort entwertet werden. 

Random House: Schaden wäre überschaubar 

Nach der ersten Aufregung mehren sich in der Branche indes auch die Stimmen, die 

eine Rücknahme für ökonomisch vertretbar halten. Der Verleger der Bertelsmann-

Buchsparte Random House, Klaus Eck, hält den Schaden für überschaubar, solange 

die Reform schrittweise zurückgeführt werde. 

Neue Übergangsregelung bei Umstellung 

Auch der Verband [Anm.: gemeint ist „Verein“] für deutsche Rechtschreibung und 

Sprachpflege (VRS) spricht lediglich vom einem Schreckgespenst. Die Schulbuch-

verlage hätten offensichtlich angenommen, dass bei einer Rücknahme der Reform al-

le Schulbücher von einem Tag auf den anderen ausgetauscht werden müssten. Doch 

nichts spreche dagegen, einen großzügigen Übergangszeitraum zu schaffen. Als die 

Verlage ihre Schulbücher auf „neue“ Rechtschreibung umgestellt hätten, sei es um 

völlig unerprobte Regelungen gegangen, was einen hohen Arbeitsaufwand erfordert 

habe. Bei einer „Rückumstellung auf das Bewährte“ gäbe es solche Erschwernisse 

nicht. In vielen Fällen dürften die Schulbuchtexte und Druckvorlagen früherer Aufla-

gen noch in den Archiven der Verlage bereitliegen. Unabsehbare Kosten fielen aller-

dings bei einer Fortsetzung des Reformkurses an, da weitere Änderungen des Regel-

werks und der Schreibweisen geplant seien. 

Duden-Verlag bleibt gelassen 

Gelassen verfolgt der Duden-Verlag die Debatte. Im Gegensatz zur ersten Diskussion 

um die Rechtschreibreform vor einigen Jahren zeigten sich die Konsumenten nicht 

verunsichert und kauften eifrig die derzeit gültige Duden-Ausgabe, so der Leiter der 

Duden-Redaktion, Matthias Wermke. Am 28. August soll, wie geplant, die überarbei-

tete Neuauflage in die Läden kommen.“ 
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Theodor Ickler schreibt über die weitere Entwicklung folgendes: „Am 1.10.2004 gelang es 

dem VdS, noch einmal seine „Verbändeallianz“ zu einer Pressekonferenz in Berlin zusam-

menzuführen, an der auch die KMK-Präsidentin Ahnen und ihre Stellvertreterin, die hessische 

Kultusministerin Karin Wolff, teilnahmen. Alle rühmten einhellig die Reform sowie den ge-

rade beschlossenen „Rat für deutsche Rechtschreibung“ und beschworen neue Gefahren, falls 

sie zurückgenommen würde. 

Der Verband lobt ausdrücklich die Ministerin Wolff, die als „Meinungsführerin zum The-

ma Rechtschreibreform“ eine Aktion „Ja – zur Rechtschreibreform“ initiiert habe. Im No-

vember richtete Frau Wolff einen dringlichen Brief an Angela Merkel, um eine nochmalige 

Beschäftigung der Unionsfraktion des Bundestages mit der Rechtschreibreform zu verhin-

dern. Die „zehn guten Gründe für die Rechtschreibreform“, die gleichzeitig noch auf der In-

ternetseite von Wolffs Ministerium zu lesen waren, wurden allerdings kurz darauf still-

schweigend zurückgezogen. Wolff und andere Politiker machen sich die Kostenaufstellung 

des Verbandes zu eigen und wollen von jener schonenden Umstellung, die sie in umgekehrter 

Richtung in ihrer „Dresdner Erklärung“ angekündigt hatten, nichts mehr wissen ...  

Im neuen „Rat für deutsche Rechtschreibung“ wirkte VdS-Vertreter Banse zunächst durch-

aus konstruktiv an der Revision der Zeichensetzung und Silbentrennung mit. In den Schulbü-

chern seien, so teilte er mit, ohnehin bereits zahlreiche Kommas wiedereingesetzt, „die im er-

sten Eifer beseitigt worden waren.“17 

 

10. Die zweite Reform der Reform 
 

Der Rat für deutsche Rechtschreibung, obwohl nahezu ausschließlich mit Reformbefürwor-

tern besetzt, beschloß 2005 und 2006 zahlreiche Änderungen, vor allem im Bereich der Ge-

trennt- und Zusammenschreibung (auseinandersetzen, fertigstellen usw. sind wieder vorge-

schrieben) und der Großschreibung vor („er tut mir sehr Leid“, das in den Schulen zwingend 

vorgeschrieben war, ist wieder ein Fehler). Das bedeutet, daß alle seit 1996 gedruckten Recht-

schreibbücher, Schulbücher, Kinder- und Jugendbücher ab sofort Mängelexemplare sind. 

Doch nur wenige Verlage murren – obwohl sie jetzt genau dieselben oder womöglich noch 

höhere Kosten haben wie bei einer völligen Zurücknahme (vgl. dazu Kapitel IV 6c). 

 

 

                                                 
17 Ickler, Die Schulbuchverleger und die Rechtschreibreform, 10.6.2005, vgl. Anm. 11. 
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In der Badischen Zeitung vom Samstag, 4. März 2006 hieß es dazu18:  

 

„Neue Schreibweisen zügig in die Schulbücher 

 Zügig will der Schulbuchverlag Westermann – Schroedel – Diesterweg in Braun-

schweig mit den Rechtschreibänderungen in Deutschbüchern beginnen. „Das kostet 

uns wieder einen Haufen Geld. Aber ab morgen werden wir die ersten Deutschbücher 

korrigieren“, sagte der Programm-Geschäftsführer des Verlags, Peter Schell, gestern 

in Braunschweig. Bis zum Beginn des nächsten Schuljahres am 1. September sollen 

die Deutschbücher in der neuesten Form vorliegen. dpa“ 

 

Ein anderer Verlag wurde jedoch deutlicher, der Bange Verlag in Hollfeld: 

 

„Rechtschreibreform sorgt erneut für hohe Kosten 

Hollfeld (lby) Bayerische Schulbuchverlage rechnen nach der Korrektur der Recht-

schreibreform mit hohen Kosten für die Überarbeitung von Lehrbüchern. Vor allem 

auf kleine bis mittelständische Verlage kämen hohe finanzielle Belastungen zu, er-

klärte der Geschäftsführer des im oberfränkischen Hollfeld ansässigen C. Bange Ver-

lags, Thomas Appel. 

Appel ist vor allem mit der Art und Weise unzufrieden, mit der die Korrekturen 

durchgesetzt worden seien. Schließlich musste der 1871 in Hollfeld (Lkr. Bayreuth) 

gegründete Verlag bereits bei der ersten Reform vor zehn Jahren 50 000 Euro in die 

Aktualisierung seiner Lern- und Interpretationshilfen für den Deutschunterricht inve-

stieren. Für den kleinen Verlag mit elf Angestellten sei das keine unrelevante Summe. 

Nachdem von August an auch im Freistaat die neue Rechtschreibung gelte, sehe sich 

der Verlag nun erneut dazu gezwungen, seine Bücher möglichst schnell zu aktualisie-

ren – mit Kosten von erneut 50 000 Euro. Man habe daher beschlossen, vorerst nur 

Bücher umzustellen, die mit Rechtschreibung in direktem Zusammenhang stehen. In-

terpretationshilfen für den Deutschunterricht würden aus Kostengründen erst aktuali-

siert, wenn eine zweite Auflage und ein Neudruck anstehe. 

So verfährt auch Joachim Beyer, Inhaber seines ebenfalls in Hollfeld ansässigen Ver-

lags: ‚Der Inhalt von Goethes Faust wird sich auch mit der neuen Rechtschreibung 

nicht ändern. Bei unseren Interpretationshilfen ist die Erläuterung wichtig. Die Recht-

schreibung hat in diesem Fall nachrangige Bedeutung.’“ (Mainpost/dpa, 05.03.2006) 

                                                 
18 vgl. http://www.sprachforschung.org/ickler/index.php?show=news&id=132#3709. 
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11. Zwei größere Aufsätze zu den Kosten der Rechtschreibreform  
 

Wie auch immer man die sich widersprechenden Angaben beurteilt – es handelt sich bei der 

Rechtschreibreform offenbar eine Reform, die hohe Kosten verursacht. Deshalb sollte man 

erwarten, daß darüber im Lauf von zehn Jahren einige Untersuchungen gemacht und publi-

ziert wurden. In Wirklichkeit waren es jedoch nur zwei:  

 

a) Dieter E. Zimmer: Im Nebel der Ideologie 

Die Rechtschreibreform käme sehr viel billiger, als die Kritiker behaupten – richtig teuer wäre 

hingegen ihr Scheitern. Versuch einer realistischen Kalkulation (Die Zeit, 12.12.1997) 

 

Schon in der Unterüberschrift ist die Tendenz des gesamten Artikels spürbar: Die Recht-

schreibreform kann nicht mehr gestoppt werden, sie muß – allein aus Kostengründen – wei-

tergehen. 

Dieter E. Zimmer beginnt mit der Problemstellung: „Die Kultusminister sagen: null. Die 

Gegner sagen: Milliarden, zwei, vier, zehn –  in der "Frankfurter Erklärung" des Weilheimer 

Deutschlehrers Friedrich Denk, welche die Protestbewegung in Gang brachte, war von "meh-

reren Milliarden DM" die Rede. Das Kostenargument – in der Polemik gegen die Recht-

schreibreform spielt es eine prominente Rolle. Entweder lautet es: So wenig Reform für so 

viel Geld! Oder: Eine so unliebsame Reform – und dann auch noch so teuer! Beide jedoch, 

Kostenneutralität wie Milliardenkosten, sind offensichtlich nach der bewährten Methode Pi 

mal Daumen ermittelt. Wieviel kostet die Orthographiereform tatsächlich? Und wer bezahlt?“  

Zunächst geht Zimmer auf die Behauptung der Kultusminister ein und interpretiert kritisch 

den Begriff „Kostenneutralität“: „’Kostenneutralität’ hieß nur: Wir bezahlen es jedenfalls 

nicht, denn unsere Schulbuchetats werden um der Rechtschreibreform willen nicht erhöht. In 

diesem Sinne, und nur in diesem, war die Rechnung richtig und ist sie es geblieben. Den 

Steuerzahler kostet die Reform tatsächlich nichts. Umsonst ist sie dennoch nicht.“ 

Hier ein erster Einwand: Wenn die Schulbuchverlage die Kosten bezahlen müssen, werden 

sie natürlich versuchen, möglichst viel davon „abzuwälzen“ (wie es das BVG in seiner 5. Fra-

ge zu den Kosten ausdrückte): einerseits über den Preis, gegen den sich die Eltern in den 

Bundesländern ohne Lernmittelfreiheit (schon 1997 mehr als die Hälfte) nicht wehren können 

(Schulbücher müssen gekauft werden, deshalb ist der Markt unter normalen Umständen auch 

sehr lukrativ), andererseits durch verminderte Steuerzahlungen. In beiden Fällen ist der Steu-

erzahler unmittelbar betroffen. 
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Nun zitiert Zimmer ausführlich die Ergebnisse einer genaueren Analyse, wertet sie jedoch 

gleich durch den Zusatz „aus der Reformgegnerschaft“ ab: 

„Die detaillierteste der Milliardenrechnungen aus der Reformgegnerschaft hat das MDR-

Fernsehmagazin „Fakt“ der erschrockenen Öffentlichkeit vorgeführt. Sie kommt auf 2,07 Mil-

liarden Mark: 300 Millionen für die Umstellung der Schulbücher (250 davon angeblich zu La-

sten der Staatskasse), 80 für die der Kinder- und Jugendbücher, 150 für neue Rechtschreible-

xika, 3,6 für die mindestens 22 Gerichtsverfahren um die Einführung der Neuregelung und für 

die eventuell erforderlichen sechzehn Ländergesetze, 0,25 für die Einschaltung „Bonns“. Und 

dann die großen Brocken: eine Milliarde für die Umschulung aller vier Millionen Sekretärin-

nen Deutschlands (10 Stunden à 25 Mark), 532 Millionen für die Umschulung aller Staatsbe-

diensteten (7 Stunden à 40 Mark). 

Dies nun ist erst recht eine Milchmädchenrechnung. Zum einen, weil sie auch Posten ent-

hält, die nicht durch die Rechtschreibreform, sondern durch ihre Bekämpfung verursacht sind. 

Zum andern, weil sie Kosten höchst unterschiedlichen Härtegrade zusammenzählt. Die tech-

nischen Kosten für den Neudruck eines Sprachlehrbuchs gehören zu den härtesten. Die Um-

schulungskosten für Sekretärinnen und Staatsdiener andererseits sind rein imaginär.“ 

Einerseits gehören die Kosten für die Bekämpfung der Rechtschreibreform durchaus zu 

den Kosten der Rechtschreibreform, ohne die sie ja nicht entstanden wären. Andererseits sind 

die Umschulungskosten alles andere als imaginär. 

Schließlich kommt Zimmer zu einer eigenen Berechnung, bei der er zunächst die Berech-

nungen der Schulbuchverlage (300 Millionen Mark) auf 32 Millionen herunterrechnet, „nicht 

inbegriffen die indirekteren Kosten, etwa für die Rücknahme von Titeln in alter Orthographie, 

für eine doppelte Lagerhaltung oder eine unturnusmäßige neue Prüfgebühr, die bei der An-

meldung eines Schulbuches fällig wird.“ Die Erklärung, warum diese Kosten nicht inbegriffen 

sein sollten, bleibt uns der Autor jedoch schuldig. 

Am Ende rechnet er: „Dies also wären die harten Kosten der Reform: 32 Millionen Mark 

bei den Schulbuchverlagen, 24 bei den Kinder- und Jugendbuchverlagen und (mehr geahnte 

als geschätzte) 30 bei den Lexikonverlagen, zusammen 86 Millionen Mark also. Wer bezahlt 

sie? Die Schulbuchetats sinken seit Jahren und wurden um der neuen Fibeln willen nicht er-

höht. Bei den übrigen umgestellten Büchern sind weder Preise noch Nachfrage gestiegen. Die 

Kosten tragen also allein die Verlage, und die Käufer sind nur insofern beteiligt, als sie mögli-

cherweise eine Ware erworben haben, die verderblicher ist, als sie zur Zeit des Kaufs dachten.“  

Wer die Kosten wirklich trägt oder nicht trägt, soll im IV. Kapitel näher untersucht wer-

den. Dann wird auch zu überlegen sein, wie es um die Ausgaben für Rechtschreibwörterbü-

cher steht, die Zimmer in diesem Aufsatz mit keinem Wort erwähnt, während er am 27. Sep-
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tember 1996 in derselben „Zeit“ noch geschrieben hatte: „Für die nächsten fünf Jahre rechnet 

man mit einem Markt für zwanzig bis dreißig Millionen Rechtschreiblexika. Überschlagswei-

se liefe das auf ein Umsatzvolumen von bald einer Milliarde Mark hinaus.“  

Alles in allem: ein unvollständiger und einseitiger Aufsatz des Germanisten Dieter E. 

Zimmer. Was aber hatten die Wirtschaftswissenschaftler zum Thema zu sagen? 

 

b) Manfred Tietzel, Christian Müller:  

    Die Reform der deutschen Rechtschreibung: Eine ökonomische Analyse 

 

Die beiden Dortmunder Wirtschaftswissenschaftler Manfred Tietzel und Christian Müller leg-

ten in der Zeitschrift „Perspektiven der Wirtschaftspolitik“ (2(3), August 2001, S. 279 – 288) 

einen größeren Aufsatz zum Thema vor, der in einer gekürzten Version unter dem Titel „Was 

die Rechtschreibreform kostet“ im Handelsblatt Nr. 160 vom 21.08.2001 erschien. Danach 

wird im folgenden zitiert. Zu Beginn fragen sie: „Was geht dieses Thema die Ökonomen an? 

Zur Beantwortung zweier Fragen können sie jedenfalls einiges – bisher nicht Gesagtes – bei-

tragen. Erstens: Wovon hängt es ab, ob sich Regeln über die Gestalt, die Bedeutung und zu-

lässigen Verknüpfungen sprachlicher Zeichen in einer Gesellschaft durchsetzen? Und zwei-

tens: Worin bestehen die volkswirtschaftlichen Kosten einer solchen Schreibumstellung, und 

wem nützt die Rechtschreibreform?“ 

Im Verlauf des Aufsatzes geht es ihnen leider fast nur um die erste Frage. Die zweite 

kommt nur zweimal und nur indirekt vor: „Freilich lehnen nach Umfragen drei Viertel der 

Deutschen die Rechtschreibreform ab. Das hat Gründe: Sie müssen wesentliche Teile ihres 

bisherigen Humankapitals abschreiben, neues Wissen ausbilden und hohe Kosten für die Um-

stellung von Büchern oder Computerprogrammen auf sich nehmen. Den geringen Nutzen aus 

der – überdies fraglichen – Schreibvereinfachung stehen also hohe Kosten gegenüber.“   

Und von den Schülern heißt es: „Spezifische Umstellungskosten von den alten auf die neu-

en Regelungen fallen für Schüler ohnedies nicht an, da sie in der Schule entsprechendes Hu-

mankapital erst bilden müssen. Da sie die alten Schreibungen noch nicht beherrschen, mag es 

ihnen gleichgültig sein, ob sie ihre Ausbildungszeit in die Erlernung der alten oder der neuen 

Schreibungen investieren.“ 

Leider sind die beiden Wirtschaftswissenschaftler auch in der Langfassung ihres Aufsatzes 

nicht konkreter. Zwar gibt es da ein Kapitel 2 (Abschreibungen auf Humankapital), aber auch 

hier wird die Verwendung des Begriffs „Humankapital“ nicht erläutert und auch hier wird 

nicht versucht, die Angaben zu quantifizieren. Nur ein neuer Gesichtspunkt wird erwähnt:  

„Schließlich sind auch die Kosten keineswegs gering, die viele aufgrund der Verringerung der 



 38

Sprachästhetik empfinden, wenn beispielsweise „Nußecke“ als „Nusse-cke“ getrennt werden 

darf oder „Schiffahrt“ künftig mit drei „f“ zu schreiben ist. Welcher Italiener mit Sinn für 

Sprachästhetik, so mag man sich fragen, wird angesichts einer solchen massiven Ballung glei-

cher Konsonanten noch Deutsch lernen wollen?“ (S. 282) 

Solche „intangiblen“ Kosten (wie Ärger über die vermeintliche oder als solche empfunde-

ne Sprachverhunzung) sollen im V. Kapitel näher untersucht werden. Die Trennung „Nusse- 

cke“ hat in den vergangenen zehn Jahren übrigens sicher niemand in einem normalen Text ge-

sehen – da wären andere Beispiele „nahe liegender“. Und die Gedanken eines nicht deutsch-

sprechenden Italieners beim Anblick eines Schilds der Bayerischen Seenschifffahrt am Starn-

berger See sind auch nicht gerade repräsentativ. 

Auch Helmut Watrin, prominenter Volkswirtschaftler in Köln, hatte am 10.4.1997 in ei-

nem Interview mit der „Wirtschaftswoche“ auf die Kosten des Umlernens hingewiesen:  

„Jeder, dem die neuen Regeln kein Herzensanliegen sind, hat Kosten des Erlernens und 

Beherrschens. Ökonomisch handelt es sich um die Entwertung von Teilen des Humankapitals 

und um die Pflicht, neue Investitionen vorzunehmen. ... Das bedeutet, daß Millionen unbe-

zahlter und bezahlter Arbeitsstunden anfallen. ... Es sind sämtliche Gesetzesbücher, alle län-

gerfristigen Verträge, alle standardisierten Schriftstücke und vieles mehr anzupassen. Kurz, 

als brave Bürger werden wir eine Menge unproduktiver Arbeit zu leisten haben und uns nach 

dem Nutzen fragen.“ Das ist in drei Sätzen konkreter als alle Angaben in den beiden Aufsät-

zen von Tietzel und Müller.  

 

12. Eine Zwischenbilanz 
 

Wenn man die bisher zitierten Äußerungen zu den Kosten der Rechtschreibreform überblickt, 

fallen vor allem sechs Dinge auf:  

1. Vor ihrer Einführung 1996 gab es keine Abwägung der Kosten und Nutzen der Recht-

schreibreform. 

2. Auch seither gab es keine einzige überzeugende Berechnung der durch die Recht-

schreibreform entstandenen Kosten für die Gesamtwirtschaft. 

3. Die an der Reform Beteiligten und Interessierten haben die Kosten der Einführung im-

mer wieder heruntergespielt.  

4. Dieselben Gruppen haben jedoch die Kosten einer möglichen Rücknahme der 1996 be-

schlossenen Rechtschreibreform, fast von Anfang an, als „katastrophal“, „ruinös“ usw. be-

zeichnet. 
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5. Der einzige Kostenfaktor, von dem Reformbefürworter immer wieder sprachen, betrafen 

die Schulbücher. Alles andere wurde weitestgehend bzw. komplett ausgeblendet. 

6. Bestimmte Gruppen haben sich zu den Kosten nicht oder kaum zu Wort gemeldet: we-

der die Behörden noch die literarischen Verlage, auch nicht die Banken und Firmen, die ihre 

Schreibung umgestellt haben.  

Wie ist all dies zu erklären? Daß niemand die wirklichen Kosten berechnet hat (Punkte 1 

und 2), liegt wohl vor allem am Interesse der Reformer, die das nicht wollten (Punkt 3) und 

nur dann Zahlen nannten, wenn sie eine Rücknahme verhindern wollten (Punkt 4). Daß die 

großen Firmen die Kosten nicht betont haben, liegt vermutlich daran, daß ihnen die Politiker 

und Juristen sofort geantwortet hätten, daß „niemand gezwungen“ sei, die „Neuregelung“ zu 

übernehmen. Unverständlich bleibt jedoch, warum die großen literarischen Verlage ge-

schwiegen haben, die ihre Bücher auch an Schüler verkaufen wollen. Und wenn schon die 

Zeitungen und Nachrichtenmagazine wegen der Schüler der Rechtschreibreform gefolgt sind, 

müssen es die Verlage über kurz oder lang wohl auch tun. Der Unterschied ist freilich, daß 

Zeitungen mit verhältnismäßig geringen Kosten „umstellen“ können, Verlage aber nur bei 

neuen Büchern, nicht bei ihrer Backlist, mit der die Verlage Diogenes, Hanser und Suhrkamp 

einen großen Teil ihres Gewinns machen. Andere, z. T. viel größere Verlage haben kaum eine 

Backlist, sie verlegen vor allem kurzfristige Bestseller. 

 

Alles bisher Gesagte läßt vermuten, daß die Kosten der Rechtschreibreform deutlich höher 

waren und sind, als öffentlich zugegeben wird. Vielleicht aber werden diese Kosten durch den 

Nutzen der Rechtschreibreform ausgeglichen? Prof. Hermann Zabel, einer der Vorkämpfer 

der Rechtschreibreform sagte in einem Interview im November 1996 (Focus 48/1996) auf die 

Frage nach den „hohen Kosten einer Umstellung“: „Ich bitte um Nachsicht: Auch die Ge-

sundheitsreform kostet die Menschen viel Geld. Warum sollte es eine Rechtschreibreform 

zum Nulltarif geben?“ Hermann Zabel nennt dann auch den geplanten Nutzen der Recht-

schreibreform: „Die Neuregelung soll das Schreiben erleichtern.“ 
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II. „Vereinfachung“ und „Erleichterung“: Aussagen zum Nutzen 
 

Am 1. Juli 1996, am Tag der Wiener Absichtserklärung, veröffentlichte die KMK in Bonn 

folgende Presseerklärung, aus der schon zu Beginn zitiert wurde (s.o. S. 4):  

„Der Präsident der Kultusministerkonferenz, der bei der Unterzeichnung die Länder der 

Bundesrepublik Deutschland vertrat, betonte, daß das Ziel der Neuregelung sei, ‚durch eine 

teilweise Bereinigung der Regeln zu einer Vereinfachung der Schreibweise beizutragen und 

im Laufe der Zeit entstandene Ungereimtheiten zu beseitigen’. In diesem Sinne stelle das 

neue Regelwerk keine umfassende Reform der deutschen Rechtschreibung dar, sondern eine 

teilweise Neuregelung. Es beseitige in erster Linie eine Vielzahl von Ausnahmen und Sonder-

regelungen. Die Kultusministerkonferenz sei der Auffassung, daß durch die Neuregelung das 

Schreiben und das Erlernen des richtigen Schreibens erleichtert und damit die Sicherheit der 

Sprachbeherrschung in Schule und Alltag gesteigert werde.“ (Zabel 1996, 373f.) 

 

1. Vereinfachung durch weniger Regeln? 
 

Die Formulierungen sind erstaunlich vorsichtig (ein „Ziel“ muß nicht immer erreicht werden, 

und eine „Auffassung“ ist kaum mehr als eine Meinung). Sechs Monate vorher hatte dasselbe 

noch sehr viel überzeugter geklungen: „Nach mehrjährigen Vorbereitungen zusammen mit 

Pädagogen und Sprachwissenschaftlern hat die Kultusministerkonferenz auf ihrer 274. Ple-

narsitzung vom 30.11./1.12.1995 in Mainz eine Neuregelung der deutschen Rechtschreibung 

beschlossen. Sie soll das Schreiben vereinfachen. … Durch die Neuregelung werden eine 

Reihe von Ungereimtheiten, Fehlentwicklungen und Fehlerquellen beseitigt werden, die im 

Laufe der Zeit entstanden sind. Die Schreibregeln werden on 212 auf 112 reduziert. Von 52 

Kommaregeln bleiben nur 9 übrig.“ 

Professor Peter Eisenberg, Sprachwissenschaftler an der Universität Potsdam, selbst zeit-

weilig Mitglied der internationalen Rechtschreibkommission, betonte im Sommer 1997 nach 

einer Fernsehdiskussion gegenüber Friedrich Denk (Quelle: persönlicher Bericht), daß im 

Herbst 1995, als die Reform auf der Kippe stand, diese Behauptung einer Regelminderung 

von  212 auf 112 und 52 auf 9 die zweifelnden Kultusminister überzeugt habe.  

Diese Regelverminderungsformel tauchte erstmals am 21.9.1995 in der Frankfurter Rund-

schau auf: Dort schrieb der niedersächsische Kultusminister Rolf Wernstedt in einem „Plä-

doyer, die Rechtschreibreform doch noch zu verabschieden“: „Mit der Neuregelung 

schrumpft der Wildwuchs von 212 Duden-Regeln auf 112 Regeln.“ (Zabel 1996, 320)  
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Auch Edmund Stoiber schien davon gehört zu haben. Er erwähnte in einem Interview mit 

der „Bildwoche“ am 26.10.1995 212 Duden-Regeln, während es früher nur 26 Paragraphen 

gewesen seien. (Zabel 1996, 300) 

Überzeugt wurde im übrigen auch die Öffentlichkeit, in der diese erstaunliche Regelver-

minderung mehrere Jahre lang ständig wiederholt wurde. Erst nach genaueren Untersuchun-

gen wurde festgestellt, daß die Zahl der Regeln sich in Wirklichkeit noch vermehrt hat, nur 

wurden sie in umfangreichen Paragraphen zusammengefaßt, was Prof. Werner Veith von der 

Universität Mainz in einer minutiösen Untersuchung feststellte: „Es ist falsch, daß die Viel-

zahl der deutschen Orthographieregeln auf 112 reduziert worden ist. Die 112 amtlichen Re-

geln der reformierten Rechtschreibung sind nur umsetzbar, wenn man 1106 Anwendungsbe-

stimmungen berücksichtigt, in denen 105 Wortlisten (Ausnahmen von den Regeln) enthalten 

sind mit zusammen 1180 zu memorierenden oder nachzuschlagenden Wörtern. Allein im Be-

reich der Getrennt- und Zusammenschreibung gibt es bei sieben Regeln 253 Anwendungsbe-

stimmungen mit 45 Unterregeln, zwei Spezifikationen, 15 Kann-Bestimmungen, 123 Bedin-

gungen, 33 Listen und 28 Verweisen“ (Die Welt, 6.10.97). 

Die Fachleute hatten den Propagandatrick schnell entdeckt. In einer internen Dudenanwei-

sung vom Herbst 1996 hieß es dazu: „Die inhaltlich falsche, aber politisch wirksame Formel 

‚aus 212 mach 112’ muß auch im Duden ihren angemessenen Ausdruck finden.“ (Ickler 2006, 

125).  

Nachdem im Jahr 1997 Theodor Ickler dieses Geheimpapier erstmals veröffentlicht und 

Prof. Veith die wirkliche Regelzahl analysiert hatte, wurden die Hinweise auf die Regelver-

minderung seltener.  

Die Kultusminister beharrten trotzdem auf der Behauptung der Vereinfachung. Nach ihrer 

278. Plenarsitzung am 27./28.02.1997 in Bonn hieß es in einer Pressemitteilung (Archiv F. 

Denk): „Die Kultusministerkonferenz ist nach wie vor von der inhaltlichen Richtigkeit und 

Anwendbarkeit der Neuregelung überzeugt, weil sie Inkonsequenzen beseitigt, das Regelwerk 

strukturierter und transparenter macht und damit das Erlernen des richtigen Schreibens er-

leichtert. Dies bestätigt erste Erfahrungen in vielen Schulen, in denen die Einführung der Neu-

regelung bereits begonnen hat. Die Erleichterung des Schreibens für ihre Kinder wird von vie-

len Eltern ausdrücklich begrüßt. Die Kultusministerkonferenz ist nicht bereit, auf Kosten der 

jungen Generation dem Unwillen gegenüber Veränderungen entgegenzukommen, denn da-

durch würde blockiert, dass sich auf Dauer wieder mehr Menschen in ihrer Sprache sicher 
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fühlen können. Dies, und nicht das Beharren auf dem Bekannten um jeden Preis, ist für die 

Haltung der Kultusministerkonferenz entscheidend. ...“19 

Die damalige Vorsitzende der KMK Doris Ahnen wiederholte die Behauptung der Regel-

verminderung sogar noch am 22.11.2004 in einem Spiegel-Gespräch (Ickler 2006, 125). Des-

halb konnte sie auch am 8.8.2004 in der BamS sagen: „Die Reform hat dazu beigetragen, die 

Zahl der Regeln zu vermindern und das Erlernen der Rechtschreibung zu erleichtern.“ 

Gegen diese Behauptung der Vereinfachung spricht auch, daß die „Neuregelung“ nur 

schwer zu lesen ist. Sogar die beiden Reformer Peter Gallmann und Horst Sitta hatten schon 

1996 in ihrem „Handbuch Rechtschreiben“ zu Beginn erklärt, daß „der Text“ des Regelwerks 

„schwer lesbar“ ist (Gallmann/Sitta, 1996, 19). Noch deutlicher wurden sie in einem Brief, den 

Theodor Ickler veröffentlicht hat: „Das Regelwerk ist weder für den Laienleser geschrieben 

noch für ihn lesbar.“ (Ickler 1997, 21) 

Wenn also weder die Zahl der Regeln geringer geworden noch der Regeltext gut lesbar ist, was 

bleibt dann übrig als Nutzen der Reform? Vielleicht sinkt wenigstens die Anzahl der Fehler? 

 

2. Weniger Fehler durch bessere Regeln 
 

Im Oktober 1995, als die Reform nach dem Spiegel-Gespräch mit Hans Zehetmair vom 

11.9.95 an einem seidenen Faden hing, entwickelte Prof. Burkhard Schaeder von der Univer-

sität Siegen, einer der Väter des Reformwerks, verantwortlich vor allem für die (inzwischen 

teilweise wieder zurückgenommene) Neuregelung der Zusammen- und Getrenntschreibung, 

ein Testdiktat und ließ es am 26. Oktober 1995 in einer 8. Klasse des Gymnasiums „Auf der 

Morgenröthe“ in Siegen 11 Schülerinnen und 11 Schülern diktieren. Hier der Text des Diktats 

(bei Ickler 1997, 131f.):  
 

Ein Alptraum. Gestern nacht hatte ich einen schrecklichen Traum. Nach den Schul-

arbeiten wollte ich radfahren, als plötzlich ein Riese vor mir im Zimmer stand, Er 

stellte zehn Becher Joghurt vor mir auf den Tisch und forderte mich auf, sie zu essen. 

Anschließend sollte ich die Becher numerieren und aufeinanderstapeln. Kaum hatte 

ich den ersten Becher ausgelöffelt, da standen zwanzig neue auf dem Tisch. Und so 

ging es weiter, bis das ganze Zimmer mit Joghurtbechern angefüllt war. Ich schrie 

                                                 
19 Wenige Monate nach der probeweisen Einführung einer von der Kultusministerkonferenz angestoßenen 
Rechtschreibreform mit dem offiziellen Ziel der Regelvereinfachung wird kaum jemand in den Schulen behaup-
ten wollen, die Regelvereinfachung sei nicht eingetreten. Vorschnelle Kritik wäre zu diesem Zeitpunkt von Sei-
ten der Lehrer oder Direktoren um so weniger geäußert worden, als zwischen Schulen und Kultusministerium 
auch ein „Vorgesetzten-Untergebenen-Verhältnis“ besteht. 
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vor Angst und wachte auf. Vor mir stand meine Mutter, beruhigte mich und meinte, 

daß es das beste wäre, diesen Traum schnell zu vergessen. 
 

Die 22 Schülerinnen und Schüler machten nach herkömmlicher Rechtschreibregelung zu-

sammen 124 Fehler. Wendet man bei der Korrektur die Regelung der für 1996 geplanten 

Rechtschreibreform an, werden diese Fehler „um exakt 81 Fehler“ (Zabel 1997, 30) auf 43 

reduziert, eine geradezu fabelhafte Fehlerverminderung von 65 Prozent, ein Ergebnis, das in 

einem „im November 1995 durchgeführten Versuch … im wesentlichen“20 bestätigt wurde 

(Zabel 1997, 30). Für diesen größeren „Versuch“, der anscheinend in bayerischen Schulen 

stattfand, liegen jedoch leider keine Daten vor.  

Von vorneherein darf die Methodik dieser Untersuchung „Aus falsch werde richtig“ in 

ganz erheblichem Maße angezweifelt werden. Diese Vorgehensweise entspricht jedoch der 

der Rechtschreibreform an sich, die aufgrund von angeblich schwieriger Schreibung die Not-

wendigkeit einer Veränderung sieht (Zabel 1997, 22: „Eine Neuregelung der deutschen 

Rechtschreibung war dringend erforderlich“). Dabei wird der zentrale Punkt übersehen bzw. 

übergangen: Rechtschreibung ist für die Lesenden da. Genauso sind z. B. auch Normen dafür 

da, bestimmte (Sicherheits-)Standards bei ihrer Einhaltung sicherzustellen. Auch Computer-

programme sind dazu da, um damit ein bestimmtes Ergebnis zu erzielen (mit einem Graphik-

programm will man eine Graphik erstellen). Niemand würde z.B. auf die Idee kommen, stren-

ge Umweltschutznormen zum Zweck der leichteren Einhaltbarkeit zu verändern oder ein 

schwer zu erlernendes, aber potentes Computerprogramm dort zu modifizieren, wo die 

schlechtesten Lerner bzw. Anwender Probleme haben.  

Rechtschreibschwache Schüler sollten natürlich nicht diskriminiert werden, ihretwegen je-

doch das „Handwerkszeug“ der Schreibprofis zu verändern ist absurd. Um so mehr, als daß 

das Schreiben keinen Selbstzweck erfüllt. Jeder, der etwas aufschreibt, tut dies, damit andere 

– meistens sogar eine Vielzahl anderer – das einmal Geschriebene möglichst gut und ver-

ständlich lesen können. D. h. die Rechtschreibung ist für die Lesenden da. 

Nun aber zurück zum Diktat: Der Text des Diktats wurde erst am 23. März 1997 von Prof. 

Theodor Ickler in einem Leserbrief an die Süddeutsche Zeitung veröffentlicht. Der Diktat-

Text enthielt fast ausschließlich Rechtschreibprobleme, die ein Wenigschreiber bzw. Schreib-

anfänger oft im Sinn der Rechtschreibreform löst, wie „gestern nacht“ und „numerieren“, wo-

bei es unabhängig davon bei der Getrennt- und Zusammenschreibung wie auch bei der Zei-

chensetzung zu einem großen Teil auch auf die Betonung des Diktierenden ankommt.  

                                                 
20 Prof. Zabel, ein vehementer Befürworter der Rechtschreibreform, wendet in seinen Büchern die Neuregelung 
nachlässig an; laut Rechtschreibreform müßte „im Wesentlichen“ geschrieben werden. 
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Die 124 Fehler in dem Testdiktat teilen sich wie folgt auf: 

  

Fehler nach 
bisheriger 
Schreibung 

nach den 
Regeln der 
RR richtig 
statt falsch 

fehlende Kommata an verschiedenen Stellen 30 19 
„gestern Nacht“ statt „gestern nacht“ 16 16 
"das Beste" statt "das beste" 15 15 
„nummerieren“ statt „numerieren“ 13 13 
„aufeinander stapeln“ statt „aufeinanderstapeln“ 13 13 
Fehlschreibung von „Joghurt“ ("Jogurt" 3x, "Joughurt" 1x, "Joguhrt" 1x) 5 3 
„Joghurt-Bechern“ statt „Joghurtbechern“ 1 1 
Fehlschreibung von „radfahren“ ("Radfahren" 13x, "Rad fahren" 1x) 14 1 
„vorderte“ statt „forderte“ 1 0 
Falsche Trennung („Joghurtbech-ern“) 1 0 
„das“ statt „daß“ 2 0 
„zwanzig Neue“ statt „zwanzig neue“ 5 0 
zusätzliche Kommata 8 0 

Summe 124 81 
Tabelle 1: Auswertung des Testdiktats „Ein Alptraum“ vom 26. Oktober 1995  

(Daten aus Zabel 1997, 29 ff.) 
 

Von den 81 Fehlern, die nach der Rechtschreibreform keine Fehler mehr sein sollten, entfal-

len 57 auf lediglich vier Wörter bzw. Schreibungen (gestern nacht, das beste, numerieren, 

aufeinanderstapeln) sowie 19 darauf, daß vor dem erweiterten Infinitiv das Komma nicht 

mehr zwingend vorgeschrieben ist. Insgesamt würden also 94% der „verringerten Fehler“ auf 

nur fünf spezifische Rechtschreibprobleme entfallen. Selbst wenn man dem Ergebnis nur ei-

ner Schulklasse Glauben schenken möchte, so sollte doch eigentlich mehr als klar sein, daß 

diese wenigen spezifischen Fälle nicht als alleiniges Argument für eine viele Tausende Wör-

ter umfassende Rechtschreibreform taugen können.  

Versetzt man sich in die Logik dieses Testdiktats, so sind außerdem noch die zwei folgen-

den Aspekte inkonsequent: 

• Eine der in der Tat schwierigsten Fragen der deutschen Rechtschreibung, nämlich 

wann „daß“ oder „das“ geschrieben wird – in dem Test-Diktat wurde zweimal 

„das“ statt „daß“ geschrieben – wird nicht durch die Rechtschreibreform gelöst, im 

Gegenteil. Das wäre nach der Logik des Diktats sogar absehbar gewesen, denn 

dann hätten die Schülerinnen und Schüler ja wohl auch fälschlicherweise „dass“ 

statt „daß“ schreiben müssen? Oder war die Einführung des Doppel-S vielleicht 

nur als Erkennungsmerkmal der Reform (alt – neu) gedacht? 

• Bei der Schreibung des Titels „Ein Alptraum“ wurde anscheinend von allen – wie 

bisher richtig – „Alptraum“ geschrieben; nach neuer Regelung wäre auch die 
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Schreibung „Albtraum“ zugelassen. Daß das Wort nicht von „Alp“ kommt (so die 

Erklärung für die Änderung gemäß Rechtschreibreform), war den Testpersonen 

wohl eher nicht bekannt. War diese Änderung dann überhaupt nötig? 

Besonders bemerkenswert ist jedoch bei dem Testdiktat die selbst für Laien erkennbare völlig 

unwissenschaftliche Vorgehensweise. Von den folgenden Punkten stellt jeder für sich die 

Glaubwürdigkeit der Untersuchung in Frage:  

• Methodik: Die Schüler, denen der Text diktiert wurde, hatten bisher nicht nach den 

Regeln der Rechtschreibreform gelernt, und es wurde nur einmal diktiert, somit 

kann mit der Methodik der Untersuchung gar keine „Fehlerverminderungsquote“ 

(vorher – nachher) festgestellt werden. Es wurden an die gleichen Ergebnisse 

(Diktate) somit lediglich andere Bewertungsmaßstäbe angelegt. Eine solche Me-

thodik ist wissenschaftlich nicht haltbar.  

• Erstellung des Diktats: Prof. Burkhard Schaeders Unabhängigkeit darf aufgrund 

seiner starken persönlichen Interessen als einer der Urheber der Reform stark an-

gezweifelt werden.  

• Auswahl der Schüler (Testpersonen): Es ist nicht bekannt, nach welchen Kriterien 

die Schulklasse ausgewählt wurde. War diese eher rechtschreibstark oder recht-

schreibschwach? Wer hat sie in den letzten Jahren unterrichtet? Unabhängig davon 

ist eine einzelne Schulklasse für die Überprüfung der Rechtschreibreform in jedem 

Fall in höchstem Maße unzureichend und unrepräsentativ. Vor diesem Hintergrund 

lenkt die genannte Aufteilung der Testpersonen in 11 Jungen und 11 Mädchen 

vom Wesentlichen ab, sie wirkt fast lächerlich. 

• Durchführung des Tests: Es ist nicht näher erläutert, ob Studienrat Irle, der den 

Text vortrug, vorher von der Zielsetzung des Diktats wußte oder nicht (zu zeigen, 

daß die RSR die Fehlerzahl verringert), außerdem ist nicht bekannt, ob er nach ei-

nem Text in der damals gültigen oder in der geplanten Schreibung vortrug. Wie 

wurde beispielsweise das Wort „aufeinanderstapeln“ diktiert? 

• Bestätigung der Ergebnisse: Die Aussagen, daß bei Tests in Bayern „im wesentli-

chen“ eine „Bestätigung“ der Ergebnisse erzielt wurde, ist ohne die genaue Anga-

be der Randbedingungen der weiteren Testdiktate und der Angabe der Ergebnisse 

in Zahlen ohne Nutzen. Für eine Bestätigung der Ergebnisse dieser ohnehin zwei-

felhaften Untersuchung hätte zumindest ein neues Diktat erstellt werden müssen, 

möglichst von jemand anderem und mit anderem Inhalt. Besser noch hätte eine 

Bestätigungsuntersuchung diversitär, also z. B. durch einen Fragebogen (Wie 
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schreibt man: „aufeinanderstapeln“ oder „aufeinander stapeln“?) oder durch die 

weitreichende Untersuchung von Aufsätzen durchgeführt werden können, um die 

Besonderheiten eines Diktats auszuklammern.  

 

Ungeachtet dieser erkennbaren Unzulänglichkeiten wurde auf Grund dieses einen Diktats im 

Herbst 1995 kommuniziert, die Rechtschreibreform vermindere die Fehlerzahl um „40 bis 60 

Prozent“. Diese Verheißung scheint auch die Kultusminister überzeugt zu haben.  

Später schrieb Heinz-Peter Meidinger, 1996 einer der wichtigsten Reformbefürworter, 

1998 Pressesprecher und heute Vorsitzender des Deutschen Philologenverbands, zu dem Dik-

tat am 27. November 1997 in der „Deutschen Lehrerzeitung“ scheinbar selbstkritisch:  

„Vielleicht war es der größte Fehler der Reformbefürworter, daß sie seinerzeit bei der Prä-

sentation der Ergebnisse der Reformkommission so taten, als werde die gesamte Rechtschrei-

bung nun viel einfacher und systematischer. Das bescherte den Reformern zwar anfangs eine 

gute Presse, was sich allerdings schnell änderte, als bei der Analyse der Wortlisten klar wur-

de, daß die Beseitigung alter Widersprüche auch neue Ungereimtheiten hervorgebracht hatte.“  

Und in einem Interview mit der Ostseezeitung vom 24. Mai 2003 sagte Meidinger: „Die 

Hoffnung, dass mit der Reform auch die Zahl der Rechtschreibfehler entscheidend zurück-

geht, hat sich leider auch nicht bestätigt. Vielleicht sollte man das auch nicht erwarten vor 

dem Hintergrund, dass nur ein Prozent des Wortschatzes überhaupt von den Änderungen be-

troffen war.“ (Vgl. Ickler 2004, 69)  

Wenn man sich durchgesetzt hat, ist es leicht und unfein zugleich, die Versprechungen zu 

relativieren, denen man seinen Erfolg mitverdankt.  

 

3. Das Karlsruher Urteil und die Frage nach dem Nutzen der Rechtschreibreform  
 

In ihrem schon erwähnten Brief vom 9.10.1995 baten Prof. Augst und Prof. Stickel die Mini-

sterpräsidenten der Länder „eindringlich“, der beabsichtigten Neuregelung zuzustimmen, um 

damit „Millionen von Kindern und vielen anderen schreibenden Mitgliedern der Sprachge-

meinschaft zu helfen“ (Zabel 1996, 304).  

Auch bei der mündlichen Verhandlung in Karlsruhe am 12. Mai 1998 – nach Einführung 

der Reform – ging es ganz wesentlich um die Frage, ob die Rechtschreibreform den Schülern 

eine Erleichterung bringe oder nicht. Im Urteil vom 14. Juli 1998 schließlich, das die Verfas-

sungsbeschwerde in allen Punkten zurückwies, wurde mehrfach diese Frage angesprochen. 

Dazu einige Zitate:  
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„Auch das Institut für deutsche Sprache betont – wie die Gesellschaft für deutsche Sprache 

– das Ziel der Rechtschreibreform, das Schreiben zu erleichtern, ohne das Lesen zu erschwe-

ren“ (BVG Urteil, Absatz 100)21. Im Sommer 1998 hätte es im Gegensatz zu 1995 möglich 

sein sollen, nicht nur über das Ziel zu sprechen, sondern – nach zwei Jahren Erfahrungen an 

etwa der Hälfte der deutschen Schulen – auch darüber, ob dieses Ziel denn erreicht wurde.  

Die Verbände waren optimistischer (freilich ohne jeden Beleg zu liefern): „Die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft, der Deutsche Beamtenbund und der Deutsche Philolo-

genverband haben sich positiv zur Rechtschreibreform geäußert. Die Reform, die eine Syste-

matisierung der bisherigen Regeln ohne nachhaltige Veränderung des vertrauten Schriftbilds 

und ohne Beeinträchtigung der Lesbarkeit von Texten bewirken solle, sei fachlich und päd-

agogisch zu begrüßen. Die deutsche Rechtschreibung sei nach den neuen Regeln, die lediglich 

zu Korrekturen in Randbereichen führten, wegen der größeren Regelhaftigkeit leichter zu er-

lernen und zu handhaben.“ (BVG Urteil, Absatz 102) 

Insgesamt ging das Bundesverfassungsgericht davon aus, „daß Sachkompetenz und Nähe 

zur schulischen Praxis die Kultusverwaltungen für die Entscheidung über Notwendigkeit, In-

halt, Ausmaß und Zeitpunkt einer Rechtschreibreform besonders qualifizieren. Wie Recht-

schreibregeln und davon gegebenenfalls abweichender Schreibgebrauch unter dem Gesichts-

punkt der Erlernbarkeit der Schriftsprache durch Schülerinnen und Schüler zu beurteilen sind, 

ob und auf welche Weise Vereinfachungen für das Schreibenlernen in den Schulen herbeige-

führt werden können, ohne daß die Lesbarkeit von Texten wesentlich beeinträchtigt wird, und 

wie gegebenenfalls neue Rechtschreibregeln und Schreibweisen in den Schulunterricht einge-

führt werden sollten, sind pädagogische, sprachwissenschaftliche und schulpraktische Fragen, 

für deren Beantwortung die zuständigen Fachverwaltungen grundsätzlich besser ausgerüstet 

erscheinen als die Landesparlamente und deren Behandlung deshalb auch in der Vergangen-

heit nahezu ausschließlich der Exekutive anvertraut war.“ (BVG Urteil, Abs. 147) 

„Entscheidend ist auch hier, daß nach den verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden 

Annahmen der Kultusverwaltung die Neuregelung auf seiten der Schüler zum erleichterten 

Erlernen der Schriftsprache führen wird ... Schulanfänger werden darüber hinaus durch die 

Reform nicht einmal zu einem Umlernen gezwungen.“ (BVG Urteil, Abs. 151) 

Und das Fazit: „Das Ziel, das Erlernen richtigen Schreibens durch Vereinfachung der 

Rechtschreibregeln und Schreibweisen zu erleichtern, ist ein Gemeinwohlbelang, durch den die 

Neuregelung verfassungsrechtlich hinreichend gerechtfertigt ist. Nach vertretbarer Einschät-

zung des Landes ist die Rechtschreibreform geeignet, dieses Ziel zu erreichen.“ (Abs. 157) 

                                                 
21 Text: http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs19980714_1bvr164097.html. 
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Die Aussagen über die Erleichterung sind also sehr vorsichtig formuliert und stützen sich 

ohne weiteres auf die „verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Annahmen der Kultus-

verwaltung“ und der „vertretbaren Einschätzung“ des Landes Schleswig-Holstein, also sozu-

sagen auf die Aussagen des „Angeklagten“ über die Zukunft („zum erleichterten Erlernen ... 

führen wird“), obwohl es schon genügend Erfahrungen gab. 

Bemerkenswert ist auch, daß das Gericht die Aussagen der GEW, des Beamtenbunds und 

des Deutsche Philologenverbands zusammen referiert, obwohl deren Stellungnahmen an das 

BVG recht unterschiedlich ausfielen. Die GEW behauptete auf S. 2 ihrer Stellungnahme (Ar-

chiv Denk), „dass zahlreiche Fehlerfallen der Vergangenheit beseitigt wurden“ und verwies 

ohne Bedenken auf das Schaedersche Test-Diktat vom Herbst 1995: „So erzielten [!!] 11 

Schülerinnen und 11 Schüler bei einem Test-Diktat ... nach den geltenden Regeln insgesamt 

124 Fehler, korrigiert nach den neuen Regeln nur noch 43 Fehler. ... In Bayern wurde dieser 

Trend in einem umfangreicheren Versuch [mit demselben Diktat] bestätigt.“ Auf Seite 10 ist 

die GEW dann etwas vorsichtiger, aber immer noch sehr viel optimistischer als der Philolo-

genverband: „Fazit. Die GEW geht davon aus, dass die Rechtschreibreform Schüler/innen und 

Lehrer/innen bedeutende Erleichterungen – und damit erhebliche Vorteile bringt.“ 

Der Philologenverband hatte im Sommer 1996 noch von der fabelhafte Fehlerverminde-

rung geschwärmt (s. o.) und sich für die Einführung stark gemacht. Und bereits wenige Wo-

chen nach der vorschnellen Einführung an einem Teil der bayerischen Schulen behauptete der 

Verbandsvorsitzende Heinz Durner, „die praktische Erfahrung in der Schule zeige, daß die 

Schüler weniger Schwierigkeiten mit den neuen Regeln hätten als die sich jetzt beklagenden 

Autoren.“ (Badische Zeitung, 22.10.96)  

In seiner Stellungnahme für das BVG war er jedoch eher vorsichtig gewesen (vielleicht um 

seine Mitglieder nicht noch weiter zu verärgern): „Die deutsche Rechtschreibung wird [!] da-

mit – so die berechtigte Hoffnung [!] der Rechtschreibreformer – leichter erlernbar und hand-

habbar sein“ (Stellungnahme des Philologenverbands für das BVG, S. 13, Archiv Denk)  

In dieser Stellungnahme wird mehrfach auf den oben genannten Aufsatz von Heinz-Peter 

Meidinger verwiesen, in dem dieser die Behauptung der Fehlerverminderung zurückgenom-

men hatte. Diesen Aufsatz hat das Gericht offenbar nicht zur Kenntnis genommen. 
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4. Die Aussagen der Reformer zur Fehlerverminderung – nach 1996 
 

Auch andere Reformer waren nach 1996 sehr viel bescheidener in ihren Verheißungen. Etwa 

im Jahr 1998 schrieb der schon erwähnte Burkhard Schaeder: „Theater hin, Theater her, eines 

ist gewiß: Durch den Streit über Kuss und Kängeru [sic], behände und belämmert, Schifffahrt 

und Stängel ist – sei dies nun von den Kritikern beabsichtigt oder nicht – das eigentliche Ziel 

der Neuregelung aus dem Blick geraten, nämlich das Vermitteln, Erlernen und Handhaben der 

Rechtschreibung zu erleichtern. Wie dies am besten gelingt, darüber kann und soll man strei-

ten.“ (Schaeder 1999, 57) Das klingt schon ziemlich defensiv, allerdings von der Warte des-

sen, der seine Vorstellungen durchgesetzt hat, ohne daß ein Streit darüber stattgefunden hätte. 

Derjenige, der durch das „Testdiktat“ vom Oktober 1995 „bewiesen“ hatte, daß die Zahl 

der Fehler durch die Rechtschreibreform mehr als halbiert würde, schreibt drei Jahre später: 

„Die deutsche Rechtschreibung ist (und bleibt auch nach der Reform) schwierig. Und weil das 

so ist, ist (und bleibt auch nach der Reform) der Rechtschreibunterricht schwierig – und zei-

tigt trotz großer Anstrengungen für beinahe 30 Prozent eines Geburtsjahrgans eher bescheide-

ne Ergebnisse.“ (Schaeder, ebenda, S. 68) 

Sein Kollege Augst, der zur „Neuregelung“ etwa 15 neue Wortschreibungen zur Stärkung 

des sog. Stammprinzips beigetragen hatte („aufwändig“, „belämmert“, „Gämse“, aber 

„Schneewechte“ usw.), schreibt – ebenfalls nach der schon erfolgten Einführung – über das 

Kernstück der Reform, die neue ss-Regel: „Dass die s-Schreibung seit jeher ein Problemfeld 

war, ist unbestritten; vor allem die Unterscheidung das-daß war und ist [!] sehr fehleranfällig. 

Die fortgeschrittenen Schreiber machen zwar wenig Fehler bei dem Wechsel ss-ß, aber der 

Lernaufwand war sehr hoch.“ (ebenda, 75) Letzteres stimmt nicht, die Regel („Doppel-s am 

Schluß bringt Verdruß“) war ganz einfach zu lernen und anzuwenden. Und dann schreibt er: 

„Die durch den Wegfall des Wechsels von ß – ss vereinfachte s-Schreibung ist immer noch 

schwierig.“ (ebenda, 86)  

 

5. Die Folgen der Rechtschreibreform auf die Fehlerzahl 
 

Die ss-Schreibung ist durch die Rechtschreibreform sogar schwieriger geworden. Die einzige 

bekannt gewordene wissenschaftliche Untersuchung zu dieser Frage zeigt, daß auch Schreib-

anfänger mit der neuen ss-Regelung mehr Fehler machen (Harald Marx, 1999). Und in einem 

Interview mit der „Welt“ vom 9.3.2004 versicherten die beiden Leiter der Arbeitsgruppe „Or-

thographietheorie und Rechtschreibunterricht“ auf der Jahrestagung der Deutschen Gesell-
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schaft für Sprachwissenschaft, Prof. Hartmut Günther und Prof. Ursula Bredel, folgendes: 

„Beobachten Sie, dass den Schülern die Handhabung der Rechtschreibung heute leichter fällt 

als vor der Reform? ... Günther: Ich habe noch von keinem einzigen Lehrer bestätigt bekom-

men, dass weniger Fehler gemacht werden. Die Rechtschreibung ist an einigen Punkten im 

Gegenteil erschwert worden. Die Welt: Gilt das auch für „Neulerner“? Bredel: Besonders für 

sie. Denn durch die neuen Regeln ist die Systemhaftigkeit der Orthographie verloren gegan-

gen. Neulerner begegnen deshalb der Rechtschreibung mit weniger günstigen Voraussetzun-

gen.“ (Zitat bei Ickler 2004, 251)  

An dieser Stelle sei vermerkt, daß Rechtschreibung – im Gegensatz zu den Behauptungen 

einiger Rechtschreibreformer („Schreiben ist gleichzeitig auch immer Rechtschreiben; und 

Schreiben lernt man durch Schreiben“ (Schaeder 1999, 74)) – vor allem durch Lesen gelernt 

wird. Das wußten die Fachleute seit jeher. Wilhelm Wilmanns schrieb in seinem Kommentar 

zur Preußischen Schulorthographie im Jahre 1880:  „Wir erwerben diese Sicherheit [in der 

Rechtschreibung] nicht sowohl durch auswendig gelernte Regeln, auch nicht durch das eigene 

Schreiben allein, sondern zum großen, ja vielleicht zum größten Teil durch das Lesen. Die 

immer wiederkehrenden Wortformen prägen sich ein, stellt sich ein Wort bald in diesem, bald 

in jenem Gewande dar, so ist es unmöglich, den sicheren Takt zu erwerben, der allein zu ei-

nem bequemen, durch Zweifel ungestörten Gebrauch führt“ (Wilmanns 1880, 24) 

Doch auch professionelle Schreiber haben ihre Probleme mit der „Neuregelung“, wie man 

bei der Lektüre von offiziellen Schreiben und rechtschreibreformierten Zeitungen immer wie-

der feststellen kann, wo immer wieder die „alten“ ß-Schreibungen auftauchen, dazu ganz neue 

Fehler wie „ausser“ und „dass“ an Stelle des Relativpronomens „das“.  

Wolfgang Wrase, Lektor in München, hat sich die Mühe gemacht und zwei vollständige 

Ausgaben der „Süddeutschen Zeitung“ vor und nach der Umstellung der Schreibung mitein-

ander verglichen. Dabei stellte er u. a. fest, „daß im Bereich ss/ß-Neuregelung fast nur neue 

Fehler entstanden sind. 1998 waren es 3 ... Dagegen stehen 9 Fehler von 2000: 4 x Typ 

Schluß, 1 x Typ Zeugniss, 1 x Typ Fussball und 3 x dass statt des Relativpronomens das. Da-

mit spiegelt sich auf statistisch niedrigem Niveau die allgemeine Erfahrung wider, daß durch 

die Reform falsche ss-Schreibungen multipliziert werden: bloss, Massnahme, schliessen usw. 

sind bei versuchter Neuschreibung oft ähnlich häufig wie die regelgerechte Verwendung von 

ss.“ (Wrase 2000, 13, vgl. Anmerkung 10, S. 24) 

Weitere mögliche Hinweise auf erhöhte Fehlerzahlen vor allem im Bereich der ss/ß-

Neuregelung kann man im Internet durch die Suchmaschine Google finden. Durchsucht man 

zum Beispiel die deutschen Webseiten nach dem Wort „Spass“ (auf Schweizer Webseiten wä-
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re das Wort so korrekt geschrieben) und schließt dabei die Schreibung „Spaß“ aus22, so erhält 

man 6,56 Millionen Seiten. Obwohl hierbei auch Seiten enthalten sind, die das Wort lediglich 

in der URL (der Webadresse) enthalten, in der keine Sonderzeichen zulässig sind und es daher 

kein echter „Fehler“ wäre, so ist die Anzahl der Suchergebnisse im Vergleich zu der nach wie 

vor korrekten Schreibung „Spaß“ (16,3 Millionen Seiten) doch erstaunlich hoch. 

Gleiches gilt für die Schreibung „das“ statt „dass“: Hierfür wurde beispielhaft nach Web-

seiten gesucht, die den Satzteil „ich glaube, daß [bzw. dass, bzw. das] es“ enthielten. Von 

Google werden 161.000 deutsche Webseiten gefunden, die bei diesem Satz die Schreibung 

„dass“ enthalten, und 28.100 Seiten mit „das“. Trotz einer wahrscheinlich deutlich schlechte-

ren „Rechtschreibmoral“ im Internet, ist eine Falschschreibung auf sechs Richtigschreibungen 

vermutlich nicht allein auf die Eigenheiten des neuen Mediums Internet zurückzuführen.  

Was blieb und bleibt dann als „Nutzen“ der Rechtschreibreform?  

Daß sie den Millionen von Erwachsenen, die umlernen mußten und müssen, nichts nützte 

und nützt, versteht sich von selbst. Dasselbe gilt aber auch für alle Schüler, die seit 1996 um-

lernen mußten, auch sie hatten die für jedes Umlernen normalen Schwierigkeiten.  

 

6. „Problemlosigkeit“ als einziger Vorteil 
 

Höchstens die „Neulerner“, die „durch die Reform nicht einmal zu einem Umlernen gezwun-

gen“ werden (BVG-Urteil, Absatz 151), also acht bis zehn Schülerjahrgänge, hätten Vorteile 

von der Rechtschreibreform haben können. Von denen aber ist, selbst in offiziellen Verlautba-

rungen, kaum mehr die Rede. Stattdessen wurde 1996 ein Begriff geprägt, der nach Vorteil 

klingt, in Wirklichkeit aber gar nichts aussagt: „Problemlos“, „ruhig und ohne ernsthafte Pro-

bleme“ „unproblematisch“ werde die Rechtschreibreform in den Schulen umgesetzt: 

 

„Für Bayerns Kultusministerin Monika Hohlmeier (CSU) ist die Rechtschreibreform 

schon lange kein Thema mehr. ‚Die Überprüfung von Schüleraufsätzen in verschie-

denen Schularten hat schon vor Jahren ergeben, dass die Schüler mit der Umstellung 

auf die neuen Regelungen problemlos zurechtkommen’, betont die Ministerin und 

fügt hinzu: ‚Auch die Rückmeldungen unserer Lehrer waren insgesamt positiv.’“ 

(Thüringer Landeszeitung 26.7.2003)  

 

 
                                                 
22 Gibt man lediglich das Wort „Spass“ ein, so findet google.de Webseiten, die beide Schreibungen „Spass“ und 
„Spaß“ enthalten. Gleiches gilt umgekehrt und auch für andere ss/ß-Schreibungen. 
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„Auch Österreich folgt den Empfehlungen für die Rechtschreibreform. Dies bekräftigte Bil-

dungsministerin Gehrer gegenüber der APA. Die Umsetzung der Reform verlaufe in Öster-

reich problemlos.“ (Kleine Zeitung, 4.6.2004)  

Freilich kann diese immer wieder behauptete Problemlosigkeit nicht als Nutzen der Recht-

schreibreform gerechnet werden, höchstens als Selbstverständlichkeit. 

Am Ende ist die Bilanz der Aussagen zu den Nutzen der Rechtschreibreform erschreckend. 

Die angekündigten Nutzen für die Lernenden bzw. Schreibenden traten nicht ein, im Gegen-

teil. Gab es vielleicht einen anderweitigen Nutzen für andere Gruppen?  

Bevor jedoch die einzelnen von dieser Reform betroffenen Gruppen näher betrachtet wer-

den, sollen zunächst die Grundlagen der Kosten-Nutzen-Analyse behandelt werden. 
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III. Grundlagen der Kosten-Nutzen-Analyse  
 

„Bei der Kosten-Nutzen-Analyse werden die (gesamtwirtschaftlichen) Kosten  
und Nutzen einer Maßnahme in Geld bewertet und verglichen“. (Schmidt, 320)  

 

1. Theorie zur Kosten-Nutzen-Analyse 
In diesem Kapitel sollen die Grundlagen der Kosten-Nutzen-Analyse, im Rahmen derer eine 

monetäre Planung von Investitionen, Gesetzesänderungen oder sonstigen öffentlichen Projek-

ten durchgeführt werden kann, näher beschrieben werden.  

Als Einstieg in die Theorie der Kosten-Nutzen-Analyse eignet sich die kurze Beleuchtung 

der ersten vier volkswirtschaftliche Regeln (vgl. Mankiw, 3 ff.), da sie eine gute Hilfestellung 

bei der Identifikation von möglichen Projektauswirkungen geben können.  

Die erste dieser Regeln besagt, daß ökonomische Entscheidungen stets Entscheidungen 

zwischen Alternativen sind. Alle Menschen stehen vor diesen abzuwägenden Alternativen, es 

gibt nichts „umsonst“ (im Sinn von „kostenlos“). Die Zeit bzw. die Ressourcen, die man für 

etwas verwendet, kann man nicht für etwas anderes verwenden. Das heißt, auch die Einfüh-

rung einer Rechtschreibreform kann auf gar keinen Fall „kostenneutral“ durchgeführt werden, 

denn die monetären Ressourcen für ein neues Rechtschreibwörterbuch können nicht mehr für 

ein anderes Buch ausgegeben werden, und die Zeit, die Schüler auf das Umlernen der Neure-

gelung verwenden, steht nicht mehr zum Erlernen von anderem Stoff zur Verfügung. 

Aus der ersten volkswirtschaftlichen Regel leitet sich unmittelbar die zweite ab, die die 

Opportunitätskosten beschreibt. Sie lautet: „Die Kosten eines Guts bestehen aus dem, was 

man für den Erwerb eines Guts aufgibt“ (Mankiw, 6). Kauft sich beispielsweise eine Germa-

nistikprofessorin ein Rechtschreibwörterbuch und beschäftigt sich eine Stunde damit, so „ko-

stet“ das mehr, als wenn sich ein Germanistikstudent das gleiche Regelwerk zum gleichen 

Preis kauft und sich genauso lange damit beschäftigt. In den Kosten der „Arbeitsstunde“ der 

Professorin schlagen sich sämtliche Opportunitätskosten ihrer Ausbildung (Studium, Promo-

tion, Habilitation) nieder sowie auch Lehr- und Lebenserfahrung. 

Die dritte volkswirtschaftliche Regel erklärt das typische menschliche Entscheidungsver-

halten der kleinen Schritte. Oft besteht eine Entscheidung lediglich daraus, bereits vorhandene 

oder umgesetzte Pläne und Ideen marginal zu verändern. Dahinter verbirgt sich das Optimie-

rungskalkül, diejenigen Entscheidungen zu treffen, bei denen der Grenznutzen die Grenzko-

sten übersteigt („Rational entscheidende Leute denken in Grenzbegriffen“; Mankiw, 6). Dies 

läßt die Frage aufkommen, ob nicht die schrittweise Einarbeitung kleiner Verbesserungen in 



 54

Rechtschreibwörterbücher sinnvoller gewesen wäre, als die Summe der (wenigen) Verände-

rungen als Reform zu bezeichnen und damit eine Umstellung von Büchern zu erzwingen. 

Die vierte und letzte volkswirtschaftliche Grundregel, die Einzelentscheidungen in Volks-

wirtschaften betrifft, besagt, daß Menschen auf ökonomische Anreize reagieren. Dabei ist vor 

allem zu beachten, daß politische Maßnahmen oft Auswirkungen haben, die „im voraus nicht 

absehbar waren“ (Mankiw, 9). Dies trifft bei der Rechtschreibreform in ganz besonderem 

Maße zu, denn ganz offensichtlich wurde vor zehn Jahren nicht davon ausgegangen, daß auch 

im Jahre 2006 noch keine Klarheit über die Regeln und die gültigen Schreibungen der Wörter 

in Reformschreibung herrscht. 

Wie hätte man also mögliche Auswirkungen dieses Großprojektes der öffentlichen Hand 

identifizieren und analysieren können? Entscheidungsträger in Unternehmen, in Politik und 

Verwaltung sind fast täglich damit konfrontiert, zwischen Alternativen abzuwägen oder sich 

für oder gegen ein bestimmtes Vorhaben zu entscheiden. Dabei ist es möglich, ja sogar nötig, 

viele Entscheidungen intuitiv zu fällen; auf der anderen Seite werden größere Investitionen in 

Unternehmen oder weitreichende Projekte im öffentlichen Sektor durch weitergehende Pro-

jektpläne, Untersuchungen und Analysen abgesichert. Ein geeignetes Werkzeug hierfür ist 

eben die Methode der „Kosten-Nutzen-Analyse“. Obwohl solche „modernen Entscheidungs-

methoden“ wie die Kosten-Nutzen-Analyse eigentlich zum „Rüstzeug eines jeden im öffentli-

chen Sektor verantwortlich Tätigen zählen sollten“ (Hanusch, VI), werden sie von Experten in 

Politik und Verwaltung noch zu wenig angewandt, was letztlich zu einer ineffizienten Ver-

wendung von knappen Haushaltsmitteln führen und damit die Steuerzahler und die Volkswirt-

schaft insgesamt unnötig belasten kann. So ist leider auch vor der Unterzeichnung der „Wie-

ner Absichtserklärung“ zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung keine Analyse der 

Kosten und des Nutzens der Rechtschreibreform durchgeführt worden.  

Grundsätzlich ist im Rahmen einer Kosten-Nutzen-Analyse sowohl eine „Vorschau“ als 

auch eine „Umschau“ nötig, um die Auswirkungen des Projektes in der Zukunft sowie die 

Nebenwirkung auf Personen oder die Industrie zu erfassen und zu bewerten (Recktenwald, 

105). Im Fall der Rechtschreibreform hätten bei der Vorschau zuallererst die Bereiche, die 

von der geschriebenen Sprache beeinflußt werden, herausgefunden und analysiert werden 

müssen. So wurde vor, während und nach der Einführung der Rechtschreibreform von Seiten 

der Kritiker erwähnt, daß von der Schreibung die Lesenden deutlich mehr betroffen sind als 

die Schreibenden. Ausgehend davon, daß ein Text meist nur einmal geschrieben wird, jedoch 

oft, in vielen Fällen auch hundert- oder tausendmal gelesen wird (z. B. Zeitungsartikel), so 

wäre die Wirkung auf die Lesenden als die entscheidende Auswirkung einer Schreibreform zu 

identifizieren gewesen. Weitere im Rahmen einer Vorschau zu betrachtende Bereiche wären 
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der Einfluß auf die Aussprache, die Veränderungen an Texten (was passiert, wenn z. B. Texte 

länger werden?) sowie die Ästhetik bzw. Optik von geschriebener Sprache. Obwohl diese 

Gedanken recht trivial erscheinen, wurden im Falle der Rechtschreibreform erstaunlicherwei-

se keine solchen Überlegungen angestellt bzw. publiziert. Es würde wohl niemand auf die 

Idee kommen, die Konstruktion eines PKW lediglich im Sinne einer einfacheren Montage zu 

optimieren, ohne gleichzeitig die Auswirkungen dieser Veränderung an der Konstruktion auf 

das Fahrverhalten, das Äußere des Fahrzeugs und auf viele andere Faktoren zu betrachten und 

zu bewerten. Hier liegt vielleicht ein fundamentaler Unterschied in der Denk- und Arbeitswei-

se von Behörden bzw. staatlichen Institutionen verglichen mit Unternehmen, die es sich nicht 

erlauben können, (auf längere Dauer) Verluste zu machen. 

Bei der einer Umschau hätten die Nebenwirkungen der Rechtschreibreform auf Personen 

oder die Wirtschaft betrachtet werden sollen, die ja letztendlich erheblich waren und immer 

noch sind. Wichtige Unterpunkte einer Umschau beträfen beispielsweise das Verhalten der 

Verlage, der Zeitungen, der Medien im allgemeinen, die Reaktionen in den politischen La-

gern, die Folgen für die deutsche Sprache im Ausland, die Veränderung des Leseverhaltens 

oder auch die Einstellung der Bürger zur Politik nach einem Eingriff in die Sprache. 

Parallel zu einer Vorschau und Umschau, kann man auch direkte und indirekte Effekte ei-

nes Projektes unterscheiden und analysieren (vgl. Hanusch, 9). Direkte Effekte werden dabei 

bewußt angestrebt (z. B. das Umstellen der Rechtschreiblehrbücher auf die reformierte 

Schreibung), indirekte Effekte dagegen fallen als unbeabsichtigte Nebenfolgen eines öffentli-

chen Vorhabens an (z. B. verschiedene Schreibungen in der Tagespresse aufgrund von Inter-

pretationsschwierigkeiten der neuen Regeln oder unterschiedlichen Ansichten zur Reform). 

Zu den indirekten Effekten können auch die sogenannten externen Effekte (Recktenwald, 

107) hinzugerechnet werden, die aus Kosten und Nutzen bestehen, die für Individuen entste-

hen, die nicht am Projekt beteiligt sind und für die auch keine Projektauswirkungen vorgese-

hen sind (im Falle der Rechtschreibreform wären dies z. B. Ausländer, die über das Erlernen 

einer Fremdsprache nachdenken und aus Gründen einer gerade akuten und verwirrenden Ver-

änderung der Orthographie sich lieber für eine andere Sprache entscheiden). 
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2. Hauptfragen zur Untersuchung eines Projektes 
 

Grundsätzlich sind bei der Untersuchung eines Projektes gemäß Recktenwald die folgenden 

Hauptfragen zu stellen: 

„1. Welche Kosten und welche Nutzen sollen berücksichtigt werden? 

2. Wie sind sie zu bewerten? 

2. Zu welchem Zinssatz sollen sie diskontiert werden? 

4. Welches sind die entsprechenden Einschränkungen?“ (Recktenwald, 105) 

Etwas detaillierter nennt Hanusch ganz ähnliche Punkte, nämlich die „Teilaufgaben“ der Nut-

zen-Kosten-Analyse:  

• „Bestimmung der relevanten Nebenbedingungen; 

• Formulierung und Vorauswahl von Alternativen; 

• Bestimmung der Projektwirkungen; Erfassung und Bewertung der positiven und ne-

gativen Wirkungen von Alternativen in Form ihrer monetären Nutzen und Kosten; 

• Zeitliche Homogenisierung der Nutzen und Kosten auf dem Wege der Diskontierung; 

• Gegenüberstellung von Nutzen und Kosten für die verschiedenen Alternativen; 

Synthese zu eindimensionalen Güte- oder Entscheidungsmaßen; 

• Berücksichtigung von Risiko und Unsicherheit, eventuell Modifizierung der Ent-

scheidungsmaße; 

• Aufstellen einer Rangordnung der Alternativen anhand der Entscheidungsmaße 

und Empfehlung einer oder mehrerer Alternativen.“ (Hanusch, 6) 

Die weitere Detaillierung nach Hanusch gegenüber den Hauptfragen nach Recktenwald be-

trifft hauptsächlich die Einführung von Alternativen. Ansonsten gleichen sich die zu stellen-

den Hauptfragen und die Teilaufgaben der Nutzen-Kosten-Analyse weitestgehend. Der Über-

sichtlichkeit halber soll daher in diesem Kapitel auf die vier Hauptfragen nach Recktenwald 

eingegangen werden. 

Im Falle der Rechtschreibreform wurden von Seiten der Durchführenden und der Politiker 

und Kultusbeamten zu den o. g. Fragen folgende Punkte diskutiert (siehe auch Teile I und II), 

ohne jedoch speziell eine Analyse der geplanten Reform durchzuführen: 

Zu 1.: Als mögliche Kosten wurden die Einführung neuer Bücher und Lehrwerke in den 

Schulen identifiziert, als Nutzen wurde die Vereinfachung des Erlernens der Rechtschreibre-

geln für die Schülerinnen und Schüler vorgebracht. 

Zu 2.: Bewertet wurden die identifizierten Kosten der Einführung neuer Lehrwerke nicht, 

es wurde lediglich darauf hingewiesen, daß sie durch die lange Übergangszeit „kostenneutral“ 
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erfolgen könne. Von manchen wurde zwar zugegeben, daß die Reform etwas kostet, aber daß 

eine genaue Quantifizierung nicht möglich sei. Der Nutzen wurde ebenfalls nicht korrekt be-

wertet, denn die Anzahl der Fehler in ein- und demselben Testdiktat je nach Korrektur (vgl. 

Kapitel II 2.) kann unabhängig von den zweifelhaften Randbedingungen dieser Untersuchung 

keine Auskunft über den Schwierigkeitsgrad der Erlernbarkeit einer Schreibung geben. 

Zu 3. und 4.: Das Diskontieren der Auswirkungen in der Zukunft oder die Einschränkun-

gen des Projektes wurden nicht betrachtet bzw. nicht erfaßt und bewertet. 

Es wurde somit nicht einmal versucht, die sogenannten „Hauptfragen bei der Untersuchung 

eines Projektes“ zu beantworten. Die Einführung neuer Bücher und Lehrwerke in Schulen 

macht wohl kaum mehr als einen Bruchteil der Gesamtheit der möglichen Kosten und Nutzen 

dieses Projektes aus (dabei ist zu beachten, daß unter Nutzen auch ein „negativer Nutzen“ also 

ein möglicher Schaden zu betrachten gewesen wäre).  

 

3. Ziele des politischen Handelns 
 

Was sollten eigentlich die Ziele politischen Handelns sein? Ganz unabhängig, welche Projek-

te durchgeführt werden, besteht von Seiten der öffentlichen Hand die Pflicht, politische Pro-

gramme und Projekte nach ihrem Beitrag zur Steigerung des Sozialprodukts zu bewerten. D. 

h. die öffentliche Hand sollte feststellen, ob die Aggregation der individuellen Nutzen durch 

ein Projekt größer wird oder nicht, und dann diejenigen Projekte durchführen, die einen Bei-

trag zur Steigerung der sozialen Wohlfahrt leisten (vgl. Hanusch, 2). Daneben kann die Um-

verteilung von Einkommen auf bestimmte Schichten oder Regionen als ein weiteres Ziel der 

Politik genannt werden, was zwar ökonomisch „uneffizient“ ist, jedoch zur sozialen Siche-

rung, zur Bekämpfung von Armut etc. nötig ist. Ein weiteres Ziel der Politik kann „die He-

bung des Staatsbewußtseins“ darstellen (vgl. Arthur Maas bei Recktenwald, 415), z. B. durch 

das Einführen eines Nationalfeiertages. Dabei sollte bei der Entscheidung für oder gegen ein 

Projekt die öffentliche Hand besonders auf das Interesse der Gesellschaft eingehen und die ei-

genen bzw. die Staatsinteressen zurückstellen. Gemäß Hanusch steht hinter dem methodi-

schen Grundkonzept der Kosten-Nutzen-Analyse an sich sogar das Prinzip der „Konsumen-

tensouveränität“ und – vielleicht noch wichtiger – die „demokratische Vorstellung“, daß das 

Interesse der einzelnen und nicht ein „ominöses Staatsinteresse“ das Wohl der Gesamtgesell-

schaft bestimmt. „Organstaatliche Ideen finden folglich keinen Eingang in ihr Kalkül“ (Ha-

nusch, 2). Auch aus diesem Grund eignet sich diese Methode so gut für die Evaluation von öf-

fentlichen Projekten. 
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Ins Detail staatlichen Handelns geht Jürgen Schmidt in seinem Standardwerk über die 

„Wirtschaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung“ (6. Auflage 2002). Demnach hat die 

Verwaltung die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei ihrem gesamten Han-

deln zu beachten; denn mit jeder Verwaltungstätigkeit sind automatisch staatliche Einnahmen 

oder Ausgaben entweder direkt oder mittelbar (Gemeinkosten) betroffen. Darunter fallen auch 

Gesetzgebungsvorhaben (VV Nr. 1 letzter Satz zu §7 BHO), woraus Schmidt schließt, daß 

das Gebot der Wirtschaftlichkeit nicht nur ein bloßer Programmsatz, sondern gar eine recht-

lich verbindliche Norm ist. Infolge dessen gibt es „keinen Gegensatz mehr zwischen Wirt-

schaftlichkeit und Rechtmäßigkeit“. (Schmidt, 27).  

Witte geht sogar davon aus, daß man heutzutage das Verfahren der Kosten-Nutzen-

Analyse für alle staatlichen Investitionsmaßnahmen von entsprechendem Umfang anwendet, 

wobei auch er die Bundeshaushaltsordnung (BHO) § 7 Abs. 2 und das Haushaltsgrundsätzege-

setz (HGrG) der Bundesrepublik Deutschland im § 6 Abs. 2 zitiert, in denen die Nutzen-

Kosten-Analysen für Projekte von „erheblicher Bedeutung“ vorgeschrieben ist (vgl. Witte, 16). 

Daß diese Annahmen und gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Rechtschreibreform 

als nicht zutreffend angesehen wurden, mag zum einen daran gelegen haben, daß die Haushal-

te des Bundes, der Länder und der Kommunen durch die Aufstellung neuer Rechtschreibre-

geln in den Schulen nicht direkt belastet wurden und die Politiker deshalb das Projekt vom fi-

nanziellen Standpunkt irrtümlicherweise zunächst als eher unbedeutend ansehen konnten (un-

ter völliger Ignorierung der kalkulatorischen Kosten). Zum anderen lag es aber wohl auch 

daran, daß kein Gesetz geändert oder beschlossen werden mußte, sondern – vermutlich ganz 

bewußt – lediglich eine „Absichtserklärung“ unterzeichnet wurde, die nicht per Gesetz, son-

dern durch Verordnungen verwirklicht wurde. Eine Gesetzesfolgenabschätzung, die eine Auf-

stellung der Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform erforderlich gemacht hätte, war somit 

im Jahre 1996 vom Gesetz her nicht unmittelbar verpflichtend. Um festzustellen, ob es sich 

bei Investitionen um solche von „erheblicher finanzieller Bedeutung“ gemäß §6 Abs. 2 des 

Haushaltsgrundsätzegesetz handelt, kann jedoch nicht nur von den ausgabewirksamen Kosten 

ausgegangen werden. Der Begriff Folgekosten muß nach Röck stets im Hinblick auf die Ziel-

setzungen hin definiert werden, wobei auch kalkulatorische Kostengrößen eingehen müssen 

(kalkulatorische Abschreibungen, kalkulatorische Zinsen). Desgleichen müssen bei einer ge-

samtwirtschaftlichen Betrachtungsweise öffentlicher Investitionen auch die Kosten- und Nut-

zenkomponenten berücksichtigt werden, die nicht direkt den öffentlichen Haushalten zure-

chenbar sind. Die Gegenüberstellung von volks- und betriebswirtschaftlichen Folgekosten 

und Folgenutzen ergibt dann die Belastung oder den Nutzen für die gesamte Volkswirtschaft 

(Röck, bei Stockinger, 32 ff.). 
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4. Die Bewertung eines Projektes unter Anwendung der Theorie 
 

Unabhängig von den gesetzlichen Rahmenbedingungen hätte jedoch anhand der o. g. relativ 

einfach gehaltenen „Hauptfragen bei der Untersuchung eines Projektes“ die Folgen der Recht-

schreibreform mit geringem Aufwand bestimmt und bewertet werden können. Im folgenden 

soll daher etwas genauer auf diese Punkte eingegangen werden.  

 

Zu 1. Zu berücksichtigende Kosten und Nutzen 

Zu berücksichtigen sind neben den zu tätigenden Investitionen („echte“ Ausgaben) und den 

Gewinnen immer auch der Zeitaufwand und eine eventuelle Zeitersparnis (kalkulatorische 

Kosten). Ein bedeutender Nutzen von öffentlichen Projekten kommt nämlich oft von Zeiter-

sparnissen. Auch bei einem möglichen leichteren Erlernen, das als einziger möglicher Nutzen 

von Seiten der Rechtschreibreformer formuliert wurde, handelt es sich letztlich um eine Zeit-

ersparnis (der Schüler bzw. Lernenden). Die meisten Untersuchungen von Zeitersparnissen – 

häufig Untersuchungen zur Ersparnis von Reisezeit bzw. Wegezeit – unterscheiden vier 

Gruppen von möglichen alternativen Tätigkeiten zu Reisen (Layard/Glaister, 245). Somit 

kann man von fünf Gruppen ausgehen: 

• Befriedigung von Grundbedürfnissen (Schlafen, Essen, Körperpflege, etc.),  

• Tätigkeiten im Haushalt (Putzen, Einkaufen, Kindererziehung, etc.),  

• bezahlte Arbeit oder Weiterbildung,  

• soziale Tätigkeiten, Erholung, Hobbies und eben 

• Reisen oder Fortbewegung. 

Die Bewertung des Nutzens dieser „gewonnenen“ Zeit muß nun im Rahmen der Kosten-

Nutzen-Analyse vorgenommen werden. Man könnte versucht sein anzunehmen, daß der Wert 

von Zeit proportional zu dem Bruttoinlandsprodukt eines Landes steigt bzw. fällt. Dies ist je-

doch aus verschiedenen Gründen nicht korrekt. Beesley und Dalvi haben diesbezüglich 1973 

fünf Quellen möglicher Wertänderung von Zeit aufgeführt: 

• Das verfügbare Zeitbudget kann sich ändern;  

• Die gefühlte Belastung durch die Arbeit oder das Vergnügen am Konsum kann sich 

ändern; 

• Der Preis von Gütern, die mit Zeit in Verbindung gebracht werden, oder der Aufwand, 

der mit Arbeitszeit in Verbindung gebracht wird, kann sich ändern; 

• Die Zeit, die für eine Konsumeinheit oder eine Produktionseinheit benötigt wird, kann 

sich ändern; 
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• Der Geschmack der Verbraucher kann sich entweder durch individuelle Geschmacks-

änderung einzelner Verbraucher oder durch die Generationswechsel bei den Verbrau-

chern ändern.23 

Trotz der vielen Einflußfaktoren auf den Wert der Zeit kann man versuchen, den Nutzen aus 

Zeitersparnis zu bewerten. Dabei gibt es gemäß Hanusch zwei verschiedene Ansätze. Einer-

seits kann er anhand des Wertes der Güter ausgedrückt werden, die in der durch die neue Si-

tuation zusätzlich verfügbaren Zeit produziert werden können, andererseits kann er als der 

Wert gerechnet werden, der von den Einzelnen der eingesparten Zeit beigemessen wird (Ha-

nusch, 86 ff.). Der letztere Fall ist subjektiv und kann nicht monetär ausgedrückt werden, für 

den erstgenannten Fall trifft man die Annahme, daß die eingesparte Zeit z. B. zur Güterpro-

duktion eingesetzt wird, wodurch sich das Sozialprodukt und infolgedessen die gesellschaftli-

che Wohlfahrt erhöht. Ausgehend von dem Idealfall eines vollkommenen Marktes (dessen 

Bedingungen in der Realität jedoch nicht erfüllt sind) könnte der Nutzen, der in der Produkti-

on aus Zeitersparnissen gewonnen wird, mit dem Lohnsatz, der für die zusätzliche Arbeit ge-

zahlt wird, bewertet werden. Diese Annahme könnte man im übertragenen Sinne auch für die 

Bereiche außerhalb der Produktion treffen. Würde also beispielsweise die reformierte Schrei-

bung Zeit beim Schreiben sparen und würden 1.000 Vielschreibende (z. B. Journalisten) pro 

Tag durch sie 10 Minuten Zeit einsparen, so ergäbe sich, bei einem Stundenlohn von 24 Euro, 

pro Tag eine Ersparnis von fast 4.000 Euro. Der Stundenlohn müßte jedoch auch noch um 

Nebenkosten ergänzt werden (Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers, Kosten für den 

Arbeitsplatz, etc.), weshalb die eigentliche Ersparnis sogar noch höher zu bewerten wäre. Der 

Arbeitslohn bzw. der Stundenlohn läßt gemäß Hanusch aus Gründen der tatsächlich vorhan-

denen unvollkommenen Marktstruktur (keine vollkommene Konkurrenz) jedoch nur eine nä-

herungsweise Bewertung des Wertes der Zeitersparnis zu.  

Neben der theoretischen Betrachtung wurde diese Problematik schon früh empirisch unter-

sucht (Beesley), indem die Zeitersparnis auf dem Weg zur Arbeit bei Beschäftigten einer 

staatlichen Behörde gemessen wurde. Beesley kam in seinen Untersuchungen zu dem Ergeb-

nis, daß sich der Wert der Zeitersparnis zwischen 30% und 50% des Lohnsatzes bewegt. 

Hierbei muß jedoch betont werden, daß es sich bei diesen Ergebnissen lediglich um Näherun-

gen handeln kann, die jedoch ermöglichen, im Rahmen von Kosten-Nutzen-Analysen mit re-

lativ geringem Aufwand Schätzungen durchführen zu können. 

Aus weiteren empirischen Untersuchungen, die sich gemäß Hanusch prinzipiell nicht von 

der Beesley-Methode unterscheiden, wurde abgeleitet, daß der „Preis“ der eingesparten Zeit 

                                                 
23 Nach: MVA Consultancy. “Time savings: Research into the value of time”. In: Richard Layard and Stephen 
Glaister, editors, Cost-Benefit Analysis, pages 235–271, Cambridge, U.K., 1994, S. 252. 
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um so höher anzusetzen ist, je größer die eingesparte Gesamtzeit pro Person ausfällt und je 

höher das Einkommen dieser Personen ist. 

Hanusch rät dem Praktiker schließlich, anstatt für jede Nutzen-Kosten-Analyse eigens den 

sogenannten Schattenpreis der Zeit zu berechnen bzw. empirisch zu ermitteln, einen bestimm-

ten Abschlag vom Durchschnittslohn vorzunehmen und das Ergebnis als Schattenpreis für die 

Bewertung von Zeitersparnissen zu verwenden. Wohl in Anlehnung an die empirischen Un-

tersuchungsergebnisse von Beesley rät Hanusch dann dazu, Abschläge zwischen 50 und 70 

Prozent vorzunehmen. 

In gleichem Maße wie ein möglicher Zeitgewinn muß auch ein Zeitverlust betrachtet wer-

den, wobei es nicht sinnvoll erscheint, die Abschläge in gleichem Maße wie bei dem Zeitge-

winn vorzunehmen. Entsteht ein Zeitverlust während der Arbeitszeit, so läßt sich schlüssig 

argumentieren, daß der volle Stundensatz (im Falle nichtselbstständiger Arbeit zuzüglich 

sämtlicher Lohnnebenkosten) anzusetzen ist. Der Zeitverlust in der Freizeit könnte analog zu 

einem Zeitgewinn bewertet werden, d. h. man könnte einen Abschlag von 50 bis 70 Prozent 

vom Durchschnittslohn vornehmen. 

Weitere wichtige Auswirkungen neben dem Zeitgewinn sind andere reale Effekte und so-

genannte pekuniäre Effekte. Die realen Effekte wirken verändernd auf die gesellschaftliche 

Wohlfahrt (z. B. mehr Interesse am Lesen durch schöner gestaltete Bücher), bei pekuniären 

Effekten handelt es sich im Gegensatz dazu um sogenannte Verteilungsänderungen (z. B. hö-

here Umsätze des Bertelsmann Verlages auf Kosten des Duden Verlages). Diese Umvertei-

lungen gelten für die traditionelle Nutzen-Kosten-Analyse nicht als echte Wirkung auf die ge-

sellschaftliche Wohlfahrt.  

Tangible und intangible Effekte und ihre Kosten 

Eine wichtige Kategorisierung der zu berücksichtigenden Kosten und Nutzen ist die der 

tangiblen und intangiblen Effekte. Tangible Effekte sind Auswirkungen, die in monetären 

Größen quantifizierbar sind, intangible Effekte hingegen lassen sich meist nur mit Hilfe quali-

tativer Angaben umschreiben. Beide dieser Effekte sind „unbedingt in die Nutzen-Kosten-

Analyse aufzunehmen“ (Hanusch, 10), wobei die intangiblen Wirkungen so präzise wie mög-

lich beschrieben und „dem zahlenmäßigen Ergebnis einer Untersuchung in Form eines Ad-

dendums“ (Hanusch, 10) beigefügt werden. So kann der Entscheidungsträger dann entschei-

den, ob ein Projekt wegen oder trotz auftretender intangibler Effekte durchgeführt werden soll 

oder nicht. Als Beispiel für intangible Effekte sei die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds 

durch Elektrizitätsleitungen genannt. Solche intangiblen Effekte können nicht quantifiziert 

werden. Andere intangible Effekte, wie z. B. die Verminderung der jährlichen Verkehrstoten, 

sind zwar in Zahlen ausdrückbar, jedoch nicht monetär zu bewerten. Diese intangiblen Werte 
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sind „offensichtlich in vielen Fällen bedeutend und sollten der entscheidenden Behörde in ei-

nem Zusatzbericht zur Kosten-Nutzen-Berechnung unterbreitet werden…“ (Prest und Turvey, 

bei Recktenwald, 117) 

 

Zu 2. Bewertung der Kosten und Nutzen 

Grundsätzlich bestehen zwei verschiedene Bewertungsansätze, um den Nutzen von Projekten 

zu beschreiben, der kardinale und der ordinale Bewertungsansatz (Hanusch, 15 ff.). Beim 

kardinalen Bewertungsansatz handelt es sich um einen Geldausdruck, der den Nutzenunter-

schied in der Einschätzung eines Haushaltes widerspiegelt. D. h. die individuelle Zahlungsbe-

reitschaft und die einzelne Konsumentenrenten werden aggregiert, wodurch die Nettowirkung 

eines Projektes auf die Wohlfahrt der Gesellschaft in monetären Einheiten ausgedrückt wird. 

Beim ordinalen Bewertungsansatz wird die Wohlfahrtssteigerung durch die Mehrung des 

Nutzens eines einzelnen oder einer Vielzahl von Wirtschaftssubjekten dargestellt, ohne daß 

jedoch auch nur bei einem einzigen Individuum der Nutzen absinken darf. Dieser Ansatz kann 

für öffentlicher Maßnahmen kaum verwendet werden, da davon ausgegangen werden kann, 

daß von solchen Projekten in den meisten Fällen zwar Wirtschaftssubjekte profitieren, andere 

aber Nutzenminderungen hinnehmen müssen. 

Ziel der Anwendung der Kosten-Nutzen-Analyse muß sein, die entscheidungsrelevanten 

Aspekte des zu bewertenden öffentlichen Vorhabens auf ein „eindimensionales Gütemaß“ 

(Hanusch, 116) zu bringen. Das Referenzmaß, das hierzu am besten geeignet ist, ist der Net-

togegenwartswert (NGW) einer Maßnahme. Dieser kann rechnerisch über die Formel des Ka-

pitalwerts K ermittelt werden24. Weitere mögliche Entscheidungsregeln wie das Nutzen-

Kosten-Verhältnis und das Kriterium des internen Zinsfußes sind nicht für alle Vergleiche in 

gleichem Maße geeignet (vgl. Hanusch, 116 ff.). Im Falle der Rechtschreibreform handelt es 

sich jedoch um eine sogenannte „isolierte Einzelentscheidung“, für die alle drei Kriterien oh-

nehin zu dem gleichen Ergebnis führen. Im folgenden wird der Nettogegenwartswert als Refe-

renzmaß verwendet. Ein Projekt wird dann zur Durchführung empfohlen, wenn sich ein Net-

togegenwartswert von größer als null ergibt (NGW > 0). Im Falle eines negativen Nettoge-

genwartswertes („Nettogegenwartsverlust“) muß man das Projekt ablehnen. 

 

Zu 3. Diskontierung und Zinssatz 

Bezüglich des Betrachtungszeitraumes für die Auswirkungen eines öffentliches Projektes 

können unterschiedliche Ansätze gewählt werden. Nach Hanusch hängt dies vom Planungsho-

                                                 
24 K = Σ (Et-At)*(1+i)-t, mit K = (Kapital-)Wert, Et bzw. At = Ein- bzw. Auszahlungen (vgl. Wöhe, 620). 
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rizont staatlicher Institutionen ab (der jedoch für gewöhnlich nicht sehr weit in die Zukunft 

reicht). Man wählt aber meistens terminierte Zeiträume, die sich nicht nur auf die lebende 

Generation beschränken, sondern darüber hinausgehen (Hanusch, 5). Der Irrtum, den man 

sich durch einen falsch gewählten Betrachtungszeitraum in seine Kosten-Nutzen-Analyse ein-

bringt, hängt in großem Maße von der angenommenen Diskontrate ab. Je höher die gewählte 

Diskontrate, desto weniger fallen Kosten und Nutzen in der Zukunft ins Gewicht, da diese 

beim Abzinsen jeweils mit dem Abzinsungsfaktor multipliziert werden.25  

So wie in der Investitionsrechnung der Betriebswirtschaft dem Geldstrom (Einzah-

lung/Auszahlung) ein gegenläufiger realwirtschaftlicher Güterstrom (Input/Output) gegenü-

bersteht (Wöhe, 599), so könnte man für die Kosten-Nutzen-Analyse dem Geldstrom einen 

„Nutzenstrom“ gegenüberstellen. Und wie man unter einer Investition die „Hingabe von Geld 

(Auszahlung) heute in der Hoffnung auf höhere Geldflüsse (Einzahlungen) in der Zukunft“ 

(Wöhe, 600) versteht, kann man für ein öffentliches Projekt sagen, es sei die Hingabe von 

Geld (Auszahlung) heute in der Hoffnung auf Nutzen in der Zukunft. Daraus läßt sich ablei-

ten, daß man es mit Ein- und Auszahlungen sowie Aufwand und Nutzen zu verschiedenen 

Zeitpunkten zu tun hat. Um eine Bewertung oder einen Vergleich zu ermöglichen, müssen sie 

auf einen Zeitpunkt umgerechnet werden. Diese Umrechung wird durch die Diskontierung er-

reicht. Als Zeitpunkt, auf den umzurechnen ist, bietet sich der Beginn eines Projektes an. 

Über die o. g. Abzinsungsformel kann der Wert ermittelt werden. Neben der im Falle öffentli-

cher Projekte schwierigen Umrechnung von Aufwand und Nutzen in monetäre Werte ist es – 

wie bei jeder Investitionsentscheidung – von besonderer Bedeutung, wie hoch man den Kal-

kulationszinsfuß ansetzt. Über die Diskontierung werden zukünftige Größen abgewertet, die 

Höhe der Diskontierungsrate läßt dabei die Gegenwartswerte der Nutzen und Kosten eines 

Projektes schwanken (vgl. Hanusch, 97 ff.). Bei der Projektbewertung sollte man sich dessen 

bewußt sein, denn über die gewählte Diskontierungsrate kann man die Auswahl oder Ableh-

nung von Projekten unmittelbar beeinflussen. 

Gemäß Hanusch gibt es zwei verschiedene Arten, wie man einen Anhaltspunkt für den an-

zusetzenden Zinssatz erhalten kann. Bei der sozialen Zeitpräferenzrate nimmt man die Rendi-

te von risikolosen langfristigen Staatspapieren als geeigneten Maßstab für den Diskontie-

rungszinssatz an, bei der sozialen Opportunitätskostenrate betrachtet man, welche privaten 

Investitionen durch ein Projekt verdrängt werden, und setzt die Verzinsungsrate der nicht 

durchgeführten Privatinvestitionen als Zinssatz für die Diskontierung an (Hanusch, 106 ff.). 

                                                 
25 Abzinsungsfaktor (1+i)-t, mit i = Zinssatz; t = Zeitpunkt bzw. Jahr. 
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Im Falle der Rechtschreibreform scheint die soziale Zeitpräferenzrate bzw. der Zinssatz von 

langfristigen Staatspapieren am besten geeignet. 

 

Zu 4. Einschränkungen und Nebenbedingungen 

Die Durchführung von öffentlichen Projekten ist immer an Nebenbedingungen gekoppelt. 

Diese lassen sich in die folgenden Bereiche untergliedern (vgl. Hanusch, 10 ff., und Reckten-

wald, 120 f.): 

• Physische Nebenbedingungen 

Die physischen Nebenbedingungen geben an, welche Relation zwischen Arbeit und Kapi-

tal und dem damit erzielbaren Ergebnis besteht. Diese Relation kann man in der jeweili-

gen Produktionsfunktion ablesen. Für den Fall der Rechtschreibreform könnte hier der 

Zusammenhang zwischen dem Grad der Veränderung der Orthographie und der erzielten 

Erleichterung beim Schreiben genannt werden.  

• Budgetäre Nebenbedingungen 

Die Kosten dürfen die fiskalisch vorgegebenen Budgetansätze nicht überschreiten. 

• Gesetzliche Nebenbedingungen 

Öffentliche Vorhaben dürfen nicht gegen herrschendes Recht verstoßen. 

• Administrative Nebenbedingungen 

Sind Fähigkeit und Kapazität des staatlichen Verwaltungsapparates erschöpft, so fallen 

administrative Nebenbedingungen ins Gewicht. Dazu tragen gemäß Hanusch auch einge-

fahrene Organisationsstrukturen oder der föderale Staatsaufbau bei. Genauer gesagt sind 

bestimmte Projekte einfach nicht geeignet, um von der öffentlichen Hand bewertet bzw. 

durchgeführt zu werden. Gerade im Falle der Rechtschreibreform könnte man annehmen, 

daß die Tragweite der Entscheidung über die Durchführung einer Rechtschreibreform 

vielleicht auch aus Gründen der mangelnden Kompetenz der zuständigen Beamten nicht 

richtig eingeschätzt wurde. 

• Politische Nebenbedingungen 

Öffentliche Projekte sollten auch allen Mindestanforderungen der Politik genügen, d. h. 

die entsprechenden politischen Ziele wie „Sicherung des inneren und äußeren Friedens“ 

oder „Förderung strukturschwacher Regionen“ verfolgen. Dabei ist es von Bedeutung, daß 

entsprechende Regierungsprogramme, die der Realisierung komplexer Ziele dienen sol-

len, wenn möglich gleich für diese Ziele konzipiert werden (vgl. Recktenwald, 418). 
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• Unsicherheit 

Bei der Abschätzung von zukünftigen Kosten und Nutzen kann es zu erheblichen Unsi-

cherheiten kommen, die nach Möglichkeit mit angegeben werden sollten (z. B. über eine 

Erstellung eines „worst-case-scenario“). 

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß eine Kosten-Nutzenanalyse auch beant-

worten kann, welches oder welche staatlichen Vorhaben aus einer Anzahl potentieller Alter-

nativen ausgewählt und in die Praxis umgesetzt werden sollen (Hanusch, 1). Dies ist im Falle 

der Rechtschreibreform nicht von Bedeutung, denkbar wäre jedoch eine Analyse der 1996 

durchgesetzten Reform im Vergleich zur Einführung der gemäßigten Kleinschreibung gewe-

sen. Die Vorbehalte gegen die gemäßigte Kleinschreibung waren jedoch so groß, daß deren 

Einführung in den neunziger Jahren nicht mehr als ernsthafte Alternative gesehen wurde. So-

mit wäre die Entscheidung zu treffen gewesen, ob das Durchführen einer „Rechtschreibre-

form“ oder – wie bisher – die Anpassung der Orthographie durch regelmäßige Einarbeitung 

von kleineren Änderungen in den Duden eher sinnvoll gewesen wäre.  

 

5. Zum Ziel und zur Methodik der vorliegenden Untersuchung 
 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit konnte nicht sein, eine möglichst genaue und vollständige 

Berechnung der tatsächlich entstandenen Kosten anzustellen. Im Rahmen einer noch umfang-

reicheren Arbeit wäre es natürlich denkbar gewesen, am Beispiel Münchens zu erfragen, was 

die Volkshochschulen an Fortbildungskursen zur Rechtschreibreform angeboten und welche 

Resonanz sie gehabt haben, ob und wie oft zum Beispiel Lehrer und städtische Angestellte 

und Beamte Fortbildungskurse besucht haben, wie viel Zeit die Lehrer einer Schule im und 

für den Unterricht, bei der Korrektur und privat dem Thema Rechtschreibreform gewidmet 

haben, ob die Stadt Formulare erneuert oder Straßenschilder ausgewechselt hat, wieviel ein 

ausgewählter Schulbuchverlag und wieviel ein ausgewählter literarischer Verlag ausgegeben 

bzw. abgeschrieben hat, wieviel zum Beispiel eine Bank und wieviel eine große Autofirma für 

die Umstellung auf die Neuregelung investiert hat, welche Ausgaben eine große süddeutsche 

Zeitung wegen der Rechtschreibreform hatte usw. Die Recherchen wären nicht ganz einfach 

gewesen, denn wer macht schon gern Angaben zu verlustreichen Ausgaben. Die dennoch 

gefundenen Daten hätte man auf ganz Deutschland hochrechnen können – das Ergebnis wäre 

in der Größenordnung jedoch vermutlich kaum ein wesentlich anderes gewesen als das der 

vorliegenden Arbeit.  
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Der interessantere Weg schien mir zu sein, die Kosten und den Nutzen etwa so zu schät-

zen, wie man es 1994 oder 1995 hätte tun können und sollen. Es geht bei einer solchen Ko-

sten-Nutzen-Analyse nicht darum, auf Heller und Pfennig bzw. Euro und Cent genau vorher-

zusagen, wieviel eine staatliche Maßnahme kosten wird und welche Neben- und Nachwirkun-

gen sie ganz genau haben wird. Sondern es geht darum, verhältnismäßig schnell und trotzdem 

überzeugend die ungefähren tangiblen und intangiblen Kosten abzuschätzen. Dabei ist es vor 

allem wichtig, keine wesentlichen Gesichtspunkte auszulassen, hier zum Beispiel die für das 

Umlernen benötigte und ganz und gar verlorene Zeit oder den Wertverlust aller Bücher in der 

durch eine Rechtschreibreform scheinbar fehlerhaft gewordenen Orthographie. Für die Recht-

schreibreformer gab es jedoch vor 1995 nur einen Kostenfaktor: die Schulbücher. Daß sie die 

anderen Faktoren nicht gesehen haben, ist freilich schwer vorstellbar. Der am Ende der Arbeit 

zitierte Brief eines Juristen beim Bundesverband der Deutschen Industrie (S. 132f.) zeigt, daß 

es auch einem Außenstehenden durchaus möglich war, wesentliche Kostenfaktoren ohne lan-

ge Forschungen zu erkennen. 

Im folgenden wird nun versucht, die Kosten der Rechtschreibreform in verschiedenen Be-

reichen in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft abzuschätzen. Besonderer Augenmerk gilt dabei 

dem durch diese von der Obrigkeit angeordnete Reform entstandenen Zeitverlust. 

Vom „Nutzen“ der Rechtschreibreform ist nur nebenbei die Rede: bei den von Mitgliedern 

der Reformkommission verfaßten Büchern. Vielleicht mag auch der eine oder andere Verfas-

ser von Lehrwerken zur Rechtschreibreform aus der Rechtschreibreform einen Nutzen gezo-

gen haben (vgl. dazu die mehr als 250 in der Bibliographie angegebenen Werke). Insgesamt 

hat man jedoch den Eindruck, daß die Rechtschreibreform für fast alle Beteiligten nichts ge-

bracht hat und nichts bringt als Verwirrung, Kosten und Ärger. 
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IV. Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform für Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 

 
Was heute der Wunsch einer engagierten Minderheit ist, was Lehrer zum angeblichen  

Schutz ihrer Zöglinge so beredt vortragen, betrifft in Wirklichkeit unsere gesamte  
Kultur und ist ein umfassendes volkswirtschaftliches Problem. (Siegfried Unseld)26 

 

1. Die Zeitverluste durch die Rechtschreibreform  
 

a) Das Problem des Umlernens 

Stefan Panzer hat in seinem Buch „Lernen und Umlernen einer komplexen großmotorischen, 

sportlichen Bewegungsfertigkeit“ (Lengerich 2004) das Problem des Umlernens im Sport un-

tersucht. In der Verlagswerbung heißt es dazu: „Im Alltag gewinnt mit der Diskussion um das 

Für und Wider der deutschen Rechtschreibreform die wissenschaftliche Untersuchung von 

Lernen und Umlernen eine zunehmende Bedeutung. ... In dieser Arbeit werden in zwei Expe-

rimenten Lernen und Umlernen bei einer motorischen Fertigkeit miteinander verglichen. Hier 

zeigt sich, dass Umlernen gegenüber dem Lernen durch eine Leistungsminderung gekenn-

zeichnet ist. Das vorab Gelernte stört das aktuelle Lernen beim Umlernen. ...“27 

Die Rechtschreibreformer sprachen von diesem Problem nur ganz selten. Sie wußten ver-

mutlich, was der wichtigste Rechtschreibreformer der 40er, 50er und 60er Jahre, Prof. Leo 

Weisgerber, 1964 im Zusammenhang mit der „gemäßigten Kleinschreibung“ geschrieben hat-

te: „Es ist gar nicht einzusehen, warum und von wem die Schreibenden gezwungen werden 

sollen, anders zu schreiben, als sie es gelernt haben; ihre Großschreibung wird den Jüngeren 

ebenso zugänglich sein, wie deren Kleinschreibung den Älteren.“ (Weisgerber 1964, 83) 

Bei der Rechtschreibreform von 1996 wurden diese Skrupel fallengelassen (man hätte ja 

sehr wohl die Erwachsenen, außer den Lehrern, vom Umlernen verschonen können, eine bes-

sere neue Schreibung würde sich von den Schülern her im Lauf der Jahre ohnehin durchset-

zen). Freilich war in den offiziellen Verlautbarungen nie von Umlernen die Rede. Denn jeder 

weiß, daß niemand gern umlernt und daß das Umlernen ungleich schwieriger ist als das Neu-

lernen. Das gilt in allen Bereichen. Und wenn man sogar lernen soll, daß das zuvor als richtig 

Gelernte (z.B. numerieren und plazieren) ganz falsch und das Falsche ab sofort ganz richtig 

sein soll (nummerieren, platzieren), dann kann es sein, daß man das „Neue“ gar nicht mehr 

richtig lernen kann.  

                                                 
26 Siegfried Unseld, Großschreibung oder kleinschreibung? Plädoyer zu einem Denkproblem, in: Börsenverein 
des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung oder kleinschreibung? Frankfurt am Main 1974, S. 49. 
27 http://www.pabst-publishers.de/Psychologie/Buecher/3899671767.htm.  
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Das Wort „umlernen“ war in offiziellen Unterlagen kaum zu finden, an wichtiger Stelle je-

doch im Urteil des BVG, das hier noch einmal zitiert sei: „Entscheidend ist auch hier, daß 

nach den verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Annahmen der Kultusverwaltung die 

Neuregelung auf seiten der Schüler zum erleichterten Erlernen der Schriftsprache führen wird 

... Schulanfänger werden darüber hinaus durch die Reform nicht einmal zu einem Umlernen 

gezwungen.“ (Abs. 151) 

Selten ist der Zwangscharakter der Rechtschreibreform deutlicher ausgedrückt worden als 

hier. Denn man kann sagen, daß zwischen 1996 bzw. 1998 und 2006 etwa 8 Millionen Schüler 

neue Regeln gelernt haben, während zugleich etwa 16 Millionen Schüler und Erwachsene zum 

Umlernen gezwungen wurden. 

Ganz anderes schrieb Prof. Günther Pflug, der Vorsitzende der Gesellschaft für deutsche 

Sprache, Ende 1996: „So schlimm, wie manche befürchten, wird es mit dieser Reform nicht. 

Nur wenige müssen umlernen, und nur wenig muß umgelernt werden“ („Geleitwort“ zu Zabel 

1996, 6). Ist ein Regelwerk, das mehr als 100 Seiten umfaßt, „wenig“? Und sind etwa 8 Mil-

lionen Schüler und 8 Millionen Erwachsene, die in Deutschland, Österreich und der Schweiz 

umlernen mußten, „wenige“? 

Das Wort „Umlernen“ kam auch in dem großen Aufsatz über die Rechtschreibreform aus 

der Feder von Dieter E. Zimmer vor, der am 14. November 1997 ein „Zeit-Dossier“ eröffnete. 

Der Titel lautete: „Rechtschreibreform: Die Reformgegner pochen auf sprachliche Integrität, 

suchen aber nur Schutz gegen jegliches Umlernen“. Ein bemerkenswerter Titel, in dem der 

Widerstand gegen die Rechtschreibreform als Bequemlichkeit verächtlich gemacht wird. 

Vom Umlernen war schließlich in einem an allen bayerischen Schulen verteilten Buch die 

Rede, das das Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bildungsforschung in München 1996 he-

rausgab: Handreichungen. Neuregelung der deutschen RS. Schulartübergreifend, Bamberg 

(Buchner) 1996: „Rechtschreiben wird nicht nur durch Kenntnis der Regeln und intensives 

Üben gelernt; vielmehr prägt sich die richtige Schreibweise vor allem durch häufiges Lesen,  

d. h. Sehen der Wortbilder ein. Gerade hier beginnt die Schwierigkeit, da nicht davon ausge-

gangen werden kann, dass ab dem Inkrafttreten der sämtliches Textmaterial in der dann gel-

tenden Schreibweise vorliegen wird. Nicht nur im Privatleben und in der Öffentlichkeit werden 

sich Schüler und Lehrer mit der alten Schreibweise konfrontiert sehen. Auch im Unterricht 

werden sie teilweise mit Materialien arbeiten, die nach den alten Regeln verfasst sind. Bei der 

eigenen Textproduktion aber müssen die Neuregelungen berücksichtigt werden. Um dem 

Schüler den Umlernprozess zu erleichtern, ergeben sich folgende Konsequenzen ...“ (Handrei-

chungen 1996, 41f.) 
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Zu den Kosten des Umlernens ist festzuhalten, daß die dafür aufgewendete Zeit zu 100 Prozent 

verloren ist (mehr dazu unten unter Punkt 7). 

b) Die Zeitverluste durch das Umlernen 

Die Zeitverluste durch die Rechtschreibreform wurden von den Kritikern immer wieder 

erwähnt. Hier sei nur an Prof. Helmut Watrin erinnert, der in seinem Interview mit der „Wirt-

schaftswoche“ vom 10.4.1997 davon sprach, daß durch das Umlernen „Millionen unbezahlter 

und bezahlter Arbeitsstunden anfallen.“ (S.o. S. 38) 

Die Reformbefürworter haben solche Hinweise jedoch konstant überhört. Nur an ganz we-

nigen Stellen wird nebenbei deutlich, daß sie sehr wohl ahnten, daß die Rechtschreibreform 

auch eine zeitliche Dimension haben würde. Vor allem sprachen sie selbst immer wieder da-

von, wie viele Jahre sie an ihren Vorschlägen gesessen hatten: So schrieb Gerhard Augst 1988 

in der F.A.Z. über die Jahre seit 1972: „Das Thema ist seitdem Gott sei Dank fast ganz aus der 

öffentlichen Diskussion verschwunden, und Wissenschaftler (und Kommissionen) in allen 

deutschsprachigen Staaten haben in aller Stille über zehn Jahre intensiv gearbeitet.“ (Zabel 

1989, 21) Und der Reformer Hermann Zabel schrieb 1996: „Aus der Rückschau läßt [„ß“!] 

sich der 1.7.1996 als Endpunkt eines Weges verstehen, der sehr lang und steinig war. Als 

Konrad Duden 1902 darauf hinwies, dass [„ss“!] mit den Beschlüssen der II. Orthographi-

schen Konferenz nur ein Zwischenziel erreicht worden sei, ahnte er nicht, dass es 95 Jahre 

dauern würde, bis eine Neufestlegung der deutschen Rechtschreibung stattfinden könnte.“ 

(Zabel 1996, 409) 

Wie kann man nun die Zeitverluste durch Umlernen quantifizieren? Und wie soll man die 

Kosten berechnen? Beim Umlernen kann man zumindest drei verschiedene Vorgänge ausei-

nanderhalten:  

1. die Beschäftigung und das Erlernen der neuen Regeln,  

2. das Nachschlagen nach Schreibungen, bei denen man neuerdings unsicher ist, und 

3. das langsamere Schreiben, weil man öfter über die Schreibung nachdenkt. 

Bei der mündlichen Verhandlung in Karlsruhe am 12. Mai 1998 lag ein Statement von Dr. 

Horst Fröhler (Wien) vor, dem Verfasser des Buchs „Das ändert sich: alle Wörter in neuer 

Rechtschreibung“, der schon etwa 4.000 Erwachsene umgeschult hatte. Darin rechnete er mit 

folgendem Zeitbedarf: „Ein Arbeitstag für eine erste Klärung“, „mindestens acht weitere Stun-

den, ... um die Neuerungen einzuüben“, „lebenslänglich erhöhter Zeitbedarf für das Schreiben, 

weil einige reformierte Bereiche unlernbar sind ... und nur auf dem Umweg über das Wörter-

buch lösbar bleiben werden.“ (Zitate im Archiv Denk) 

Diese Zahlen gelten mit Sicherheit für professionelle Schreiber und Leser, zu denen u. a. 

Lehrer, Sekretärinnen, Sachbearbeiter in Versicherungen, Mitarbeiter in Pressestellen und Ver-
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lagen und Journalisten gehören. Für die Gruppe der Vielschreiber bzw. professionellen Schrei-

ber könnte man in acht bis zehn Jahren sehr vorsichtig geschätzt je 16 zusätzliche Stunden für 

das Umlernen ansetzen (also weniger als Dr. Fröhler angibt). Die Konservativität dieser Schät-

zung kann auch anhand der Ergebnisse der zu dieser Arbeit durchgeführten Online-Umfrage 

bestätigt werden (weitere Ergebnisse dieser Umfrage werden im Anhang 2 behandelt). Der 

durchschnittliche berufliche Zeitaufwand durch die Rechtschreibreform in den letzten 10 Jah-

ren wurde von der Teilnehmern, die zu der Gruppe der besonders von der Rechtschreibreform 

betroffenen Berufe gehören28, mit durchschnittlich 143 Stunden angegeben. Da an der Umfra-

ge wohl vor allem Personen mit besonderem Interesse an der Rechtschreibung und an dem 

Thema an sich teilgenommen haben, gehe ich in meinen Berechnungen (s. S. 115) von deutlich 

weniger Stunden aus.  

Für das häufigere Nachschlagen in Wörterbüchern gab es ebenfalls einen Hinweis: „Die 

Neuregelung der Rechtschreibung bedingt, dass für jeden – Lehrer und Schüler – der Umgang 

mit einem Rechtschreiblexikon selbstverständlicher sein muss denn je.“ (Handreichungen 

1996, 30) Allein dieser Satz aus dem Umkreis des Bayerischen Kultusministeriums zeigt, daß 

die Reformer, kaum war die Wiener Absichtserklärung unterschrieben, die Behauptung, die 

Schreibung würde jetzt einfacher, aufgegeben haben. Ich rechne hier mit einer Verlangsa-

mung von 0,5 Prozent beim Schreiben in reformierter Schreibung. 

c) Berechnung der Kosten der verlorenen Arbeitszeit 

Wenn innerhalb der Arbeitszeit etwas neu gelernt oder wegen etwas Neuem langsamer gear-

beitet wird, dann muß man die Arbeitszeit voll berechnen (wie etwa bei der privaten Nutzung 

des Internets in der Arbeitszeit). D. h. der volle durchschnittliche Stundenlohn wird angesetzt. 

d) Zeitverluste durch mehr Schreibarbeit 

Neben dem zeitaufwendigen Umlernen gibt es noch eine Besonderheit der Rechtschreibre-

form, die bisher noch gar nicht beachtet wurde und die dennoch genau quantifiziert werden 

kann. Eine Reform sollte normalerweise zu weniger Arbeit führen. Das galt zum Beispiel für 

die Vereinheitlichung der Schreibung in den Jahren 1901 und 1902, als u.a. das „h“ in dem 

Fremdwort „Thee“ sowie einigen deutschen Wörtern, die noch mit „th“ geschrieben wurden 

(„Rath“, „Thor“, „Eigenthum“ usw.) entfiel und das Angebot gemacht wurde, bei drei gleichen 

Konsonanten zwischen Vokalen einen wegzulassen, also „Brennessel“ statt „Brennnessel“ zu 

schreiben, was sich als Schreibvereinfachung in kürzester Zeit durchsetzte.  

                                                 
28 Insgesamt 160 Teilnehmerinnen und Teilnehmer von insgesamt 312 ausgewerteten Teilnehmern gehörten zu 
dieser Gruppe, bereinigt um 5 Umfrageteilnehmer mit jeweils mehr als 1000 Stunden beruflichem Zeitaufwand 
in den letzten zehn Jahren. 
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Die Rechtschreibreform von 1996 brachte jedoch in fast allen Fällen echte Mehrarbeit, da 

sie fast immer einen Buchstaben mehr, nicht selten zwei, manchmal sogar drei Anschläge beim 

Maschineschreiben nötig machte. Die ss-Regel, die etwa 85 Prozent aller Änderungen betrifft, 

bedeutet einen Buchstaben mehr, desgleichen die Dreibuchstaben-Regel; fast alle schreiben 

seit 1996 statt dem ursprünglichen „selbständig“ das kaum auszusprechende, zwei Buchstaben 

längere „selbstständig“; „im Übrigen“ bedeutet einen Tastendruck mehr als „im übrigen“, des-

gleichen „so genannt“, „Besorgnis erregend“ und „der 30-Jährige“ zwei Fingertips mehr als 

der „30jährige“ und „besorgniserregend“; den Vogel schießt „hier zu Lande“ ab: mit drei An-

schlägen mehr als „hierzulande“. Sogar bei der Zeichensetzung gibt es Mehrarbeit: Während 

kaum jemand mehr von der Lizenz Gebrauch macht, Kommas wegzulassen, weil dies fast im-

mer das Lesen erschwert, sollen bei direkter Rede oft zusätzliche Kommata gesetzt werden, 

was in Schulaufsätzen in der Unterstufe und bei Kinder- und Jugendbüchern häufig vorkommt. 

Ein Beispiel: Michael Endes „Momo“  

Auf den 271 Seiten des Buchs gab es in der rechtschreibreformierten Ausgabe von 1997 

nach einer Untersuchung von F. Denk 1029 Änderungen in der Wortschreibung (für die 964 

zusätzliche Anschläge nötig wurden), davon 830 durch die ss-Regel (u. a. 429mal „dass“) und 

199 durch andere Regeln, vor allem die vermehrte Groß- (72) und Getrenntschreibung (86). 

(Durchschnittlich war also auch hier etwa eines von 100 Wörtern von der ss-Regel betroffen 

und eines von 300 von einer anderen Regel). Dazu wurden laut Paragraph 93 der „Neurege-

lung“ 306 neue Kommas nach Frage- und Ausrufesätzen gesetzt: „„Dass ich nicht lache!“, 

brummte Don Melú.“ „Was halten Sie davon, Professor?“, wollte ... Sara wissen.“ (Momo 

1997, 32) Außerdem wurden in dieser Ausgabe 302 Kommata gestrichen: dort wo Schüler laut 

Rechtschreibreform Kommas weglassen könnten. In der Taschenbuchausgabe von 2002 wur-

den etwa 150 dieser Kommas wieder eingesetzt, außerdem einige Fehler repariert. In der näch-

sten Ausgabe, in der die seit 2006 wieder vorgeschriebenen Schreibungen wie „du hast recht“, 

„er tut mir leid“ und „fertigbringen“ eingearbeitet werden, dürften weitere Kommas „zurück-

kehren“, da sie für das leise und vor allem das Vorlesen wichtig sind. 

Hier zeigte sich einmal mehr, daß selbst Spezialisten die „Neuregelung“ nicht richtig an-

wenden können: Im Bereich der Getrenntschreibung z.B. waren nicht weniger als 31 Fehler 

gemacht worden, z.B. waren „auseinanderzusetzen“ und „sogenannt“ zusammengeschrieben 

(in der Taschenbuchausgabe von 2002 waren diese „Fehler“ berichtigt, was jetzt noch einmal 

geändert werden muß). Insgesamt wurden 81 Fehler gemacht, 44 Schreib- und 37 Kommafeh-

ler, was der Erfahrung entspricht, daß Texte in Neuschreibung grundsätzlich sehr viel mehr 

Fehler enthalten als solche in der bewährten Schreibung. In der Originalausgabe hatte F. Denk 

nur drei Kommafehler und einen Schreibfehler entdeckt: „Du bist Meister Horas Schildkröte, 
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nicht war?“ (Momo 1973, S. 170) Keiner dieser Fehler wurde in der Neuausgabe von 1997 

korrigiert. Aus vier wurden 85 Fehler.  

Und nun das entscheidende Ergebnis des Vergleichs: Wenn man die 964 zusätzlichen An-

schläge bei den Wortschreibungen und die 306 neuen Kommas zusammenzählt (die weggelas-

senen Kommas sind eine Ausnahme und kommen fast nur bei früh „reformierten“ Schul- und 

Kinderbüchern vor), dann ergeben sich bei ca. 450.000 Anschlägen der Originalausgabe von 

„Momo“ – dank Rechtschreibreform – 1270 zusätzliche Anschläge, d.h. eine manuelle Mehr-

arbeit von 0,35 Prozent. Dieser Faktor dürfte auch bei anderen Texten gelten: ein nicht zu 

vernachlässigender Kostenfaktor, der für bestimmte Berufe veranschlagt werden muß. 

 

2. Platzverluste durch die reformierte Schreibung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel für den vermehrten Platzbedarf von Texten in reformierter Schreibung  
(Weilheimer Tagblatt, 14. April 2001)  

 

Die drei verschiedenen Schreibungen für „Schiffahrt“ mögen verschiedene Gründe haben: In 

der Unterzeile der Überschrift sollte wohl das ästhetisch unschöne Schifffahrtssaison vermie-

den werden. „Seenschifffahrt“ in der vorletzten Zeile der 1. Spalte sorgte dafür, daß das Wort 

„nur“ in die folgende Zeile geschoben wurde. In Zeile 3 der letzten Spalte steht die „alte“ 

Schreibung „Schiffahrt“ (das dritte „f“ wäre wohl ohne anderen Zeilenfall möglich gewesen), 

während sechs Zeilen weiter das dritte „f“ das Wort „nur“ aus derselben Zeile verdrängt hat. 
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Ein aufmerksamer Journalist merkt das sehr wohl und mag sich über diese gar nicht „Platz spa-

rende“ Reform wundern. (Seit 2004 darf man „Platz sparend“ wieder platzsparend schreiben). 

Das oben konstatierte Mehr an Anschlägen bedeutet, wie man sieht, daß die Texte in Reform-

schreibung mehr Platz beanspruchen. Dies war, nach Mitteilung von Dr. Kurt Reumann, dem 

langjährigen Orthographie-Spezialisten der F.A.Z., das erste, was die Redakteure der F.A.Z. 

nach der „Umstellung“ ihrer Zeitung am 1. August 1999 ärgerte: Sie schrieben ihre Texte wei-

ter in herkömmlicher Orthographie, dann wurden sie „umgeschrieben“ – und oft stellte sich 

heraus, daß sie dann noch gekürzt werden mußten. Denn bei den schmalen Zeitungsspalten 

kann ein einziges zusätzliches „s“ den Zeilenfall verändern.  

 

3. Die Kosten für Seminare 
 

Während seiner Fortbildung kann der Fortzubildende nichts Produktives arbeiten, lernt jedoch 

normalerweise etwas Neues, was für die Zukunft seines Arbeitgebers und oft auch für seine ei-

genen Lebenslauf von Nutzen ist. Daher werden vom Arbeitgeber Mitarbeiter auch weiterge-

bildet, weil er sich einen „Return on investment“ erhofft, indem der/die Mitarbeiter/-in danach 

effizienter und/oder besser arbeiten. Im Falle der Rechtschreibreform war bzw. ist das nicht 

der Fall. Der Arbeitgeber hat dank Rechtschreibreform plötzlich Mitarbeiter, die schlechter 

sind als vorher (da sie die Schreibung nicht mehr beherrschen), d. h. er muß sie schulen, um sie 

wieder auf den bisherigen Stand zu bringen. In diesem Sinne kann man die Rechtschreibre-

form als mutwillige Entwertung bzw. Zerstörung von Humankapital ansehen. Die Minderun-

gen des Wissens der Mitarbeiter sind für den Arbeitgeber eigentlich Abschreibungen bzw. ein 

Verlust an Unternehmenswert, denn die Mitarbeiterqualifikationen gehen darin ein.  

Das Bruttogehalt, das der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern während den jetzt notwendigen 

Umlern-Seminaren in voller Höhe weiterbezahlt, ist komplett vergeudet. Wenn wir von 

200.000 Erwachsenen ausgehen, die in Firmen oder beim Staat eine „Umschulung“ von viel-

leicht 8 Stunden mitgemacht haben, sind 1,6 Millionen Bruttostundenlöhne vergeudet, die mit 

je 40 € angesetzt werden können. Das bedeutet einen Verlust von 64 Millionen Euro. 

Die direkten Kosten für die Kurse sind hingegen ausgabewirksame Aufwendungen der Ar-

beitgeber, sie müssen jedoch den Verteilungseffekten zugerechnet werden, da sie zugleich 

Einnahmen der fortbildenden Institution und der Fortbilder selbst sind. Dafür zwei Beispiele: 

Auf der Seite http://www.deutschplus.de/Rechtschreibung.htm wird ein Seminar in „Neuer 

Rechtschreibung“ angeboten: „Die Preise sind pro Seminar berechnet ... Eine Teilnehmerzahl 

zwischen 4 und 6 Personen ist optimal für einen effektiven Lernerfolg. ... Tagesseminar "Neue 
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Rechtschreibung" (6 Std.): € 690, Kompaktseminar "Neue Rechtschreibung" (4 Std.): € 450; 

Einstiegseminar "Neue Rechtschreibung" (3 Std.) € 350; Aufbau-Seminar "Neue Rechtschrei-

bung" (3 Std.) € 350, Auffrischungs-Seminar zur Rechtschreibung (3 Std.): € 350. Fahrtkosten: 

Für Trainings außerhalb Münchens berechne ich zusätzlich Fahrtkosten (MVV, 2. Klasse Bahn 

oder Flug Economy) und evtl. Übernachtung bzw. Nachtzug. Hinzu kommt eine gestaffelte 

Auswärtspauschale (bis 100 km: € 50, 100-500 km: € 150, ab 500 km: € 250). Materialkosten: 

pro Teilnehmer pauschal 10 €. Alle Preise verstehen sich zuzüglich der ges. Mehrwertsteuer.“ 

Die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) in Wiesbaden, die an der Entstehung der 

Rechtschreibreform immer mitbeteiligt war, bietet ebenfalls Seminare in „Neuer deutscher 

Rechtschreibung“ an. Die Kosten für einen Vortrag belaufen sich auf 250 €, einen Halbtags-

kurs 500 €, Ganztagskurs 900 € / ein Kurzseminar zu den Neuerungen aus dem Jahr 2004: 350 

€ – zzgl. MwSt. und Spesen. „Arbeitsmittel: Folien, Handouts und Übungsblätter, ausgehän-

digt wird die Broschüre Das 1 x 1 der deutschen Rechtschreibreform (DG-Verlag 2000, in Zu-

sammenarbeit mit der Gesellschaft für deutsche Sprache)“.  

Daß noch 2006 die Broschüre von 2000 ausgehändigt wird, ist erstaunlich. Denn sie ist 

durch die Nachbesserungen von 2004 und 2006 doppelt fehlerhaft. 

 

4. Bemerkung über den Geltungsbereich der Rechtschreibreform  
 

Wir kommen nun zu den einzelnen Gruppen und Bereichen, die von der Rechtschreibreform 

betroffen waren und sind. Zu Beginn darf daran erinnert werden, daß die für die Rechtschreib-

reform verantwortlichen Kultusminister immer wieder betont haben, die „Neuregelung“ der 

deutschen Rechtschreibung betreffe ausschließlich den Schulunterricht. So heißt es im Urteil 

des Bayerischen Verwaltungsgerichts in der Streitsache Friedrich Denk gegen den Freistaat 

Bayern vom 9. September 1997 (Archiv Denk) auf Seite 7:  

„Die Unterrichtung, wie bestimmte Worte zu schreiben sind, ist lediglich eine wert-

neutrale Vermittlung von Sachwissen, die die innere Gestaltung des Deutschunter-

richts betrifft. Sie ist insoweit einer Lehrplanänderung vergleichbar, die aufgrund 

wissenschaftlicher Erkenntnisse vorgenommen wurde.“  

Wenn tatsächlich nur der Deutschunterricht betroffen gewesen wäre, sollte doch der Lernstoff 

dem entsprechen, was außerhalb der Schule anerkannt ist und nicht Dinge vermitteln, die nie-

mand, auch keiner der Reformer, außerhalb der Schule angewendet hat. Im übrigen gibt es 

normalerweise keine Lehrplanänderungen, in denen das bisher Unterrichtete offiziell als 

„überholt“ bzw. „falsch“ deklariert wird.  
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In den in dem Urteil folgenden Sätzen wurde dieses Faktum auch erwähnt, obwohl es mit 

dem bisher Behaupteten nicht übereinstimmte:  

 

„Auf der Grundlage der Ergebnisse der Bildungsforschung [?] die hierfür erforderli-

chen Vorschriften zu erlassen und Lehrplan und Lernziele der traditionell bestehen-

den und vom allgemeinen Konsens getragenen Kernfächer der öffentlichen Pflicht-

schulen im einzelnen zu gestalten, ist gerade Aufgabe der Exekutive, auch wenn da-

durch möglicherweise neue Inhalte eines neuen Schulfaches gesetzt werden (Bay-

VerfGH 74, 47). Auch die Tatsache, daß die neuen Rechtschreibregelungen auch 

Vorbildcharakter für die Allgemeinheit haben sollen, vermag daran nichts zu ändern. 

Verbindlichkeit beanspruchen sie nach einer lang bemessenen Übergangsfrist ledig-

lich für Schule und Verwaltung.“  

 

Auf der einen Seite wird hier wie anderswo behauptet, daß „nur“ Schule und Verwaltung an-

ders schreiben sollen als bisher, auf der anderen Seite aber wird der Vorbildcharakter betont, 

ein Argument, mit dem vor allem die Presse zur Umstellung gedrängt wurde.  

Dies war von vornherein so beabsichtigt und von Gerhard Augst schon 1982 auch ausge-

sprochen: „Eine Änderung geltender Konventionen und Normen über den Schüler zu errei-

chen, ist zwar verlockend und wäre, wenn es gelänge, auch am erfolgversprechendsten. Aber 

sie setzt an am schwächsten Glied der Kette.“ (Zitat bei Ickler 2001, 25) Genau dies haben die 

Reformer getan, so daß derselbe Gerhard Augst, Vorsitzender der Rechtschreibkommission, 

auf einer Pressekonferenz am 12.9.97 sagen konnte: „Die Schule macht den Vorreiter.“ (Zitat 

bei Ickler 2006, S. 195)  

Als erster hatte übrigens Leo Weisgerber bemerkt, daß eine Rechtschreibreform für Er-

wachsene kaum gelingen könnte. Er schrieb über das Scheitern der „Stuttgarter Empfehlun-

gen“ von 1954: „Zum mindesten muß zur Verwirklichung von Vorschlägen (selbst einstimmi-

gen) die Unterstützung durch Behörden in Anspruch genommen werden, die für Schule und 

amtlichen Gebrauch Anweisungen geben können.“ (Weisgerber 1964, S. 62) 

Da ausdrücklich beabsichtigt war, die Schulrechtschreibung für alle zum Vorbild zu ma-

chen, hätten die Kosten der Rechtschreibreform außerhalb der Schulen und Behörden deshalb 

von Anfang an mitbedacht werden müssen. 

Doch zunächst ein kurzer Blick auf die Entstehungskosten der „Neuregelung“: 
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5. Die Kosten der Reform-Erarbeitung und Reform-Durchsetzung 
 

a) Die „Kommission für Rechtschreibfragen“ am IDS (1977ff.) 

Der Beginn der Arbeit an der Rechtschreibreform von 1996 wird im allgemeinen 1977 ange-

setzt, als sich am Institut für deutsche Sprache (IDS) in Mannheim eine „Kommission für 

Rechtschreibfragen“ konstituierte. „Die technische Vorbereitung der 30 Sitzungen seit 1977 

lag in den Händen von Wolfgang Mentrup.“ (Zabel 1989, 10) An diesen Sitzungen bis 1988 

nahmen je etwa 10 Personen teil.  

 

b) Der „Internationale Arbeitskreis für Orthographie“ (1980, 1992ff.) 

1980 wurde in Basel ein „Internationaler Arbeitskreis Rechtschreibreform“ gegründet (Schae-

der 1999, 12), der sich bis 1991 neunmal traf (Zabel 1996, S. 8f.): in Basel, Wien, Rostock, 

Mannheim, Zürich, Rostock, Wien, Mannheim und Rorschach, an insgesamt 42 Tagen mit 33 

Übernachtungen. An den Tagungen nahmen jeweils etwa 16 Personen aus vier Ländern teil.  

Am 4. und 5. Dezember 1986 fanden die „Ersten Wiener Gespräche“ statt mit Vertretern 

der vier deutschsprachigen Staaten statt (BRD, DDR. Österreich, Schweiz) sowie Beobachtern 

aus dem Elsaß, aus Südtirol, Liechtenstein und Luxemburg. Im Februar 1987 erteilten Bundes-

innenminister Zimmermann (CSU) und die KMK dem IDS „den Auftrag, zu fünf Bereichen 

der deutschen Rechtschreibung einen Reformvorschlag vorzulegen“ (Zabel 1989, 57). Im Sep-

tember 1988 erschien ein „Vorschlag zur Neuregelung der deutschen Rechtschreibung“ mit ca. 

240 Seiten. Dieser Vorschlag (mit den Schreibungen Keiser, Al, Bot) wurde wegen öffentlicher 

Proteste nach kurzer Zeit verworfen, was Hermann Zabel in seinem Buch „Der gekippte Kei-

ser“ (1989) dargestellt hat. Zugleich setzte die KMK unter dem rheinland-pfälzischen Kultus-

minister Georg Gölter (CDU) am 2.12.1988 eine weitere Arbeitsgruppe ein. 1990 fanden die 

„Zweiten Wiener Gespräche“ statt. 1992 erschien das Buch „Deutsche Rechtschreibung. Vor-

schläge zu ihrer Neuregelung“ in Gunter Narr Verlag in Tübingen. Am 29.11.1992 wurde auf 

einer Pressekonferenz in Mannheim noch einmal die „Gemäßigte Kleinschreibung“ vorge-

schlagen. Am 4. Mai 1993 fand eine Anhörung in Bad Godesberg mit 47 Personen statt, zu der 

24 schriftliche Stellungnahmen abgegeben worden waren, vom 22. bis 24. November 1994 

schließlich die entscheidende „Internationale Orthographiekonferenz in Wien“. 

 

c) Die Unterzeichnung der Wiener Absichtserklärung am 1. Juli 1996 

Die Unterzeichnung der „Absichtserklärung“ dauerte zwar nur wenige Stunden, aber es waren 

zehn hohe Politiker bzw. Beamte aus sieben Ländern mit ihren Helfern angereist, dazu natür-

lich alle Mitglieder der Rechtschreibkommission. 
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d) Die zwischenstaatliche Kommission für deutsche Rechtschreibung 

Bei der Unterzeichnung der Wiener Absichtserklärung wurde eine neue Kommission berufen, 

die weitgehend mit der vorhergehenden übereinstimmte und die die Einführung der Recht-

schreibreform begleiten sollte. Da nach der Veröffentlichung der Wörterbücher von Bertels-

mann und Duden im Oktober ein breiter Widerstand gegen die Rechtschreibreform begann, 

war die Zwischenstaatliche Kommission mehrere Jahre damit beschäftigt, die Rechtschreibre-

form zu verteidigen, wollte sie nach der Mannheimer Anhörung (Ickler 2001, 135ff.) vom 

23.1.1998, an der etwa 50 Personen teilnahmen, erstmals korrigieren, was am Einspruch der 

Kultusbürokratie (und der Schulbuchverleger) scheiterte, brachte jedoch 2000 und 2004 einige 

Korrekturen (in Richtung zur bisherigen Schreibung) an, bevor die Kommission ohne Aufse-

hen von der KMK abberufen und durch den „Rat für deutsche Rechtschreibung“ ersetzt wurde. 

Prof. Ickler hat in seinem neuesten Buch über die Rechtschreibreform (Falsch ist richtig, 

2006) ein ganzes Kapitel darüber geschrieben:  „Das kurze Leben der Zwischenstaatlichen 

Kommission“ (175 – 182) und vier Kapitel über die vier Berichte der Kommission hinzugefügt 

(182 – 189) hinzugefügt. An dieser Zwischenstaatlichen Kommission waren 12 Personen aus 

drei Ländern beteiligt, hinzu kam ein „Beirat für die deutsche Rechtschreibung“, der sich zwi-

schen 2001 und 2004 wenigstens zweimal traf (Ickler 2006, 187).  

 

e) Der Rat für deutsche Rechtschreibung (2004 – 2006) 

Auf der Seite „www.rechtschreibrat.com“ findet sich eine Dokumentation der acht eintägigen 

Sitzungen dieses Rats zwischen dem 17.12.2004 und dem 3.2.2006. Er umfaßt „neben dem 

Vorsitzenden 38 Mitglieder aus fünf Ländern ... Von diesen stammen 18 aus Deutschland, je 9 

aus Österreich und der Schweiz und je eines aus Liechtenstein und der Autonomen Provinz 

Bozen-Südtirol.“  

 

f) Die Kosten für Politiker und Beamte 

Während man sich darüber streiten könnte, ob man z.B. den Wert der Arbeitszeit von Profes-

soren, die etwas erarbeiten und „erforschen“, ansetzen kann oder nicht, so kann es kaum einen 

Zweifel daran geben, daß hohe Beamte und Politiker dafür bezahlt werden, Sinnvolles und 

Notwendiges zu tun. An der Rechtschreibreform waren seit den späten 80er Jahren regelmäßig 

hohe Beamte und höchste Politiker mitbeteiligt. Hier einige Namen, die an den 3. „Wiener Ge-

sprächen“ vom 22. bis 24.11.1994 teilgenommen haben und auch später regelmäßig mit der 

Rechtschreibreform zu tun hatten: Aus Deutschland: Ministerialdirigent F. Niehl (Kultusmini-

sterium Nordrhein-Westfalen) als Delegationsleiter, Ministerialrat Dr. S. Krimm (Bayern), 

Frau Ministerialrätin H. Lipowsky (Rheinland-Pfalz), Regierungsschuldirektor U. Lübke (Ba-
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den-Württemberg), Referatsleiterin Dr. J. Thiemann (Brandenburg), OStR Dr. T. Funk (Sekre-

tariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutsch-

land), Frau Ministerialrätin Dr. M. Palmen-Schrübbers (Bundesministerium des Innern). Aus 

Österreich: GL Ministerialrat Dr. F. Rosenberger (Ministerium für Unterricht und Kunst, 

Wien) als Delegations- und Tagungsleiter, LSI Dr. K. Blüml (Wien). Aus der Schweiz: W. 

Stauffacher (Erziehungsdepartment des Kantons St. Gallen) und C. Schmid (Sekretariat der 

Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK, Bern)29, insgesamt 

etwa elf hohe Beamte, die jahrelang einen Teil ihrer Zeit damit verbrachten, sich zuerst der Er-

arbeitung, dann der Durchsetzung, schließlich der Verteidigung und Überarbeitung der Recht-

schreibreform zu widmen. Sie trafen sich im Lauf der Jahre immer wieder zu Tagungen auf 

Beamtenebene, zum Teil nur wegen der Rechtschreibreform. So kamen, nachdem die Kom-

mission in ihrem ersten Bericht vom Dezember 1997 eine Revision der Rechtschreibreform 

gefordert hatte und dies bei der Mannheimer Anhörung 23. Januar 1998 bestätigt worden war, 

am 4. Februar 1998 in Mainz die Ministerialbeamten Besch, Dr. Krimm, Lipowski, Niehl und 

Pohle mit den Reformern Gallmann und Augst zusammen und schlugen vor, die Revision ab-

zulehnen, was zwei Tage später in der sog. Amtschefskonferenz der Kultusministerien unter 

Vorsitz von Staatsekretär Besch (NRW) und Ministerialdirektor Hoderlein (Bayern), an der 

auch Ministerialrätin Palmen-Schrübbers teilnahm, bestätigt wurde. (Ickler 2001, 163ff.) 

Was schließlich die Kultusminister betrifft, so haben sie sich von 1987 bis 2006 (also von 

der 235. bis zur 330. Sitzung am 3. März 2006) auf ihren Sitzungen immer wieder mit dem 

Thema Rechtschreibreform beschäftigt, bei zehn und ab 1989 16 Ministern wären das Hunder-

te von hochbezahlten Arbeitsstunden. 

 Alles in allem war der Zeitaufwand für die Erarbeitung und Überarbeitung der Recht-

schreibreform von 1996 sehr hoch. Allein für die Arbeitszeit (die unmittelbaren Konferenzko-

sten wie Übernachtung, Verpflegung und sonstige Spesen) sind in fast allen Fällen pekuniäre 

Kosten und fließen nicht in die Berechnung ein – für die Erarbeitung und Durchsetzung der 

Rechtschreibreform würde ich etwa 5 Mio. € ansetzen, die man jedoch vernachlässigen kann – 

gemessen an den sehr viel höheren Kosten, die die Rechtschreibreform verursacht hat. Dies 

aber ist typisch für Vorschriften und Verordnungen, die oft in sehr kurzer Zeit ausgedacht und 

erarbeitet werden und trotzdem Milliardenkosten nach sich ziehen können; man denke etwa an 

die vier sog. Hartz-Reformen.  

 

 

                                                 
29 Angaben bei Zabel 1996, 221. 
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g) Der private Nutzen für Mitglieder der Reformkommission 

Es gibt wohl kaum eine Reform, bei der nicht manche einen Gewinn zu machen hoffen. Bei 

den Abfallverordnungen der letzten Jahrzehnte z. B. profitierten u.a. die Erfinder des „grünen 

Punktes“. Bei der Rechtschreibreform waren – ähnlich wie bei allen Lehrplanänderungen in 

Schulen – die Mitglieder der Kommission, die auf Grund ihres Wissens die ersten waren, die 

mit selbstverfaßten Publikationen die Einführung der Rechtschreibreform begleiten konnten. 

 Prof. Theodor Ickler hat früh darauf hingewiesen (Ickler 1997, 82), daß es bei den Paragra-

phen 34 und 36 der Neuregelung, in denen Getrenntschreibungen wie „Aufsehen erregend“, 

„Eisen verarbeitend“ und „Furcht einflößend“ vorgeschrieben sind (Anfang dieses Jahres wur-

den diese Regeln ohne Aufsehen aufgegeben), eine einzige durch nichts zu begründende Aus-

nahme gab, die aber nur im Wörterverzeichnis zu finden war: „Gewinn bringend, auch ge-

winnbringend“. Theodor Ickler hat dieser Geschäftemacherei in seinen Büchern von 1997 

(„Reform als Geschäft“, S. 165 – 171) und 2006 (S. 177ff.) einige sehr erhellende Seiten ge-

widmet. Hier nur ein Zitat aus einem Brief des langjährigen Leiters der Duden-Redaktion Prof. 

Günther Drosdowski an Prof. Ickler: „Einige Reformer ... mißbrauchten die Reform schamlos, 

um sich Ansehen im Fach und in der Öffentlichkeit zu verschaffen, Eitelkeiten zu befriedigen 

und mit orthographischen Publikationen Geld zu verdienen.“ (Ickler 2006, 177) 

 Die Publikationen der Mitglieder der Reformkommission sind im Anhang dieser Arbeit 

aufgelistet, besonders produktiv waren Klaus Heller, Peter Gallmann, Horst Sitta und Hermann 

Zabel. Das mit diesen Publikationen verdiente Geld war sicher weit weniger, als sie hoffen 

konnten, solange sie glaubten, daß ihnen (so Klaus Heller in der Sprachreport Extraausgabe, S. 

2) „der am besten durchdachte und am sorgfältigsten abgewogene“ Neuregelungsvorschlag ge-

lungen sei. Bei diesen „Kosten“ handelt es sich jedoch um umverteilte Kosten, d. h. pekuniäre 

Kosten. Sie fließen deshalb nicht in die Kosten-Nutzen-Analyse ein.  

 

6. Die Kosten für Presse und Verlagswesen 
 

Wir kommen jetzt zu dem Bereich, der neben der Schule und den Behörden am meisten von 

der Rechtschreibreform betroffen war, zu den Verlagen. Hier müssen verschiedene Gruppen 

deutlich voneinander unterschieden werden: Die einen konnten hoffen, von der Rechtschreib-

reform zu profitieren, also einen Nutzen zu haben (vor allem die Rechtschreibwörterbuchver-

lage), die anderen hofften auf sekundäre Vorteile (möglicherweise die großen Schulbuchverla-

ge), die meisten hatten und haben nur Nachteile davon, so die Kinder- und Jugendbuchverlage, 

die belletristischen und die Sachbuchverlage. 
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a) Die Rechtschreibwörterbuchverlage 

Der Ursprungsort der Rechtschreibreform von 1996 ist die Stadt Mannheim, seit dem Zweiten 

Weltkrieg Sitz des Bibliographischen Instituts und des Brockhaus Verlags, in dem der Duden 

erscheint, der seit dem Beschluß der KMK aus dem Jahr 1955 als „maßgebend in allen Zwei-

felsfällen“ eine Quasi-Monopolstellung innehatte, die von verschiedener Seite und aus ver-

schiedenen Gründen beneidet wurde.  

Seit 1964 ist Mannheim jedoch auch Sitz des Instituts für Deutsche Sprache (IDS), das sich 

als „die zentrale außeruniversitäre Einrichtung zur Erforschung und Dokumentation der deut-

schen Sprache in ihrem gegenwärtigen Gebrauch und in ihrer neueren Geschichte“ versteht (so 

die Selbstdarstellung auf der Webseite des IDS). 1977 wurde dort eine „Kommission für 

Rechtschreibfragen“ gegründet, die im Gegensatz zur unmittelbar benachbarten Duden-

Redaktion zunächst kaum eine Bedeutung hatte. Das sollte sich in wenigen Jahren gründlich 

ändern. Und das war auch beabsichtigt. 

Nach Meinung des führenden österreichischen Mitglieds der Zwischenstaatlichen Recht-

schreibkommission, Karl Blüml, zugleich Mitarbeiter des „Österreichischen Wörterbuchs“, 

waren die Neuerungen nämlich gar nicht das Ziel der Reform: „Das Ziel war, die Recht-

schreibregelung aus der Kompetenz eines deutschen Privatverlages in die staatliche Kompe-

tenz zurückzuholen.“ („Der Standard“, 31.01.1998) 

Eher war es wohl so, daß auch andere in Rechtschreibfragen mitreden und vor allem mit-

verdienen wollten. Denn von einer Rechtschreibreform konnten sich manche einen großen 

Gewinn erhoffen, vor allem wenn es gelänge, das Duden-Monopol zu brechen. Am Anfang 

sah es auch ganz danach aus. Zwei Mitglieder des „Internationalen Arbeitskreises für Ortho-

graphie“, in dem die „Neuregelung“ entwickelt wurde, waren schon vor der Verabschiedung 

der Rechtschreibreform am 1. Juli 1996 Autoren des Bertelsmann Verlags: Dr. Klaus Heller 

und Prof. Hermann Zabel. Und tatsächlich schien die Rechnung zunächst aufzugehen. Das 

Rechtschreibwörterbuch von Bertelsmann war am 2. Juli in den Buchhandlungen und wurde 

bis Ende August 1996 vermutlich in fast einer Million Exemplaren verkauft. Der Duden, der 

am 22. August erschien, verkaufte sich noch besser.  

Wie hoch genau die Auflagen waren, läßt sich schwer feststellen, da die Duden-Auflage 

nie veröffentlicht wird. Man kann nur auf Grund der von Jahr zu Jahr verschiedenen Umsatz-

zahlen vermuten, daß der Duden sich ganz verschieden gut verkauft hat. So stieg der Gesamt-

umsatz des Bibliographischen Instituts & F. A. Brockhaus AG im Jahr 1991 nach Erscheinen 

des 20. Dudens (des ersten nach der Wiedervereinigung) um 39 Prozent auf 113 Millionen 

DM (ausgehend davon, daß der damals erschienene Duden den größten Teil dieser Umsatz-

steigerung von ca. 29 Millionen DM verursacht hat, ergäbe das bei einem Verlagspreis von 
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ca. 20 Mark pro Duden eine Auflage von knapp eineinhalb Millionen Stück bedeuten); 1995 

war der Umsatz 162 Millionen, 1996 211 Millionen. Von den 50 Millionen Mehrumsatz dürf-

te das meiste dem 21. Duden zu verdanken sein, der im Laden 38 DM kostete, bei einem Ver-

lagspreis von ca. 20 DM wären das ca. 2,5 Millionen verkaufte Exemplare. Wegen der Dis-

kussionen um die Rechtschreibreform gab es 1997 einen Einbruch, 1999 lag der Umsatz nur 

noch bei 147 Millionen DM, für 2000 (im Jahr des 22. Rechtschreibdudens, wurden 100 bis 

120 Millionen DM erwartet, weshalb 70 Redakteure entlassen wurden (laut F.A.Z. vom 

24.8.2000). 2002 stand er bei ca. 59 Millionen €, 2003 bei 61,5 (F.A.Z. 6.10.04), 2004 war er 

77 Millionen €,30 also immer noch weit geringer als 1996, 2005 – laut Aufstellung „Die Top 

100“ des „Buchreport“ – 83,0 Millionen €. Die Umsatzsteigerungen von 2003 und 2004 ver-

dankten sich vor allem der 23. Auflage des Duden. Wenn man bei 20 € Endverbraucherpreis 

einen Verlagspreis von 12 € ansetzt, wären das ca. 1,8 Millionen Exemplare in diesen beiden 

Jahren. Dieser 23. Duden hätte der Pressesprecher des Duden-Verlags Klaus Holoch, laut 

F.A.Z. vom 6. Oktober 2004, gern als Longseller gehabt: „Wir gehen davon aus, daß der ein-

stimmige Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 16. Juni dieses Jahres auch umgesetzt 

wird, die Rechtschreibreform in ihrer jetzt gültigen Fassung [die in der Öffentlichkeit weitge-

hend unbekannt war] vom 1. August 2005 an für verbindlich zu erklären.“ Dies ist bekannt-

lich nicht geschehen. Deshalb und wegen eines mißlungenen Lexikon-Projekts in Österreich 

machte das Bibliographische Institut & F.A Brockhaus AG ("Brockhaus", "Duden") 2005 

„knapp 6 Millionen Euro“ minus. („Der Standard“, 12. Juni 2006). 

Im Frühjahr 2006 präsentierte der Rat für deutsche Rechtschreibung zahlreiche Änderun-

gen, vor allem im Bereich der Getrenntschreibung, weshalb der Duden am 22. Juli 2006 schon 

wieder eine Neuauflage vorlegen mußte, wieder einmal nach Wahrig/Bertelsmann, der – in 

Kooperation mit dem Cornelsen Verlag – am 12. Juni 2006 erschienen war. 

 

Die Entwertung aller Wörterbücher und Lehrwerke über die Rechtschreibreform  

Was hier interessieren kann, sind weniger die Kosten und Umsätze als vielmehr die Tatsache, 

daß alle Duden und alle anderen Rechtschreibwörterbücher seit 1996 im Sommer 2006 völlig 

wertlos geworden sind, weil sie genau dort, wo sie zuverlässig sein müßten, nämlich in Sachen 

Rechtschreibreform, unbrauchbar geworden sind. Wenn wir davon ausgehen dürfen, daß der 

Duden vielleicht 5,5 Millionen, Bertelsmann vielleicht 2 Millionen und die anderen zusammen 

vielleicht 1,5 Millionen Wörterbücher verkauft haben, so sind schlagartig 9 Millionen Bücher 

mit einem Verkaufwert von ca. 135 Millionen € wertlos geworden. 

                                                 
30 laut Angaben auf der Webseite http://www.wer-zu-wem.de/firma/Brockhaus.html. 
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An dieser Stelle sollten auch die zahllosen Lehrwerke zur „Neuregelung“ von 1996 ge-

nannt werden, die in den ersten Jahren in riesigen Auflagen gedruckt und gekauft wurden. In 

der Bibliographie sind 18 Schulwörterbücher, 70 Lehrwerke, 93 „sonstige“ Bücher und 36 

Software-Programm genannt (sowie 47 Bücher zur Diskussion über die Rechtschreibreform 

genannt, die hier nicht mitberechnet werden): also etwa 220 Bücher und Software Programme, 

die – gemessen an der Zahl der von der Rechtschreibreform betroffenen Schüler und Lehrer 

und all derer, die mit dem Schreiben zu tun hatten, eine Auflage von vielleicht 6 Millionen ge-

habt haben dürften, das wäre, bei einem sehr niedrig angesetzten Durchschnittspreis von 10 €, 

noch einmal 60 Millionen € Abschreibungen. 

Hinzu kommen die in den Jahren 1995 und 1996 vernichteten Werte.  

1995 hatte der Duden für Oktober einen „Reform-Duden“ angekündigt, der unmittelbar 

nach der für den 28. September angekündigten KMK-Sitzung erscheinen sollte. Nach dem 

Spiegel-Gespräch mit dem bayerischen Kultusminister Zehetmair am 11.9., in dem er gegen 

vorgesehene Schreibungen wie „Frefel“ und „Fede“ protestierte, teilte der Duden-Verlag den 

Verzicht auf die Herausgabe des neuen „Duden“ mit. Fünf Jahre später bekannte der Finanz-

vorstand des Duden-Verlags: „Der im Herbst 1995 vom Land Bayern ausgelöste Stop der 

Rechtschreibreform habe zu einem hohen Abschreibungsbedarf geführt.“ (F.A.Z., 24.8.2000) 

Wenn man nur von einer Startauflage von 500.000 Exemplaren ausgeht, wären das bei einem 

geschätzten Neupreis von 35 Mark und einem Verlagspreis von 20 Mark ein Verlust durch 

Abschreibungen von ca. 10 Millionen DM = 5 Millionen €. 

Im Sommer 1996 wartete der Duden dann bis zuletzt, während Bertelsmann auf den Be-

schluß pro Rechtschreibreform setzte und sein Rechtschreibwörterbuch schon im Mai und Juni 

druckte (s. o.). Der Duden kam erst im August heraus und bot allen, die einen „alten“ Duden 

beim Kauf eines neuen zurückgaben, 5 Mark dafür an. Als die „Papiermüll“-Berge bei den 

Buchhändlern zu hoch wurden, durfte man auch die herausgerissene Titelseite dafür mitbrin-

gen. Doch so oder so – die früheren Duden waren ab 1996 nur noch für die „überholte“ 

Schreibung zuverlässig, für Lehrer, Schüler (und ihre Eltern) und Beamte jedoch unbrauchbar. 

Berechnen wir etwa 2 Millionen Duden der 19. und 20. Auflage (bis 1996 wurde durch keinen 

neuen Duden der alte unbrauchbar, weil keine bisherige Schreibung als falsch deklariert wur-

de), das wären bei einen Einkaufspreis von 30 Mark und einem Gebrauchswert von ca. 20 

Mark insgesamt ca. 40 Millionen Mark = 20 Millionen € Wertverlust. 

Aber auch das große Wörterbuch von Wahrig war betroffen. Im Vorwort zur 6. neu bear-

beiteten Auflage von „Wahrig Deutsches Wörterbuch“, Gütersloh (Bertelsmann) schreibt Re-

nate Wahrig-Burfeind: „Am 1. Juli 1996 wurde eine Reform der deutschen Rechtschreibung 

beschlossen, die eine erneute Überarbeitung des DEUTSCHEN WÖRTERBUCHS notwendig 
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machte, obwohl erst 1994 eine grundlegend aktualisierte Neuausgabe des Werkes erschienen 

war.“ (Wahrig 1997, S. 9) Bei einer ungleich kleineren Auflage kann dennoch für die Neu-

entwicklung und den Neudruck eines großen Wörterbuchs ein Betrag von 500.000 € angesetzt 

werden.  

So gerechnet wären durch die Rechtschreibreform im Lauf von zehn Jahren durch die fast to-

tale Entwertung von Rechtschreibbüchern insgesamt etwa 220 Millionen € vergeudet worden. 

Bei dieser Rechnung ist nicht berücksichtigt, daß der Duden Verlag auch andere in kürze-

ster Frist überholte Bücher produziert hat, z.B. „Duden. Das große Wörterbuch der deutschen 

Sprache (3. A.) Mehr als 200 000 Stichwörter. 10 Bände“ (2001). In seiner Rezension, die bei 

amazon31  als Kundenrezension abgedruckt ist und dort für „56 von 78 Kunden ... hilfreich“ 

war, weist Theodor Ickler darauf hin, daß in diesem größten derzeit im Handel angebotenen 

Wörterbuch das „authentische Quellenmaterial“ „keineswegs in seiner authentischen Form 

angeführt“ ist, „sondern nach den Maßgaben der Rechtschreibreform umgeschrieben“ wurde. 

Dies gilt für Schreibungen wie „Gämsen“, „einbläuen“ und „Tipp“, die in Texte vor 1996 

hineinmanipuliert werden, vor allem gilt das für alle inzwischen zurückgenommenen Regeln 

der Getrenntschreibung. Zum Beispiel wird dort Richard von Weizsäcker zitiert, der von ei-

nem „Verständnis von Kultur“ spricht, „das uns aus der deutschen Geistesgeschichte wohl 

vertraut ist“ (im Original „wohlvertraut“). Und „Hans Magnus Enzensberger, der die deutsche 

Sprache doch wahrhaftig beherrscht wie nur irgend jemand, soll geschrieben haben: Die Pas-

sage ist zu nichts sagend (!), um hier zitiert zu werden.“ Icklers Fazit: „Der Benutzer muß aus 

den ‚Belegen’ schließen, daß die verordnete Getrenntschreibung in der deutschen Literatur 

wohlbegründet sei - eine geradezu orwellsche Verfälschung der Wirklichkeit.“ Wer von die-

sen Verfälschungen einmal erfährt, kauft das zehnbändige Werk eher nicht. Bezahlen muß 

den Verlust der Verlag (und zum Teil auch der Steuerzahler). 

 

b) Die Lexika und die Fremdsprachenwörterbücher 

An dieser Stelle muß erwähnt werden, daß der Verlag Bibliographisches Institut/Brockhaus, in 

dem der Duden erscheint, mehrheitlich der Familie Langenscheidt gehört, in deren Münchner 

Verlag (dessen Umsatz etwas höher ist als der von BI/Brockhaus, nämlich 86,9 Millionen € 

(2005)) vor allem Fremdsprachenwörterbücher und Fremdsprachenkurse erscheinen. Das be-

deutet, daß in den der Familie Langenscheidt gehörigen beiden Verlagen mit einem Gesamt-

umsatz von 170 Millionen € (2005) fast nur Bücher erscheinen, bei denen die Rechtschreibung 

von zentraler Bedeutung ist. Doch nur ein Buch, nämlich der Rechtschreib-Duden, muß von 

                                                 
31 http://www.amazon.de/exec/obidos/ASIN/341104733X/303-9323087-9286637. 
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vielen gekauft werden, wenn sich die Rechtschreibung ändert. Fremdsprachenwörterbücher, 

Fremdsprachenkurse, Lexika usw. kauft niemand neu, weil sich einige Schreibungen ändern – 

aber der Verlag muß sie, wegen möglicher Konkurrenz, sofort ändern. Er hat also hohe Ko-

sten, ohne im geringsten den Umsatz steigern zu können. Dafür nur ein Beispiel; 1996 erschien 

„Langenscheidts Universal-Wörterbuch Spanisch“ in der „Neubearbeitung 1996“ auf 476 Sei-

ten Spanisch-Deutsch und Deutsch-Spanisch um 12.80 DM. Dann kam die Rechtschreibre-

form, und prompt erschien, wieder auf 476 Seiten, dasselbe Wörterbuch in einer „Neubearbei-

tung 1997 in der neuen deutschen Rechtschreibung“. Darin fehlten, streng nach der „Neurege-

lung“, u. a. Wörter wie „dasein“ (estar presente; existir), „gutgehen“ (salir bien), „gutgelaunt“ 

(de buen humor), „hochempfindlich“ und „sogenannt“ und – genauso wie im 21. Rechtschreib-

Duden – „wiedersehen“ (volver a ver). Das war um so erstaunlicher, als all diese Wörter 1997 

noch in sämtlichen deutschen Zeitungen und Büchern zu finden waren.  

Dieses Wörterbuch war also damals schon und ist es erst recht heute ganz unzuverlässig. 

Dasselbe gilt natürlich für alle zwischen 1996 und 2006 gedruckten Fremdsprachenwörterbü-

cher, die getreulich den jeweiligen Stand der Rechtschreibreform nachzukommen bemüht wa-

ren. Und das gilt auch für die großen Lexika, der Brockhaus war zwischen 1986 und 1994 in 

24 Bänden + 8 Ergänzungsbände zwischen 1995 und 1999 erschienen, darunter 1995 ein drei-

bändiges Deutsches Wörterbuch. In ganz ungewöhnlicher Geschwindigkeit für ein so großes 

Lexikonprojekt erschien ab 1996 schon die 20. Auflage, in „neuer Rechtschreibung“, versteht 

sich, womit 1996 intensiv geworben wurde. 1997 und 1998 war eben dies ein Argument gegen 

den Kauf. Trotzdem wurde das Projekt bis 1999 abgeschlossen, einschließlich wiederum eines 

dreibändigen deutschen Wörterbuchs (1999), in einer Schreibung, die seit 2004 und erst recht 

seit 2006 als fehlerhaft angesehen werden muß. Auch diese Auflage dürfte sich schwer ver-

kauft haben. Vielleicht auch deshalb wurden auf der Buchmesse 2005 die ersten sechs Bände 

der 21. Auflage vorgestellt, die 30 Bände umfassen und im Herbst 2006 abgeschlossen sein 

soll. Es kann kaum ein Zweifel daran bestehen, daß sowohl bei den Fremdsprachenwörterbü-

chern als auch bei den Lexikonprojekten die Rechtschreibreform wegen zusätzlicher Schwie-

rigkeiten bei der Redaktion und kürzerer Verkaufszyklen die Gewinne geringer gewesen sind 

als geplant. Bei den jährlichen Umsätzen der beiden Verlage (in 10 Jahren zusammen mehr als 

1 Milliarde Euro) ist ein Verlust von 20 Millionen Euro gut denkbar, der wegen geringerer 

Steuerzahlungen teilweise vom Steuerzahler mitgetragen werden mußte (so wie das natürlich 

auch der Fall war bei den beiden für den Rechtschreib-Duden katastrophalen Jahren 1997 und 

1998). Genauere Zahlen dazu werden jedoch schwer zu eruieren sein. 
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c) Die Schulbuchverlage 

Nun zu den Verlagen, die sich am meisten in die Kostendiskussion eingeschaltet haben: den 

Schulbuchverlagen. Sie haben mit als erste vor den hohen Kosten gewarnt. Wie in Kapitel I 

dargestellt, hatten sie schon im März 1993 an die Kultusministerkonferenz geschrieben, daß 

„ein vollständiger Austausch der Bestände einen finanziellen Mehrbedarf von ca. 5 bis 10 Mil-

liarden DM“ bedeuten würde. Im November 1994 waren die Schätzungen etwas niedriger: 

„mindestens fünf Milliarden Mark“ (vgl. S. 8). Die an der Reform Interessierten ließen sich je-

doch nicht von ihren Plänen abhalten und beruhigten die Öffentlichkeit zugleich mit dem Hin-

weis der Behutsamkeit und der langen Übergangsfristen. Kaum war die „Wiener Absichtser-

klärung“ jedoch unterschrieben, drückten die Kultusminister, allen voran der bayerische, auf 

das Tempo und teilten den Schulbuchverlagen mit (übrigens schon „ab Mai 1996“, wie es in 

einer Stellungnahme des Verbands der Schulbuchverlage vom September 1997 hieß), daß ab 

sofort nur noch Schulbücher in reformierter Schreibung zugelassen würden. Dies brachte die 

Schulbuchverleger in Zugzwang, in dem sie sich – wegen der Konkurrenz – ohnehin befanden. 

Wie hoch waren die Kosten für die Schulbuchverlage nun wirklich? Dem Bundesverfas-

sungsgericht teilte der Verband der Schulbuchverlage im Frühjahr 1998 in einer ausführlichen 

Stellungnahme mit, „daß die Schulbuchverlage, bedingt durch die Rechtschreibreform, bis En-

de 1997 etwa 100 Mio. DM an zusätzlichen technischen Kosten aufgewandt hätten. Ein Re-

formstopp lasse diese Kosten sinnlos werden. Hinzu kämen unverkäufliche Lagerbestände im 

Wert von ungefähr 130 Mio. DM sowie erneute Umstellungskosten von rund 100 Mio. DM. 

Diesen erneuten Investitionsbedarf könnten die Schulbuchverlage in so kurzer Zeit nicht auf-

bringen.“ (s. o. S. 22) 

In ihrer ausführlichen Stellungnahme vom September 1997 berechneten die Schulbuchver-

leger die Umstellung eines Schulbuchs mit etwa 12.000 DM „zusätzlichen Kosten, die anson-

sten nicht angefallen wären.“ ... „Bis Ende 1997 (bei ca. 10.000 Titeln) werden sie etwa 100 

Mio. DM zusätzlich aufgebracht haben.“32 Auf diese Weise kommen die 300 Millionen DM 

Zusatzkosten zustande, von denen die Schulbuchverleger immer wieder gesprochen haben. 

Aber: „Nicht einberechnet wurden weitere entstandene Kosten für a) Abschreibungen (von 

Titeln in alter Rechtschreibung, die unverkäuflich geworden sind, b) doppelte Lagerhaltung, c) 

zusätzliche Prüfgebühren bei der Schulbuchzulassen, d) Katalogerweiterungen.“ (Stellung-

nahme, S. 2) Von diesen vier Posten ist wohl nur der erste wirklich relevant. Und es fällt auf, 

daß hier keine Zahlen genannt werden. 

                                                 
32 Stellungnahme der Schulbuchverleger, S. 2 (Archiv Denk). 
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Nur für den Fall eines Reformstopps wurden immer wieder sehr genaue Zahlen angegeben: 

Im September 1997 bezifferten die Verleger die Kosten für diesen Fall, wie folgt: 

„den Verlust von ca. 100 Mio. DM an Investitionen für die Umstellung von Überarbeitun-

gen und Neuauflagen, 

den Verlust von ca. 200 Mio. DM durch Abschreibungen eines unverkäuflich gewordenen 

Warenlagers, 

den Verlust weiterer Investitionen, die derzeit nicht exakt oder überschlägig berechnet 

werden können (bereits erfolgte Abschreibungen für 1996 und Abschreibungen für 1997, 

Prüfgebühren, doppelte Lagerhaltung usf.), 

erneute, zusätzliche Investitionen von ca. 100 Mio. DM in die erneute Umstellung der 

Schulbücher sowie weitere Nebenkosten. Bezogen auf den jährlichen Gesamtumsatz der Bran-

che von ca. 800 Mio. DM betrüge der Verlust knapp 40 %.“ (Stellungnahme, S. 2) 

Wer hat nun die erhöhten Kosten und die Verluste der Schulbuchverleger bezahlt? Der 

Vorstandsvorsitzende des Verbands der Schulbuchverlage und Geschäftsführer des zweitgröß-

ten Schulbuchverlags Cornelsen, Fritz von Bernuth, schrieb im Börsenblatt vom 12. August 

1997 zu Recht, „daß die Schulbuchverlage von Anfang an gewußt haben, daß die Reform sie 

wegen der öffentlichen Finanznot nur Geld kosten wird. Die Etats der Länder beziehungsweise 

der Kommunen werden nicht erhöht, sondern eher reduziert – kein Buch wird wegen der Re-

form mehr gekauft als in den zurückliegenden Jahren. Von Mehrumsatz kann also gar keine 

Rede sein.“ 

Trotzdem verteidigte der Verband der Schulbuchverleger von 1996 bis 2006 die Recht-

schreibreform mit nahezu allen Mitteln. Warum? Ich sehr drei mögliche Gründe: Einerseits 

waren und sind die Schulbuchverlage auf das Wohlwollen der Kultusbürokratie angewiesen, 

die über die Zulassung von Schulbüchern entscheidet; und die für das Fach Deutsch zuständi-

gen Beamten verschiedener Kultusministerien waren – aus welchen Gründen auch immer – für 

eine Rechtschreibreform. Andererseits mögen sich die großen Schulbuchverlage gedacht ha-

ben: Wenn wir die Rechtschreibreform schon mitmachen müssen, dann ist dies vielleicht eine 

Gelegenheit, die kleineren Verlage „an die Wand zu drücken“ (und in der Tat sind in den Jah-

ren 1997 bis 2000 mehrere kleinere Schulbuchverlage von großen aufgekauft worden, allein in 

Bayern m. W. der Ludwig Auer Verlag Donauwörth, der Bayerische Schulbuchverlag und der 

Oldenbourg Verlag). In diese Richtung deutete eine Aussage des kaufmännischen Geschäfts-

führers des Diesterweg-Verlags: „Mit einem jährlichen Umsatz von 35 Millionen Mark und 

einem Sortiment von mehr als 2000 Schulbuchtiteln verkrafte der Verlag die Kosten der Re-

form noch, doch für kleine Verlage mit etwa 3 bis 5 Millionen DM Umsatz sei die Recht-

schreibreform existenzgefährdend.“ (F.A.Z., 4.8.97) 
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Und drittens ist die Aussage, daß die Schulbuch-„Etats der Länder nicht erhöht werden“, für 

die Schulbuchverlage möglicherweise sogar eine gute Nachricht. Andreas Baer, Geschäftfüh-

rer des VdS Bildungsmedien e.V., dem Zusammenschluß der Schulbuchverlage, nannte ge-

genüber dem Tagesspiegel genauere Zahlen, nämlich daß „die öffentlichen Ausgaben für 

Schulbücher von 400 Millionen Euro im Jahr 1991 auf 250 Millionen Euro im Jahr 2003 ge-

sunken“ seien (2.7.2004). Wenn aber die Lernmittelfreiheit abgeschafft oder eingeschränkt 

wird, müssen die Eltern die Schulbücher bezahlen, was den Verlagen vermutlich lieber ist. 

Denn Schulbücher sind die einzigen Bücher, die gekauft werden müssen, große Schulbuchver-

lage haben deshalb mit manchen Büchern eine Art Monopol. Kein Wunder, daß inzwischen 

sogar der Duden Verlag – nachdem er sein Monopol für sein Rechtschreibwörterbuch verloren 

hat – mit dem DUDEN PAETEC Verlag – ins Schulbuchverlagsgeschäft einzusteigen ver-

sucht.  

Abschließend noch einmal zu den Kosten. Zunächst zu den Abschreibungen von Büchern in 

„alter“ Rechtschreibung in den Jahren 1996 und 1997. Dazu gibt es nur wenige genaue Anga-

ben. Immerhin sagte Michael Klett dem „Spiegel“ (14.10.1996): „Unsere Verlustrechnungen 

wegen der wegzuwerfenden Lagerbestände belaufen sich auf Größenordnungen zwischen 25 

und 40 Millionen Mark – unglaublich, wie verantwortungslos hier mit uns umgesprungen 

wird ...“ Wenn der Klett-Schulbuchverlag (Jahresumsatz 1996: 338 Millionen Mark (Börsen-

blatt 17.7.1988) 1996 etwa 10 Prozent des Jahresumsatzes abschreiben mußte, dann sei es er-

laubt, für die Jahre 1997 bis 2005 noch zweimal denselben Betrag anzusetzen, weil die Schu-

len lieber Bücher in der „neuen“ Schreibung kaufen wollten als in der „alten“. Das würde be-

deuten, daß ein großer Schulbuchverlag zwischen 1996 und 2006 Bücher im Wert von etwa 30 

Prozent eines Jahresumsatzes wegen Unverkäuflichkeit entsorgen mußte. Bei einem „jährli-

chen Gesamtumsatz von ca. 800 Mio. DM“ (Stellungnahme der Schulbuchverlage vom Juni 

1997) wären das für alle Schulbuchverlage ca. 240 Mio. DM = 120 Millionen €. Eine andere 

Zahl erhält man, wenn man die Zahlen zugrunde legt, die sich auf einer Internet-Seite der Ta-

gesschau vom 14.8.2004 unter dem Titel Rechtschreibreform - Schulbücher zu Altpapier?“ 

fanden (s. o. S. 30). Dort hieß es:  

„Der Frankfurter Verband für Bildungsmedien (VdS) bezifferte die Kosten für eine 

Rücknahme der Reform bei den Schulbüchern auf insgesamt 250 Millionen Euro, wenn 

die Schulbücher auf einen Schlag umgestellt werden müssten. ... Dabei würden die Inve-

stitionskosten für die Korrektur der Bücher mit 60 Millionen Euro veranschlagt. Die Ma-

kulierung, das heißt das Einstampfen der Lagerbestände, würde mit ca. 190 Millionen 

Euro zu Buche schlagen.“  



 88

Dabei waren „die Preissteigerungen“ seit 1997 „noch nicht eingerechnet“. Wenn wir damit 

rechnen, daß der Verbandssprecher die Kosten ein wenig übertrieben haben mag, um eine 

Rücknahme der Rechtschreibreform zu verhindern, so mag es doch erlaubt sein, 150 Millio-

nen € für die Makulierung von Schulbüchern in „alter“ Rechtschreibung anzusetzen. 

 

Besonders hart betroffen waren von solchen Abschreibungen die kleinen Verlage, die 1994 

und 1995 neue Lehrwerke in Deutsch entwickelt hatten, u. a. der Bayerische Schulbuchverlag, 

der von 1993 bis 1995 sein neues „Sprachbuch 5 – 10“ herausgebracht hatte und 1996 und 

1997 dasselbe noch einmal „in neuer Rechtschreibung“ herausbrachte. Das Sprachbuch in „al-

ter“ Schreibung war ab Sommer 1996 leider unverkäuflich, das Sprachbuch in neuer Schrei-

bung vermutlich ab Sommer 1997 ebenfalls, nicht nur weil die Rechtschreibreform 1997 und 

1998 auf der Kippe stand, weshalb viele Schulen bei Neuanschaffungen im Fach Deutsch lie-

ber abgewartet haben, sondern auch, weil Friedrich Denk im Mai 1997 in einer Studie, die in 

der F.A.Z. verwertet wurde, nachweisen konnte, daß in diesem Lehrwerk sehr viele Kommata 

aus Originaltexten u. a. von Elias Canetti, Thomas Mann (8 Kommas in der Eingangsszene des 

„Felix Krull“), Robert Musil und Christa Wolf gestrichen waren. 

Ähnlich nachlässig und kühn in der Streichung von Kommas aus Originaltexten waren auch 

die Redakteure von Deutschbüchern im Oldenbourg Verlag (der inzwischen von Cornelsen 

aufgekauft wurde). 

Ähnlich muß es schließlich dem „Grundband Deutsch für die gymnasiale Oberstufe“ „Tex-

te, Themen und Strukturen“ aus dem Cornelsen Verlag ergangen sein. Er erschien erstmals 

1995, war ab 1996 unverkäuflich, wurde Anfang 1997 auf 456 Seiten auf die „Reformierte 

Rechtschreibung“ umgestellt, bei welcher Gelegenheit in 60 (von F. Denk untersuchten) Tex-

ten 252 Kommata gestrichen wurden, aus einer Seite Kant (Was ist Aufklärung?) 10 Komma-

ta, aus Kafkas Parabel Vor dem Gesetz sogar elf. Dies wurde bekannt, das Buch wurde 1999 

durch eine Neuauflage ersetzt, in dem auch die meisten Texte ausgetauscht wurden. Diesmal 

wurden keine Kommata gestrichen (und einige restituiert). Trotzdem kommt es noch zu sol-

chen Ergebnissen (in einem Ausschnitt aus Martin Walsers Roman „Jagd“), wenn die Tochter 

Julia am Mittagstisch über ihr Aussehen klagt: „Die so genannten Schwangerschaftsstreifen. In 

dieser Familie wohl bekannt, oder nicht?!“ Im Original heißt es natürlich: „Die sogenannten 

Schwangerschaftsstreifen ... wohlbekannt!“ Und so „darf“ ab sofort, laut reformierter Reform, 

auch wieder geschrieben werden. 

Wie hoch die Abschreibungen für die schwer verkäuflichen, weil zu nachlässigen Bücher in 

reformierter Rechtschreibung waren, läßt sich schwer sagen. Ich setze für die fünf Sprachbü-

cher des Bayerischen Schulbuchverlags und das Oberstufenbuch des Cornelsen Verlags eine 



 89

Startauflage von je 10.000 Stück und einen Verlagspreis von 15 Mark an. Für sie und andere 

unverkäufliche Bücher in Reformschreibung aus allen Schulbuchverlagen berechne ich den 

Betrag von 1 Mio. €. 

Im Jahr 2004 belief sich der Gesamtumsatz der Schulbuchverlage auf ca. 557 Millionen € 

(also auf deutlich mehr als 1997).33 Da durch die Veränderungen der „Neuregelung“ in den 

Jahren 2004 und 2006 alle rechtschreibrelevanten Bücher von vor 2004 unbrauchbar geworden 

sind, werden die Verlage noch einmal ca. 10 Prozent eines Jahresumsatzes abschreiben müssen 

(weniger als 1996/1997, da die neuen Änderungen mit weniger Publizität durchgeführt wur-

den). Das wären noch einmal ca. 50 Milllionen €.  

Insgesamt mußten also zwischen 1996 und 2006 wegen der Rechtschreibreform Bücher im 

Gesamtwert von gut 200 Mio. € abgeschrieben werden. Das ist deutlich mehr als die Kosten 

für die eigentliche Umstellung auf die „Neuregelung“. 

Was diese Kosten für die Umstellung betrifft, so wurden sie seit 1996 und 1997 mit 100 

Mio. DM angegeben, 2004, als der Springer Verlag zur klassischen Rechtschreibung zurück-

kehrte, sprach der Verband der Bildungsmedien bei einem Stopp der Reform von „Investiti-

onskosten für die Korrektur der Bücher“ (zurück zur klassischen Rechtschreibung) in Höhe 

von „60 Millionen Euro“. Diesen Betrag setze ich für die Umstellungskosten zwischen 1996 

und 2005 an. 

Da die Bücher 2006 aber noch einmal umgestellt werden müssen (vor allem alle Deutsch-

bücher), kann man davon ausgehen, daß zu den bisherigen Umstellungskosten noch einmal ca. 

20 Mio. € hinzukommen (weniger, weil die Umstellung mit weniger öffentlicher Aufmerk-

samkeit vor sich gehen kann). Zusammen wären das also ca. 80 Mio. €.  

Die dafür notwendigen Ausgaben wurden und werden vermutlich z.T. über den Preis wei-

tergegeben, sie haben aber auch den Gewinn geschmälert und damit auch das Steueraufkom-

men.  

Trotz dieser Gewinneinbußen haben die großen Schulbuchverlage massiv in die Diskussion 

um die Rechtschreibreform eingegriffen und hohe Summen für Werbung und Propaganda für 

diese Reform ausgegeben. 

Im April 1996 verschenkte der Lehrmittelverlag AOL an alle 40.000 Schulen das Rowohlt-

Buch „Die neue deutsche Rechtschreibung“. Verlagspreis war 5 DM, Gesamtkosten mit Porto 

ca. 120.000 €.  

                                                 
33 Angaben bei http://www.buchhandel-bayern.de/brancheninfo/wirtschafts-zahlen.shtml). 
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„In einer Kampagne „Ja zur Rechtschreibreform – Nein zu neuen Irritationen“ rühmte der 

VdS im Juni 1997 die linguistische und pädagogische Qualität der Neuregelung und rief zu 

Unterstützungsunterschriften auf, allerdings ohne viel Erfolg.“ Geschätzte Kosten: 50.000 €. 

Im Herbst 1997 schaltete der Bundeselternrat (der damalige Vorsitzende Dr. Peter Hennes 

war Ministerialrat im rheinland-pfälzischen Innenministerium) Anzeigen „Ja zur neuen 

Rechtschreibung“ in großen Tageszeitungen wie der FAZ und der Süddeutschen Zeitung so-

wie der ZEIT, die offenbar von den Schulbuchverlegern finanziert wurden (die Anzeigen um-

faßten jeweils eine Viertel Seite, kosteten also jeweils etwa 15.000 DM). Gesamtkosten ca. 

30.000 €. 

Im Herbst 1998 wurde in Schleswig-Holstein über die Rechtschreibreform abgestimmt. 

„Um den Volksentscheid zu beeinflussen, kündigte v. Bernuth eine 400.000 DM teure Kampa-

gne der Schulbuchverleger an, die sich die Unterstützung von 14 Eltern-, Lehrer- und Schüler-

organisationen gesichert hatten. Das Ganze nannte sich „Initiative für die Reform, für die Kin-

der“. Aus den ergreifenden Anzeigen („Der beste Grund für die Rechtschreibreform ist sechs 

und heißt Jan“, mit Foto vom sechsjährigen Jan) ging nicht hervor, wer sie finanzierte. Zwar 

stand darunter ordnungsgemäß: „V. i. S. d. P. Initiative für die Reform, Andreas Baer. Zeppe-

linallee 33, 60325 Frankfurt“. Aber der Betrachter erfuhr nicht, daß Baer der Geschäftsführer 

des VdS ist.“  

Nach dem Volksentscheid verschenkte die GEW mit Hilfe der Firma Bertelsmann 10.000 

Exemplare „der neuesten Wörterbuchausgabe der "Deutschen Rechtschreibung"“ (dpa - Dienst 

für Kulturpolitik 7/99 (15.02.99) (Archiv Denk)). Gesamtkosten ca. 100.000 €.34 

Der Verband der Schulbuchverleger blieb weiterhin propagandistisch für die Rechtschreib-

reform tätig, vor allem der Geschäftsführer Andreas Baer, dessen Arbeitskraft mehr als zehn 

Jahre lang zum Teil durch die Rechtschreibreform in Anspruch genommen wurde (s.o. S. 25).  

Als Gesamtkosten für die Pro-Reform-Werbung der Schulbuchverleger setze ich 1 Mio. € 

an, das ist sicher viel zu niedrig berechnet, nicht einmal 0,2 Prozent des Jahresumsatzes der 

Branche – aber doch viel Geld für eine Reform, die die große Mehrheit der Bevölkerung von 

Anfang an abgelehnt hat. 

 

d) Die Kinder- und Jugendbuchverlage 

Wir kommen jetzt zu einem besonders tragischen Kapitel der Rechtschreibreform: ihren Aus-

wirkungen in Kinder- und Jugendbüchern. Denn diese müssen, im Gegensatz zu Schulbüchern 

keineswegs gekauft werden. Auch gibt es immer weniger Kinder, die gerne lesen, und immer 

                                                 
34 Angaben und Zitate bei Ickler, Die Schulbuchverleger und die Rechtschreibreform (vgl. Anm. 11).  
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mehr Medienkonzerne, denen es vielleicht sogar recht ist, wenn die Kinder lieber fernsehen als 

lesen. Denn mit dem Fernsehen kann viel leichter Geld umgesetzt und verdient werden als mit 

Büchern. 

Im Jahr 2003 lag der Jahresumsatz des Sortimentbuchhandels bei 5,12 Milliarden Euro, da-

von betrafen 10 Prozent, also 512 Millionen € die Kinder- und Jugendbücher, also etwas weni-

ger als die Schulbücher.35 Wie waren sie von der Rechtschreibreform betroffen? Dazu der 

Kinderbuchverleger Hans-Joachim Gelberg:  

„Als Verleger von Kinderbüchern (von Weltautoren wie Janosch, Christine Nöstlinger, 

Peter Härtling, Rafik Schami, Leonie Ossowski) wurde ich, wie alle meine Kollegen, 

„kalt“ erwischt. Was fünf Jahre dauern und sich in Ruhe entwickeln sollte, installierte 

sich überfallartig. Die viel zu rasche Einführung der neuen Rechtschreibung in den Schu-

len hat zur Folge, daß alle Kinderbuchverlage aus Konkurrenz- und Marktgründen ge-

zwungen wurden (wider bessere Einsicht, muß man hinzufügen), ihr Buchprogramm so-

fort auf die neue Rechtschreibung umzustellen. Hier hat sich etwas verselbständigt, was 

wohl niemand vorher bedacht hat. Die sogenannte Backlist der Kinderbuchverlage ist im 

Gegensatz zu den meisten belletristischen Verlagen über Jahre hinweg wertbeständig - 

nun verliert sie viel zu rasch ihren Wert; jeder Neuauflage liegt kostspieliger Neusatz 

zugrunde. Zudem werden alle Neuerscheinungen bereits in der neuen Rechtschreibung 

vorgelegt. Die Zeit drängt. Alles in allem dürften die Kinderbuchverlage inzwischen et-

wa ein Drittel ihrer Titel auf die neue Rechtschreibung umgestellt haben. Im Beltz & 

Gelberg Verlag belaufen sich die Kosten der Umstellung allein in diesem Jahr auf zirka 

500.000 – 600.000 DM. Bezogen auf alle Kinderbuchverlage muß man zusätzlich von 

Millionen-Kosten (ohne Einnahmen) ausgehen. Ein Kostenfaktor also, der sich gewinn-

mindernd auswirken wird, dies natürlich bis hin zu den steuerlichen Konsequenzen. Ich 

stelle fest, diese Reform ist keineswegs, wie immer behauptet wird, „kostenneutral“ zu 

haben.“36 

Wenn der Beltz & Gelberg Verlag 1997 550.000 DM Umstellungskosten hatte, dann können 

wir davon ausgehen, daß die Kosten in den Jahren 1996 bis 2000 insgesamt viermal höher wa-

ren, also 1,2 Mio. €. Da Beltz & Gelberg mit einem Jahresumsatz (2005) von 25,4 Mio. € etwa 

5 Prozent des Gesamtumsatzes der Kinder- und Jugendbücher erreichte, würde ich für die Um-

stellung in der gesamten Branche 24 Millionen € ansetzen. 

                                                 
35 laut http://www.buchhandel-bayern.de/brancheninfo/wirtschafts-zahlen.shtml. 
36 Hans-Joachim Gelberg: Konsequenzen der Rechtschreibreform. In: Eroms, Hans-Werner; Munske, Horst Hai-
der (Hrsg): Die Rechtschreibreform. Pro und Kontra, Berlin: Erich Schmidt Verlag, 1997, S. 57 f. 
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Das paßt zu den Zahlen, die im Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 14.7.98 (BVerfG 

1 BvR 1640/97, Absatz 106, s.o. S. 22) genannt sind: „Der Börsenverein des Deutschen Buch-

handels weist ... darauf hin, daß bei den Kinder- und Jugendbuchverlagen alle Neuerscheinun-

gen und die meisten Neuauflagen älterer Titel in reformierter Schreibung erschienen seien. 

Wenn man von dem Mehraufwand an Arbeit für das Lektorat durch die Einarbeitung in die 

neue Rechtschreibung absehe, seien es vor allem die Neuauflagen, die den Verlagen zusätzli-

che Kosten verursachten. Bei etwa 7.500 Neuauflagen und durchschnittlich 4.000 DM Kosten 

pro Band sei von Mehrkosten für die Umstellung in Höhe von rund 30 Mio. DM auszugehen.“  

Die Angabe, daß die „meisten Neuauflagen älterer Titel“ umgestellt seien, ist insofern irre-

führend, da im Mai 1998 erst etwa ein Drittel der Produktion der Kinder, Jugendbuch- und 

Schulbuchverlage umgestellt war. Von den Kinder- und Jugendbüchern erschienen im Sommer 

1998 zum Beispiel die Bücher von Erich Kästner und Karl May nach wie vor in klassischer 

Rechtschreibung. (Bei den Schulbüchern war es nicht viel anders: Im damals neuesten Pro-

spekt des Oldenbourg Verlags (Archiv Denk) waren von den 263 lieferbaren Titeln in Deutsch 

erst 63 umgestellt, nicht einmal ein Viertel, und von den Geschichtsbüchern nur 3 von 51.) 

Friedrich Denk schrieb am 11. Mai 1998 an den Karl-May-Verleger Lothar Schmid in 

Bamberg: „Ich nehme an, daß Ihre Texte seit ca. 40 Jahren unverändert sind, was eine sehr 

kundenfreundliche Kalkulation der Buchpreise ermöglicht. Ein Neusatz aller Ihrer Titel würde, 

wie Ihr Sohn sagte, etwa 500 000 Mark Investitionen nötig machen (völlig sinnlos, da die Tex-

te ja korrekt vorliegen), die Sie keinesfalls auf die Kunden abwälzen könnten. Sie würden also 

Verluste machen (und weniger oder keine Steuern mehr bezahlen können), möglicherweise 

auch in echte Gefahr geraten, weil nicht abzusehen ist, wie die Käufer reagieren (die bei Karl 

May sicher eher konservativ sein dürften). Bei diesen Investitionen haben Sie im übrigen mög-

licherweise die Arbeitszeit für die Umsetzung der Texte in die geplante Neuschreibung gar 

nicht berechnet. Ich würde sagen, daß man pro Seite (wegen häufigen Nachschlagens) wenig-

stens fünf Minuten rechnen müßte, insgesamt pro Karl May etwa 40 Stunden.“ Inzwischen 

sind fast alle Karl May-Bände umgestellt, neue Leser kaum nachgewachsen und ältere Leser 

verprellt: 

„Wer sich nach Jahren wieder einmal in seinen geliebten Karl May versenkt, aber verse-

hentlich einen grünen Band der „Gesammelten Werke“ im Neusatz erwischt, traut seinen 

Augen kaum: Da wird aus dem „wohldurchdachten“ Plan Old Shatterhands der „wohl 

durchdachte“, sprich vermutlich durchdachte, der „wohlbekannte“ Hengst Kara ben 

Nemsis wird zum „wohl bekannten“, zum wahrscheinlich bekannten, der „vielverspre-

chende“ Plan zum „viel versprechenden“. Schnell zum Archivar damit, muss die Devise 

lauten, tausche neu gegen alt, wenn man sieht, wie hier gedankenlos aus sinnvoll einge-
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setzten (und daher zusammengesetzten) Adjektiven solche mit Partikel werden - mit ex-

akt der gegenteiligen Aussage dessen, was gemeint ist.“37 

Neben den Umstellungskosten muß es bei Kinder- und Jugendbüchern aber auch beträchtliche 

Abschreibungen gegeben haben. Denn verantwortungsbewußte Eltern kauften seit 1996 keine 

Kinderbücher in „alter“ bzw. „überholter“ Schreibung mehr. Da es seit Herbst 1996 genügend 

Kinderbücher in „neuer“ Rechtschreibung gab, konnten sie auch auf solche Bücher auswei-

chen. Ich setze für Abschreibungen – weniger als bei den Schulbüchern – noch einmal etwa 

soviel an wie für die Umstellungskosten, nämlich 25 Mio. Euro. Geschätzt habe ich dabei eine 

Abschreibung von 50% auf 5 Mio. Bücher mit einem Durchschnittswert von je 10 Euro. 

Wie bei den Schulbüchern wurde auch bei Kinder- und Jugendbüchern 1996 bis 1998 im 

Übereifer zuviel verändert, vor allem wurden, was bei Kinderbüchern besonders fatal ist, mög-

lichst viele Kommata gestrichen, aus Momo (s.o.) mehr als 300. Auch alle Bücher von Otfried 

Preußler wurden auf diese Weise verhunzt. Nachdem dies bekannt wurde und vermutlich auch 

nach Protesten der betroffenen Autoren, wurden viele dieser Bücher noch einmal korrigiert, 

was natürlich pro Buch wieder mit ebenso hohen Kosten verbunden war. Ich setze für diese 

Reparaturmaßnahmen ein Viertel der ursprünglichen Umstellungskosten an: 6 Mio. €. 

Die nochmaligen Reparaturen an der Neuregelung aus dem Frühjahr 2006 machen bei allen 

Kinder- und Jugendbüchern bei Neuauflagen nochmalige Korrekturen notwendig. Da nicht alle 

Kinder- und Jugendbücher noch einmal aufgelegt werden, gehe ich – ohne Preissteigerungen 

mitzurechnen – von 50 Prozent der ursprünglichen Kosten aus: 12 Mio. Euro. 

Insgesamt würde ich bei den Kinder- und Jugendbuchverlagen also 42 Mio. € für Umstel-

lungskosten ansetzen, dazu die 25 Mio. € für Abschreibungen. Die Umstellungskosten werden 

durch geringere Steuerzahlungen „ausgeglichen“, die Abschreibungen sind verlorenes Geld. 

Ich sprach zu Beginn dieses Kapitels von der besonderen Tragik der Rechtschreibreform im 

Bereich der Kinder- und Jugendbücher. Es ist in der Tat tragisch zu nennen, daß eine staatliche 

Maßnahme, die für die Kinder gedacht war, am Ende dazu führt, daß die Kinder nicht nur 

mehr Schwierigkeiten mit dem Schreiben, sondern vor allem mit dem Lesen bekommen. Da 

das Lesen ohnehin eine gewisse (wenn auch geistig förderliche) Anstrengung bedeutet, dann 

ist alles, was diese Anstrengung erhöht, ein zusätzlicher Grund, nicht zu lesen. Wenn man den 

Kindern in der Schule jahrelang jedes „daß“ als „überholt“ anstreicht, dann werden die Kinder 

mit Recht Hemmungen haben, die Kinderbücher ihrer Eltern zu lesen, obwohl die Eltern sie 

eigens für ihre Kinder aufgehoben haben. Die Rechtschreibreform vergrößert also ohne jeden 

                                                 
37 Lutz Hagestedt am 9.10.2003 in „literaturkritik.de“ / Oktober 2003. 
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Zweifel die kulturelle Kluft zwischen Eltern und Kindern,38 eine Kluft, die allein durch die ra-

sante Entwicklung der elektronischen Medien immer größer geworden ist. Sie beschleunigt auf 

diese Weise das Ende der von Marshall Mc Luhan 1962 so genannten „Gutenberg Galaxis“, 

den Übergang von der Buchkultur zum visuell dominierten Multimediazeitalter. Das betrifft in 

ganz besonderer Weise auch die literarischen Verlage. 

An dieser Stelle sei zitiert, was zwei bedeutende Verleger 1974 zu den Folgen der damals 

diskutierten Rechtschreibreform für die Kinder und für die Kinderbücher voraussagten: 
 

„Jugendbücher werden sich ebenfalls recht schnell umstellen müssen. Wenn in der Schu-

le nur noch die neue Orthographie verwendet wird, muß damit gerechnet werden, daß El-

tern und Schüler nur noch Bücher in neuer Orthographie kaufen möchten.“39 
 

„Bei Kindern ist zusätzlich bedauerlich, daß es bei der ersten Lektüre, dem Bilder-

buch, zu einer zusätzlichen Hürde kommt. Es gibt zur Zeit ein sehr gutes Bilderbuch-

angebot. Die im Hinblick auf Vierfarbigkeit, hohe Reproduktionskosten und relativ 

geringe Auflagen angespannte Kalkulation wird es nicht leichtmachen, diese Titel in 

relativ kurzer Zeit der neuen Schreibweise anzupassen. So wird der Schüler, nachdem 

er eben erst die neue Schreibweise gelernt hat, gleich im Bilderbuch der alten 

Schreibweise zwangsläufig wieder begegnen. Bilderbücher werden ja in der Familie 

auch aufgehoben, um von den nachfolgenden jüngeren Geschwistern benutzt zu wer-

den. Da man heute mehr und neben dem reinen Schulbuch auch normale Bücher als 

zusätzliche Arbeitslektüre benutzt und die Umstellung bei diesen Büchern des freien 

Marktes nur langsam erfolgen kann, ist der Schüler auch in der Schule gezwungen, 

zwischen beiden Schreibweisen ständig zu wechseln.“40 
 

Der erste Verleger war Karl Ernst Tielebier-Langenscheidt, dessen Söhne von der Recht-

schreibreform von 1995/1996 betroffen waren und sind, der zweite Reinhard Mohn, Eigentü-

mer des Bertelsmann Verlags, der bei der Rechtschreibreform von 1996 eine bedeutsame Rolle 

gespielt hat. Beide reformkritischen Stellungnahmen wurden vom Börsenverein des deutschen 

Buchhandels veröffentlicht, der zur Rechtschreibreform von 1996 so wenig Stellung bezogen 

hat, daß man an das Sprichwort denken mußte: Wer schweigt, scheint zuzustimmen. 
                                                 
38 Eine ähnliche Kluft zwischen Jung und Alt ergab sich 1941, als die „deutsche“ Schrift zugunsten der „lateini-
schen“ verdrängt wurde und viele ältere Personen bei Briefen an ihre Kinder und Enkel nicht mehr „richtig“ 
schreiben konnten. Vergleichsweise harmlos sind dagegen die Schwierigkeiten, die viele Eltern heute haben, 
wenn sie ihren Kindern beim Rechnen helfen wollen oder die „vereinfachte Ausgangsschrift“ nicht kennen. 
39 Karl Ernst Tielebier-Langenscheidt, in: Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung 
oder kleinschreibung? Meinungen zu einem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974, S. 36. 
40 Reinhard Mohn, Rechtschreibreform, in: Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung 
oder kleinschreibung? Meinungen zu einem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974, S. 17. 
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e) Die literarischen Verlage 

An dieser Stelle sei ein prophetischer Aufsatz zur Kostenfrage zitiert, den der Germanist und 

Bestseller-Autor von Kunstbüchern Ingo F. Walther unter dem Titel „Der Duden tut mir Leid“ 

in der Zeitschrift „Buchmarkt 11/96“ veröffentlichte, also längst bevor die meisten der bisher 

berechneten Kosten anfielen:  

„In Mannheim hat man zwar die Sektkorken knallen lassen, aber im Siegesrausch gar 

nicht bemerkt, daß man der große Verlierer ist. Denn die Bertelsmänner waren mit ihrem 

Regelwerk Monate früher auf dem Markt, haben viel mehr Bücher verkauft und, die bit-

terste Niederlage für die Waldhof-Buben [gemeint sind die Brüder Langenscheidt], das 

jahrzehntealte Monopol des Duden gebrochen. Das Prädikat „Maßgebend in allen Zwei-

felsfällen“ darf die 21. Auflage nicht mehr tragen. Schlimmer noch, die beiden konkur-

rieren auch im Inhalt, bieten gegensätzliche Schreibungen und Trennungen an, als wollte 

sie die Reform geradezu auf den Kopf stellen: statt Einheit Chaos, statt Sicherheit 

Verunsicherung. 

Auf der Buchmesse wurde die „Frankfurter Erklärung zur Rechtschreibreform“ auf einer 

Pressekonferenz publiziert. Es war zunächst die private Initiative des Deutschlehrers 

Friedrich Denk aus Weilheim in Oberbayern, der an vorderster Front die Folgen der un-

sinnigen Reform durchlebt und durchzupauken hat. Unterschrieben haben - neben unse-

ren bedeutendsten Schriftstellern wie Grass, Härtling, Kempowski, Lenz und Walser - 

nur fünf Verleger: Wolfgang Balk, dtv; Werner Dausien; Jochen Jung, Residenz; Klaus 

Schöffling; Benedikt Taschen. Wo waren die übrigen 2000 Kollegen, die Verleger, Lek-

toren, Buchhändler? Uns alle geht die Reform hautnah an, weil sie uns früher oder später 

massiv in den Geldbeutel langt. 

... Vor allem die Verleger haben die Zeche zu zahlen, denn die Satz- und Montagekosten 

für „bereinigte“ Bücher bei Nachauflagen sind immens, der Gewinn für die Sprache und 

für eine vereinfachte Orthographie verschwindend gering. 

Kritiker werfen ein, wir schreiben, wie wir wollen, lassen die Bücher beim alten und 

werden sie genausogut verkaufen wie bisher – allenfalls unsere Dichter dürften das sa-

gen, solange ihre Texte nicht in Schulbüchern landen. Aber sie rechnen nicht mit der 

normativen Kraft des Faktischen. 

Fast niemand erkennt, daß die neue Rechtschreibung auch bei jenen Lesern auf Dauer 

Spuren hinterläßt, die sie jetzt noch als lächerlich oder absurd empfinden. Die Zeitungen 

und Magazine werden sie rasch einführen und ohne hohe Kosten, denn in ihre „Backlist“ 

wickelt man Heringe ein. Aber gerade die Medien prägen die gesprochene wie die ge-

schriebene Sprache, wovon ja auch der Duden seit Jahrzehnten profitiert. 
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Wir alle, die wir lesen, werden uns daran gewöhnen, ob wir nun wollen oder nicht. Und 

uns allen werden uns unsere „alten“ Bücher nach geraumer Zeit antiquiert und verstaubt 

vorkommen. So wie wir schon heute einen „Photographen“ für einen Dinosaurier mit 

Holzkasten halten, der in ein schwarzes Tuch kriecht, wenn er ein Foto macht. 

Malen wir den Teufel an die Wand. Sagen wir einfach, unsere Verlage haben eine Back-

list von 300.000 Titeln, die auch in Zukunft eine Marktchance hätten, und sei sie noch so 

klein, und die alle im nächsten Jahrzehnt eine Neuauflage erleben sollten - selbstver-

ständlich in der neuen Rechtschreibung. Rechnen wir nur für Satz, Montage und Platten-

kopien pro Titel 10 000 DM, so liegen die Kosten für eine Renovierung bei 3 Milliar-

den. Wer 100 Titel „bereinigen“ will, müßte also schon eine schlappe Million hinlegen, 

ein großer Taschenbuchverlag für 1000 Titel gleich 10 Millionen. ... 

Ich frage mich auch, warum der „Börsenverein“ zu allem schweigt und nicht mit 

geschultertem Bajonett antritt zum Schutz seiner Mitglieder gegen die Reform. ... 

Man kann sich kaum ein brisanteres Aktionsfeld für die Börsianer vorstellen, weil die 

Reform nun wirklich (fast) alle Verlage betrifft. Aber daß die Verlage, und vor allem 

auch die kleinen, am Schluß die Zeche bezahlen, scheint niemanden zu stören im Großen 

Hirschgraben (die Adresse paßt dazu). 

Die Schulbuchverlage lachten sich zunächst ins Fäustchen, weil sie neben den Wörter-

buchproduzenten die einzigen „Reformgewinner“ zu sein schienen. Denn die Kultusmi-

nister werden demnächst die alten Schulbücher zurückziehen und nur „bereinigte“ zulas-

sen – selbstverständlich zu höheren Preisen. Dafür scheinen die Länder, Landkreise und 

Kommunen, offiziell seit langem Pleite, plötzlich Geld zu haben! Doch inzwischen tobt 

auch Michael Klett, rechnet er doch mit bis zu 40 Millionen für die Makulatur der Lager-

bestände. 

Noch bleibt eine Hoffnung. ... In den letzten Tagen ist der Protest gegen die Reform zu 

einem Orkan angewachsen, auch die „Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung“ 

hat die „Frankfurter Erklärung“ unterzeichnet. Die deutschen Verleger und alle Kollegen 

aus der Branche sollten dies rasch nachholen. ...“ 

Leider haben die literarische Verleger nur wenig und nicht laut genug protestiert. Sie sind frei-

lich auch deutlich kleiner als die Wörterbuch- und Schulbuchverlage. Die Verlage Diogenes, 

Hanser und Suhrkamp, die sich immer wieder gegen die Rechtschreibreform ausgesprochen 

haben, haben zusammen einen Jahresumsatz von 136 Mio. €, Cornelsen, Klett und Wester-

mann zusammen von 917 Mio. €. Und der Konzern Random House Bertelsmann setzte 2004 

17 Milliarden € um, also mehr als 100mal mehr als die drei renommierten Literaturverlage. 
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 Bei den belletristischen Verlagen war es bisher so, daß viele im Interesse ihrer Autoren 

(und der Leser) die deutschen Originalausgaben noch in klassischen Rechtschreibung heraus-

bringen. Es kann sein, daß sie dadurch leichte Umsatzeinbußen hinnehmen müssen, wie das 

umgekehrt der Fall ist, wenn ein literarisches Buch in neuer Rechtschreibung erscheint. Bei 

Übersetzungen werden Erstauflagen häufiger in neuer Rechtschreibung gedruckt.  

 Zum Kostenfaktor wird die Rechtschreibreform eigentlich erst ab diesem Jahr 2006. Denn 

erst ab dem 1. August 2006 ist die „Neuregelung“ bzw. das, was von ihr zur Zeit gilt, die ein-

zig „richtige“ Schreibung an Schulen.  

Was bedeutet das für die Backlist der großen literarischen Verlage? Entweder stellen die li-

terarischen Verlage nicht um, können dann freilich ihre Bücher schlechter verkaufen (zahlen 

also weniger Steuern). Oder sie stellen um und müssen, wenn wir nur von 20 000 Umstellun-

gen ausgehen und nur 4000 € pro Titel ansetzen, 80 Mio. € investieren, nur um etwas zu ver-

ändern, was schon vorhanden ist (und zahlen dann auch weniger Steuern). Vor allem bedeutet 

dieser Entscheidungszwang zwischen der schlechter verkäuflichen unveränderten Nachauflage 

und der deutlich teureren veränderten Neuauflage in vielen Fällen den Verzicht auf eine weite-

re Auflage, wenn es sich um hohe Literatur handelt.  

 Hinzu kommt – und das ist der Bereich, über den schon heute etwas gesagt werden kann – 

die schlechtere Verkäuflichkeit der großen Werkausgaben, vor allem der Klassikerausgaben 

aus der Backlist. Wer wird denn eine große Goethe-Ausgabe kaufen, die bei Hanser oder im 

Deutschen Klassiker Verlag in den letzten Jahrzehnten in einer 90 Jahre lang stabilen, allseits 

anerkannten Schreibung gedruckt wurde, die 1996 durch Anordnung von oben als „überholt“ 

und ab 2005 als fehlerhaft deklariert wurde? Wer wird eine Gesamtausgabe von Max Frisch, 

Günter Grass, Siegfried Lenz oder Martin Walser kaufen wollen, wenn er weiß, daß seine Kin-

der und Kindeskinder sie wegen der Schreibung kaum mehr lesen werden? Hier eine frühe 

Wortmeldung zu diesem Thema:  

„Wo bei einem schöngeistigen Buch maximal eine kleine zweite oder dritte abschlie-

ßende Auflage absatzmäßig möglich erscheint, würde sich in der Übergangszeit durch 

Neusatz eine unangemessene Verteuerung ergeben, die den anschließenden Absatz 

erschwert und in vielen, wahrscheinlich den meisten Fällen die Nachauflage unmög-

lich macht. Den Nachteil haben dann Autor und Verlag – und zwar gerade jüngere, 

noch unbekannte Autoren oder Verfasser anspruchsvollerer Bücher mit kleinerem 

Publikum.“  

So Reinhard Mohn 1974, als es um die „gemäßigte Kleinschreibung“ ging.41 

                                                 
41 Reinhard Mohn, Rechtschreibreform, in: Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung 
oder kleinschreibung? Meinungen zu einem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974, S. 16. 
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Es wird also einen großen Abschreibungsbedarf geben. Die Wertminderung der Backlist 

der großen belletristischen Verlage ist in jedem Fall schon gegeben. Der Wert der Jahrespro-

duktion belletristischer Titel betrug in Deutschland allein im Jahr 2004 1,2 Milliarden €, in 

zehn Jahren wären das also etwa 10 Milliarden. Ich gehe hier von einer Wertminderung belle-

tristischer Bücher in klassischer Schreibung in deutschsprachigen belletristischen Verlagen 

zwischen 1996 und 2006 in Höhe von 0,5 Prozent des Zehnjahresumsatzes aus und schätze 

ihn auf 50 Mio. €. 

 

f) Sachbuchverlage, geographische Verlage 

Wir haben bisher die Verluste der Wörterbuch- und Lexikonverlage (Jahresumsatz  2004 ca. 

350 Mio. €), der Schulbuchverlage (557 Mio.), der Kinder- und Jugendbuchverlage (512 Mio.) 

sowie der belletristischen Verlage (ca. 1,17 Mrd. €) zu schätzen versucht. Sie haben zusammen 

einen Jahresumsatz von ca. 2,589 Mrd. €. Es bleibt also, bei einem Jahresumsatz der Buch-

branche (ohne Presseerzeugnisse und Zeitschriften) von 4,709 Mrd. €, noch ein Umsatz von 

2,21 Mrd. €, vor allem für Sachbücher, Theologie42 und Reiseliteratur. Auch hier wurden ohne 

Zweifel durch die Rechtschreibreform zusätzliche Kosten verursacht. Allein bei den geogra-

phischen Verlagen mußten alle Karten, auf denen Rußland, das Elsaß oder die Rauhe Alb vor-

kommen, bei Neuauflagen verbessert werden, natürlich mußte auch jedes Schloß zu einem 

„Schloss“ werden, jeder „Fluß“ zu einem „Fluss“, was in manchen Fällen zu den schon er-

wähnten Platzproblemen geführt haben mag, die bei Landkarten besonders häufig sind. 

 Auch dazu hat sich Reinhard Mohn 1974 geäußert:  

„Beim wissenschaftlichen Buch und zum Teil beim spezialisierten Fachbuch für die be-

rufliche Arbeit handelt es sich oft um relativ kleine Auflagen mit besonders hohem An-

teil an Satzkosten und der Notwendigkeit langer Lager- und Gebrauchszeit. Diese Bü-

cher müssen aus wirtschaftlicher Notwendigkeit auch noch nach fünf oder zehn Jahren 

voll verwendungsfähig sein. Hier ist ein Neusatz unwirtschaftlich. Die Titel gehen (in 

vielen Fällen ersatzlos) vorzeitig ein, wenn das umerzogene Publikum diese Bücher 

wegen der Schreibweise als veraltet und nicht mehr vollwertig ablehnen würde.“43 

 

Ich schätze die zusätzlichen Kosten vorsichtig auf etwa halb so hoch wie bei den Kinder- und 

Jugendbüchern, das wäre – bei einem fast viermal höheren Umsatz, ca. 40 Mio. €.  

                                                 
42 Die Kirchen waren in Sachen Rechtschreibreform besonders willfährig; sie haben im übrigen schon vor Jahren 
ihre eigene kleine Rechtschreibreform durchgeführt und bei biblischen Namen das „h“ nach „t“ gestrichen: „Betle-
hem“, „Nazaret“, „Elisabet“ und „Rut“ und so alle Ruths und Elisabeths ihren biblischen Vorbildern entfremdet. 
43 Reinhard Mohn, Rechtschreibreform, in: Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung 
oder kleinschreibung? Meinungen zu einem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974, S. 16. 
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g) Zeitungs- und Zeitschriftenverlage, Presseagenturen 

Als der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger zur mündlichen Anhörung beim Bundes-

verfassungsgericht in Karlsruhe am 12. Mai 1988 eingeladen wurde, sagte er, wie schon er-

wähnt, die Einladung zur Teilnahme in einem knappen Brief vom 8. April ab: „Nach dem uns 

zugegangenen Fragenkatalog sind aus unserer Sicht die Zeitungsverleger allein unter Punkt VI 

(wirtschaftliche Auswirkungen ...) betroffen: Unseren Erkenntnissen zufolge bedeutet die Um-

setzung der Rechtschreibreform für die Zeitungsbranche ein Investitionsvolumen von rund 

fünf Millionen Mark. Dieser Betrag ist, mit Blick auf den Gesamtumsatz unserer Branche, 

nicht allzu hoch“. Im letzten Satz schrieben die Zeitungsverleger immerhin: „Gleichwohl legt 

uns daran zu betonen, daß den Zeitungsverlegern in ihrer Gesamtheit in keiner Weise an einer 

Umsetzung der Rechtschreibreform gelegen ist.“ 

Um so erstaunlicher ist es, daß alle deutschen Zeitungen außer der sozialistischen „jungen 

welt“ am 1. August 1999 gleichzeitig auf die „neue“ Schreibung umstellten. Erstaunlich ist 

auch, daß die Zeitungsverleger hier nur von Kosten in Höhe von 5 Millionen Mark ausgehen. 

Bei einem Jahresumsatz im Jahr 2004 von 8,995 Milliarden Euro für die 381 Tages- und 26 

Wochenzeitungen mit einer Gesamtauflage von 27,9 Millionen Exemplaren44 ist diese Summe 

nur dann denkbar, wenn völlig vernachlässigt wird, daß die Rechtschreibreform auch etwas 

mit dem Schreiben zu tun hat, also mit der Haupttätigkeit der etwa 61.000 Journalisten in 

Deutschland, von denen etwa 36.000 fest angestellt sind.45 

 Ganz andere Angaben machte im übrigen die Redaktion der HÖRZU in einem Brief an 

Manfred Riebe am 23. August 1999 (im Archiv Denk): „Die Zeitungs- und Zeitschriftenverla-

ge verdienen mit Sicherheit nicht an der Rechtschreibreform, im Gegenteil. Die Kosten für 

Mitarbeiterschulung und neue Textverarbeitungsprogramme sind gewaltig.“ 

 Hier sei noch einmal ein Versuch gemacht, die Kosten der Rechtschreibreform bei Journali-

sten zu quantifizieren. Wenn man davon ausgeht, daß etwa die Hälfte der 60.000 Journalisten 

die „Neuregelung“ anzuwenden versucht, also 30.000, dann haben wir zunächst die o.g. 16 

Stunden für das Umlernen, also in acht Jahren 2 Stunden pro Jahr, dazu – und das ist der grö-

ßere Verlust – die Mehrarbeit beim Schreiben: die manuelle Mehrarbeit konnte ich oben auf 

0,35 Prozent berechnen; dieser Faktor entfällt bei Journalisten, da die Texte in reformierter 

Schreibung etwa 0,3 Prozent mehr Platz benötigen und die Journalisten – dank Rechtschreibre-

form – also etwas weniger schreiben müssen. Doch berechne ich das häufigere Überlegen und 

Nachschlagen beim Schreiben und vermehrten Überlegungen beim Durchlesen mit einem 

                                                 
44 http://www.finanznachrichten.de/nachrichten-2005-07/artikel-5060444.asp. 
45 http://www.djv-mv.de/news/23.html, 17.2.05. 
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niedrig angesetzten Faktor von 0,5 Prozent. Pro Stunde Arbeit entstünden Journalisten also 

wegen der Rechtschreibreform etwa 18 Sekunden Mehrarbeit. Da man bei 40 Stunden Wo-

chenarbeit und ca. 1760 Stunden Jahresarbeit etwa die Hälfte für das Schreiben ansetzen darf, 

also 880 Stunden, bei denen der Zeitverlust von 0,5 Prozent 4,4 Stunden pro Jahr wäre. Bei 

30.000 Journalisten wären pro Jahr 60.000 Stunden für das Umlernen und 132.000 Stunden für 

langsamere Arbeit anzusetzen, also insgesamt 192.000 Stunden pro Jahr, vom 1. August 1999 

bis zum 31. Juli 2006, also in acht Jahren 1,536 Mio. Arbeitsstunden.  

 Das erscheint zunächst viel, doch beim näheren Hinsehen gewinnt die Zahl deshalb an 

Glaubwürdigkeit, weil die Rechtschreibreform beim Schreiben wie beim Lesen ununterbro-

chen ins Bewußtsein rückt. Hier sei die vier Gründe zitiert, warum man sich – laut Jean Paul, 

der das schon 1812 erkannte – an neue Schreibungen schwerer gewöhnt als an neue Wörter:  

„Wider Erwarten bahnen neue Schreibungen der Wörter sich schwieriger als diese selber 

den Eingang, wie Klopstock, Schlözer und andere (und in Frankreich Voltaire) mit ihrem 

Verunglücken beweisen; vielleicht darum, weil neue Buchstaben nicht, wie neue Wörter, et-

was Neues aussprechen; weil das neue Zeichen, ungleich den neuen Wörtern, lästig verdun-

kelt; weil die öftere Wiederkehr den Unmuth des Auges erregt; weil das Zeichen mit einer 

unnützen Wichtigkeit die Aufmerksamkeit auf das Bezeichnete stört.“46 Dieses ständige 

„Stolpern“ über Schreibungen, die einem so ungewohnt vorkommen wie früher Rechtschreib-

fehler, macht einerseits das Lesen, andererseits das Schreiben schwieriger und deshalb auch 

langsamer. Dies aber ist bei allen, die beruflich schreiben oder lesen, ein Kostenfaktor. 

                                                 
46 Jean Pauls sämmtliche Werke. Dritte vermehrte Auflage, 31. Band, Berlin 1862, S. 43. 



 101

7. Die Schulen 
 

Die Kosten für Informations- und Propagandamaßnahmen 

An dieser Stelle sei zunächst geschätzt, wieviel Geld die Kultusministerien für Information 

über (und Propaganda für) die Rechtschreibreform ausgegeben haben.  

Wie schon in Kap. I erwähnt, „wurden nach Angaben des Nordrhein-westfälischen Kultus-

ministeriums allein im bevölkerungsreichsten Bundesland 130 Millionen Mark für Broschüren 

ausgegeben, um die Reform amtlich bekannt zu machen ... Aus den anderen Bundesländern 

waren keine konkreten Zahlen zu erfahren. Fast überall seien aber mit einer Auflage von  

150.000 Informationsschriften für die Schulen aufgelegt worden“ (Landshuter Zeitung, 10.10.96) 

 Da in Nordrhein-Westfalen mit 18 Millionen Einwohnern 22 % der 82 Millionen Einwoh-

ner Deutschlands wohnen, setze ich für ganz Deutschland (größere „Sparsamkeit“ anderer 

Bundesländer vorausgesetzt) das Vierfache an Ausgaben an: 520 Mio. DM = 260 Mio. €.47 

Auch hier handelt es sich um umverteilte Kosten. Die Druckereien und andere verdienten an 

den Aufträgen, während die Etats der Bundesländer belastet wurden.  

 

Die Mehrkosten für die Lehrenden 

Wir kommen jetzt zu den Schulen, den Lehrern und den Schülern, für die die Rechtschreibre-

form gedacht war (sowie ihren Eltern). Daß niemand in den Kultusministerien daran gedacht 

hat, daß das Erlernen der „Neuregelung“ viel Zeit kostet, ist unvorstellbar. Viele Kultusmini-

ster und fast alle Kultusbeamte kommen aus dem Lehrerstand und wissen deshalb, daß alles 

Lernen seine Zeit kostet und daß nichts so unwiederbringlich verloren ist wie verlorene Zeit. 

Bei den Lehrern sind diese Kosten leichter abzuschätzen, aber auch bei den Schülern gibt es 

Möglichkeiten einer Kostenschätzung. 

Die Lehrer waren die ersten, die sich mit der „Neuregelung“ offiziell beschäftigen mußten. 

Sie haben – nach den Sekretärinnen und den Journalisten und neben den Beamten, die allerdings 

erst später umlernen mußten – am längsten mit der Rechtschreibreform zu tun gehabt. Da sie alle 

die herkömmliche Rechtschreibung beherrschten, ist alle Zeit, die sie zum Erlernen der „Neure-

gelung“ und mit zusätzlichen Korrekturarbeiten verbracht haben, direkt „verlorene“ Zeit. 

                                                 
47 Auch in Österreich, das hier bisher kaum berücksichtigt wurde, gab es Werbung für die Rechtschreibreform. 
Laut den „Oberösterreichischen Nachrichten“ (Linz) vom 10.3.2006 bezahlte das österreichische Unterrichtsmi-
nisterium „die kompletten Kosten“ von „402.329 Schilling und 40 Groschen“ für eine Anzeigen-Serie mit dem 
Foto eines schreibenden Kindes und dem Text „Warum soll ich es nicht ein bisschen leichter haben?" in den Zei-
tungen "Krone", "Kurier", STANDARD, "Salzburger Nachrichten" und "Presse" im Jahr 1997. 402.000 Schil-
ling entspricht 29.500 €. 
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In der schon mehrfach zitierten Handreichungen. Neuregelung der deutschen Rechtschrei-

bung. Schulartübergreifend, des Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bildungsforschung in 

München (1996) werden zu Beginn der methodischen Anregungen „Allgemeine Hinweise“ 

gegeben:  

„Die Neuregelung der Rechtschreibung schafft eine Situation, die zwar nicht unbedingt 

neu, aber in diesem Umfang zumindest ungewöhnlich ist: Lehrer und Schüler sind glei-

chermaßen Lerner. Jeder Lehrer sollte sich seiner Vorbildwirkung beim Umgang mit 

Neuerungen bewusst sein. Reformen müssen als Chance begriffen und als Gelegenheit 

zum partnerschaftlichen Lernen genutzt werden. Auf dem gemeinsamen Weg in das Neu-

land der geänderten Rechtschreibung sind Hinweise und Korrekturen von allen Beteilig-

ten, besonders auch von den Schülern, hilfreich und notwendig. Die Neuregelung der 

Rechtschreibung bedingt, dass für jeden - Lehrer und Schüler - der Umgang mit einem 

Rechtschreiblexikon selbstverständlicher sein muss denn je. Ab Jahrgangsstufe 3 ist 

"Wörter nachschlagen" bzw. „mit Nachschlagewerken umgehen" verbindlicher Lehrplan-

inhalt im Bereich Rechtschreiben. Durch die Neuregelung der Rechtschreibung gewinnt 

dieser Lerninhalt an Bedeutung, daher sollte diesem Lerninhalt im Unterricht auch genü-

gend Zeit eingeräumt werden. Die Notwendigkeit, die Nachschlagetechnik- auch als Fer-

tigkeit zu beherrschen, wird für den Schüler einsichtiger und erfahrbarer, da der Lehrer 

selbst weniger als bisher als "stets fragbares, schnelles Lexikon" zur Verfügung steht. 

Unabdingbare Konsequenz und Forderung ist daher, dass in jedem Klassenzimmer min-

destens ein Rechtschreiblexikon bzw. Wörterbuch sowie ein Kompendium der neuen 

Rechtschreibregelungen zur Verfügung steht.“ (S. 41) 

Daß dies alles mehr Zeit kostet, liegt auf der Hand, vor allem dann, wenn etwas „umgelernt“ 

werden muß.  

Wir haben bei den Lehrern drei Bereiche, in denen die „Neuregelung“ zu Mehrarbeit ge-

führt hat: die Beschäftigung mit der „Neuregelung“, die Erstellung von Arbeitsblättern („Sämt-

liche vom Lehrer erstellten Arbeitsblätter und Proben berücksichtigen die Neuregelungen. 

Auch Kopiervorlagen mit begrenztem Textumfang sollten vom Lehrer in Bezug auf die Neu-

regelungen redigiert werden.“ (Handreichungen, S. 42)) und die vermehrte Arbeitszeit bei der 

Korrektur von Schülerarbeiten. 

Es gab in Deutschland (Statistisches Jahrbuch 2003) im Schuljahr 2001/02 insgesamt 

674.217 Lehrerinnen und Lehrer, davon 74.824 in Realschulen, 154.075 in Gymnasien, 47.897 

in Gesamtschulen und Waldorfschulen und 3.066 in Abendschulen und Kollegs. Da keine ge-

nauen Statistiken über die Zahl der Deutschlehrer existieren, habe ich im Bayerischen Philolo-

genjahrbuch von 1998 in sechs Gymnasien, davon zwei naturwissenschaftlichen Gymnasien in 
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München, die Zahl der Deutschlehrer gezählt: Von 397 Lehrern waren 127 Deutschlehrer (be-

kanntlich jeweils mit einem bis zwei anderen Fächern). Das würde, auf alle weiterführenden 

Schulen bezogen, einen Prozentsatz von ca. 30 % Deutschlehrer bedeuten. Von den 279.862 

Lehrern an weiterführenden Schulen wären also ca. 85.000 Deutschlehrer. Dazu müßte man 

ein Viertel der 189.814 Grundschullehrer48 sowie die Mehrheit der 99.817 Hauptschullehrer 

rechnen, die auch Deutsch unterrichten (insgesamt etwa 130.000) sowie einen Teil der 32.155 

Lehrer in „Schularten mit mehreren Bildungsgängen“ (ca. 10.000). Schließlich dürfen wir von 

115.000 Lehrern an Berufsschulen etwa 20.000 mit dem Fach Deutsch annehmen; insgesamt 

können wir von etwa 245.000 Lehrern in Deutschland ausgehen, die Deutsch unterrichten. 

Dazu sind – auf die ca. 12,5 Millionen Einwohner in Österreich und der deutschen Schweiz 

– unter deren ca. 100.000 Lehrern noch einmal ca. 30.000 Lehrer, die Deutsch unterrichten. 

Insgesamt wären das im deutschen Sprachraum 275.000 Lehrer, die Schulkinder in Deutsch 

unterrichten.  

Wenn wir zunächst nur den zusätzlichen Aufwand der Deutschlehrer wegen der Recht-

schreibreform abschätzen, so dürfen wir zunächst die 16 Arbeitsstunden ansetzen, die unter 

den Angaben liegen, die Fröhler (s.o. S. 69) für das Erlernen der Rechtschreibreform angege-

ben hat, was – wenn man die verschiedenen Änderungen seit 1996 mitberechnet – sicher nied-

rig gerechnet ist. Das wären trotzdem (auf die ersten vier Jahre der Reform verteilt) 4,4 Mil-

lionen Arbeitsstunden, in denen die Lehrer in ihrer Arbeitszeit etwas neu lernen mußten, was 

sie schon beherrschten.  

Für das Erstellen von veränderten Arbeitsblättern und Unterrichtsmaterialien setze ich vor-

sichtig einen zusätzlichen Zeitaufwand von je 2 Stunden für die beiden ersten Jahre und für die 

weiteren Jahre von je einer Stunde pro Jahr und pro Deutschlehrer an. Meines Erachtens be-

stand durch die Änderungen an der Reform und aufgrund unklarer Regelungen auch nach 1996 

und 1997 Bedarf an neuen Arbeitsblättern. Insgesamt wären das also 3,3 Millionen Arbeits-

stunden. 

Nach mündlicher Auskunft (am 25.5.06) von OStD Josef Kraus, dem Vorsitzenden des 

Deutschen Lehrerverbands, gehen seriöse Schätzungen davon aus, daß ein durchschnittlicher 

Gymnasiallehrer für Deutsch und eine Fremdsprache die Hälfte seiner Gesamtarbeitszeit von 

                                                 
48 Unter den wenigen öffentlichen Verteidigern der Rechtschreibreform waren immer wieder Grundschullehrer. 
Dabei spielt die Rechtschreibreform im Grundschulunterricht fast keine Rolle. Nach den oben erwähnten Hand-
reichungen aus Bayern (Übersicht über die Neuregelung in der Grundschule auf S. 1) kommt die Rechtschreibre-
form in Klasse 1 gar nicht vor, in Klasse 2 gibt es ein einziges Wort des Grundwortschatzes, das betroffen ist, das 
Wort „nass“. In Klasse 3 kommen „bisschen, Fluss und Schloss“ hinzu, außerdem die Großschreibung bzw. 
Kleinschreibung von Anredefürwörtern (die 2006 kommentarlos zurückgenommen wurde). Erst in Klasse 4 wird 
die s-Schreibung genauer erklärt, dazu fünf weitere Wörter mit „ss“ sowie das Wort „rau“, außerdem einige 
Trennregeln. Deshalb werden die Grundschullehrer erst ab Klasse 4 „mitberechnet“. 
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2000 Stunden im Jahr mit Korrekturen von Schülerarbeiten verbringt. Da die deutsche Recht-

schreibung in seinen Zweitfächern nur einen geringeren Stellenwert hat und bei den Deutsch-

lehrern in anderen Schularten die Korrekturzeit geringer ist, gehen wir davon aus, daß alle ge-

nannten Deutschlehrer (außer den darin eingerechneten 55'000 Grundschullehrern) in 30% ih-

rer Arbeitszeit, also 600 Stunden pro Jahr Schülerarbeiten korrigieren, in denen die deutsche 

Rechtschreibung von ihnen kontrolliert und ggf. korrigiert werden muß. Es kann kein Zweifel 

daran bestehen, daß die Korrekturarbeit für Lehrer aller Fächer, vor allem aber für die 

Deutschlehrer, wegen der Rechtschreibreform schwieriger geworden ist. Rechnen wir nur eine 

zeitliche Zusatzbelastung von ein Prozent (was sicher nicht zuviel gerechnet ist), dann wären 

das sechs zusätzliche Stunden pro Jahr. Bis 2005, z. T. bis 2006 mußten korrekte Schreibwei-

sen wie „daß“ als überholt (= ü) angestrichen werden, pro Aufsatz (nach Auskunft meines Va-

ters Friedrich Denk oft nicht weniger als 20mal). Auch mußten alle Lehrer „selbstverständlich“ 

sehr viel öfter im Rechtschreibwörterbuch nachsehen. Diese Zeit ging für andere (viel wichti-

gere) Korrekturarbeiten (z.B. stilistischer Art) oder für Unterrichtsvorbereitung verloren bzw. 

mußte zusätzlich aufgewendet werden. Die 220.000 Deutsch unterrichtenden Lehrerinnen und 

Lehrer ab der 5. Klasse (200.000 in Deutschland, 20.000 in Österreich und der Schweiz) haben 

nach dieser Annahme in den Schuljahren 1998 bis 2005 wegen der Rechtschreibreform pro 

Jahr sechs Arbeitsstunden verloren, insgesamt wären das 10,56 Millionen verlorene Arbeits-

stunden.49 

 Und was ist mit den übrigen mehr als 500.000 Lehrern, die kein Deutsch unterrichten, son-

dern andere Fächer? Hierzu findet man in der Handreichungen zur Rechtschreibreform Hin-

weise: „Rechtschreiblernen findet nicht nur im Deutschunterricht statt. Verstehen und richtiger 

Gebrauch der Muttersprache sind unentbehrliche Voraussetzungen für den Unterrichtserfolg in 

allen Fächern. Das heißt, dass ... die oben genannten Konsequenzen für alle Fächer gelten. Nur 

so erfährt der Schüler die Unterstützung, die für seinen Lern- bzw. Umlernprozess notwendig 

ist.“ (Handreichungen, S. 42) Die Lehrer, die kein Deutsch unterrichten, haben sich sicherlich 

nicht in gleichem Maße mit der Rechtschreibreform befaßt, eine Zusatzbelastung bei Korrektu-

ren gab und gibt es jedoch sicherlich. Sie mußten acht bis zehn Schuljahre lang jedes „daß“, 

jedes „sogenannt“ und jedes „im übrigen“ mit „ü“ kennzeichnen und vielleicht sogar noch öf-

ter als die Deutschlehrer im Rechtschreibwörterbuch nachschlagen. Für sie setze ich für die 

Beschäftigung mit der Rechtschreibreform und zusätzliche Korrekturarbeit nur eine halbe 

                                                 
49 An dieser Stelle sei zitiert, was Prof. Dr. Christian Stetter, Sprachwissenschaftler an der TU Aachen in einem 
E-Mail vom 20. Juli 2005 geschätzt hat (im Archiv Denk): „Die Arbeitszeit von Lehrern, die sich die Neurege-
lung erarbeiten müssen, und die für die Vermittlung der Neuregelung erforderliche Unterrichtszeit (die ja Geld 
kostet): Rechnen wir hier nur mit 5 Tagen Erarbeitung der Neuregelung und 50 Unterrichtsstunden (was offen-
kundig mehr als bescheiden geschätzt ist), so kommen wir bei 100.000 Lehrern auf Kosten von 3.25 Mrd.?“ 
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Stunde pro Jahr für den Zeitraum von 1998 bis 2005 an, also 250.000 Stunden pro Jahr, insge-

samt 2 Mio. Stunden. Insgesamt summieren sich die durch die Rechtschreibreform „verlore-

nen“ Lehrerarbeitsstunden von 1996/98 bis 2005 auf 20,26 Mio. Stunden. 

An dieser Stelle sei erwähnt, daß der „Internationale Deutschlehrerverband (IDV)“ nach ei-

genen Angaben „als Dachverband für national organisierte Deutschlehrerverbände etwa 

250.000 DeutschlehrerInnen in 74 Ländern“ „vertritt“ (www.idvnetz.org). Angenommen unter 

Ihnen sind 50.000 Deutschlehrer in anderen Ländern als den bereits behandelten (Deutschland, 

Österreich und der Schweiz) tätig, um den (nach Aussage von Prof. Theodor Ickler am 

25.5.06) 20 Millionen Deutschlernenden weltweit Unterricht zu geben. Auch diese 50.000 

Lehrer haben durch die Rechtschreibreform viel Zeit vertan. Ich berechne pro Lehrer in acht 

Jahren – neben den 16 Stunden für das Umlernen – noch 8 weitere Stunden für Umlern-

Unterricht und erschwerte Korrektur an, insgesamt also 1,2 Mio. Stunden.  

Hohe Kosten verursachte außerdem der Unterricht in „neuer“ Rechtschreibung. Wenn wir 

nur davon ausgehen, daß jeder der 275.000 Lehrer, die Deutsch unterrichten, in den Jahren seit 

1996 bzw. 1998 in all seinen Deutschklassen (die meisten Deutschlehrer an weiterführenden 

Schulen haben zwei Deutschklassen pro Jahr) nur insgesamt fünfzehn Schulstunden der Recht-

schreibreform gewidmet hat, dann wären das insgesamt etwa 4,125 Mio. Schulstunden. Die 

Ausgaben für eine wöchentliche Unterrichtsstunde (die 38 Wochen im Jahr unterrichtet wird) 

belaufen sich – laut Statistischem Jahrbuch für alle Schularten 1999 wie 2000 auf 2700 €, d.h. 

eine Einzelstunde kostet (inkl. aller Personalkosten) etwas mehr als 70 €. Insgesamt wäre das 

ein Aufwand für das Umlernen im Wert von ca. 289 Mio. €. 

Nebenbei sei noch erwähnt, daß sich die Anzahl der Deutschstunden nicht vermehrt hat, 

was dazu führt, daß die Stunden, in denen die Rechtschreibung „umgelernt“ wurde, nicht für 

anderen Stoff genutzt werden konnten. Eventuelle Auswirkungen lassen sich kaum quantifizie-

ren, trotzdem kann man von einer negativen Wirkung fehlender Deutschstunden ausgehen.  

 

Die Lernenden 

Doch auch die Schülerinnen und Schüler haben Zeit durch die Rechtschreibreform verloren: 

durch Umlernen daheim und im Unterricht und durch langsameres Schreiben. Hier ist die Ko-

stenberechnung freilich schwieriger. Gehen wir nur davon aus, daß zwischen 1996 bzw. 1998 

und 2005 alle Schülerinnen und Schüler in Deutschland, Österreich und der deutschen 

Schweiz, das waren mehr als 12 Millionen (auch die „Neulerner“ mußten ja länger mit der 

Rechtschreibung beschäftigt werden als bisher, da man ihnen natürlich auch sagen mußte, was 

nicht mehr gelten sollte, obwohl sie es überall sahen) insgesamt vier Stunden lang mit dem 

Stoff der Rechtschreibreform beschäftigt wurden. Das wären 48 Millionen verlorene Schüler-
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stunden. Laut statistischem Jahrbuch wurden in Deutschland in den Jahren 1999 und 2000 pro 

Jahr für alle Schüler durchschnittlich 4300 € pro Jahr ausgegeben. Da der Schüler pro Jahr in 

38 Wochen je 30 Stunden, also insgesamt 1140 Stunden Unterricht erhält, kostet er in einer 

Stunde den Staat etwa 3,77 €. Das wären zusammen 181 Mio. €. 

(Nun könnte man sagen, daß die Unkosten für den Rechtschreibreform-Unterricht schon bei 

den Lehrern geschätzt wurden. Bei den Schülern geht die Zeit aber auch verloren, und eigent-

lich ist es bei ihnen sogar noch schlimmer, denn sie könnten, statt mühsam etwas schon Ge-

lerntes zu vergessen, etwas Wichtiges und Neues lernen. Wenn hier nur 3,77 € pro verlorene 

Stunde angesetzt werden, ist das deshalb eigentlich viel zu wenig, da mögliche Folgekosten 

noch nicht mit einfließen.) 

Hinzu kommt auch bei den Schülern, daß sie für ihre schriftlichen Arbeiten mehr Zeit benö-

tigt haben, nehmen wir bei ihnen nur 0,5 Prozent Zeitverlust bei schriftlichen Arbeiten in deut-

scher Sprache an. Gehen wir nur von 20 Minuten Schreibarbeit pro Schultag aus, also von 

4000 Minuten im Jahr; dann wären das pro Schüler und Jahr 20 Minuten Zeitverlust, in acht 

Jahren 160 Minuten (= 2 Stunden 40 Minuten); für 12 Millionen Schüler wären das noch ein-

mal 32 Mio. verlorene Stunden. Wie soll man diese verlorene Zeit berechnen? In dieser Zeit 

hätten die Schüler etwas Sinnvolles und Notwendiges lernen können, zum Beispiel eine besse-

re Ausdrucksfähigkeit im Deutschen, die ihnen später beruflich weiterhelfen könnte usw. 

Wenn man hier noch einmal nur 3,77 € pro Stunde berechnet, kommt man auf einen Schaden 

für die Schüler in Höhe von 120 Mio. €.  

Insgesamt könnte man die Verluste der Schüler durch die Rechtschreibreform also mit 80 

Millionen Stunden (im fiktiven Wert von 300 Mio. €) ansetzen.  

 

Zwei ganz andere Rechnungen machten zwei Reformer auf: Leo Weisgerber (1964, S. 101)  

fragte sich, „wieviel Unterrichtszeit und vor allem Unterrichtskraft jährlich mit dem Eintrich-

tern der Großschreibung der Hauptwörter vertan wird; 200 Millionen Kinderstunden jährlich 

dürfte eher zu niedrig als zu hoch geschätzt sein, von allen Folgeerscheinungen abgesehen“. 

Die Einübung der Großschreibung verlangt in der Tat einige Arbeitzeit und Arbeitskraft – aber 

sie schärft auch das grammatische und stilistische Bewußtsein. Ähnlich ist das Erlernen von 

mehreren Tausend Schriftzeichen für die japanischen Kinder nicht nur eine zeitliche Investiti-

on, sondern zugleich ein Gewinn an manuellen und geistigen Fähigkeiten. Etwas umlernen zu 

müssen, ist jedoch immer ein purer Zeit- und Kraftverlust. 

Hier noch eine Berechnung zur Rechtschreibreform von 1996. Sie bedeutete nach Meinung 

des Verlegers des AOL-Verlags, der mit seiner Frau zusammen fünf Bücher zur Rechtschreib-

reform verfaßt und im eigenen Verlag mehr als 20 Titel zu Rechtschreibreform aufgelegt hat, 
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einen gewaltigen Zeitgewinn. In einem Brief an das Börsenblatt des deutschen Buchhandels, 

veröffentlicht am 25.2.1997, schrieb er:  

„Der Verband der Schulbuchverlage schätzt die Kosten der Reform auf insgesamt 

300 Millionen DM, weil alte Bücher nach und nach überarbeitet werden müssten und 

nicht unverändert abgedruckt werden könnten. Das mag schon sein, tut aber manchen 

Büchern auch ganz gut und hilft durchaus dabei, den Markt neu zu ordnen und den 

pfiffigen und risikobereiten Verlagen neue Chancen zu öffnen. Umgekehrt würde ich 

aber neben anderen Argumenten gern auch auf die Kosten eingehen, die die Recht-

schreibreform erspart: 

Bei durchschnittlich ca. 950 Stunden Rechtschreibunterricht, die ein Schüler/eine 

Schülerin im Laufe ihrer schulischen Ausbildung erhalten, kann man jetzt vielleicht – 

konservativ gerechnet – 100 Stunden einsparen und mit 850 Stunden auskommen, 

weil die Reform die Dinge etwas systematisiert und vereinfacht. Etwas, nicht viel. 

Aber durchaus so viel, dass man gut 10 % der bisher für die Reform aufgewendeten 

Bildungszeit einspart. Bei genauer Betrachtung sind es sicher mehr. Bei 12.500.000 

Schülern sind das immerhin 1.250.000.000 Unterrichtsstunden. Bei einem Schlüssel 

von durchschnittlich 17,2 Schülern pro Lehrer sind das 72 674. 000 Lehrerarbeits-

stunden. Gehen wir von nur 150,00 DM Kosten pro Lehrerarbeitsstunde (gehaltene 

Unterrichtsstunde) aus (Ausbildung, Krankheit, Pension, Ferien, Vorbereitung einbe-

rechnet, aber keine Gebäude, Hausmeister, Dienstaufsicht, Kultusverwaltung, Lehr- 

und Lernmittel etc.), so sind wir – bezogen auf 10 Jahre – bei immerhin knapp 11 

Milliarden DM. Und nicht eingerechnet die ersparten Kosten für Kopien, Arbeitsmit-

tel, Diktathefte.“ 

Wenn auch nur ein Teil dieser Schätzung zutreffen würde, wären die Zeitungen voll davon, 

und die „Reformer“ hätten sich jahrelang mit diesen Erfolgen geschmückt. In Wirklichkeit 

nennen die Reformer seit mehreren Jahren nur noch zwei Argumente für die Rechtschreibre-

form: daß man jetzt nicht mehr zurückkönne: weil man das den Schülern nicht zumuten könne 

– und aus Kostengründen! 

 

Die Eltern 

„Vielleicht sind die Eltern, die lange am öffentlichen Schriftverkehr nicht mehr teilgenommen 

haben und die ihren Kindern bei den Hausaufgaben helfen wollen, die Hauptbelasteten dieser 

Reform. Auch ihnen wird dieses Buch ein Ratgeber sein, wenn sie sich z. B. darüber wundern, 

dass ihr Kind das eine oder andere Wort anders schreibt, das eine oder andere Komma anders 

setzt, als es ihnen vertraut ist. Selbst das st darf getrennt werden; das tut in Zukunft nicht mehr 
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weh. Doch das sind nur längst notwendige Anpassungen an die allgemeine Sprachentwick-

lung.“ (Prof. Günter Pflug, Vorsitzender der Gesellschaft für deutsche Sprache, 1996)50  

 Während es in der Mathematik in den letzten Jahrzehnten nicht selten war, daß die Eltern 

ihren Kindern wegen Änderungen in der Methodik nicht oder kaum mehr helfen konnten, 

konnten sie das in Deutsch und den Fremdsprachen, wenn sie sie selbst gelernt hatten, durch-

aus. Auch im Fach Deutsch konnten und können sie das – trotz Rechtschreibreform – weiter-

hin. Denn die sog. „neue Rechtschreibung“ ist zu mehr als 98 Prozent mit der bisherigen iden-

tisch. Nur ist es nicht einfach zu wissen, wo etwas verändert wurde. Zwei Beispiele: Her-

kömmlich schrieb man: „Mein Onkel hat das Wandern, das man als substantiviertes Verb groß 

schreibt, als Sport immer großgeschrieben.“ Das mußte zwischen 1996 und 2006 in der Schule 

genau andersherum geschrieben werden: „Mein Onkel hat das Wandern, das man als substan-

tiviertes Verb großschreibt, als Sport immer groß geschrieben.“ Seit 2006 jedoch muß laut re-

vidierter Reform so geschrieben werden: „Mein Onkel hat das Wandern, das man als substan-

tiviertes Verb großschreibt, als Sport immer großgeschrieben.“ Oder: Bisher schrieb man „Lu-

thersche Bibelübersetzung“, jetzt soll man schreiben: „Luther’sche“ oder „luthersche“ Bibel-

übersetzung. 

Solche Änderungen kann man nur durch Nachschlagen im Wörterbuch feststellen. Das be-

deutet auch für die Eltern Mehrarbeit, die hier jedoch nicht berechnet werden soll, sondern 

weiter unten bei der Überlegung, wie man den Zeitverlust bei Privatleuten berechnen könnte. 

 

8. Die Hochschulen 
 

Es gibt in Deutschland laut Statistischem Jahrbuch 2003 im Wintersemester 2002/03 an 359 

Hochschulen 1,93 Millionen Studenten, im deutschen Sprachraum also mehr als 2 Millionen. 

Wie steht es da mit der Rechtschreibung? Im Deutschlandfunk war dazu am 1.8.2005 um 

14.35 Uhr eine Sendung zu hören mit dem Titel „Akademischer Orthographie-Wirrwarr. Die 

neue Rechtschreibung an Universitäten“. Darin hieß es zu Beginn: „Ab heute ist sie rechts-

kräftig: die neue Rechtschreibung. Bis auf in Bayern und Nordrhein-Westfalen werden nun in 

allen Bundesländern die Schüler nach den neuen Regeln benotet. Die Studenten auch? Das ist 

je nach Fach und Universität ganz unterschiedlich.“51  

Die Kultus- und Wissenschaftsminister haben das Thema Rechtschreibreform an den Uni-

versitäten in den ersten Jahren nie erwähnt, sie sprachen immer nur von den Schulen und Be-

hörden, obwohl sie wissen mußten, daß die Hochschulen, bei aller Freiheit der Forschung, 
                                                 
50 Im Vorwort zu: Hermann Zabel, Die neue deutsche Rechtschreibung (1996), S. 7. 
51 http://www.dradio.de/dlf/sendungen/campus/401874/. 



 109

vom den Kultus- und Wissenschaftsministerien finanziert werden und daß an den Hochschu-

len Staatsprüfungen abgelegt werden, die für den Zugang zu Schulen und Behören ermög-

licht. Wenn sie jedoch schon 1996 den Studenten das Umlernenmüssen angekündigt hätten, 

hätte es mit Sicherheit noch mehr Widerstand gegeben. Aber natürlich müssen auch die Stu-

denten, vor allem die Lehramtsstudenten und die Juristen, über kurz oder lang die „neue“ 

Schreibung lernen, freilich mit sehr viel mehr Schwierigkeiten als die Schüler, die erstens die 

herkömmliche Schreibung erst kürzer und weniger gut beherrschen, zweitens im Unterricht 

systematisch umlernen und drittens ständig korrigiert werden. 

Nehmen wir nur die 418.000 Studenten der Sprach- und Kulturwissenschaften und die 

100.000 Studenten der Rechtswissenschaft (Stat. Jb 2003, 391; dazu 10 Prozent mehr aus 

Österreich und der Schweiz), also ca. 550.000 Studenten, die schon umgelernt haben oder noch 

umlernen müssen. Rechnen wir bei ihnen nur je 0,5 Stunden pro Jahr, in acht Jahren 4 Stun-

den, für alle zusammen 2,2 Millionen verlorene Stunden. 

Hinzu kommt, auch bei den Studenten und bei ihnen vielleicht noch mehr als bei anderen, 

das Problem des langsameren Schreibens (und Lesens!). Man denke vor allem an die zahlrei-

chen wissenschaftlichen Arbeiten, in denen andere Texte zitiert werden, nicht nur in der Ger-

manistik und in Jura. Es wird bald kaum mehr eine wissenschaftliche Arbeit geben, in der 

nicht ständig verschiedene Schreibungen vorkommen. Oder soll der Student bzw. der Wissen-

schaftler beim Zitieren die Schreibung des zitierten Textes der Neuschreibung anpassen, so 

wie es etwa im großen Duden geschehen ist (s.o. S. 83)? Das würde einerseits einen Verlust an 

Wissenschaftlichkeit andererseits auch wiederum Mehrarbeit bedeuten.  

Nehmen wir an, daß Studenten der Kultur- und Rechtswissenschaften pro Jahr 250 Stunden 

schreiben, dann könnten wir einen „Verlangsamungsquotienten“ durch die Rechtschreibreform 

von 0,35 und wegen langsamerem Schreiben – ähnlich wie bei den Journalisten – zusätzlich 

0,5 Prozent ansetzen, also ein Verlust von ca. 2 Stunden. Das wären bei 550.000 Studenten pro 

Jahr noch einmal ca. 1,1 Mio. Stunden, von 1998 bis 2005 insgesamt 8,8 Mio. Stunden.  

 

9. Die Goethe-Institute 
 

An dieser Stelle sei kurz auf die Goethe-Institute eingegangen, die – ähnlich wie die deut-

schen Auslandsschulen – auf bemerkenswerte Weise überaus schnell die Rechtschreibreform 

umgesetzt haben. Dazu hat Theodor Ickler in seinem neuesten Buch „Falsch ist richtig“ (S. 

165 – 68) einiges gesagt: „Das Goethe-Institut hatte seit 1996 mit reformierten, durchweg äu-

ßerst fehlerhaften Lehrwerken unterrichtet und setzte auch bei seinen Prüfungen die Kenntnis 

der neuen Regeln voraus. Es lud schon 1996 den Reformer Heller zu Vorträgen ins Ausland 
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ein und unterstützte die Reform in jeder Hinsicht, obwohl es dazu keineswegs verpflichtet 

war. Auf diese Weise trug es zur Verunsicherung der ausländischen Germanistik bei, ebenso 

zur Kostensteigerung bei den ohnehin weltweit gefährdeten Deutsch-Instituten ... Am 

4.9.1996 waren auch die deutschen Auslandsschulen von der KMK angewiesen worden, so-

fort mit der Einführung der Reform zu beginnen - knapp zwei Jahre vor dem Inkrafttreten. 

Bedenkt man, welche Revisionswellen inzwischen über die Originalfassung hinweggerollt 

sind, würde man sich eine Untersuchung der Folgen solchen Übereifers wünschen.“ (166f.)  

Es wäre sicher interessant zu untersuchen, ob und wie die Bibliotheken der 128 Goethe-

Institute in 79 Ländern ihre Buchbestände für die „996.000 Bibliotheksbesucher“, die auf der 

Webseite des Goethe-Instituts erwähnt werden, auf den neuesten orthographischen Stand ge-

bracht haben. 

Sicher dürfte sein, daß die Rechtschreibreform das Interesse an der deutschen Sprache im 

Ausland vermindert hat (was auch wirtschaftliche und finanzielle Folgen hat). Ickler zitiert 

dazu mehrere Statements von fünf ausländischen Germanisten. Hier eine Einschätzung des 

syrisch-deutschen Schriftstellers Rafik Schami, der im Jahr 2000 schrieb: „Die überflüssige 

und nicht selten dumme Reform verhunzte die Sprache und verschlechterte ihre Chancen als 

Fremdsprache im Ausland.“52 

 

10. Die öffentlichen und privaten Bibliotheken 
 

a) Wissenschaftliche Bibliotheken 

Es gibt in Deutschland (laut Stat. Jb. 2003, 418) 1.092 wissenschaftliche mit 247 Millionen 

und 9.327 „öffentliche“ Bibliotheken mit 116 Millionen Büchern (und Medien), insgesamt also 

mehr als 360 Millionen Büchern (und Medien), im deutschen Sprachraum sind es dann etwa 

400 Millionen Bücher in Bibliotheken, von denen vielleicht 250 Millionen Bücher deutsch-

sprachige Bücher sind, die zwischen 1900 und 1995 gedruckt wurden. Sind diese Bücher von 

der Rechtschreibreform betroffen? Die Bücher in wissenschaftlichen Bibliotheken nur am 

Rande, die Bücher in öffentlichen Bibliotheken jedoch durchaus. 

In allen Bibliotheken freilich sind die Suchmaschinen und Kataloge betroffen, bei denen die 

Schreibung durchaus von Bedeutung ist: Wer über Brennnesseln, Gämsen, Gräuel, Stillleben 

oder über Russland etwas sucht, muß vermutlich noch lange Zeit auch die klassischen Schrei-

bungen ebenfalls kennen. 

 

                                                 
52 http://www.rafik-schami.de/schami.cfm. 
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b) Öffentliche Allgemeinbibliotheken 

Die Stiftung Lesen stellte 2001 fest, daß „seit 1992 ... die Anzahl der Jugendlichen stetig zu-

rückgeht“, „deren Familie sich für Bücher interessieren.“ 1992 hätten 51 Prozent der Jugendli-

chen gesagt: „Ich habe mir oft Bücher in der Bibliothek oder Bücherei ausgeliehen“, 2000 wa-

ren es nur noch 26 Prozent, d.h. die Hälfte.53 Sicher sind die visuellen Medien, vor allem das 

Internet, der Hauptgrund für das rapide Nachlassen des Leseinteresses. Doch die Rechtschreib-

reform, die alle vor 1996 gedruckten Bücher für Jugendliche zu orthographischen Mängelex-

emplaren macht, mag auch ein wenig daran beteiligt sein. 

Für die öffentlichen Bibliotheken könnte man bei einem Bestand von ca. 100 Millionen Bü-

chern, die in laut Rechtschreibreform „fehlerhafter“ Schreibung gedruckt sind, durchaus einen 

Wertverlust annehmen (der jedoch gegenüber anderen Beträge nicht ins Gewicht fällt).  

Daß dies nicht aus der Luft gegriffen ist, zeigte sich in einigen Reaktionen, als im Sommer 

2004 mehrere Verlage die Rückkehr zur klassischen Rechtschreibung ankündigten. 

In „Spiegel online“ hieß es am 9.8.2004 in einer Reportage über SCHÜLER UND 

RECHTSCHREIBUNG unter der Zwischenüberschrift „Schulbibliotheken auf einen Schlag 

veraltet“:  

„Als ein "Unding" bezeichnet Deutschlehrerin Gabriele Gründler vom Schweriner Goethe-

Gymnasium die momentane Diskussion. Das gelte sowohl für den finanziellen Aufwand als 

auch für die Vermittlung an die Schüler. Vor allem die älteren Schüler, die schon einmal 

umlernen mussten, dürften wohl kaum Verständnis für ein Zurück zur alten Schreibweise 

haben. Ein paar Korrekturen und Nachbesserungen an der keineswegs perfekten Reform 

kann sich Gründler zwar vorstellen, eine generelle Rückkehr sei aber inakzeptabel. 

Die Lehrer fürchten auch eine Rückkehr zur alten Rechtschreibung, weil sie ihre Unter-

richtsmaterialen im schlimmsten Fall komplett austauschen müssten, Schulbibliotheken auf 

einen Schlag veraltet und Schulbücher in Klassensätzen wertlos wären. Ulrike Schmidt-

Hansen, Rektorin der größten Kieler Grundschule, betonte, es werde ausschließlich neues 

Unterrichtsmaterial benutzt, selbst die Schulbücherei verfüge nur noch über Bücher nach 

der neuen Rechtschreibung.“ 

Das belegt die schlimmsten Befürchtungen einiger Rechtschreibreformkritiker, daß es „Säube-

rungen“ in Bibliotheken gegeben habe. Wenn „Schulbibliotheken auf einen Schlag veraltet ... 

wären“, wenn die „alte“ Rechtschreibung wieder gelten würde, dann heißt das im Umkehr-

schluß, daß alle vor 1996 gedruckten Bücher durch die Rechtschreibreform entwertet worden 

sind. Das gilt auch und besonders von den Büchern in privaten Haushalten. 

                                                 
53 http://www.stiftunglesen.de, Leseverhalten in D. im neuen Jahrtausend. Stiftung lesen / SPIEGEL Vlg. 2001. 
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c) Bücher in privaten Haushalten 

In der von der Stiftung Lesen 1990 herausgegebenen Broschüre „Lesen. Zahlen, Daten, Falten 

über Bücher, Zeitungen, Zeitschriften und ihre Leser, Ausgabe 1991“ heißt es auf Seite 28: 

„Im Durchschnitt verfügt ein Haushalt Ende der 80er Jahre über 180 Bücher.“ Das wird sich 

seither nicht wesentlich geändert haben, da zwar neue Bücher gekauft, bei Umzügen und in 

neuen Haushalten aber auch Bücher weggeworfen werden. Laut Stat. Jb 2003, S. 63, gab es im 

Jahr 2000 etwas mehr als 38 Mio. Haushalte in Deutschland, im deutschen Sprachraum also 

etwa 42 Millionen. Wenn wir pro Haushalt 180 Bücher annehmen, wären das mehr als 7,5 

Milliarden Bücher. Unter diesen Büchern können wir ca. 750 Millionen Kinderbücher und ca. 

1,8 Milliarden belletristische Bücher annehmen. Wenn wir hier für jedes Buch nur einen Wert 

von 2 € ansetzen (es sind viele Taschenbücher dabei) bei den Kinderbüchern einen Wertverlust 

von 20 % (40 Cent) und bei den belletristischen Büchern von 10 % (20 Cent) ansetzen, dann 

wäre das ein Gesamtwertverlust von 660 Millionen Euro. Davon war weder vor noch nach 

der Einführung der Rechtschreibreform die Rede. Auch von den in den Ämtern entstehenden 

Kosten war nie die Rede, obwohl diese schon nach kurzem Nachdenken auf der Hand liegen. 

 

11. Behörden, Institutionen und Verbände 
 

a) Staat und Verwaltung 

Es gibt in Deutschland laut Stat. Jb 2003 4,821 Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst, 

ohne Lehrer also 4,1 Millionen. Nehmen wir an, daß die Hälfte von ihnen, also etwa 2 Millio-

nen, des öfteren etwas schreiben muß. Da die Einführung der Rechtschreibreform für sie später 

kam als für die Lehrer und sie meistens am Computer schreiben, gehe ich nur davon aus, daß 

sie sich im Durchschnitt zwischen 1998 oder 1999 und 2006 pro Jahr eine Stunde mit der 

Rechtschreibreform auseinandergesetzt (30 Minuten pro Jahr) oder durch Nachschlagen, durch 

langsameres Schreiben o.ä. wegen der Rechtschreibreform Zeit verloren haben (30 Minuten 

pro Jahr). Das wären pro Jahr 2 Millionen Arbeitsstunden. Das ist sicher vorsichtig gerechnet 

und enthält keine Schulungen, die es in den ersten Jahren sicher auch gegeben hat.  

Dabei lasse ich außer acht, daß sich sicher sehr viele Beamte und Angestellte über die Zu-

mutung geärgert haben, die von ihnen gut oder sehr gut beherrschte Rechtschreibung umstellen 

zu müssen, ohne daß ihnen je jemand erklärt hätte, wozu das gut sein soll. Im Gegenteil haben 

nahezu alle Politiker außerhalb der Kultusministerien immer wieder zu erkennen gegeben, daß 

sie die Rechtschreibreform für überflüssig halten: Herzog, Kohl, Stoiber, Waigel, Schröder, 

Koch, Wulff, Oettinger usw., also die obersten Vorgesetzten der Beamten und staatlichen An-

gestellten. Ich berücksichtige auch nicht die Staatsdiener in Österreich und in der Schweiz. 
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 An dieser Stelle sei Blick auf die vielen amtlichen Schriftstücke getan, die jeden Tag be-

nutzt werden, die Formulare, die Informationsblätter, Broschüren und Prospekte in der Ver-

waltung, der Justiz, in Banken, Versicherungen und Firmen. Mag sein, daß nur wenige Bro-

schüren und kaum ein Formular wegen „überholter“ Schreibung weggeworfen wurden, „ko-

stenneutral“ war die Umstellung keinesfalls. Denn hier wie bei allen „Umstellungen“ von vor-

handenen Texten auf die „Neuregelung“ war der Bruttolohn für die dafür nötige Arbeitszeit 

verloren. Im übrigen waren fast alle offiziellen Papiere und Prospekte bemerkenswert fehler-

haft, so daß man manchmal den Eindruck haben konnte, es habe sich um eine Art Sabotage 

gehandelt. Ein Beispiel: Im Frühjahr 1997 erschien ein neuer Prospekt der „Bayerischen Seen-

Schifffahrt“. Alles in dem Prospekt war „alte“ Schreibung – außer dem Wort „Schifffahrt“, das 

insgesamt 11mal vorkam – neben einmal „muß“, einmal „Nachlaß“ und zehnmal „Tip“. 

Auch bei Straßenschildern gab und gibt es einiges zu tun und auszugeben, wenn man zum 

Beispiel alle Hinweise auf Schiffahrtslinien und alle Schilder an Flußgassen, Roßbergen, an 

Schloßalleen, Schloßplätzen und Schloßstraßen (insgesamt 1122 Schloßstraßen) ändern will. 

Allein mit dem Wort „Schloß“ gibt es in Deutschland mehr als 3400 Straßennamen. Wenn 

man nur rechnet, daß an jeder Straße 10 Schilder ausgewechselt werden müßten, wären das 

34.000 Schilder, und mehr als 100.000 Bewohner dieser Straßen müßten sich zu neuen Adres-

sen bequemen. Wozu das alles? Die Kosten allein für die Schilder wären (Herstellung + Monta-

ge) mehr als 1 Million €. Hinzu kämen die Kosten für die Umstellung in den Adreßbüchern usw.  

 

b) Justiz 

Zur Justiz sei hier nur soviel gesagt, daß die Gerichte zum Teil noch immer in „alter“ Recht-

schreibung ihre Urteile verkünden. Das Bundesverfassungsgericht (am noch nicht schreibver-

änderten Schloßbezirk 3 in Karlsruhe) hat Anfang 2000 die Schreibung seiner Urteile umge-

stellt (mit den üblichen Nachlässigkeiten, die Schülern als Fehler angestrichen, bei offiziellen 

Schreiben aber hingenommen werden müssen). Das Grundgesetz, in dem neunmal von 

„Schiffahrt“ die Rede ist, wurde noch nicht umgestellt, ebensowenig das Strafgesetzbuch. An-

dere Gesetze, wie das BGB, wurden schon „umgestellt“, freilich mit einigen Kosten. Eine mir 

bekannte Juristin hat am Ende ihres Studiums als wissenschaftliche Hilfskraft eineinhalb Jahre 

lang einen Teil ihrer Arbeitszeit damit zugebracht, Gesetze in „neue“ Rechtschreibung umzu-

schreiben und Korrektur zu lesen. Auch in einem anderen Bereich der Gerichtsbarkeit entste-

hen Kosten. Nach Aussage von Prof. Rolf Gröschner (mündlich, am 27.5.05) gab es 25 Pro-

zesse gegen die Rechtschreibreform, dazu zwei Verfahren am Bundesverfassungsgericht.  
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c) Verbände 

Die Verbände haben sich bei der Diskussion um die Rechtschreibreform oft erstaunlich schnell 

auf die Seite der Reformer gestellt, gegen die Interessen ihrer Mitglieder: so der Philologen-

verband und der Deutsche Beamtenbund. Dieser hatte dem Bundesverfassungsgericht folgen-

des mitgeteilt: „Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, der Deutsche Beamtenbund 

und der Deutsche Philologenverband haben sich positiv zur Rechtschreibreform geäußert. Die 

Reform, die eine Systematisierung der bisherigen Regeln ohne nachhaltige Veränderung des 

vertrauten Schriftbilds und ohne Beeinträchtigung der Lesbarkeit von Texten bewirken solle, 

sei fachlich und pädagogisch zu begrüßen. Die deutsche Rechtschreibung sei nach den neuen 

Regeln, die lediglich zu Korrekturen in Randbereichen führten, wegen der größeren Regelhaf-

tigkeit leichter zu erlernen und zu handhaben.“ (BVG-Urteil vom 14. Juli 1998, S. 31) 

Diese Äußerung ist deshalb bemerkenswert, weil der Beamtenbund doch wohl kaum die In-

teressen von Erstkläßlern vertritt; denn nur für sie wäre die leichtere Erlernbarkeit bedeutsam. 

Für die fast fünf Millionen Staatsdiener ist das Umlernen-Müssen die einzige Folge der Recht-

schreibreform. 

Warum die Verbände sich so merkwürdig staatsnah verhalten haben, mag damit zusam-

mengehängt haben, daß die Vorsitzenden des Bayerischen und des Deutschen Philologenver-

bands Schulleiter bayerischer Gymnasien waren und mit dem bayerischen Kultusminister be-

freundet, die GEW war schon immer für Rechtschreibreformen, und im Deutsche Beamten-

bund war Peter Heesen, der heute erste Vorsitzende, damals an zweiter Stelle und mit dem 

Chef des Deutschen Philologenverbands gut bekannt. 

Nur einmal, kurz nach der Umstellung der F.A.Z., meldete sich der erste Vorsitzende des 

Deutschen Beamtenbunds, Erhard Geyer, zu Wort und sprach aus, was selbstverständlich war 

und ist: daß die Beamten die Rechtschreibreform ablehnen: „Auch der Vorsitzende des Deut-

schen Beamtenbundes (DBB), Erhard Geyer, verlangte eine Rückkehr zur alten Schreibweise. 

... Im öffentlichen Dienst sei die neue Schreibweise "mit Unmut" angewandt worden. Schulun-

gen für die neue Rechtschreibung habe es nicht gegeben. Letztlich sei ein Mix aus alten und 

neuen Regeln entstanden. Es wäre eine "Befreiung", jetzt zur alten Rechtschreibung zurückzu-

kehren.“54 

12. Banken und Versicherungen, Industrie, Handel und Dienstleistungen 
 

Wir nähern uns dem Ende unserer Überlegungen und kommen zu der großen Gruppe von 

Menschen, die nach Aussage der Kultusminister weiter schreiben durften und dürfen wie bis-

                                                 
54 Tagesspiegel, 3.8.2000, http://archiv.tagesspiegel.de/archiv/02.08.2000/ak-we-14166.html. 
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her. Freilich war von vornherein klar, daß die Kultusminister für einen Erfolg der Recht-

schreibreform das Gegenteil benötigten und auch erwarteten (es gehe „um einen Beschluß, der 

für viele Jahre regelt, wie das deutsche Volk schreibt“, so Zehetmair im letzten Satz seines 

Spiegel-Gesprächs vom 11. September 1995), nur aus rechtlichen Gründen die „Wesentlich-

keit“ des Unternehmens herunterspielten und darin auch von den Bundesverfassungsrichtern 

bestätigt wurden. 

Nehmen wir noch einige Gruppen aus dem großen Bereich der Dienstleistungen (laut Stat. 

Jb 2003, S. 112, im Jahr 1998 25,1 Mio. Mitarbeiter), aus der Nachrichtenübermittlung 

(523.000 Mitarbeiter), aus dem Bereich „Finanzierung, Vermietung und Unternehmens-

dienstleister“ (5,0 Mio., u.a. in Banken und Versicherungen) und aus dem Bereich „Öffentliche 

und private Dienstleister“ die „Interessenvertretungen, kirchliche und religiöse Vereinigun-

gen“, „Kultur, Sport und Unterhaltung“ und „Sonstige Dienstleister“ (1998 zusammen 1,6 

Mio. Mitarbeiter), dazu nehme ich aus dem Bereich „Gesundheitswesen“ die mehr als 130.000 

niedergelassenen Ärzte55 sowie die 99.000 Rechtsanwälte und Notare (in 1999, Stat.Jb 2003, 

S. 354), insgesamt also 7,3 Mio. Erwerbstätige aus Bereichen, in denen einiges geschrieben 

wird. Unter ihnen waren auch die etwa 350.000 Assistenten/Assistentinnen bzw. Sekretärin-

nen, die von der Rechtschreibreform ganz besonders betroffen waren.56 

Nehmen wir an, daß knapp die Hälfte der etwa 7 Millionen, also 3 Millionen, sich seit 1998 

in ihrer Arbeitszeit pro Jahr eine halbe Stunde mit der Rechtschreibreform auseinandergesetzt 

haben, um sie ein wenig zu lernen oder um etwas nachzuschlagen, dann wären das bis 2006 

jährlich 1,5 Millionen Stunden. Hinzu kommen die durch die Rechtschreibreform hervorgeru-

fenen Verzögerungen beim Schreiben und Lesen. Wir nehmen vorsichtig 15 Minuten pro Per-

son und Jahr an. Das wären noch mal 750.000 Stunden pro Jahr von 1998 bis 2006. 

Für die 350.000 Assistenten/Assistentinnen bzw. Sekretärinnen können wir annehmen, daß 

sich im Mittel pro Jahr 2 Stunden mit dem Lernen der Rechtschreibreform beschäftigt haben 

(700.000 Stunden pro Jahr seit 1998). Wenn sie pro Arbeitstag nur zwei Stunden schreiben, 

also pro Jahr ca. 400 Stunden, wegen der Rechtschreibreform ca. 0,85 Prozent länger zum 

Schreiben brauchen (siehe oben S. 100), also ca. 3,4 Stunden länger, dann sind das insgesamt 

1,2 Mio. Stunden pro Jahr Mehrarbeit bzw. Zeitverlust. Insgesamt wären in dem großen Be-

reich der Dienstleistungen und der freien Berufe wegen der Rechtschreibreform Zeitverluste in 

Höhe von 33,2 Millionen Stunden entstanden.  

                                                 
55 http://www.aerztezeitung.de/docs/2002/10/10/182a0104.asp (10.10.2002). 
56 Laut „Stern“ vom 8.10.2002 gab es 1996 noch 429.000 Sekretärinnen, 2001 nur noch 343.000, 
http://www.stern.de/wirtschaft/arbeit-karriere/index.html?id=315638&p=3&nv=ct_cb. 
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Dabei sind auch hier nicht berechnet die tatsächlichen Kosten für die Umstellung von Soft-

ware, von Formularen, von Broschüren und Prospekten usw. Dafür nur ein einziger Hinweis 

aus der Frankfurter Rundschau vom 11.8.2004 (unmittelbar nach der Ankündigung mehrerer 

Zeitungsverlage, zur klassischen Rechtschreibung zurückkehren zu wollen):  

„Auch jenseits der Medienbranche könnte eine Rückkehr zur alten Rechtschreibung 

für kostspieligen Zusatzaufwand sorgen. Beim Software-Riesen SAP zum Beispiel, 

der 1999 auf die neue Schreibweise umgestellt hat, würden erneute Änderungen in 

der Dokumentation (zum Beispiel Hilfstexte oder Produktinformationen in den Pro-

grammen) automatisch Übersetzungsprüfungen auslösen.“ 

Ich übergehe hier auch die direkt von der Rechtschreibreform betroffenen Bereiche, die Druk-

kereien, die Softwarefirmen, die Werbeagenturen usw., da angenommen werden kann, daß sie 

ihre Zusatzkosten an ihre Kunden weitergegeben haben. 

Nur eine Branche sei abschließend erwähnt, die zentral von der Rechtschreibreform betrof-

fen war: der Buchhandel. Bei einer im Börsenblatt 81/2003 veröffentlichten „Konjunkturum-

frage 2/2002“ des Börsenvereins ging es um die bei 61 Prozent der Buchhändler spürbaren 

Umsatzverminderung. Dafür machten die Buchhändler folgende Gründe geltend: Anstieg der 

Arbeitslosigkeit (2 %), Kundenabwanderung (2,2 %), Konjunkturabschwung (9,2 %), Kaufzu-

rückhaltung (12,8 %) und der „einsame Spitzenreiter“ die Rechtschreibreform mit 17,8 %.57 

Natürlich sind es vor allem die elektronischen Medien, die die Tageszeit beherrschen, in der 

man üblicherweise Bücher liest, nämlich den Abend – aber die Rechtschreibreform hat sicher 

auch zum nachlassenden Interesse am Lesen beigetragen. Wie dies in einer Kosten-Nutzen-

Rechnung zu veranschlagen ist, ist eine andere Frage. 

 

13. Privatleute im In- und Ausland 
 

Zu Schluß unserer Überlegungen wollen wir noch einmal alle Deutschsprechenden im deut-

schen Sprachraum ins Auge fassen. Am 1. Juli 1996 haben zehn Politiker und Beamte durch 

ihre Unterschrift unter die „Wiener Absichtserklärung“ besiegelt, was die 16 Mitglieder des 

„Internationalen Arbeitskreises für Orthographie“ ausgedacht hatten, und damit in das Leben 

von mehr als 80 Millionen Menschen vor allem in Deutschland, in Österreich und der Schweiz 

eingegriffen. Denn 80 Millionen der 90 Millionen Einwohner dieser Länder lesen und schrei-

ben fast täglich Texte in deutscher Sprache. Ein ähnlicher Eingriff, der alle betrifft, war die 

Einführung der Sommerzeit im Jahr 1980. Aber bei der Sommerzeit, durch die alle dazu ge-

                                                 
57 Michel-Rundschau 2/2003, S. 106. 
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zwungen werden, eine Stunde früher aufzustehen, geht es nicht um eine zentrale kulturelle 

Frage wie bei der Schrift, die aufs engste mit der Sprache verbunden ist, Horst Haider Munske  

sagte es in der F.A.Z. vom 4. Oktober 2004 so: „Die Rechtschreibung einer Sprache ist die 

‚Haut der Sprache’“. (Munske 2005, S. 158) Auch deshalb war der von den Reformern auch 

erwartete Widerstand gegen die Rechtschreibreform so allgemein, so dauerhaft und heftig. 

Wie aber soll dieser Widerstand in einer Kosten-Nutzen-Rechnung veranschlagt werden? 

Die einzige Möglichkeit scheint mir zu sein, die Zeit zu berechnen, die durch die Beschäfti-

gung mit der Rechtschreibreform verlorenging. Ist dies berechtigt? 

Nehmen wir ein ganz alltägliches Beispiel. Wir sitzen am Wochenende an einer wichtigen 

Arbeit oder auch nur in gemütlicher Runde beim Teetrinken. Ein Bekannter ruft an und erzählt 

uns mit großer Eindringlichkeit etwas in unseren Augen ganz Unwichtiges, wir können ihn 

aber erst nach einer halben Stunde abschütteln. Sagen wir uns da nicht, daß er „uns die Zeit ge-

stohlen hat“? Wertvolle Zeit, die wir für etwas Besseres hätten verwenden können? 

Seneca schreibt im ersten seiner „Moralischen Briefe an Lucilius“:  
 

„Nichts, mein Lucilius, ist unser wahres Eigentum außer der Zeit. Dies flüchtige und 

schwer faßbare Gut ist das einzige, dessen Besitz uns die Natur vergönnt hat; und 

doch verdrängt uns der erste beste daraus. Ja, so groß ist die Torheit der Menschen, 

daß, während sonst auch das Kleinste und Unbedeutendste, wenn es nur überhaupt er-

setzbar ist, von dem Empfänger als Schuldposten anerkannt wird, niemand sich als 

Schuldner fühlt dem gegenüber, der ihm seine Zeit gewidmet hat, während gerade 

dies das Einzige ist, was auch der Dankbare nicht wiedererstatten kann.“58  
 

Und im dritten Kapitel seiner Schrift „Über die Kürze des Lebens“ schreibt Seneca:  
 

„Gilt es das Vermögen zu wahren, dann sind die Menschen zugeknöpft; steht aber die 

Zeit auf dem Spiel, dann geben sie mit vollen Händen aus, während doch gerade hier 

der Geiz eine Tugend wäre.“59 
 

Da es sich nun bei der Rechtschreibreform um eine staatliche Maßnahme handelte, die in kei-

ner Weise notwendig war, sei es erlaubt, den durch sie auch privat entstandenen Zeitverlust als 

Kosten anzusetzen. Es ist etwas anderes, ob wir uns in unserer Freizeit mit einem Hobby, mit 

Freunden, mit dem Fernsehen oder mit Nichtstun beschäftige oder mit einem uns von außen 

aufgezwungenen Thema. Die Beschäftigung mit einem solchen Thema betrachten wir zu 

Recht als verlorene bzw. als uns gestohlene Zeit.  

                                                 
58 Seneca für Zeitgenossen, München (Goldmann) 2000, S. 117f., Übersetzung: Otto Apelt. 
59 www.tu-berlin.de/fb1/AGiW/Auditorium/AntWirkG/SOKap5/SenecaVB.htm, Übersetzung: H.M. Endres. 
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Wenn wir davon ausgehen, daß zwei Drittel der erwachsenen Bevölkerung von Anfang an 

gegen die Rechtschreibreform war, dann können wir von den 70 Millionen Erwachsenen in 

den deutschsprachigen Ländern bei knapp 47 Millionen davon ausgehen, daß sie das Thema 

Rechtschreibreform als etwas ihnen Aufgezwungenes angesehen haben, wovon gut 6 Millio-

nen den bereits behandelten Gruppen angehören. Wenn wir nun davon ausgehen, daß sich die 

restlichen gut 40 Millionen seit 1996 in ihrer Freizeit im Durchschnitt nur 15 Minuten pro Jahr 

damit beschäftigt haben – in Gesprächen, beim Lesen von Nachrichten, bei der Beschäftigung 

mit der „Neuregelung“, beim Schreiben und Lesen von Texten in „alter“ wie „neuer“ Schrei-

bung, bei welcher Gelegenheit man über Sinn und Unsinn der Rechtschreibreform ins Grübeln 

kam, dann wären das 10 Millionen Stunden pro Jahr seit 1996.  

Darf man eine solche Rechnung machen? Ich glaube ja. Und zwar deshalb, weil diese Zeit 

immer auch unter dem Gesichtspunkt stand, daß man sich gegen die Rechtschreibreform weh-

ren wollte. Wenn man damit Erfolg gehabt hätte, dann wäre diese widerwillig mit der Recht-

schreibreform verbrachte Zeit sehr viel mehr wert gewesen, weil durch sie sehr viel höhere 

Ausgaben vermieden worden wären. 

 

Die Kritiker der Rechtschreibreform und ihre Ausgaben 

Diese Berechnung gilt auch und vor allem für die über die Jahre hin aktiven Kritiker der 

Rechtschreibreform. Wenn man 54 (nach Meinung von F. Denk) besonders aktive Kritiker zu-

sammennimmt (Prof. Carsten und Gabriele Ahrens, Hilde Barth, Gisa Berger, Jürgen Brink-

mann, Ulrich Brosinsky, Friedrich Denk, Prof. Wolfgang R. Deppert, Dr. Klaus Deterding, 

Erwin Dötsch, Matthias Dräger, Johannes Faupel, Prof. Rolf Gröschner, Otto Freiherr Hiller 

von Gaertringen, Hans-Jürgen Grosser, Gernot Holstein, Prof. Theodor Ickler, Wolfgang Illau-

er, Prof. Helmut Jochems, Dr. Oliver Katte, Klaus Kolbe, Dr. Wolfgang Kopke, Hans Krieger, 

Reiner Kunze, Walter Lachenmann, Jürgen Langhans, Detlef und Norbert Lindenthal, Günter 

und Tobias Loew, Claudia Ludwig, Reinhard Markner, Dr. Simin Mazaheri, Hubertus Menke, 

Horst Haider Munske, Thomas Paulwitz, Stephanus Peil, Karin Pfeiffer, Karl-Heinz Requard, 

Manfred Riebe, Gerhard Ruiss, Siegmar Salzburg, Norbert Schäbler, Dr. Michael Schmidt, 

Prof. Heinz-Günter Schmitz, Alexander Siegner, Stefan Stirnemann, Dr. Martin String, Werner 

Veith, Gerhard Wagner, Martin Waleske, Johannes Wasmuth, Heldis Weingarten, Robert Wel-

ler, Prof. Jean-Marie Zemb), dann haben diese idealistisch gesonnenen Bürgerinnen und Bür-

ger zusammen nicht nur unzählige Stunden ihrer Freizeit investiert, sondern auch schätzungs-

weise mehr als 2 Millionen € ausgegeben – um mehrere Milliarden Euro Verlust durch die 

Rechtschreibreform zu verhindern. 
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„Kostenneutralität“ im Privatrecht (Ein Exkurs) 

 

„Falsche Maklerworte berechtigen zur Rückgabe (15.4.2005) 

Saarbrücken (dpa) - Werben Makler oder Immobilienverkäufer vor dem Wohnungs-

verkauf damit, dass die Belastung für den Käufer "kostenneutral" bleibe, riskieren sie 

die Rückabwicklung des Kaufs. Das entschied das Saarländische Oberlandesgericht 

(OLG) in Saarbrücken. 

Der Käufer dürfe sich in diesem Fall auf die Angaben verlassen, urteilten die Richter. 

Das Gericht hob mit seinem Urteil eine Entscheidung des Landgerichts Saarbrücken 

auf und gab der Klage eines Wohnungskäufers auf Rückabwicklung des Kaufvertra-

ges statt. Bei den Verkaufsgesprächen hatte der vom Verkäufer beauftragte Makler 

unter Berücksichtigung der Verdienst- und Steuernachweise des Klägers behauptet, 

die Wohnung trage sich für ihn unter dem Strich fast von selbst. Daraufhin entschloss 

sich der Kläger zum Kauf. Später stellte sich heraus, dass die Aussagen des Maklers 

in steuerlicher Hinsicht und auch mit Blick auf Mieteinnahmen leichtfertig waren. 

Anders als das Landgericht billigte das OLG dem Kläger einen Anspruch auf Rück-

abwicklung des Kaufvertrages zu. Die Richter sahen in der wahrheitswidrigen Be-

hauptung der Kostenneutralität eine schuldhafte Pflichtverletzung. Etwaige Irrtümer 

gingen dabei allein zu Lasten des Verkäufers, betonten die Richter in ihrem in der 

Zeitschrift "OLG-Report" veröffentlichten Urteil.“60 

 

Was im Privatrecht als richtig angesehen wird, gilt offensichtlich nicht für staatliche Maßnah-

men. 

                                                 
60 Quelle: http://www.gmx.net/de/themen/finanzen/immobilien/kaufen/917126.html. 
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14. Zusammenfassung der Kosten der verschiedenen Bereiche 
 

Wir konnten bei den Kosten der Rechtschreibreform zwei grundsätzlich verschiedene Arten 

von Kosten unterscheiden: pekuniäre Kosten und echte Verluste. 

1. Pekuniäre Kosten sind Kosten, die – so unnötig sie sein mögen – Geld fließen lassen. Bei 

der Rechtschreibreform waren zum Beispiel alle Ausgaben für den Druck und den Kauf von 

eigentlich überflüssigen Büchern, für Werbemaßnahmen, für Fortbildungsmaßnahmen usw. 

solche Kosten. Von diesen Kosten wird nur ein Teil aufgeführt, vor allem die Ausgaben der 

Buchverlage, die in Tabelle 4 mit einer Summe von 242 Millionen € berechnet sind (dabei sind 

die den belletristischen Verlagen bevorstehenden Ausgaben schon mitkalkuliert).  

Pekuniäre Kosten sind auch die Gelder, die für Werbemaßnahmen ausgegeben wurden: 260 

Millionen € (vgl. Tabelle 5). Staat und Verbände hätten die Gelder zwar für Sinnvolleres aus-

geben können, aber immerhin haben Zeitungen, Werbeagenturen usw. von diesen Ausgaben 

profitiert, so wie Druckereien beim Neudruck von Büchern mitverdient haben. 

 2. Bei den echten Verlusten können wir hier drei verschiedene Arten unterscheiden: 

a) Wenn Schüler etwas noch einmal lernen müssen, was sie schon beherrschen, dann sind 

die Ausgaben für den zusätzlichen Unterricht unwiederbringlich vergeudet. Wir gehen von 4,2 

Millionen Schulstunden Umlernunterricht aus. Geschätzter Verlust: 289 Millionen Euro. Ähn-

lich vergeudet sind die Arbeitslöhne, die während Fortbildungsmaßnahmen in Sachen Recht-

schreibreform bezahlt wurden (vgl. S. 73); geschätzter Verlust: 64 Millionen € (Tabelle 5) 

b) Unbestreitbar sind die Abschreibungen von Schul- und Kinderbüchern in „alter“ Recht-

schreibung echte Verluste. Aber auch die Entwertung von Büchern in klassischer Rechtschrei-

bung, die jetzt als fehlerhaft gilt, ist beträchtlich. Gesamtverlust: ca. 1,16 Mrd. € (Tabelle 3). 

c) Der bei weitem größte Verlust ist der durch die Rechtschreibreform entstandene Zeitver-

lust von mehr als 250 Mio. Stunden, was einen Verlust von 3,23 Mrd. € bedeutet (Tabelle 2). 

Insgesamt beläuft sich nach diesen insgesamt eher vorsichtigen Berechnungen der Verlust 

durch die Rechtschreibreform auf 4,74 Mrd. Euro.  

War dieser Verlust vorhersehbar? Durchaus. Am 1. Oktober 1996 teilte ein Mitarbeiter 

des Börsenvereins Friedrich Denk auf der Frankfurter Buchmesse in einer Unterredung mit, 

daß die Rechtschreibreform nach internen Schätzungen des Börsenvereins 12 Milliarden DM 

„volkswirtschaftlichen Verlust“ bringen werde. Wie konnte es geschehen, daß die Recht-

schreibreform trotzdem durchgesetzt wurde? 
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Tabelle 3: Abschreibungen aufgrund der Rechtschreibreform 

 
 

 
Tabelle 4: Umstellungskosten für Verlage aufgrund der Rechtschreibreform 

 
 

 
Tabelle 5: Sonstige Kosten für Staat und Firmen aufgrund der Rechtschreibreform 

 
Ein Bereich wurde bisher nicht behandelt, weil er am schwierigsten zu beschreiben und zu be-

werten ist: die psychologischen Folgen der Rechtschreibreform. Diese kann man unter die „in-

tangiblen“ Kosten rechnen, deren Theorie in Kapitel III kurz behandelt wurde. 
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V. Die „intangiblen“ Kosten der Rechtschreibreform  
 

Zu Beginn vier Zitate: 

 

„Bewußt habe ich einige neue Schreibungen zitiert; ich bin sicher, daß sie beim Leser auf 

Befremden stoßen; mir geht es auch so. Dies liegt daran, daß wir beim normalen flüssi-

gen Lesen und Schreiben nicht zu jedem Wort die Laut-Buchstaben-Beziehungen abar-

beiten, sondern daß wir die gebräuchlichen Stämme, Affixe, Endungen und Wörter als 

feste Schemata gespeichert haben. Immer dann, wenn wir sie schreiben oder lesen, wer-

den sie bestätigt; sie sind richtig, gut und schön; aber „Keiser“ statt .“Kaiser“, das emp-

fand auch ich zunächst in der Umkehrung als falsch, schlecht und häßlich. Da es aber für 

die Sinnerschließung gleichgültig ist, müssen wir alle, die wir schon schreiben gelernt 

haben, tolerant sein und um der Lernenden und wenigschreibenden Erwachsenen willen 

eine Zeitlang dieses Unbehagen ertragen.“  

(Prof. Gerhard Augst, F.A.Z., 19.7.1988, vgl. Zabel 1989, 24) 

 

„Allen Beteiligten ist bewußt, daß die Rechtschreibreform ein Thema ist, das erhebliche 

Emotionen auslösen kann. Zu Recht wir die Sprache von den betroffenen Lesern und 

Schreibern als ein höchst sensibler Bereich betrachtet, was einschließt, daß Änderungen 

nur mit größter Behutsamkeit vorgenommen werden sollten. Andererseits bedeutet es 

sich nicht den Untergang des Abendlandes, wenn Unsinnigkeiten und Ballast aus vorigen 

Jahrhunderten beseitigt werden.“  

(Abschlußerklärung der 3. Wiener Gespräche zur Neuregelung der deutschen Recht-

schreibung vom 22. bis 24. November 1994, vgl. Zabel 1996, 228) 

 

„Wissen denn die Deutschen in etwa, was auf sie zukommt?“  

„Nein, überhaupt nicht. Die breite Öffentlichkeit ist so gut wie gar nicht informiert. Des-

halb werden viele erschrecken, wenn es nun zu einer Reform kommt, und zwar auch 

dann, wenn noch einiges geändert wird. Viele haben gar nicht mehr an eine Reform ge-

glaubt, nachdem seit fast hundert Jahren alle Vorschläge gescheitert sind. Man wird uns, 

die Kultusminister, fragen: Was habt ihr denn da angestellt? Es wird große Aufregung 

und viel Streit, sogar erbitterten Streit geben, und es würde mich nicht wundern, wenn er 

mit der Schärfe von Glaubenskämpfen ausgetragen würde.“  

(Kultusminister Hans Zehetmair, Der Spiegel, 11.9.1995, S. 227) 
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„Wir erkennen an, dass es gerade den versierten Schreibern schwer(er) fällt, Erlerntes 

und Beherrschtes durch anderes zu ersetzen, zumal in dem einen oder anderen Fall die 

Begründung - z. B. eine optische Differenzierung, die einem wenigstens das Lernen des 

Schwierigen einsichtig machte - nun nicht mehr gelten soll. Die neuen Schreibungen und 

Regeln lösen daher gerade bei manchen Schreibkönnern Unbehagen und emotionale 

Abwehr aus. Aber allein ästhetisches Unbehagen kann nach diesem langen Verfahren 

kein Grund für eine nachträgliche Änderung sein. So war es z. B. in der Erarbeitung bis 

zuletzt umstritten, ob ein Vokal abgetrennt werden können soll. Nun ist aber die Ent-

scheidung gefallen. Wen es stört, der kann diese Trennung selbst leicht vermeiden; aber 

wegen der Verlässlichkeit des Verfahrens sollte er jetzt die Toleranz aufbringen, es zu 

"erdulden", wenn andere von dieser Trennregel Gebrauch machen.“  

(Prof. Gerhard Augst, Prof. Burkhard Schaeder 1997)61 

 

In der von mir durchgeführten Online-Umfrage wollte ich zunächst auch eine Frage stellen, ob 

man sich über die Rechtschreibreform schon einmal geärgert habe. Auf diese Frage konnte ich 

verzichten, weil die Reformer selbst von Anfang an wußten, daß es wegen der Rechtschreibre-

form „Unbehagen“, „erhebliche Emotionen“ und „emotionale Abwehr“ geben würde. 

 Besonders erstaunlich sind die geradezu prophetischen Worte des damaligen bayerischen 

Kultusministers Hans Zehetmair. Genau so, wie er es voraussah, ist es geschehen. Es gab „Er-

schrecken“, „große Aufregung“ und „erbitterten Streit mit der Schärfe von Glaubenskämpfen“. 

Nur in einem Punkt war die Wortwahl irreführend: Bei einem Streit geht man von der ungefäh-

ren Gleichberechtigung der Streitenden aus, hier aber waren die Reformkritiker von vornherein 

in der fundamental schwächeren Position: erstens war die Sache schon unterschrieben (zuvor 

hatten die Reformer alles getan, um Streit zu vermeiden), zweitens hatten die einen, nämlich 

die Minister, jederzeit leichten Zugang zu den Medien, die Kritiker mußten jedesmal mühsam 

um Gehör kämpfen, und drittens hatten die Reformer die Staatsmacht, ihre Institutionen und 

Ministerien und die Regelungsgewalt in Schulen und Behörden auf ihrer Seite, die Kritiker 

nichts als ihre Argumente, die von den Medien nur selektiv wiedergegeben wurden. 

                                                 
61 In der „Schlussbetrachtung“ (S. 48) in: „Rechtschreibreform. Eine Antwort an die Kritiker“, 1997. Nebenbei 
gesagt, wurde diese Einzelbuchstabenabtrennung Anfang 2006 ohne weiteres aufgegeben, auch mehr als die Hälf-
te der von Prof. Schaeder ausgearbeiteten und 1997 noch verteidigten Regeln zur Getrenntschreibung – ohne 
Rücksicht auf die vielbeschworene Verläßlichkeit und ohne Rücksicht auf die Emotionen der Bürger, die sich 
über Getrenntschreibungen wie „hoch begabt“ und „schwer behindert“ (die als erste aufgegeben wurden), „fertig 
stellen“, „viel sagend“, „so genannt“, „Besorgnis erregend“ usw. jahrelang geärgert hatten und sich auch über die 
kommentarlose Rücknahme der unsinnigen Regelungen geärgert haben mögen. 
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Es war in Wirklichkeit also gar kein richtiger Streit, sondern ein in der Tat erbitterter Wi-

derstand aus einer von Anfang an schwächeren Position. Da dieser Widerstand aber vorher-

sehbar war und vorhergesehen wurde, gehört der Schrecken, die Erbitterung, der Ärger und 

die Heftigkeit des Widerstands zu den Kosten der Rechtschreibreform, für die die Urheber der 

Reform die alleinige Verantwortung hatten und haben. 

Auch Oliver Stenschke geht in der Zusammenfassung seiner hochwissenschaftlichen Dok-

torarbeit über „Rechtschreiben, Recht sprechen, recht haben – der Diskurs über die Recht-

schreibreform“ auf die Verärgerung der Bürger ein: „Die sachverhaltsbezogenen Emotionen, 

die das Diskurspublikum aus dem Streit über die Rechtschreibreform in der Presse mitnimmt, 

lassen sich am ehesten mit den ereignisfundierten Wohlergehensemotionen ‚Unzufriedenheit’, 

‚Ärger’ und ‚Unmut’ bezeichnen.“ (Stenschke, 286) Auf die Gründe für diese Emotionen geht 

er nicht ein. 

Als ein Grund für die Empörung wird in drei der vier zitierten Texte die Änderung des ver-

trauten Schriftbilds genannt. Es gibt aber noch zwei andere Gründe, die die Reformer voraus-

geahnt haben dürften: die überfallartige Einführung und Durchsetzung der Rechtschreibre-

form, und – vor allem – der Druck und bei einigen der Zwang zum Umlernen, ohne daß dafür 

ein ernsthafter Grund angegeben werden konnte. Bei der Änderung der Postleitzahlen konnte 

man immerhin sagen, daß die neuen Postleitzahlen die Postzustellung erleichtern würden; bei 

der Einführung der Sommerzeit wurde glaubwürdig versichert, daß man damit Energie einspa-

ren würde. Bei der Rechtschreibreform wurde von der Erleichterung für die Schüler gespro-

chen, aber nur die „Neulerner“ konnten gemeint sein. Auch die älteren Schüler sollten umler-

nen, was immer mit Schwierigkeiten verbunden ist. 

 Schließlich sorgen auch die „handwerklichen“ Mängel der Reform, die inzwischen schon 

mehrfach repariert werden mußte, für Verärgerung. Auch diese Mängel waren den Reformern 

bekannt, und trotzdem (oder vielleicht gerade deshalb?) wurde die Rechtschreibreform blitzar-

tig eingeführt. Die Schweizer Reformer Gallmann und Sitta schrieben schon im Oktober 1996 

in einer „Stellungnahme zu den Unruhen bezüglich der Umsetzung der neuen Rechtschreibung 

in Deutschland“:  

„Noch gar nicht gesprochen worden ist über die Möglichkeit, dass bei der Arbeit am 

Regelwerk auch Regeln formuliert worden sein können, die fragwürdig sind, was sich 

womöglich erst bei der konkreten lexikographischen Arbeit herausstellt. All diese Pro-

bleme waren natürlich weder dem Internationalen Arbeitskreis noch den Behörden un-

bekannt.“ 62 

                                                 
62 Zitat bei Ickler 1997, 164, und Ickler 2006, 220. 
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Es liegt auf der Hand, daß die Emotionen, die der einflußreichste Reformer als „Unbehagen“ 

herunterspielt, bei allen anderen, die sich ohne erkennbare Notwendigkeit zu diesem „Unbeha-

gen“ gezwungen sehen, zu einer Verärgerung über die Urheber der Veränderungen steigert. 

 Deshalb sind auch die Vorwürfe an die Kultusminister, d.h. an die Politik („Was habt ihr 

denn da angestellt?“), nichts, wofür sich die Bürger entschuldigen müßten. Wenn mir etwas 

weggenommen wird (wie hier meine Fähigkeit, meine Muttersprache richtig zu schreiben) und 

ich reagiere mit Zorn, dann ist dieser Zorn vorhersehbar und keinesfalls verwerflich. Diese Be-

reitschaft zum Zorn über das Unrecht gehört im übrigen zu den demokratischen Tugenden. Die 

Kritiker der Rechtschreibreform haben sich nämlich keineswegs nur im eigenen Interesse ge-

wehrt, sondern im Interesse aller, also auch der vielen, die sich nicht so gut wehren konnten. 

 

Die Folgen des Ärgers über die Rechtschreibreform  

 

„Eines weiß ich: Falls uns der Neuschrieb bleibt, werde ich nie mehr wählen gehen.“63 

 

Es gibt bekanntlich die verschiedensten Arten von Ärger. In den meisten Fällen gilt jedoch, 

daß der Ärger über etwas sich zugleich gegen jemand richtet. Manchmal ärgert man sich über 

sich selbst, meistens über andere. Bei der Rechtschreibreform war das Ziel der Verärgerung für 

fast alle eindeutig. Man ärgerte sich, da die Urheber der Reform schwer faßbar waren, vor al-

lem über die, die die Reform durchsetzten: „die“ Kultusminister und dann „die“ Ministerpräsi-

denten. Stenschke widmet den „Prädikationen zu den Ministerpräsidenten und Kultusmini-

stern“ sogar ein eigenes Kapitel (264-268). In den dort zitierten 15 Beispielen aus Zeitungsar-

tikeln und Leserbriefen werden die für die Rechtschreibreform verantwortlichen Politiker aufs 

schärfste kritisiert und ihnen u.a. „mangelndes“ oder „verkümmertes Demokratieverständnis“ 

vorgeworfen und daß sie sich „Über Rechte des Parlaments kaltschnäuzig hinweggesetzt“ hät-

ten (265f.).  

Die negativen Folgen dieses Zorns sind möglicherweise die schlimmsten Folgen der Recht-

schreibreform. Es könnte sein, daß die demokratische Kultur in Deutschland durch die vor-

schnelle und gewaltsame Einführung der Rechtschreibreform einen empfindlichen Schaden 

genommen hat. Sichtbarstes Symbol dafür war die beispiellose Rücknahme des ersten wirklich 

vom Volk getragenen erfolgreichen Volksentscheid in Deutschland (sonst waren immer Par-

teien im Hintergrund dabei, die etwas gegen die jeweilige Regierung erreichen wollten): des 

Volksentscheids gegen die Rechtschreibreform in Schleswig-Holstein, der nach nicht einmal 

                                                 
63 Zitat bei Kunze, Die Aura der Wörter, Stuttgart (Radius Verlag) 2004, 76. 
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einem Jahr im Herbst 1999 von allen Abgeordneten im Kieler Landtag „gekippt“ wurde. Sol-

che zutiefst undemokratische Aktionen haben mit Sicherzeit zu einer zunehmenden Demokra-

tieverdrossenheit geführt.  

In diese Richtung deutet auch das Ergebnis der Antworten auf die 18. Frage meines Online-

Fragebogens (siehe Anhang 1): „Hat sich Ihrer Ansicht nach durch die Rechtschreibreform die 

Einstellung der Bürger zum Staat verändert?“ Einer der 311 Antwortenden sah die Einstellung 

verbessert, 23,1% sahen keinen Unterschied zu vorher, 17,0% antworteten mit „weiß nicht“ 

und nach Ansicht von 59% hat sich die Einstellung der Bürger zum Staat verschlechtert. Mehr 

zur Auswertung des Online-Fragebogens im Anhang 2 dieser Arbeit. 

Da der Widerstand vorhersehbar war, war auch diese zunehmende Demokratie- und 

Staatsverdrossenheit durchaus abzusehen. Und es ist auch nicht ausgeschlossen, daß der eine 

oder andere Reformer (von denen mehrere aus der 68er Generation kamen) solche Folgen 

nicht ungern gesehen hat. Ob diese zu vermutende größere Staatsverdrossenheit wegen der 

Rechtschreibreform sich auch in der seit 1998 abnehmenden Wahlbeteiligung niedergeschla-

gen hat, wäre im einzelnen zu untersuchen. Ich kenne einige Leute, die wegen der Recht-

schreibreform mehrfach bei Wahlen zu Hause geblieben sind, und junge Menschen, denen der 

Abschied aus Deutschland leicht gefallen ist, weil die Politiker in diesem Land so etwas 

durchsetzen konnten. Professor Peter Eisenberg urteilte darüber 1997: „Aus der Geschichte 

des Deutschen ist kein vergleichbarer Angriff auf das Sprachsystem bekannt.“64  

Auch mögen es einige nicht ungern gesehen haben, daß durch die Rechtschreibreform 

nicht wenige Bürgerinnen und Bürger in Deutschland in ihrem Verhältnis zur eigenen Spra-

che und Kultur beeinträchtigt worden sind. Nach dem Fall der Mauer und 50 Jahre nach 

Kriegsende konnte in Deutschland wieder so etwas wie Patriotismus wachsen, und zum Pa-

triotismus gehört auch die Liebe zur eigenen Sprache und Literatur. Die Rechtschreibreform 

hat diese Liebe gestört und vor allem bei denen, die mit ihrer Sprache ganz besonders eng 

verbunden sind, bei den Schriftstellern und den Geisteswissenschaftlern, die unter allen Pro-

fessoren am meisten schreiben. 

 

Diese beiden unzweifelhaften Folgen der Rechtschreibreform – die zunehmende Staatsver-

drossenheit und die Minderung des sprachbezogenen Patriotismus – sind als Kosten der 

Rechtschreibreform nicht zu berechnen. Wenn wir überlegen, wieviel Geld der Staat dafür 

ausgibt, um bei Immigranten so etwas wie ein Bewußtsein für die deutsche Kultur zu fördern, 

wieviel Geld für staatsbürgerliche Bildung ausgegeben wird, welche (meist vergeblichen) An-

                                                 
64 In: Mitteilungen des Deutschen Germanistenverbandes 4/1997, vgl. Ahrens, Der nackte Kaiser, S. 15. 
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strengungen die Stiftung Lesen in Mainz unternimmt, um Kinder und Jugendliche zum Lesen 

zu bringen, wieviel Zeit in der Schule in Deutsch, Geschichte und Sozialkunde investiert 

wird, damit, wie es im „Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

(BayEUG)“ in der Fassung vom 31. Mai 2000 in Artikel 1 heißt; „die Schülerinnen und Schü-

ler ... im Geist der Demokratie, in der Liebe zur bayerischen Heimat und zum deutschen Volk 

und im Sinn der Völkerversöhnung“ erzogen werden, dann kann man nur mit Zorn und Trauer 

daran denken, wie durch eine so total überflüssige Reform soviel an positiven Emotionen zer-

stört wurde, die man auch mit Millionenprojekten im Rahmen der politischen Bildung nicht 

wiederbeleben könnte – höchstens vielleicht durch die Rücknahme der Rechtschreibreform. 

Das aber ist leider eine Utopie. 
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VI. Ausblick auf das nächste Jahrzehnt – drei Kosten-Nutzen-Szenarien 
 

Wie geht es weiter? Es sei an dieser Stelle erlaubt, drei verschiedene Szenarien zu skizzieren. 

1. „Rechtschreibfrieden“ 
 

In der „Welt“ vom 28.2.2006 war unter der Überschrift „Kultusminister wollen "Recht-

schreibfrieden"“ folgendes zu lesen: „Die Kultusminister erhoffen sich durch die Korrektur-

vorschläge des Rates für deutsche Rechtschreibung einen "deutschen Rechtschreibfrieden" 

und ein Ende des jahrelangen Reformstreits. Dies erklärte die Präsidentin der Kultusminister-

konferenz (KMK), Ute Erdsiek-Rave (SPD/Schleswig-Holstein) bei der Entgegennahme der 

Expertenempfehlungen in Berlin.“ 

Diesen „Rechtschreibfrieden“ kann es nur scheinbar geben, weil die große Mehrheit der 

Bürger, die sich mit guten Gründen gegen die Rechtschreibreform gewehrt hat, nicht verges-

sen wird, was die Kultusminister „angestellt“ haben. Leider hat ja auch kein Kultusminister 

ein Wort dazu gesagt, daß nach zehn Jahren plötzlich befohlene Schreibungen zurückgenom-

men wurden, gegen die die Kritiker sich von Anfang an gewehrt haben. Wir dürfen in Briefen 

wieder „Du“ schreiben, wir sollen wieder etwas „fertigbringen“, wir müssen wieder „er tut 

mir leid“ schreiben, aber „leid tun“ darf uns das nicht, denn jetzt müssen wir statt „Leid tun“ 

„leidtun“ schreiben. Kein Wort der Entschuldigung kam von den Kultusministern, was eine 

miserable Voraussetzung für einen „Diktatfrieden“ ist.  

Und wie sieht es mit den Kosten aus? Fast alle Kosten werden sich fortsetzen, zum Teil 

noch verstärkt. Die Schulbuchverlage und Jugendbuchverlage müssen schon wieder Bücher 

umstellen (diesmal nach der neuesten Reformfassung), die literarischen Verlage kommen jetzt 

auf einen Schlag unter Druck, vor allem da sich auch der Springer Verlag wieder der „dass“-

Regelung unterwirft, die in mehrfacher Hinsicht das Erkennungssymbol der Rechtschreibre-

form ist: „dass“ ist ein Drittel mehr Arbeit beim Schreiben, ist überflüssig wie ein Kropf, weil 

das wichtigste Rechtschreibproblem (der Unterschied zwischen „daß/dass“ und „das“ davon 

nicht berührt wird) und ist zudem optisch häßlicher und schwerer erkennbar als „daß“. 

Auch die Zeitverluste werden noch eine Zeitlang anhalten, denn auch das Lernen und An-

wenden der neuesten Regeln braucht Zeit, und der Ärger über die noch immer nicht behobe-

nen Schäden wird noch eine Weile andauern. 
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2. „Permanente Reform“ 
 

Was wir vermutlich bekommen werden, ist eine permanente Reform: wie in Norwegen, Hol-

land und Griechenland. Da der derzeitige Stand der Rechtschreibreform hochgradig instabil 

und in sich inkonsequent ist, werden mit Sicherheit noch weitere Schreibungen zurückge-

nommen. So wird es auf Dauer nicht möglich sein, den Deutschschreibenden jahrhundertealte 

Wörter wie „dasein“, „jedesmal“, „sonstwie“ und „wieviel“ vorzuenthalten und die Schrei-

bung „zurzeit“ (im Sinn von „derzeit“) zu befehlen und „zur Zeit“ zu verbieten. Es ist also zu 

erwarten, daß in Zukunft immer wieder in kurzen Abständen neue Rechtschreibwörterbücher 

erscheinen, jeweils mit einigen Änderungen, deren Herkunft zum Teil ominös sein wird, so 

wie etwa die Schreibungen „bei Weitem“ und „vor Kurzem“, die im Duden von 2004 plötz-

lich auftauchten, ohne daß je darüber diskutiert wurde (diese Schreibungen, bei denen nur die 

„Artikelprobe“ entscheiden soll, sind ein Steckenpferd des Schweizer Reformers Peter Gall-

mann). Statt „Rechtschreibfrieden“ wird es eine sich schon ankündigende Gleichgültigkeit 

gegenüber und Unzufriedenheit mit der Rechtschreibung geben, die sich auf die Sprache und 

Literatur überhaupt ausdehnen wird.  

 

3. Die „Rücknahme“, eine Utopie 
 

Am Ende soll nicht unerwähnt bleiben, daß auch heute noch die Rechtschreibreform zurück-

genommen werden könnte. Wenn es möglich war, etwas so schlecht Durchdachtes und Repa-

raturanfälliges und völlig Überflüssiges gegen den Willen der großen Mehrheit einzuführen, 

dann wäre es natürlich durchaus möglich, es im Interesse der großen Mehrheit wieder auf-

zugeben. Bei den großen Zeitungen war das ohne weiteres möglich, in den Behörden wäre das 

natürlich erst recht möglich und in den Schulen auch. Denn nach wie vor ist in den allermei-

sten Büchern in Bibliotheken und Bücherschränken die klassischen Schreibung zu lesen. 

Auch wäre eine Rückkehr zur klassischen Schreibung auf der Kostenseite sehr viel günsti-

ger als eine weitere Durchsetzung der Reform. Einerseits könnte ein Teil der bisher entstan-

denen Kosten nachträglich einen Sinn bekommen, so der jahrelange Widerstand gegen die 

Rechtschreibreform. Andererseits würden die immensen Unkosten vermieden, die erst jetzt 

auf die Literaturverlage zukommen und all die, die sich erst jetzt auf die Neuschreibung um-

stellen müssen. Und schließlich wäre es für die Schulbuch- und Wörterbuchverlage nicht viel 

teurer, wieder die wohlbekannte Schreibung anzuwenden als eine wieder neu reformierte Re-
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formschreibung, die von den Wörterbuchverlagen höchst unterschiedlich interpretiert wurde 

und wird. 

Davon abgesehen würden vor allem die genannten intangiblen Kosten der Rechtschreibre-

form – die zunehmende Demokratieverdrossenheit – in ihr Gegenteil verkehrt, denn nichts 

könnte die Demokratie mehr beflügeln, als wenn der Widerstand der Bürger sich gegen die 

„staatlich verordnete Legasthenie“ (Stefan Aust) durchsetzen könnte. Doch das alles ist Uto-

pie. Immerhin können viele darauf stolz sein, daß sie es versucht haben, „diese hanebüchene 

Attacke gegen die Sprache“ (Ilse Aichinger) zu vereiteln. 

 

C. Zusammenfassung 
 

Prodesse difficile est, nocere facile est. Quintilian 8.5.6 

 

Hätten die Kultusminister und ihre Beamten die Kosten vorhersehen können? Waren sie nicht 

genug informiert, als sie 1995 und 1996 der Rechtschreibreform zustimmten?  

An mangelnder Information lag es wohl nicht. Schon am 15.9.1995 schrieb der damalige 

CDU-Vorsitzende in Niedersachsen Christian Wulff an den Niedersächsischen Kultusminister 

Prof. Rolf Wernstedt (SPD) (Kopie des Briefs im Archiv von F. Denk): „Die jetzt vorgesehene 

Rechtschreibreform hat zur Folge, daß Eltern ihren Kindern in den kommenden zwei Jahrzehn-

ten ihren Buchbestand nur noch mit der Sorge übergeben können, daß sie dort mit einer „fal-

schen“ deutschen Sprache konfrontiert werden. Diese Überlegung hat neben volkwirtschaftli-

chen Dimensionen durchaus auch konkrete Folgen für die Staatshaushalte. ... Aus diesem 

Grund wiederhole ich meine Bitte, vorläufig auf die Verabschiedung der neuen Rechtschrei-

bungsregeln zu verzichten und der parlamentarischen Diskussion in den Bundesländern Gele-

genheit zu geben, Sinn, Nutzen und Folgen der Veränderung der deutschen Schriftsprache 

ausgiebig zu erörtern. ... Dieses Verfahren erscheint mir wesentlich ertragbringender als eine 

kurzfristige Verabschiedung eines bisher weitgehend geheimgehaltenen Regelwerks.“  

Einen gleichlautenden Brief hatten am Tag vorher die CDU-Politiker Christoph Böhr, Ro-

land Koch, Peter Müller, Günther Oettinger und Christian Wulff gemeinsam an den damaligen 

Innenminister Manfred Kanther geschrieben. Seine Antwort liegt mir nicht vor.  

Kultusminister Wernstedt antwortete am 24.10.1995 (Brief im Archiv von F. Denk): „Ich 

kann Ihrem Appell aus Überzeugung nicht entsprechen ... Der jetzt vorliegende Neuregelungs-

vorschlag ... ist wissenschaftlich hervorragend abgesichert und international abgestimmt. Er ist 

sehr maßvoll; er versucht, geltende Regeln stärker zu systematisieren und die deutsche Recht-

schreibung dadurch zu vereinfachen. ... Sie weisen darauf hin, daß die Öffentlichkeit bisher 
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unzureichend über die Neuregelung informiert ist. ... Bis zur Einführung bleibt noch genügend 

Zeit, sie zu informieren und die Gründe zu erläutern. 

Ihrer Vorstellung, daß mit der Einführung der Neuregelung ganze Bücherbestände veralten 

und ausgetauscht werden müssen, widerspreche ich entschieden. ... Im übrigen lesen wir doch 

auch problemlos in Büchern aus dem 19. Jahrhundert ... 

Ich denke, wenn wir die Reform jetzt in der KMK beschließen, wird sich die junge Genera-

tion recht schnell auf die neue Schreibung einstellen, und Eltern werden großes Interesse daran 

haben, daß ihre Kinder das Neue lernen. Die älteren Generationen werden sich ohne Zweifel 

etwas schwerer tun. 

Der der KMK vorliegende Zeitplan ist im Einvernehmen mit den Schulbuchverlagen erar-

beitet worden, die mittlerweile auf eine positive Entscheidung drängen. Die Umstellung der 

Schulbücher wird in Niedersachsen im Zuge der üblichen Beschaffungstakte so vorgenommen, 

daß keine besonderen Kosten entstehen.“ 

 

Noch viel klarer sah Dr.jur. Friedrich Kretschmer vom Bundesverband der Deutschen Industrie 

e.V, Abteilung Recht und Versicherung. Er schrieb am 5. Januar 1993 an das Sekretariat der 

Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland als 

Antwort auf einen Brief vom 30.12.92, den er vermutlich erst am Montag, dem 4. Januar, be-

kommen hatte. Sein Schreiben, das Milliardenausgaben hätte verhindern können, wenn er 

ernstgenommen wäre, sei hier in voller Länge zitiert (Text bei Zabel, 1996, 115 ff.). 

 

Ein Brief vom Bundesverband der Deutschen Industrie 

 

„Ihre Nachricht vom 30.12.92 

Neuregelung der deutschen Rechtschreibung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

es hat uns auf den ersten Blick etwas erstaunt, daß Sie es der Industrie ermöglichen, sich zur 

Neuregelung der Rechtschreibung zu äußern. Nach Durchsicht der Vorschläge ergreifen wir 

diese Möglichkeit aber gern, denn es gibt uns Gelegenheit, dem Nutzen des Vorhabens die Ko-

sten gegenüberzustellen. Diese Abwägung kommt uns in der Begründung des Projektes zu 

kurz. 

Über den Nutzen einer Rechtschreibereform haben sich Wissenschaftler den Kopf zerbro-

chen, mit deren Sachverstand wir uns nicht messen wollen. Die deutsche Sprache ist sicher 
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nicht leicht erlernbar, wie man an jedem Ausländer beobachten kann, der diesen Versuch un-

ternimmt. 

Vereinfachung kann Deutsch als Weltsprache anziehender machen, doch sollte man sich in 

dieser Hinsicht nicht zu viel versprechen. Auch unseren Schulkindern kann es zugute kommen, 

wenn ihre Muttersprache von Komplikationen befreit wird. Weniger leuchtet es ein, wenn be-

hauptet wird, durch die Reform könnten breitere Schichten an unser Bildungsgut herangeführt 

werden. Hier zieht wohl die Konkurrenz der audiovisuellen Medien allen Bemühungen eine 

enge Grenze. 

Wir können deshalb nicht sagen, ob der bildungspolitische und sozialpädagogische Gewinn 

wirklich sehr groß wäre. Zweifel wollen wir nicht verhehlen. Ganz sicher unterschätzen aber 

die Befürworter einer Reform die wirtschaftlichen Folgen.. Dazu finden sich in den Begrün-

dungen nur spärliche Hinweise. 

Zunächst ist es zu eng, nur auf Verleger und Buchhändler als betroffene Gruppen abzustel-

len (S. 193 ff.). Eine Reform berührte jeden, der geschriebene oder gedruckte Texte veröffent-

licht. Dies gilt ganz besonders, wenn man sich entschließen sollte, zu einer Kleinschreibung 

überzugehen. In der Industrie werden zahllose Vertragsmuster, Formulare, Handbücher, Ge-

brauchsanweisungen, Geschäftsbedingungen, Versicherungsbedingungen und ähnliche stan-

dardisierte Texte verwendet, die umgestellt werden müßten, sei es durch Neudruck, sei es 

durch die Veränderung von Textbausteinen in EDV-Anlagen. Dies wäre ein Aufwand, der si-

cher ins Gewicht fiele. Übergangsfristen würden in vielen Fällen wenig helfen, denn gerade in 

der Wirtschaft wäre der Zwang zur Modernisierung, zur Anpassung an das Neue, sehr groß. 

Welches Unternehmen möchte sich nachsagen lassen, „altmodische Texte“ zu verwenden und 

damit sichtbar hinter der Zeit herzuhinken? Behörden hätten es hier allemal leichter. 

Wenn man in Dänemark 1948 mit der Umstellung auf die Kleinschreibung keine schlechten 

Erfahrungen gemacht haben sollte, so ist dies interessant, besagt aber nicht viel. Bei allem Re-

spekt ist unser Nachbar ein kleines Land mit einer international wenig gebräuchlichen Sprache. 

Für das Deutsche, das zu den drei großen Sprachen der Europäischen Gemeinschaft zählt, 

müßten wohl andere Maßstäbe gelten. Was vor 50 Jahren den Dänen recht war, muß uns in 

Deutschland heute, im Zeitalter der automatisierten Textverarbeitung, nicht billig sein. Wir ra-

ten deshalb davon ab, eine Rechtschreibereform allein wegen bildungspolitischer Wirkungen 

voranzutreiben. Die Kosten müßten noch sehr viel genauer ermittelt werden, gerade in einer 

Zeit, wo selbst für wichtigere Ziele die Mittel allmählich knapp werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Kretschmer“  
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In diesem Brief wurde zu Recht auf Folgekosten hingewiesen, die in der späteren Diskussion 

überhaupt keine Rolle mehr spielten. Der Adressat des Briefs, das Sekretariat der KMK, war 

die richtige Adresse für diese Überlegungen, der Generalsekretär der KMK Dr. Tobias Funk 

war in die Entstehung der Rechtschreibreform ständig involviert und saß bei der Anhörung am 

4. Mai 1993, für die der BDI seine Stellungnahme abgegeben hatte, neben anderen Kultusbeam-

ten auf dem Podium. Beherzigt hat er und haben seine Vorgesetzten weder die Einwände von Dr. 

Kretschmer noch die frühen Warnungen des Börsenvereins des deutschen Buchhandels.  

 

Zum Abschluß die drei Thesen, die Reinhard Mohn 1974 als „Zusammenfassung“ seines Auf-

satzes formuliert hatte und die die Rechtschreibreformer mit Sicherheit kannten:  

 

„Eine Rechtschreibreform sollte man nur dann durchführen, wenn sie nachweislich 

zu einer wesentlichen Vereinfachung der Schriftsprache führt ohne Einbuße an Ver-

ständlichkeit. – Es liegen in dieser Hinsicht noch nicht ausreichend gesicherte Er-

kenntnisse vor. 

 

Eine Rechtschreibreform ist ein gravierender Einschnitt mit beträchtlichen Folgen im 

Bereich der Erziehung und der Publizistik. Auch die wirtschaftlichen Konsequenzen 

sind beträchtlich. – Diese Bedenken betonen das Gewicht der unter dem ersten Punkt 

genannten Voraussetzungen. 

 

Bevor ein theoretisch fundierter Beschluß in dieser wichtigen Frage gefaßt wird, soll-

ten mehrere Langzeitversuche beschlossen werden.“65 

 

Wie schön wäre es, wenn man die Jahre von 1996 bis 2006 zum Langzeitversuch erklären 

würde, auf dessen Fortsetzung man aus inhaltlichen und finanziellen Gründen verzichtet. Das 

wäre im Sinn einer lateinischen Weisheit, die freilich nur in ihrer Fortsetzung lehrreich ist, wie 

wir sie bei Cicero finden: Jeder Mensch kann irren, doch nur der Unvernünftige verharrt im 

Irrtum. Cuiusvis hominis est errare, nullius nisi insipientis in errore perseverare.“66 

 

                                                 
65 Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung oder kleinschreibung? Meinungen zu ei-
nem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974, S. 17f. 
66 Cicero, Philippica XII, 2,5. 
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Sprache (IDS), Mannheim, Juli 1996, neue Aufl. Jan. 1997.  
Ickler, Theodor: Die Schulbuchverleger und die Rechtschreibreform (Stand: 10.6.2005) 

(http://www.sprachforschung.org/ickler/index.php?Show =news&id=132)  
Ickler, Theodor: Die sogenannte RR. Ein Schildbürgerstreich. St. Goar (Leibniz)  1997. 
Ickler, Theodor (2001): Regelungsgewalt, Hintergründe der RR, St. Goar (Leibniz) 2001. 2., erweiterte 

Auflage, 2002, 3. Auflage 2004  
Ickler, Theodor (2004): RR in der Sackgasse. Neue Dokumente und Kommentare, St. Goar (Leibniz) 2004  
Ickler, Theodor: Die Schulbuchverleger und die Rechtschreibreform (Stand: 10.6.2005) 

(http://www.sprachforschung.org/ickler/index.php?Show =news&id=132)  
Ickler, Theodor (2006), Falsch ist richtig. Ein Leitfaden durch die Abgründe der Schlechtschreibreform, 

München Droemer, 2006.  
Kunze, Reiner (2004): Die Aura der Wörter, Denkschrift zur RR. Stuttgart (Radius) 2002 (Neuausgabe mit 

Zwischenbilanz, 2004).  
Marx, Harald: Rechtschreibleistung vor und nach der RR: Was ändert sich bei Grundschulkindern? In: 

Zeitschrift für Entwicklungspsychologie und Pädagogische Psychologie, 31 (4) 1999, S. 180–189 
Mentrup, Wolfgang: Wo liegt eigentlich der Fehler. Zur RR und zu ihren Hintergründen, Stuttgart (Klett) 

1993.  
Munske, Horst Haider: Lob der RS. Warum wir schreiben, wie wir schreiben.  München (Beck) 2005. 
Ruta, Gabriele, Ahrens, Carsten: Der nackte Kaiser. Zur „RR“ sagte oder schrieb ... , 300 Zitate. St. Goar 

(Leibniz) 1998.  
Schaeder, Burkhard (Hrsg.): Neuregelung der deutschen Rechtschreibung. Beiträge zu ihrer Geschichte, 

Diskussion und Umsetzung. Frankfurt am Main (Lang) 1999.  
Scheuringer, Hermann/Stang, Christian: Die deutsche RS, Geschichte, Reformdiskussion, 

Neuregelung, Wien 2004.  
Stenschke, Oliver: Rechtschreiben, Recht sprechen, recht haben - der Diskurs über die RR, Tübingen 

(Niemeyer) 2005.  
Weisgerber, Leo: Die Grenzen der Schrift. Der Kern der RR , Köln-Opladen 1955. 
Weisgerber, Leo: Die Verantwortung für die Schrift. Sechzig Jahre Bemühungen um eine RR. 

Mannheim (Bibliographisches Institut) 1964. 
Wilmanns, Wilhelm: Kommentar zur Preußischen Schulorthographie, Berlin 1880. 
Zabel. Hermann: Der gekippte Keiser, Dokumentation einer Pressekampagne zur RR, Bochum 

(Brockmeyer) 1989. 
Zabel, Hermann: Keine Wüteriche am Werk. Berichte und Dokumente zur Neuregelung der deutschen RS. 

Hagen (Padligur) 1996.  
Zabel, Hermann (Hrsg.): Widerworte. "Lieber Herr Grass, Ihre Aufregung ist unbegründet". Antworten an 

Gegner und Kritiker der RR. Aachen/Lichtenau (Shaker/AOL) 1997. 
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B. Gesamtbibliographie 
 
Vor der RR von 1996 
Augst, Gerhard: Deutsche RS mangelhaft: Materialien und Meinungen zur RR, Heidelberg 1974. 
Ausschuß für die Reform der RS, 10 Punkte zur Reform unsrer RS, Erfurt 1931. 
Börsenverein des Deutschen Buchhandels (Hrsg.): Großschreibung oder kleinschreibung? Meinungen zu 

einem umstrittenen Thema, Frankfurt am Main 1974. 
Digeser, Andreas: Groß- oder Kleinschreibung? Göttingen 1974.  
Drewitz, Ingeborg, Reuter, Ernst (Hg.): vernünftiger schreiben, reform der RS, Frankfurt am Main 1974 
Duden. Die deutsche RS. Maßgebend in allen Zweifelsfällen, 20. Auflage, Mannheim 1981. 
DUDEN: Informationen zur neuen deutschen RS. Nach den Beschlüssen der Wiener 

Orthographiekonferenz vom 22. bis zum 24.11.1994 für Deutschland, Österreich und die Schweiz. 
Hrsg. von der Dudenredaktion. Verfaßt von Horst Sitta und Peter Gallmann in Zusammenarbeit bis 
Gerhard Augst und Karl Blüml. Mannheim 1994. (? DM) (in großer Zahl verschenkt, Kosten ca. 50)  

Haberl, Herbert: Die Lesbarkeit der Kleinschreibung. Experimentelle Untersuchungen zu Fragen der RR. 
Wien 1976.  

Hiestand, W.W.: aktion kleinschreibung - materialsammlung zur RR, Verein für 
Rechtschreibvereinfachung 1973. 

Internationaler Arbeitskreis für Orthographie (Hrsg.): Deutsche RS. Vorschläge zu ihrer Neuregelung. 
Tübingen (Narr) 1992.  

Looser, Roman: Gescheiterte Rechtschreibreformen in der Schweiz, Frankfurt am Main (Peter Lang) 1995. 
Mentrup, Wolfgang: Wo liegt eigentlich der Fehler. Zur RR und zu ihren Hintergründen, Stuttgart (Klett) 

1993. (34.50 DM)  
Martens, Alexander U.: Großschreibung oder Kleinschreibung? Meinungen zu einem umstrittenen Thema, 

Frankfurt am Main 1974. 
Moser, Hugo: Groß- oder Kleinschreibung? Ein Hauptproblem der RR, Mannheim 1958.  
Nerius, Dieter: Untersuchung zu einer Reform der deutschen Orthographie. Berlin 1975. 
Nerius, Dieter, Rahnenführer, Ilse: Orthographie, Heidelberg (Julius Groos) 1993.  
Wahrig Deutsches Wörterbuch, 5. neu bearbeitete Auflage, Gütersloh (Bertelsmann) 1994.  
Weisgerber, Leo: Die Grenzen der Schrift. Der Kern der RR , Köln-Opladen 1955. 
Weisgerber, Leo: Die Verantwortung für die Schrift. Sechzig Jahre Bemühungen um eine RR. Mannheim 

(Bibliographisches Institut) 1964. 
Wilmanns, Wilhelm: Kommentar zur Preußischen Schulorthographie, Berlin 1880. 
Zabel. Hermann: Der gekippte Keiser, Dokumentation einer Pressekampagne zur RR, Bochum 

(Brockmeyer) 1989. 
 
Seit der RR (unter Verwendung der Bibliographie der Gesellschaft für deutsche Sprache (mit 

Preisangaben)) 
 
a) Amtliche Grundlagen 
Deutsche RS - Regeln und Wörterverzeichnis, Vorlage für die amtliche Regelung. Hrsg.: Internationaler 

Arbeitskreis f. Orthographie, Tübingen (Narr) 1995. (34,80 DM, 17.40 €)  
Deutsche RS. Regeln und Wörterverzeichnis. Text der amtlichen Regelung. Tübingen (Narr) 1996. (46 

DM)  
Deutsche RS. Regeln und Wörterverzeichnis. Amtliche Regelung. Hrsg. von der Zwischenstaatlichen 

Kommission für deutsche RS. Tübingen (Narr) 2005. (24.90 €) 
Deutsche RS. Regeln und Wörterverzeichnis. Amtliche Regelung. Hrsg. vom Ministerium für Schule und 

Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf (Concept) 1996. (Unverbindl. 5 DM)  
Dass.: Unter dem Titel „Neue Regeln für die deutsche RS“, hrsg. vom Ministerium für Schule und 

Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen und dort kostenlos erhältlich (2. korr. Nachdruck 
11/96).  

 
b) Wörterbücher 
Bedürftig, Friedemann (Leit. Redakteur): Neues deutsches Wörterbuch. Ein umfassendes Nachschlagewerk 

des deutschen und eingedeutschten Sprachschatzes. Entspricht in vollem Umfang den neuen amtlichen 
Rechtschreibregeln und dem zukünftigen Schulgebrauch. Mit einem Geleitwort von Prof. Dr. Hermann 
Zabel (und einer Einführung zur RR von Dr. Klaus Heller). Köln (Naumann & Göbel) o.J. (1996). 
(Über Eduscho vertrieben). (15? DM). Neuauflage: Neues deutsches Wörterbuch, 2001 (15.30 €)  
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Dasselbe (in größerem Format): Die aktuelle deutsche RS von A-Z . Ein umfassendes Nachschlagewerk 
des deutschen und eingedeutschten Sprachschatzes ... - Köln (Naumann & Göbel) o.J. (1996). (14,95 €)  

Dasselbe: Das neues deutsche Wörterbuch für Schule und Beruf. Mit allen Regeln der neuen RR ... (und 
einer Einführung zur RR von Dr. Klaus Helfer [sic]). Taschenbuchausgabe, München (Heyne) 1997. 
(12 DM)  

Bertelsmann. Die neue deutsche RS. Verfasst von Ursula Hermann, völlig neu bearbeitet ... von Prof. Dr. 
Lutz Götze, mit einem Geleitwort von Dr. Klaus Heller. München (Bertelsmann) 1996, verbesserte 
Nachdrucke 1997. (19,90 DM)  

Bertelsmann. Die deutsche RS. Verfasst von Ursula Hermann, völlig neu bearbeitet ... mit einem 
Geleitwort von Dr. Klaus Heller. Gütersloh (Bertelsmann) 1999. (28 DM) (ab 2002 u.d.T. Wahrig) 

Binder, Dieter/Weinmaier, B.: RS. Mit d. neuen Schreibweisen u. Regeln. München (Compact) o.J. (14,95 
DM)  

Bünting, Karl-Dieter: Deutsches Wörterbuch. Mit der neuen RS.. Chur (Isis) 1996, Nachdruck 1997. (9,95 
DM)  

Die deutsche RS. Auf der Grundlage der neuen amtlichen Regeln. Erfstadt (Area) 2005. (5 €) 
Deutsches Wörterbuch. Mit der geltenden und der neuen RS. Die amtlichen Regeln mit Erläuterungen für 

die Schreibpraxis. Hrsg. Arbeitsgruppe für Sprachberatung und Lexikografie der Universität Essen, 
Bergisch Gladbach (Honos) 1996. Mit Begleitdiskette. (19,90 DM) 

Deutsche RS. Handwörterbuch. Hrsg. Arbeitsgruppe für Sprachberatung und Lexigrafie der Universität 
Essen, Bergisch Gladbach (Honos)  1997. (9.95 €)  

Deutsche RS. Langenscheidt Liliput, Berlin und München (Langenscheidt) 1997 [noch: wieder sehen]. (4 
DM)  

Die neue deutsche RS. Königswinter: TANDEM Vlg. 1997. (16,95 DM)  
DUDEN. RS der deutschen Sprache. 21., völlig neu bearbeitete u. erw. Auflage. Auf der Grundlage der 

neuen amtlichen Rechtschreibregeln. Mannheim 1996. (38 DM) 
DUDEN. Die deutsche RS. 22., völlig neu bearbeitete u. erw. Auflage. Auf der Grundlage der neuen 

amtlichen Rechtschreibregeln. Mannheim 2000. (20 €)   
DUDEN. Die deutsche RS. 23., völlig neu bearbeitete u. erw. Auflage. Auf der Grundlage der neuen 

amtlichen Rechtschreibregeln. Mannheim 2004. (20 €)   
DUDEN. Die deutsche RS. 24., völlig neu bearbeitete u. erw. Auflage. Auf der Grundlage der neuen 

amtlichen Rechtschreibregeln. Mannheim 2006. (20 €)  
Duden. Deutsches Universalwörterbuch A-Z. 3., neu bearbeitete Auflage. Mannheim 1996. 4. Auflage 

2000. (29.95 €) 
DUDEN. Praxiswörterbuch zur neuen RS. Mannheim 1998. (24,90 DM) 
Duden. Das große Wb. der deutschen Sprache (3. A.) Mehr als 200 000 Stichwörter. 10 Bde. Mannheim 

2001. 
Duden. Wb. neue RS. Was Duden empfiehlt. Für eine zuverlässige und einheitliche RS, Mannheim 2005. 

(9.95 €)  
Der kleine Duden - Deutsches Wörterbuch. Mannheim 2004. (9.95 €)  
Großes Wörterbuch: Die neue RS. Köln: Buch und Zeit 1996. (10 DM)  
Hübner, Friedhelm: Deutsches Wörterbuch - Fremdwörterbuch. Mit den Regeln und Schreibweisen der 

neuen RS. Niedernhausen/Ts. (Bassermann) 1997. (10 DM)   
Ickler, Theodor: Das Rechtschreibwörterbuch, St. Goar (Leibniz) 2001. (ca. 15 €) 4. erweiterte Auflage (7.-

8. Tsd.) u.d.T. Normale deutsche RS. 2004. (18 €)  
Neue deutsche RS. – München (Compact) 1998. (16,80 DM)  
Österreichisches Wörterbuch. 38. Auflage. Neuberarbeitung. Mit den neuen amtlichen Regeln. Wien 

(ÖBV) 1997 (bearbeitet u.a. von Karl Blüml). (27,50 DM)   
Hecht, Dörthe: PONS Großes Schulwörterbuch Deutsch, Stuttgart (Klett) 2002. 
Neues großes Wörterbuch. Die neue RS (Reaktion: Thomas Kahler, Ursula Heller u.a.). Sonderausgabe. 

Trautwein Wörterbuch Edition. Genehmigte Sonderausgabe 1997. 
Wörterbuch der RS, Köln (Serges) 2000.  
Wahrig Deutsches Wörterbuch, 6. neu bearbeitete Auflage, Gütersloh (Bertelsmann) 1997. 
Wahrig Deutsches Wörterbuch, 7., neu bearbeitete Auflage. Gütersloh (Bertelsmann) 2000. (34 DM) 
Wahrig-Burfeind, Renate: Universalwörterbuch RS. Mit Regelwerk, Kommentar u. Beispielen, München 

(dtv) 2002. (15 €) 20 
Wahrig-Burfeind, Renate: Wahrig Universalwörterbuch RS, Gütersloh 2003. 
Wahrig: Die deutsche Rechtschreibung. Völlig neu bearbeitet und erweitert von Lutz Götze. Gütersloh 

(Bertelsmann) 2002. (Erweiterte Neufassung der Rechtschreibung von 1996) 



 B5

Wahrig. Die deutsche RS. Völlig neu bearbeitet und erweitert von Lutz Götze. Jubiläumsausgabe, 
Gütersloh (Bertelsmann) 2003.  

Wahrig. Die deutsche Rechtschreibung, verfasst von Ursula Hermann, Gütersloh/München (Bertelsmann) 
2005. (14,95 €)  

Wahrig. Die deutsche Rechtschreibung, herausgegeben von der WAHRIG-Redaktion (Vorwort: Hans 
Zehetmair), Gütersloh/München (Bertelsmann) 2006. (14,95 €)  

 
c) Schulwörterbücher 
Bertelsmann. Die neue deutsche RS. Was ist neu? Was bleibt? Regelwerk und Wörterverzeichnis. 

Gütersloh (Bertelsmann) 1996. (14,90 DM)  
Schüler Bertelsmann. Die neue deutsche RS für Schüler, herausgegeben von Lutz Götze, Gütersloh 1997. 

(12.90 €) 20 (Vom AOL Verlag an alle Fachleiter für Deutsch geschickt 
Deutsche RS. Völlig neu bearbeitete und erweiterte Auflage. Bearbeitet von Helga Richter. Berlin (Volk u. 

Wissen) 1996. (15 DM)  
Duden. Schülerduden. RS und Wortkunde, 5., auf der Grundlage der amtlichen Neuregelung 

überbearbeitete Auflage. Mannheim 1997. (15.90 DM)  
Duden. Schülerduden. RS und Wortkunde, 6., völlig neu bearbeitete Auflage. Mannheim 2001. (9.20 €) 

(bundesweit an Deutschlehrer verschenkt)  
Fackelmann, Johann/Söhl, Karl: Simsalabim. Neues farbiges Wörterbuch. Braunschweig (Westermann) 

1996. (19,80 DM)  
Fackelmann, Johann, u. a.: Findefix. Wb. für die Grundschule. München: Oldenbourg, 2. Aufl. 1996. 

(18,80 DM)  
Fehlerfrei schreiben. Wörterbuch für die Schule. Erarbeitet von D. Lübke. Berlin (Cornelsen) 1996. (18,90 

DM)  
Freund, Josef/Jarolim, Franz/Pacolt, Ernst: Kleines Österreichisches Wörterbuch. Neubearbeitung. – Wien 

(ÖBV) 1997. (9,80 DM)  
Harnischfeger, Karin/Kleinbauer, Karin: Mein Wörterbuch 1/2 in neuer RS. Mit dem Grundwortschatz für 

die 1. und 2. Jahrgangsstufe der Grundschule. Regensburg (Wolf) 1996. (10 DM) 5. Dass. für die 3. 
und 4. Jahrgangsstufe. (12 DM)  

Kompakt-Wörterbuch. Die neue RS für alle. Hannover (Schroedel) 1995. (14,80 DM)  
Kühn, Peter: Mein Schulwörterbuch. Sprachbetrachtung, Sprachbildung, Sprachgebrauch. In neuer RS. – 

Bonn (Dümmler), 3. Aufl. 1997. (21,80 DM). Arbeitsheft mit 100 Übungen (9,80 DM)  
Menzel, Wolfgang/Rudolph, Günter: Unser Wortschatz. Wörterbuch. Braunschweig (Westermann) 1997. 

(16,80 DM)  
Pletiche, Heinrich/Thiel, Hans Peter (Hgg.): Von Wort zu Wort. Neue Ausgabe. Schülerhandbuch Deutsch. 

Berlin (Cornelsen) 1996 
Sennlaub, Gerhard: Von A bis Zett. Wörterbuch für Grundschulkinder. Berlin (Cornelsen) 1996. 

Verschiedene Einzeltitel ( ? DM). Ders.: Von A bis Zett. Wörterbuch ab Klasse 5. Ebenda. (19,80 DM)  
Wetter, Edmund: Schlag auf, schau nach! Wörterbuch für das 1. bis 4. Schuljahr. Neue RS. Offenburg 

(Mildenberger) 1997. (18,80 DM) 
Wolf-Schülerbuch "Mein Wörterbuch". Mit dem Grundwortschatz der Grundschule in neuer RS. 

Regensburg (Wolf) 1996. (17,80 DM) 
Wortprofi. Schulwörterbuch Deutsch, verfaßt von Josef Greil, München (Oldenbourg) 1996. 
 
d) Andere Wörterbücher: 
Der Duden, 12 Bde., Bd.4, Duden Grammatik der deutschen Gegenwartssprache, neue RS, 2000 
Fremdwörter-Lexikon, neue RS von Gerhard Wahrig, Gütersloh 2002. 
Hübner, Friedhelm: Deutsches Wörterbuch - Fremdwörterbuch. Mit den Regeln und Schreibweisen der 

neuen Rechtschreibung. Niedernhausen/Ts. (Bassermann) 1997. (10 DM). 
 
e) Unterrichtsmaterialien (Auswahl) 
Alles klar. Band 10: Arbeitsheft zur RS 3 (Angepaßt an die neue RS). Berlin (Cornelsen) 1997. (11 DM)  
Arbeitsblätter Neue RS. 5./6. Schuljahr. Bearb. von Jutta v.d. Lühe-Tower. Stuttgart (Klett) 1996 (10? DM)  
Arbeitsheft zur RS (angepasst an die neue RS), 3. Berlin (Cornelsen) 1997. (Ca. 11 DM)  
Augst, Gerhard/Schaeder, Burkhard: Neuregelung der deutschen RS. Die wichtigsten Neuerungen im 

Überblick. Eine Handreichung für Lehrerinnen und Lehrer. Hrsg. vom Sekretariat der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder. Bonn 1996.  

Banse, Lilo: Das Diktatmagazin bearbeitet nach der RR. 100 Texte zur RS Zeichensetzung. 5.-10. 
Jahrgangsstufen. München (Oldenbourg) 1996. (24,80 DM)  
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Beuschel-Menze, Hertha: Crash-Kurs: Die neue Rechtschreibung auf 128 Lernkärtchen. Lichtenau (AOL) 
1996. (9,50 DM)  

Beuschel-Menze, Hertha: Deutsch leicht gelernt. Grammatik, Neue RS, Zeichensetzung, Fremdwörter. 
Lichtenau (Freiarbeit) 1996. (3,90 DM)  

Beuschel-Menze, Hertha/ Schwarz, Jürgen: Schreibkram. Das pfiffige Arbeitsbuch zur neuen RS. Für 
Klasse 4 bis 10. Lichtenau (AOL) 1997. (29 DM)  

Christmann, H.: Deutsch hier und heute. Ein Lehrbuch für berufliche Schulen ... gemäß den Regeln der RR. 
Köln (H. Stam) 1998. (32 DM)  

Dathe, Christine/Schiffner, Marianne: Lesestart. Schreiblehrgang. Schulausgangsschrift. Schülerarbeitsheft. 
Zur rechtschreibreformierten und nicht-rechtschreibreformierten Ausgabe des ‚Lesestarts’ einsetzbar. 
Berlin (Cornelsen) 1996. (7,95 €)  

Dathe, Christine/Schiffner, Marianne: Lesestart. Schreiblehrgang. Druckschrifttlehrgang. 
Schülerarbeitsheft. Zur rechtschreibreformierten und nicht-rechtschreibreformierten Ausgabe des 
‚Lesestarts’ einsetzbar. Berlin (Cornelsen) 1996. (7,95 €)  

Deutsch positiv! Grammatik und Rechtschreiben. Wien (ÖBV) 1997. (31,50 DM)  
Die neue RS. Für Schüler. Augsburg (Bechtermünz) 1997. (12,90 DM)  
Die RR. Wandkarte. Ingolstadt (Stiefel) 1997. (24,90 DM/16,90 DM)  
Dasselbe: Schreibunterlage. (11,50 €)  
Diekhans, Johannes: Der Weg zur sicheren RS. Paderborn (Schöningh) 1996. 
Dohrn, Antje: 50 leichte Diktate in der alten und neuen RS. Urania 1997. 
Dohrn, Antje: 50 einfache und kurze Diktate in der alten und neuen RS. Stuttgart (Urania) 1997. (10 DM)  
Dohrn, Antje: 50 leichte Diktate in der alten und neuen RS. Urania 1997. (10 DM)  
Dostal, Karl/Heintschel, Angelika: Alles über die neue RS. Wien (Dom) 1997. (16,20 DM)  
Duden: Materialien zu einer Unterrichtseinheit. Zur neuen deutschen RS. Zusammengestellt von Ulrich 

Wörtz u. der Dudenredaktion in Zusammenarbeit mit dem BLLV. Mannheim (Duden) 1996. (10 DM)  
Fibel (Neue RS). (= Kleeblatt, Bd. 3, und Fara und Fu, Bd. 6). Hannover (Schroedel) 1996. (23,60 DM)  
Füchsle, Harald/Kienzler, Jürgen: Auf einen Blick - Die neue RS. Ludwigsburg (Vlg. f. Lehr-, Lern- u. 

Arbeitsmittel) 1996. (7,50 DM)  
Dies.: Fest im Griff. Die neue RS im Überblick. Ludwigsburg (Vlg. f. Lehr- u. Arbeitsmittel) 1996. (2,50 DM)  
Dies.: So ist's richtig! Kopiervorlagen für Abschlussklassen. - Ludwigsburg (Vlg. f. Lehr-, Lern- u. 

Arbeitsmittel) 1996. (32 DM)  
Ganser, Bernd/Triarchi-Herrmann, Vassilia: Deutsch als Zweitsprache. Rechtschreib-Fördermaterialien für 

alle Migrantenkinder. Für die 1. und 2. Klasse. Donauwörth (Auer) 2006. (16,80 €)  
Grüneis, Judith: Rechtschreiben für die 2. Klasse. Wien (ÖBV) 1998. (17,50 DM)  
Haardt, Günter: Die Neue RS. Trainingskurs für Abschlussklassen (9/10). Berlin (Cornelsen) 1997. (11,90 

DM)  
Heiko, Judith: RS aktuell. Lern- und Übungsheft. Braunschweig (Westermann) 1996. (11,90 DM)  
Helms, Verena: Deutsch - Neue RS. München (Compact Schülerhilfen) (12,80 DM)  
Hessisches Institut für Lehrerfortbildung/Fachbereich Deutsch in Kooperation mit der Außenstelle 

Friedberg: RR - Servicepaket. Heft 1: Grundlagen, Didaktik, Programm; Heft 2: Schnellkurs zur 
Einführung ... Fuldatal u. Friedberg 1997 (13 DM bzw. 7, 5 DM)  

Sara Kampleitner, topfit Deutsch. RR. München 1996. 
Kohrs, Peter: Alles klar. Arbeitsheft zur RS. Berlin (Cornelsen) 1998. (10,90 DM)  
Kohrs, Peter: Besser in Deutsch. Die neue RS, 5. Schuljahr/ 6. Schuljahr. Mit Lösungsheft. Berlin 

(Cornelsen/Scriptor) 1997. (Je ca. 22,80 DM)  
Lassert, Ursula: Gewusst wie! Übungen zur neuen RS. Donauwörth (Auer) 1997? (29,90 DM) 
Lauster, Ursula: Die neue RS spielerisch leicht. München (Lentz) 1997. (9,90 DM)  
Lateinische Ausgangsschrift (Neue RS). Hannover (Schroedel) 1996. (24,60 DM)  
Lernposter zur neuen RS. Lichtenau (AOL) 1996, 20 Poster, ab Klasse 5. (64 DM)  
Lernspiele zur neuen RS in der Grundschule. Lichtenau (AOL) 1996, A4-Heft und –Kopiervorlagen. (38 / 

8 DM)  
Lödige, Hartwig: ABC Deutsch. RS - 1998/2005. Band 1. Regeln und Beispiele, Erläuterungen und 

Hinweise, Rechtschreibbilderrätsel [...]. Hollfeld (Bange) 1996. (ca. 15 DM)  
Maier, Manfred/Nill, Christian: Rechtschreibung 2000. Grundlegende Übungen zur Reform. Stuttgart 

(Klett) 1997. (5,90 €)  
Melzer, Helmut: Auf einen Blick: RS und Zeichensetzung - neu. Bamberg (Buchners) 1997. (29,80 DM)  
Müller, Franz X.: Trainingsprogramm für rechtschreibschwache Kinder. Mainz (Grünewald), 4. Aufl. 

1997. (ca. 36 DM)  
Naroska, Isabella: Deutsche RS/Unterstufe. München (Compact Schülerhilfen) 1997. (17,80 DM)  
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Pohlmann, Ulrike: Neue RS, Heft 1/Heft 2 (= Übungen für die Grundschule mit Karlchen Krabbelfix. Bd. 
1/Bd. 2). Hamburg (Xenos) 1997. (Je 4,95 DM)  

Raab, Dorothee: Die neuen Rechtschreibregeln. Lernspiele für zu Hause - 2. und 3. Klasse. Hamburg 
(Carlsen) 1997. (9,90 DM)  

Raether, Annette/Raether, Ulrike: RS 1/2. 2. und 3. Schuljahr/3. und 4. Schuljahr. Mannheim (Bibliogr. 
Institut) 1997. (Je 16,90 DM)  

Rechtschreib-Fix. Das schnelle Kartenspiel zur neuen RS. Lichtenau (AOL) 1996.  (14,80 DM)  
Renner, Jürgen/Wittich, Rainer: So wird's geschrieben. Leporello. Melsungen 1996. (7 DM)  
Roeder, Erik: Wie schreibt man das? Kopiervorlagen zur neuen RS. Lichtenau (AOL) 1996. (38 DM)  
Roeder, Erik: Wie schreibt man das? Schülerarbeitsheft zur neuen RS. Lichtenau (AOL) 1996. (8 DM)  
Schippel, Sonja: Diktate für das 3. Schuljahr. München (Oldenbourg), 2. Aufl. 1997. (32,80 DM)  
Schoebe, Gerhard: Elementargrammatik und RS. München (Oldenbourg) 1996. (14,80 DM)  
Schoebe, Gerhard/Schachtmeyer, Christiane von (Hrsg.): topfit Deutsch. RR. München (Oldenbourg) 1996. 

(9,80 DM)  
Schübel, Adalbert: Neue RS. Ein Übungsbuch für jedermann. Berlin (Volk u. Wissen) 1997. (15,20 DM)  
Schülerband 1, 2, 3 und 4 (Neue RS; = Pusteblume, Bd. 5). Hannover (Schroedel) 1996. (15,40 - 24,70 DM)  
Schüler Bertelsmann. Die neue deutsche RS für Schüler. Wörterbuch und Lernhilfe. München 

(Bertelsmann) 1997. (12,90 DM)  
Schülerbuch (Nach der RR = Das Hirschgraben-Sprachbuch Hauptschule, Bd. 5 u. 6). Berlin (Cornelsen) 

1996. (25,90/24,90 DM)  
Schülerduden. RS und Wortkunde. Vom 4. Schuljahr an. Mannheim 5. Aufl. 1997. (15,90 DM)   
Schulz, Heinz: Die neue Rechtschreibschule - Umlernen leicht gemacht. Düsseldorf (Hagemann) 1997 

(8,90 DM)  
Schwarz, Jürgen: Das pfiffige Arbeitsbuch zur neuen Rechtschreibung. Kopiervorlagen. Lichtenau (AOL) 

1997? (16.95 €)  
Gallmann, Peter/Sitta, Horst: Handbuch Rechtschreiben. Zürich (Lehrmittelverlag des Kantons Zürich) 

1996. (CHF 29,40 = 20 €)  
Slizyk, Wolfgang: Rechtschreiben - leicht gemacht. Arbeitsheft für die Sekundarstufe I. Freiburg (Herder) 

1997. (14,80 DM)  
Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bildungsforschung München: Handreichungen. Neuregelung der 

deutschen RS. Schulartübergreifend. – Bamberg (Buchner) 1996 (14,80 DM)  
Stegmeier, Christel/Trautmann-Böhm, Jutta: RS - spielend (um)gelernt. Braunschweig (Westermann) 1997. 

(30 DM)  
Stein, Arnd: Das Rechtschreibspiel. Fehler verstehen und beseitigen. Mit 79 Diktaten und Grundwortschatz 

nach der neuen RR. München (Kösel) 1997 (4. Auflage 2001, 5. Auflage 2004) (12.90 €)  
Triebel, Heinz/Maday, Wilhelm: Handbuch der Rechtschreibübungen. Didaktischer Rahmen, methodische 

Möglichkeiten [...], neue RS. Weinheim (Beltz), 7. Aufl. 1998. (44 DM)  
Vereinfachte Ausgangsschrift (Neue RS). Hannover (Schroedel) 1996. (24,60 DM)  
Zirbs, Wieland, u. a.: Neuregelung der deutschen RS. Handreichungen für Lehrerinnen und Lehrer in 

Bayern. Bamberg (Buchners).  
2. Schuljahr (Neue RS; = Pusteblume, Bd. 3 u. 10). Hannover (Schroedel) 1996.  (27,60 DM bzw. 24,60 

DM)  
 
f) Sonstige Literatur 
8000 x Neue deutsche RS. Alle wichtigen Wörter und Schreibweisen auf einen Blick. – München 

(Compact Miniwörterbuch) 1997. (3,95 DM)  
Adrion, Dieter: Der neuen Schreibe mit Vergnügen zu Leibe. Eine heitere Belehrung zur RR. Bietigheim-

Bissingen (Adrion) 1997. (10 DM). - Dass. Johann M. Enderle: De neu Schreiberei. Vers-Traktat in 
gehobenem Schwäbisch, 1995. (10 DM)  

Adolphs, Ulrich: Der neue Rechtschreib-Trainer, Gütersloh (Bertelsmann) 1997. (12, 90 DM)  
Die aktuelle deutsche Rechtschreibung von A-Z. München (Heyne Sachbuch) o.J. (8,95 €)  
Badegruber, Bernd/Pucher-Pacher, Johann: Das fröhliche Rechtschreibbuch. Regeln und Tipps zur neuen 

RS. Linz (Veritas) 1997. (28 DM)  
Beuschel-Menze, Hertha/Menze, Frohmut: Die neue RS. Wörter und Regeln leicht gelernt. Reinbek 

(Rowohlt) 1996. (9,90 DM)  
Beuschel-Menze, Hertha/Menze, Frohmut: So schreibt man das jetzt! Die neue RS. Reinbek (Rowohlt) und 

Lichtenau (AOL) 1996. (5 DM)  
Blüml, Karl/Ebner, Jakob: Die deutsche RS - vollständig, verlässlich, verständlich. Wien (ÖBV) 1997. 

(27,50DM)  
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Blüml, Karl/Thornton, Evelyn: Neue RS kurz und bündig. Die wichtigsten Änderungen im Überblick. 
Wien (ÖBV) 2. Aufl. 1996. (7 DM)  

Brenneisen, Wolfgang: Rächt-Schraip-Rephorm, Zeichnungen von Klaus Puth. München (Tomus) 1996. 
(10 DM)  

Bubenberg-Gesellschaft Bern: Die Neuregelung der deutschen Rechtscheibung, zusammengestellt von 
Hans Stricker. Bern 1997, 20 Seiten. (2 DM)  

Bünting, Karl-Dieter: Das Umsteigerbuch NEUE DEUTSCHE RS. Bergisch Gladbach (Honos) 1996. (9,90 
DM)  

Bünting, Karl-Dieter / Eichler, Wolfgang / Pospiech, Ulrike: Handbuch der deutschen RS. Regeln, 
Übungen, Tipps. Berlin (Cornelsen Scriptor) 2000.  

Das 1 x 1 der deutschen RR. In Zusammenarbeit mit der Ges. für deutsche Sprache (Hrsg.: Volksbanken 
und Raiffeisenbanken). Wiesbaden (DG Verlag), Berlin (Plötz) 1996, neue Ausgabe 1997. (5 DM)  

Der neue Rechtschreib-Trainer. Übungen zur neuen deutschen RS. München (Bertelsmann) 1997. (12,90 
DM)  

Die neue amtliche RS. Mannheim (Duden-Taschenbuch) 1997. (9,90 DM) 
Die neue RS. Wien (Normungsinstitut) 1996. (10? DM)  
Die neue RS. Die wichtigen neuen Regeln. München (Heyne Mini-Bücher) 1997. (3 DM)  
Die neue RS. Regeln und Beispiele im Überblick. Berlin (Cornelsen) 1996. (9,80 DM)  
Die neue RS. Regeln und Beispiele im Überblick. Berlin (Cornelsen) 1996. (9,80 DM)  
Die neue RS. Ein Ratgeber mit den amtlichen Regeln, Erläuterungen, Übungen und Wortlisten, Hrsg.: 

Arbeitsgruppe Orthographie der Uni Oldenburg (Prof. Wolfgang Eichler), Bergisch-Gladbach (Honos) 
1996. 

Dittmann, Jürgen: Die neue RS Taschenguide, Haufe 2005. (6.60 €)  
Dittrich, S. A./Bitzer, Maren: Die neue RS. Kaarst (Bürohandels- u. Verlags-Ges.) 1996. (29,80 DM)  
Duden. »Die neue Rechtschreibung leichtgemacht. Übungen zum Selbsttraining«. Bibliographisches 
Institut,  

Mannheim 1996. (14,90 DM)  
DUDEN: Informationen zur neuen deutschen RS. Nach den letzten Beschlüssen vom Februar 1996. Hrsg. 

von der Dudenredaktion Verfasst von H. Sitta/P. Gallmann/G. Augst/K. Blüml. 2. Auflage. Mannheim 
1996. (10 DM) (in großer Zahl verschenkt)  

DUDEN: Wie schreibt man jetzt? Ein Übungsbuch zur neuen deutschen RS, von Ulrich Püschel. 
Mannheim 1996. (14,90 DM)  

Ebner, Heinz /Herbert Fussy: RS neu. Eine Einführung in die neue Orthografie. Wien (ÖBV) 6. Aufl. 1996. 
(8,20 DM)  

Eisenberg, Peter: Die neue RS. Hannover (Schroedel) 1996. (5,20 DM)  
Eisenberg, Peter/Butt, Matthias: Ratgeber RS. Seelze (Friedrich) 1997. (6,90 DM)  
Engelmann, Burkhard: Die neuen Rechtschreibregeln. München (Compact Miniratgeber 1997).  (3,95 DM)  
Eversberg, Gerd/Pätzold, Hartmut: Die neue RS. Hollfeld (Bange) 1997 (?). (12,80 DM)  
Flückiger, Max, Gallmann, Peter, Heuer, W., Richtiges Deutsch, 26. Aufl., Zürich 2004 (27. Aufl. 2006). 

(26 €) 
Fröhler, Horst: Das ändert sich: alle Wörter mit neuer RS. Alphabetisch aufgeführt und nach Gruppen 

geordnet. Reinbek (Rowohlt) 1996. (9,90 DM)  
Fussy, Herbert/Steiner, Ulrike/Thornton, Evelyn: Übungen zur neuen RS. Wien (ÖBV) 1996. (34,50 DM)  
Gallmann, Peter/Sitta, Horst: Handbuch Rechtschreiben. Zürich (Lernmittelverlag), 3. Auflage 1996, 5. 

Auflage 2004. (30,40 CHF) 
Gallmann, Peter/Sitta, Horst: Die Neuregelung der deutschen RS. Regeln, Kommentar und Verzeichnis 

wichtiger Neuschreibungen. Mannheim (= Duden-Taschenbuch) 1996. (18,90 DM)  
Gassner, Heinrich: Rechtschreibfibel für Jung und Alt. Wien (ÖBV) 1997. (6,80 DM)  
Götze, Lutz: Was muss ich über die neue RS der deutschen Sprache wissen? München (Verlag für Deutsch) 

1996. (7,50 DM)  
Roland Häcker, Neue RS leicht gelernt, Stuttgart 2002 (1. Auflage 1996). (9,80 DM) 
Heller, Klaus: Reform der deutschen RS. Die Neuregelung auf einen Blick, Gütersloh 1996 (5.00 DM) 
Heller, Klaus: Die RR. Extraausgabe der Zeitschrift SPRACHREPORT. Hrsg. vom Institut für deutsche 

Sprache (IDS), Mannheim, Juli 1996, neue Aufl. Jan. 1997. (auch als: Kleiner Führer durch Die neue 
RS, Stuttgart (Raabe/Klett) 1996. (Wurde an Lehrer verschenkt. Kosten ca. 10) 

Dasselbe beim Bertelsmann Lexikon Vlg., München. (5 DM)  
Heller, Klaus: RS 2000. Die aktuelle Reform. Wörterliste der geänderten Schreibungen. Stuttgart (Klett), 

1995. 2., aktualisierte und erw. Aufl. 1996. (12,80 DM, wurde bundesweit verschenkt, u.a. gesponsert 
von NAC-ratiopharm). 3. Auflage, 2000. (8,30 €)  
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Heller, Klaus: Regeln für die neue deutsche RS für Schule und Beruf. Hildesheim (Olms) 1996 (11,80 DM)  
Hertel, Hans/Rehfeld, Peter: topfit Deutsch. RR. München (Oldenbourg) 1996. (9,80 DM)  
Heuel, Eberhard: Die neue RS. Schnelltraining für Berufstätige. Augsburg (Bechtermünz) 1997. (14,90 

DM)  
Kaufmann, Astrid, Deutsche Rechtschreibung aktuell. München (Compact Verlag) 2006. (1,95 €)  
Kleedorfer, Jutta/Mayer-Wölfl, Margrit: Rechtschreiben mit Lust und Hirn. Stuttgart (Breitschopf) 1997. 

(34 DM)  
Klott, Klaus/Koettgen, Maria/Tomaszewski, Andreas: Orthographie neu. Schnellkurs für Deutsch als 

Fremdsprache. Ismaning (Hueber) 1997. (9,80 DM)  
Kotlarz, Harald: Der Delfin im Jogurt lässt grüßen. Gehversuche in der neuen RS. München (Manz) 1997. 

(5 DM)  
Kürschner, Wilfried: Neue RS kompakt. Systematische Übersicht über die Neuerungen der 

Orthografiereform. Wortindex mit Variantenführer bei Doppelschreibungen. Vechta (Plaggenborg) 
2001.  

Kuntzsch, Lutz: Die neue deutsche RS. Regeln - Übersichten - Übungen. Zusammengestellt für die 
Ausbildung in der Russischen Föderation. Omsk 1997.  

Kurz, Michael: So packen Sie die neue RS. Düsseldorf (Econ) 1996. (12,90 DM)  
Kurz, Michael: So packt Ihr Kind die neue RS. Düsseldorf (Econ) 1997. (12,90 DM)  
Lingg, Hugo: Neue RS. Faustregeln und Selbsttests. Stachel 1997. (5 ? DM)  
Luik, Gabriele, Stolpersteine. Die neue RS, Geiger Verlag 1996. (5 €)  
Lübke, Diethard: Die neue deutsche RS. Niedernhausen/Ts. (Falken) 1997. (12,90 DM)  
von der Lühe-Tower, Jutta :Training Neue RS, Stuttgart 1997. 
Stephanie Luthgens, RR und Schule: Die Reformen der deutschen RS aus der Sicht von Lehrerinnen und 

Lehrern, Frankfurt am Main 2002. 
Mackowiak, Klaus/Makowski, Dirk: Die neue RS - schnell trainiert. Inkl. CD-ROM. München (mvg) 1997. 

(42 DM)  
Maier, Manfred/Nill, Christian: RS 2000. Grundlegende Übungen zur Reform. Stuttgart (Klett) 1997. (8,80 

DM)  
Menzel, Wolfgang: Neue deutsche RS. Schreibweise, Silbentrennung, Zeichensetzung. München 

(Compact) 1996. (9,80 DM)  
Muthmann, Gustav: Handbuch zur neuen RS und Zeichensetzung für Studierende und Lehrende an Schulen 

und Universitäten sowie für alle an der Sprache Interessierten. Paderborn (Schöningh) 2000.  
Nerius, Dieter: Die Neuregelung der deutschen RS. Berlin (Volk u. Wissen) 1996. (12 DM)  
Neue deutsche RS - kurz und klar. Regeln - Erläuterungen - Beispiele. Darmstadt (Winklers), 2. Aufl. 

1997. (4,90 DM)  
Nicht verunsichern lassen. RR - die neuen Regeln. Köln (Kölner Postversicherung) 1997. (5 DM) 2 
Pirkner, Gerhilde/Pirkner, Rainer: Die neue RS in kaufmännischen Berufen. – Dies.: ... in gewerblich-

technischen Berufen.  – Dies.: ... in medizinischen Berufen. – Dies.: ... in juristischen Berufen. Berlin 
(Cornelsen) 1997/1998. (Je 14,90 DM)  

Poschenrieder, Thorwald: Zur deutschen S-Schreibung seit dem 19. Jahrhundert angesichts der 
beabsichtigten Rechtschreibänderung. Mit Neuregelungsvorschlägen für die deutsche Schrift. Seesen 
1996. (14,80 DM)  

Prießen, Birgit: Die neuen Wörter. Die wichtigsten neuen Rechtschreibregeln. Leichlingen (Krone)  1997. 
(5 DM)  

Regelein, Silvia: Fit in der neuen RS. München (Oldenbourg) 1996. (29,80 DM)  
Schlegel, Hans: Orthographie für die Praxis. Aarau/Frankfurt a. M. (Sauerländer) 1997. (26,20 DM. 

Lösungsheft 17 DM)  
Schübel, Adelbert/Hartmut Küttel: Neue RS. Berlin (Volk und Wissen) 1997. (15,20 DM)  
So schreibe ich richtig. Die neue RS in übersichtlicher Form mit ausführlicher Wörterliste. 

Zusammengestellt und kommentiert von der Gesellschaft für deutsche Sprache e. V. Wiesbaden: 
Deutscher Genossenschaftsverlag 1996 (kostenlos in Volks- und Raiffeisenbanken)  

Stang, Christian: Die neue RS. Alle Regeln auf einen Blick. München (Humboldt) 1996. (12,90 DM)  
Stang, Christian: Die Neuregelung der deutschen RS. Seesen 1996. (19,80 DM)  
Stang, Christian: Duden. Richtig schreiben - kurz gefasst. Die 111 häufigsten Stolpersteine der RS , 

Mannheim Januar 2006. 
Stang, Christian: Duden. Deutsche RS - kurz gefasst,  Mannheim Januar 2005 
Stang, Christian: Die neue RS. Alle Regeln auf einen Blick, München (Humboldt) 1996. (12.90 DM) 
Stang, Christian: Die neue RS. Alle Regeln zum Lernen und Nachschlagen, Wiesbaden (?)  2004.  
Stang, Christian: Die neue RS - kurz und schmerzlos, 2000, Langenscheidt Juli 2005.  
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Stang, Christian, Christine Stief: Deutsche Grammatik kurz und schmerzlos. German Grammar in a 
 Nutshell, München (Langenscheidt) 2002).  

Stang, Christian:  Schluss mit typischen Deutschfehlern, München 1994 und 2005. 
Stang, Christian: Teste deine Allgemeinbildung. Neue RS und Zeichensetzung, Humboldt (2000 und 2003) 
Stang, Christian: Zeichensetzung - kurz und bündig, Humboldt (März 2004)  
Stang, Christian: Die neue RS. Alle Regeln auf einen Blick. Mit Tests. Langenscheidt (1999)  
Stang, Christian: Die neue RS, Langenscheidt (2004)  
Stang, Christian: Zeichensetzung – kurz und bündig. München (Humboldt) 1994. (12,90 DM) 
Stein, Arnd: Das Rechtschreibspiel, Fehler verstehen und beseitigen, München (Kösel), 11. Auflage 1997, 

21. A. 2001,  34., aktualisierte Auflage 2004 (Mit 79 Diktaten und Grundwortschatz nach der neuen 
RR Mit 100 Rechtschreibkärtchen).  

Stetter, Christian Die deutsche Sprache Grammatik, RS, Zeichensetzung. Der praktische Ratgeber zur 
aktuellen deutschen Rechtschreibung. Köln (Naumann und Goebel) 1996. (7.95 €) 

Stetter, Christian Groß- und Kleinschreibung verständlich erklärt. Urania Verlag 1998. 
Stieber, Andreas: 2000 x Minuten-Training Deutsch Neue RS. München (Compact) 1997. (5,50 €)  
Die Woche extra. Die neue RS. Die wichtigen neuen Regeln. München (Heyne Mini) 1996. (3 DM)  
Zabel, Hermann: Die neue deutsche RS. Die verbindlichen Regeln nach der RR. Hrsg. von der Gesellschaft 

für deutsche Sprache. Niedernhausen/Ts. (Falken) 1996. (19,90 DM)  
Zabel, Hermann: Die neue deutsche RS. Überblick und Kommentar. Gütersloh (Bertelsmann) 1997. (29,90 

DM)  
Zabel, Hermann: Das Video zur Rechtschreibreform. Die neue Rechtschreibung. Die wichtigsten 

Änderungen (30 Minuten). Berlin (Cornelsen) 1997.  
 
g) Software 
Also lautet der Beschluss ... (Konvertierungsprogramm). Gerolstein (Media Globe) 1997. (49,80 DM)  
Apenburg, Heddi: Rechtschreibtrainer für Kinder. München: Rossipaul Verlag 1996, 1 Diskette (29,95 

DM)  
Bertelsmann Orthograf! Rechtschreibkonverter. Gütersloh 1997. (CD-ROM, 49,90 DM)  
Beuschel-Menze, Hertha: Crash-Kurs: Die neue RS. Die PC-StudyBox. Lichtenau (AOL), 1 Diskette. 

(Einzellizenz 39 DM)  
Brennnesseln der RS. Spielerisch die neue RS verstehen. CD-ROM. Fuji Magnetics 1997. (19,80 DM)  
Das neue Rechtschreibspiel. Das Familienspiel zur neuen RS. 1 CD-ROM. Ravensburg (Ravensburger 

Interaktive Media) 1996. (79 DM)  
Der Konverter (Konvertierungsprogramm). Mannheim (Duden) 1997. (98 DM)  
Die aktuelle deutsche RS von A-Z. CD-ROM Wörterbuch von A-Z. Köln (Naumann & Göbel) 1997. 

(29,80 DM)  
Die neue deutsche RS. 1 CD-ROM. München (Bertelsmann) 1996. (39,90 DM)  
Die neue deutsche RS. 1 CD-ROM. St. Augustin (Tandem) 1997. (40 DM)  
Die neue RS. 1 CD-ROM. Kaarst (bhv) 1997. (30 DM)  
DUDEN. RS der deutschen Sprache. 1 CD-ROM. Mannheim 1996. (78,00 DM)  
DUDEN: Wie schreibt man jetzt? Ein Übungsbuch zur neuen deutschen RS, von Ulrich Püschel. 

Mannheim 1996. CD-ROM (49,90 DM)  
Ganz einfach: Die neue RS - Windows. Lernprogramm zur neuen RS. München (Rossipaul) 1997. (34,95 

DM)  
Greil, Josef: Wortprofi CD-DOM - Kompaktwörterbuch Neue RS. München (Oldenbourg) 1997. (29,95 

DM)  
Greuter, Werner: Neue deutsche RS auf CD-ROM. WG Filmprod. u. Lizenzen 1996. (39,90 DM)  
Hexaglot deutsch KORREKT. Automatisches Prüfprogramm, prüft Texte nach der neuen RR. – Hamburg 

(HEXAGLOT 1996), CD-ROM; verbesserte Ausgabe 1997: deutsch KORREKT PLUS. (49,90 DM)  
Hildebrand, Jens: Deutsch-Trainer CD. Merzenich (Whale Entertainments) 1996. 1 CD-ROM (49 DM) * 

Dass.: 1 Diskette (39 DM)  
Holzhausen, Helmut: ROMeo - Rechtschreibtraining am PC. CD-ROM für Windwos. München (Systhema) 

1998. (29,90 DM)  
Lern- und Korrekturprogramm zur neuen RS. CD-ROM. Wuppertal (E.D.V.) 1997. (49 DM)  
Müller-Frerich, Gerhard: Die Rechtschreib-Reform. Didaktisch aufbereitete Unterrichtsmaterialien im 

Format Word für Windows und kompatible Programme. München (Park Körner) 1997. (48,90 DM)  
Neue deutsche RS. 1001 Tips - Lifestyle. Kleinofen, CD-ROM. (19,95 DM)  
Neue deutsche RS. CD-ROM. Karlsruhe (CDV) 1997. (40 DM)  
Neue RS. CD-ROM. Hamburg (Hexaglot) 1997. (50 DM)  
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Neue RS spielerisch - Die Kusshand der Balletttänzerin. CD-ROM. München (Mentor) 1997. (39,90 DM)  
ORFO 8.0 Rechtschreib- und Grammatikprüfung CD-ROM Win 98,ME, 2000, XP – ORFO 8.0, Recht-

schreib- und Grammatikprüfung CD-ROM Win 98,ME, 2000, XP, Aug. 2005, Medium: CD (49.99 €) 
Orthograf! CD-ROM. Rodheim (Will Software) 1997. (79 DM) 
PC-Konvert 2.02: Die neue RS. 1 Diskette für WinWord. Lichtenau (AOL) 1996. (Einzellizenz 79 DM)  
RS aktuell (Konvertierungsprogramm zu WinWord 6.0 und 7.0). München (tewi) 1997. (29,80 DM)  
RR. Die Reform auf einen Klick. CD-ROM mit Sprachausgabe für Windows 3.1/Windows 95. Stuttgart 

(Heureka-Klett-Software) 1996. (68 DM)  
Rechtschreibtrainer. CD-ROM. Berlin (Cornelsen) 1996. (68 DM)  
Reform 2000. Diskette. Ludwigsburg (Verlag für Lehr-, Lern- und Arbeitsmittel) 1996. (39,80 DM)  
Schroedels Kompakt-Wörterbuch. Die neue RS für alle. PC-Version. CD-ROM. München (Systhema 

Verlag) 1996. (29,90 DM)  
Stetten, Beate/Stetten, Klaus: ORTHO 2005. Die neuen Regeln effektiv am PC lernen. Würzburg 

(LACUNA Lernmedien) 1996. (Kostenlos)[Laut Website gesponsert von AOL]  
Stetten, Beate/Wenisch, Heidi: Der elektronische Rechtschreibtrainer. Lernprogramm - aktuell zur RR. Ca. 

7000 Übungen! 2 Disketten, München (Rossipaul) 1996. (29,95DM)  
Wortprofi Kompaktwörterbuch. Neue RS Windows. München (Rossipaul) 1997. (29,95 DM)  
 
h) Diskussion, Kommentare, Kritik 
Augst, Gerhard/Schaeder, Burkhard (Hrsg.): Rechtschreibwörterbücher in der Diskussion. Geschichte - 

Analyse - Perspektiven. Frankfurt a.M./Bern/New York/Paris 1991.  
Augst, Gerhard (Hrsg.)/Höppner, Andrea (Mitarb.): Rechtschreibliteratur. Bibliographie zur 

wissenschaftlichen Literatur über die RS und RR der neuhochdeutschen Standardsprache, erschienen 
von 1900 bis 1990. Frankfurt a.M./Bern/New York/Paris 1992. 

Augst, Gerhard/Blüml, Karl/Nerius, Dieter/Sitta, Horst (Hrsg.): Zur Neuregelung der deutschen 
Orthographie. Begründung und Kritik. Tübingen (Niemeyer) 1997. (124 DM/64 €)  

Augst, Gerhard/ Schaeder, Burkhard: RR. Eine Antwort an die Kritiker. Stuttgart (Klett) 1997. (16,50 DM) 
(bundesweit verschenkt!)  

Bähr, Dieter: Kommentar zur RR mit dem Text der amtlichen Regelung (Regeln und Wörterverzeichnis). 
Bearbeitet von Barbara Hermann und Martin Mocigemba. - Berlin 1997. (46 DM)  

Bayerische Akademie der Schönen Künste (Hrsg.), Deutsch. Eine Sprache wird beschädigt. Waakirchen 
(Oreos) 2003. (12,80 €)  

Birken-Bertsch, Hanno/Markner Reinhard, RR und Nationalsozialismus. Göttingen (Wallstein) 2000.(15€) 
Blüml, Karl/Schrodt, Richard, Warum neu schreiben? Reizworte zur RR. Wien (ÖBV) 1998. (6,80DM)  
Denk, Friedrich (Hrsg.): Wir gegen die RR! Düsseldorf (Econ) 1997 (29,80 DM) (Angekündigt, nie 

erschienen,)  
Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung (Hrsg.): Zur Reform der deutschen RS. Ein 

Kompromißvorschlag. Göttingen (Wallstein) 2003 (2., durchgesehene Auflage 2003)(16 €)  
Eroms, Hans-Werner/Munske, Horst Haider (Hgg.): Die RR. Pro und Kontra. – Berlin (Erich Schmidt) 

1997. (29,80 DM)  
Frankfurter Allgemeine Zeitung (Hg.), Die Reform als Diktat. Zur Auseinandersetzung über die deutsche 

RS, Frankfurt am Main 2000. 
Hartmut von Hentig, 14 Punkte zur Beendigung des Rechtschreib-Kriegs. Göttingen 2005. (12 €) 
Ickler, Theodor: Die sogenannte RR. Ein Schildbürgerstreich. St. Goar (Leibniz)  1997. (19,80 DM/9.90 €)  
Ickler, Theodor: Kritischer Kommentar zur "Neuregelung der deutschen RS". - Erlangen (Palm & Enke) 
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Anhang 1  
 

Fragebogen zu Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform 
 

(4 Seiten) 



Wolfgang Denk, Dipl.-Ing. (FH)     München, den 5. Mai 2006 
Kastanienallee 6  
D-82049 Pullach 
E-Mail: wolfgang.denk@reformkosten.de 
Telefax: 089-74 99 60 24 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zehn Jahre nach der „Wiener Absichtserklärung zur Neuregelung der deutschen 
Rechtschreibung“ möchte ich am Ende meines Aufbaustudiums in Wirtschaftsingenieurwesen 
an der FH München eine Arbeit mit dem Titel „Vorüberlegungen zu einer Kosten-Nutzen-
Analyse der Rechtschreibreform“ schreiben. Dabei will ich u. a. versuchen, den im 
Zusammenhang mit der Rechtschreibreform entstandenen zeitlichen und finanziellen 
Aufwand zu quantifizieren. 
 
Da es zu diesem Thema kaum Vorarbeiten gibt, habe ich mich dazu entschlossen, eine 
Umfrage durchzuführen. Ich bitte ich Sie deshalb recht herzlich um die Beantwortung der 
folgenden 19 Fragen (Ihre persönlichen Angaben werden selbstverständlich vertraulich 
behandelt) und um Rücksendung des Fragebogens bis zum 20. Mai 2006 per Post oder 
Telefax. Unter www.reformkosten.de kann dieser Fragebogen auch im Internet ausgefüllt und 
abgeschickt werden. Die Ergebnisse werden anonymisiert und bis zum 1. August 2006 auf der 
o. g. Webseite veröffentlicht. 
 
Bitte weisen Sie auch Kolleginnen und Kollegen, Freunde und Bekannte auf diese Umfrage 
hin. 
 
Mit herzlichem Dank für Ihre Unterstützung (und für jeden zusätzlichen Hinweis im Feld 
„Bemerkungen“ am Ende des Fragebogens) 
 
Ihr 
 
 
 
 
 

19 Fragen zu einer Kosten-Nutzen-Analyse der Rechtschreibreform 
 
1. Unabhängig von der Rechtschreibreform gibt es schwierig zu schreibende Wörter. Welches 
oder welche der folgenden Wörter finden auch Sie schwierig zu schreiben?

 assoziieren 
 beredt 
 detailliert 
 grölen 

 Karikatur 
 Karussell 
 meistens 
 Original 

 Rhythmus 
 Stegreif 
 Verständnis 
 widerspiegeln 

 keines davon 
 ein anderes Wort:  

_____________________

 
2. Nun zum Thema Rechtschreibreform: Wie schreiben Sie privat?  

 daß   dass  je nach Adressat 
 
3. Welche Schreibung ist an Ihrem Arbeitsplatz üblich?  

 daß   dass  individuell  keine Angabe 
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4. Wie viele Rechtschreibwörterbücher haben Sie seit 1996 gekauft? 
 0 
 1 

 2 
 3 

 4 
 5 

 mehr als 5 

 
5. Können Sie schätzen, welchen Betrag Sie seit 1996 wegen der Rechtschreibreform etwa 
ausgegeben haben (für Wörter- und Lehrbücher, Kurse, Software, Telefonate, Briefe etc.)?  

 0 Euro 
 bis 20 Euro 
 20 – 50 Euro 
 50 – 100 Euro 
 100 – 200 Euro 

 200 – 500 Euro  
 mehr als 500 Euro 
 etwa ______ Euro 
 weiß nicht 

 
6. Konnten Sie die Ihnen entstandenen Kosten steuerlich geltend machen? 

 Ja  Nein  Teilweise  Keine Angabe 
 
7. Haben Sie einen oder mehrere Kurse zur Reformschreibung besucht, deren Kosten von 
anderen (z. B. Arbeitgeber) übernommen wurden?

 Ja  (insgesamt etwa ____ Stunden)  Nein 
 
8. Werden Sie eines der für dieses Jahr angekündigten Rechtschreibwörterbücher kaufen?  

 Ja  Nein  Weiß nicht 
 
9. Wie viele Stunden haben Sie sich seit 1996 insgesamt mit der Rechtschreibreform etwa 
beschäftigt (mit Nachschlagen in Wörter- oder Lehrbüchern, dem Lernen neuer Regeln, mit 
Software, mit Volksbegehren, Appellen für und gegen die Reform, mit der Lektüre von 
Zeitungsartikeln, mit Telefonaten, Leserbriefen und Gesprächen über die neuen Regeln, die 
Situation der Schüler, Gerichtsurteile, die Schreibung in Büchern und in der Presse usw.)? 
a) beruflich (auch an Schulen und Universitäten) 

 0 – 5 Stunden 
 5 – 20 Stunden 
 20 – 50 Stunden 
 50 – 100 Stunden 
 100 – 500 Stunden 
 mehr als 500 Stunden 
 etwa _____ Stunden 

b) privat 

 0 – 5 Stunden 
 5 – 20 Stunden 
 20 – 50 Stunden 
 50 – 100 Stunden 
 100 – 500 Stunden 
 mehr als 500 Stunden 
 etwa _____ Stunden 

 
10. Wie lange lesen Sie beruflich pro Tag (deutsche Texte)?   

 (Deutsch ist nicht meine Muttersprache     ) 

 0 – 10 Minuten 
 10 – 60 Minuten 
 1 – 2 Stunden 

 2 – 4 Stunden 
 mehr als 4 Stunden 
 etwa ___ Stunden 

 
11. Wie lange lesen Sie privat pro Tag (deutschsprachige Zeitungen, Zeitschriften, Bücher,  
E-Mails, Briefe; gedruckt und online)? 

 0 – 10 Minuten 
 10 – 30 Minuten 
 30 – 60 Minuten 

 1 – 2 Stunden 
 mehr als 2 Stunden 
 etwa ___ Stunden 
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12. Wie lange schreiben Sie beruflich pro Tag (in deutscher Sprache)?   
 0 – 10 Minuten 
 10 – 60 Minuten 
 1 – 2 Stunden 

 2 – 4 Stunden 
 mehr als 4 Stunden  
 etwa ___ Stunden 

 
13. Wie lange schreiben Sie privat pro Tag (in deutscher Sprache)?   

 0 – 10 Minuten 
 10 – 30 Minuten 
 30 – 60 Minuten 

 mehr als 60 Minuten 
 etwa ____ Minuten 

 
14. Wird Ihrer Ansicht nach das Schreiben durch die Rechtschreibreform leichter oder 
schwieriger? 

 leichter  schwieriger  Kein Unterschied zu vorher
 
15. Fällt Ihnen das Lesen von Texten in reformierter Schreibung leichter? 

 Ja  Nein, es fällt mir schwerer  Kein Unterschied zu vorher
 
16. Haben Sie schon einmal Bücher wegen ihrer Rechtschreibung nicht gekauft? 

 Ja  Nein
 
17. Im Rahmen öffentlicher Projekte entstehen in der Regel auch externe, nicht greifbare 
Effekte („intangible Schäden und/oder Nutzen“, z. B. Lärm an einer neuen Autobahn oder 
Erholung in einem neuen Freizeitpark).  
Hat sich durch die Rechtschreibreform Ihre Freude am Lesen erhöht oder vermindert?  

 erhöht  vermindert  Kein Unterschied zu vorher
 
18. Hat sich Ihrer Ansicht nach durch die Rechtschreibreform die Einstellung der Bürger zum 
Staat verändert?  

 verbessert  verschlechtert  Kein Unterschied zu vorher  Weiß nicht 
 
19. Wenn Sie ein Wort oder mehrere Wörter angeben sollten, die in Ihren Augen für die 
Rechtschreibreform besonders typisch sind, welches oder welche würden Sie nennen? 
(mehrere Antworten möglich) 

 aufwändig 
 dass  
 der 50-Jährige 
 Gräuel 

 hier zu Lande 
 muss 
 Potenzial 
 rau 

 Schifffahrt  
 so genannt 
 Spagetti 
 Stängel 

 Tipp 
 Zu|cker (Trennung) 
 ein anderes Wort: 

__________________ 

 
Zusätzliche Bemerkungen und Hinweise: 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
 
___________________________________________________________________________ 
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Angaben zur Person (Ihre persönlichen Daten werden benötigt, um Mehrfachantworten zu 
verhindern. Sie werden streng vertraulich behandelt, von Ihren übrigen Antworten getrennt 
und nach der Qualitätskontrolle sofort gelöscht)

 Herr  Frau   Dr.  Prof. 

Vorname, Name   ________________________________________________ 

PLZ, Ort    ________________________________________________ 

Land  D  A  CH  ______ 

E-Mail-Adresse (optional)  ________________________________________________ 

Alter 
 bis 10 Jahre 
 11 – 15 Jahre 
 16 – 20 Jahre 

 21 – 30 Jahre 
 31 – 40 Jahre 
 41 – 50 Jahre 

 51 – 60 Jahre 
 über 60 Jahre 
 keine Angabe  

Beruf  
Nicht erwerbstätig

 Schüler/in  
 Student/in (Sprachen) 
 Student/in (anderes Fach) 

 Hausmann/Hausfrau 
 Rentner/in, Pensionär/in 
 Sonstiges 

 
Erwerbstätig (mehrere Antworten möglich)

 Vollzeit  Teilzeit 

als 
 Selbständige/r, Freiberufler/in 
 Beamter/Beamtin 

 Angestellte/r 
 Arbeiter/in 

in 
 Dienstleistung 

 Öffentliche und private Dienstleister  
 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 
 Erziehung und Unterricht 
 Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen 
 Sonstige öffentliche und private Dienstleister 

 Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister 
 Handel, Gastgewerbe und Verkehr   

 Produzierendem Gewerbe 
 Land- und Forstwirtschaft 

 
Von der Rechtschreibreform besonders betroffene Berufe 

 Lehrer/in (Grund-/Hauptschule) 
 Lehrer/in (Deutsch) 
 Lehrer/in (anderes Fach) 
 Professor/in, Dozent/in (Sprachen) 
 Professor/in, Dozent/in (anderes) 
 Jurist/in 
 Autor/in 
 Übersetzer/in 
 Journalist/in 

 Assistent/in, Sekretär/in 
 Mitarbeiter/in in Medien oder Werbung 
 Mitarbeiter/in in Buchhandel, Verlags- 

oder Druckgewerbe 
 Mitarbeiter/in in Bibliotheken oder 

Archiven 
 Mitarbeiter/in in der Datenverarbeitung 

 
 Anderer Beruf: ___________________

 
Datum __________________   Unterschrift __________________________ 
 
Vielen Dank für Ihre Unterstützung! 
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Auswertung der Online-Umfrage auf www.reformkosten.de 

 

Im Rahmen der Arbeit zur Ermittlung der Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform 

wurde im Internet auf der Webseite www.reformkosten.de eine 19 Fragen umfassende 

Online-Umfrage durchgeführt. Das Ziel war es, zusätzliche Informationen und Daten 

zu den Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform zu sammeln, mögliche intangible 

Auswirkungen der Reform zu identifizieren, sowie Bemerkungen und Hinweise für 

die Arbeit zu erhalten. 

Der Fragebogen ist im Anhang 1 dieser Arbeit abgedruckt. Er wurde als pdf-Datei 

sowie als Online-Version unter www.reformkosten.de veröffentlicht. Eine Einladung 

zur Teilnahme wurde anschließend in der geschlossenen Online Community 

www.asmallworld.net gestartet. Weitere Verbreitungswege waren die Webseiten 

www.sprachforschung.org, www.deutsche-sprachwelt.de (Deutsche Sprachwelt), ein 

Hinweis in der reformfreundlichen Website www.lehrerfreund.de sowie die 

Versendung von Emails an Freunde und Arbeitskollegen. In dem Zeitraum vom  

4. Mai 2006 bis 1. Juli 2006 wurde der Fragebogen von insgesamt 331mal online 

ausgefüllt. Davon wurden 312 Datensätze ausgewertet, 19 Datensätze wurden 

aufgrund unklaren bzw. offensichtlich falschen Angaben bei den persönlichen Daten 

von der Auswertung ausgenommen. Die Daten wurden für die Auswertung 

anonymisiert. Da für die einzelnen Berufsgruppen die Anzahl der Datensätze zu 

gering ist, werden die Angaben zum Zeitaufwand und zu den direkten Kosten durch 

die Rechtschreibreform nicht ausgewertet. Ebenfalls nicht ausgewertet wurden die 

erste und die letzte Frage, die zur Auflockerung gestellt wurden (vgl. dazu Noelle-

Neumann, Petersen 1996, 122). 

Ausgewertet wurden die Fragen 2, 3, 14, 15, 16, 17 und 18, wobei teilweise in 

Untergruppen aufgeteilt wurde (private Schreibung daß – private Schreibung dass). 

Die Auswertung kann aufgrund der geringen Datenmenge nicht als repräsentativ 

angesehen werden, die Ergebnisse könnten aber möglicherweise Ansätze für weitere 

Untersuchungen zu Kosten und Nutzen der Rechtschreibreform geben. 

Die Frage 2 („Wie schreiben Sie privat?“) ist eine zentrale Information für die 

weiteren Antworten, da bei der privaten Schreibung „daß“ oder „dass“ tendenziell 

auch die Einstellung zur Rechtschreibreform bzw. der Wille zur Umstellung sichtbar 

ist. Die Änderung von „ß“ in „ss“ ist gleichzeitig immer auch das Erkennungs-

merkmal, ob „neu“ oder „alt“ geschrieben wird. 
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Frage 2: Wie schreiben Sie privat?
(311 Antworten, eine Enthaltung)

(Enthaltung 0,3%)

daß
59,0%

dass
32,1%

je nach Adressat
8,7%

 
Diagramm 1: Auswertung der Frage zur Schreibweise im Privaten 

Bei den Antworten fällt auf, daß knapp 9% der Befragten ihre Schreibweise an den 

Adressaten anpassen. Für diese Gruppe bedeutet die Rechtschreibreform mit Sicher-

heit eine noch höhere Verlangsamung der Schreibung.  

 

Frage 3: Welche Schreibung ist an Ihrem Arbeitsplatz üblich?
(312 Antworten)

daß
14%

dass
48%

individuell
26%

keine Angabe 12%

 
Diagramm 2: Auswertung der Frage zur Schreibweise am Arbeitsplatz 

Daß bei nur 48% der Befragten am Arbeitsplatz das Doppel-s „reformgetreu“ üblich 

ist, stimmt nach 10 Jahren verwunderlich und kann direkt als ein Scheitern der Re-

form interpretiert werden. Auch hier kann bei der Antwort „individuell“ davon ausge-

gangen werden, daß das Schreiben dadurch zusätzlich verlangsamt wird. 

Als eines der Ziele der Rechtschreibreform wurde eine Vereinfachung der Schrei-

bung angegeben. Diese Ansicht wird nur von 11% der Befragten geteilt:  
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Frage 14: Wird Ihrer Ansicht nach das Schreiben durch die 
Rechtschreibreform leichter oder schwieriger?

(310 Antworten, zwei Enthaltungen)

Kein Unterschied zu 
vorher
17%

schwieriger
71%

leichter
11%

(Enthaltung 0,6%)

 
Diagramm 3: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Schreibens 

Aus der Gruppe derjenigen, die im privaten weiterhin „daß“ schreibt, befanden gar 

nur 2%, daß durch die Rechtschreibreform das Schreiben leichter wird.  

 
Auswertung der Gruppe "Private Schreibung daß"

Frage 14: Wird Ihrer Ansicht nach das Schreiben durch die 
Rechtschreibreform leichter oder schwieriger?

(184 Antworten)

Kein Unterschied zu 
vorher
10%

schwieriger
88%

leichter 2%

  
Diagramm 3a: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Schreibens (Gruppe „daß“) 

Aus der Gruppe derjenigen, die privat „dass“ schreibt, die also versuchen, sich auf die 

Gegebenheiten der Rechtschreibreform einzustellen oder sich „umgestellt“ haben, 

empfinden nur 28% eine Erleichterung des Schreibens durch die Rechtschreibreform. 

Auch hier überwiegt mit 48% klar die Mehrheit derjenigen, die sich schwerer tun. Ei-

ne Erschwernis beim Schreiben bedeutet aber automatisch auch einen Zeitverlust für 

den Schreibenden, dazu eine Verärgerung darüber, daß man eine Erschwernis ohne 

echten Grund hinnehmen muß. 
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Auswertung der Gruppe "Private Schreibung dass"
Frage 14: Wird Ihrer Ansicht nach das Schreiben durch die 

Rechtschreibreform leichter oder schwieriger?
(99 Antworten, eine Enthaltung)

(Enthaltung 1%)

leichter
28%

schwieriger
43%

Kein Unterschied zu 
vorher 28%

 
Diagramm 3b: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Schreibens (Gruppe „dass“) 

Eine ganz bedeutende, vielleicht sogar die gewichtigste Folge der Rechtschreibreform 

ist das Erscheinungsbild von Texten und damit die Auswirkung auf das Lesen und 

Verstehen von Texten. Die Veränderung der Rechtschreibung von uns bekannten 

Wörtern kann sich in großem Maße auf unsere Effizienz beim Lesen (Beruf), aber 

auch auf unser Lesevergnügen (Freizeit) auswirken.  

Frage 15: Fällt Ihnen das Lesen von Texten in 
reformierter Schreibung leichter?

(311 Antworten, eine Enthaltung)

Kein Unterschied zu 
vorher 
36,2%

Nein, es fällt mir schwerer
58,7%

ja
4,8%(Enthaltung 0,3%)

 
Diagramm 4: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Lesens 

 
Hier waren die Antworten dahingehend klar, daß es einen Nettonutzen der Recht-

schreibreform nicht gibt: Nur knapp 5% der Befragten fällt das Lesen von Texten in 

reformierter Schreibung leichter, wogegen mehr als das Zehnfache der Befragten das 

Lesen als schwerer empfindet. Das ist um so erstaunlicher, als die reformierte Recht-

schreibung in fast allen Printmedien seit 1. August 1999 umgesetzt ist und man somit 
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eigentlich die Zeit hatte, sich daran zu „gewöhnen“. Die reformierte Schreibung ist 

aber offenbar für fast alle schwieriger zu schreiben und zu lesen. 

Auswertung der Gruppe "Private Schreibung daß"
Frage 15: Fällt Ihnen das Lesen von Texten in 

reformierter Schreibung leichter?
(184 Antworten)

ja
1%

Nein, es fällt mir schwerer
83%

Kein Unterschied zu 
vorher
16%

 
Diagramm 4a: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Lesens (Gruppe „daß“) 

 

Auswertung der Gruppe "Private Schreibung dass"
Frage 15: Fällt Ihnen das Lesen von Texten in 

reformierter Schreibung leichter?
(100 Antworten)

ja
13%

Nein, es fällt mir schwerer
18%

Kein Unterschied zu 
vorher 69%

 
Diagramm 4b: Auswertung der Frage zur Erleichterung/Erschwernis des Lesens (Gruppe „dass“) 

Die Frage 16, ob man bereits einmal Bücher wegen ihrer Rechtschreibung nicht ge-

kauft hat, war darauf ausgerichtet herauszufinden, ob die Rechtschreibreform Aus-

wirkungen auf unser Kaufverhalten hat. Da mehr als ein Drittel der Befragten (38%) 

die Rechtschreibung eines Titels als kaufentscheidenden Grund angaben, kann man 

von einer Beeinflussung durch die Rechtschreibreform und damit einhergehenden 

wirtschaftlichen Folgen für Autoren, Verleger und Buchhändler ausgehen. 
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Frage 16: Haben Sie schon einmal Bücher 
wegen ihrer Rechtschreibung nicht gekauft?

(312 Antworten)

nein
62%

ja
38%

 
Diagramm 5: Auswertung der Frage zur Rechtschreibung als kaufentscheidender Faktor 

 

Auswertung der Gruppe "Private Schreibung daß"
Frage 16: Haben Sie schon einmal Bücher 

wegen ihrer Rechtschreibung nicht gekauft?
(184 Antworten)

nein
39%

ja
61%

 
Diagramm 5a: Auswertung der Frage zur Rechtschreibung als kaufentscheidender Faktor („daß“) 

Ein Grund für eine Kaufentscheidung gegen ein Buch kann entweder die sogenannte 

„alte Rechtschreibung“ sein, wenn man eigentlich ein Buch in „neuer“ Rechtschrei-

bung will, was z.B. der Fall sein könnte, wenn Eltern ihren Kindern ein Buch schen-

ken. Andererseits könnte der Grund aber auch sein, daß ein Buch in der reformierten 

Rechtschreibung verfaßt ist, obwohl die klassische Rechtschreibung bevorzugt wird. 

Hierzu ergeben die Antworten, daß von denjenigen, die privat weiterhin „daß“ schrei-

ben, über 60% schon einmal Bücher wegen der (reformierten) Rechtschreibung nicht 

gekauft haben.  

Gegenüber den 6% aus der Gruppe mit privater Schreibung „dass“ sind das über 

zehnmal so viele. Dies läßt den Schluß zu, daß sich zwei grundverschiedene Kaufver-
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halten ausgebildet haben. Ein großer Anteil derjenigen, die die bisherige Schreibung 

bevorzugen, kaufen ungern Bücher in reformierter Schreibung, wohingegen den mei-

sten, die sich mit der Rechtschreibreform abgefunden oder angefreundet haben, die 

Schreibung eines Buches nicht mehr so wichtig ist. 

Auswertung der Gruppe "Private Schreibung dass"
Frage 16: Haben Sie schon einmal Bücher 

wegen ihrer Rechtschreibung nicht gekauft?
(100 Antworten)

nein
94%

ja
6%

 
Diagramm 5b: Auswertung der Frage zur Rechtschreibung als kaufentscheidender Faktor („dass“) 

Und nun zu den intangiblen Werten. Mit den Fragen 17 und 18 des Fragebogens wur-

de versucht, die gefühlsmäßige Beeinflussung der Betroffenen abzufragen. Nicht 

quantifizierbar, aber doch von erheblichem Wert für Lesende ist der Lesegenuß oder 

die Lesefreude.  

Frage 17: ... Hat sich durch die Rechtschreibreform Ihre Freude am 
Lesen erhöht oder vermindert?

(311 Antworten, eine Enthaltung)

(Enthaltung 0,3%) erhöht
0,6%

vermindert
44,2%

Kein Unterschied zu 
vorher
54,8%

 
Diagramm 6: Auswertung der Frage zur Lesefreude 

44% aller Befragten gaben an, daß sich durch die Rechtschreibreform die Freude am 

Lesen vermindert hat. In der Gruppe mit privater Schreibung „daß“ waren es gar zwei 

Drittel aller Befragten.  
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Auswertung der Gruppe "Private Schreibung daß"
Frage 17: ... Hat sich durch die Rechtschreibreform Ihre Freude am 

Lesen erhöht oder vermindert?
(183 Antworten, eine Enthaltung)

Kein Unterschied zu 
vorher
32%

vermindert
67%

erhöht
0%

(Enthaltung 1%)

 
Diagramm 6a: Auswertung der Frage zur Lesefreude („daß“) 

Übertragen auf die gesamte deutschsprachige Bevölkerung ergäbe sich ein erschrek-

kendes Bild. In einer im Mai 2004 durchgeführten Umfrage des Instituts für Demo-

skopie in Allensbach (Allensbacher Berichte 2004 / Nr. 9) gaben 49% der Befragten 

an, gegen die Rechtschreibreform zu sein, 13% dafür und 38% beantworteten die Fra-

ge1 mit „Ist mir egal / unentschieden“. Hätte man vor 1996 die Überlegung angestellt, 

daß viele Jahre nach der Einführung der Rechtschreibreform immer noch fast die 

Hälfte der Bevölkerung gegen diese Reform ist und daß sich bei einem Großteil auch 

negative intangible Effekte einstellen, so hätte man, selbst bei sehr geringen tangiblen 

Kosten, von einer Durchführung einer solchen Reform absehen müssen. Die Vermin-

derung der Lesefreude beispielsweise kann weitreichende kulturelle Folgen nach sich 

ziehen, die sicherlich in keiner Weise beabsichtigt waren.  

Schließlich kann diese Reform, die vom größten Teil der Bevölkerung als überflüs-

sig und von vielen als unnötig angesehen wurde, auch zu einer Veränderung des 

Staatsbewußtseins geführt haben. Ein solcher Effekt, ebenfalls den intangiblen Kosten 

zuzurechnen, hätte vor der Entscheidung für oder gegen die Rechtschreibreform un-

bedingt beachtet werden müssen. Es hätte auch die Möglichkeit gegeben, die Auswir-

kungen einer „durchgedrückten“ Rechtschreibreform zu untersuchen, zum Beispiel in 

Dänemark, wo nach 1945 die Kleinschreibung durchgesetzt wurde.  

Als Ergebnis der darauf abzielenden Frage in dem Online-Fragebogen gaben knapp 

60% aller Befragten an, daß sich ihrer Ansicht nach die Einstellung der Bürger zum 

Staat durch die Rechtschreibreform verschlechtert hat. 
                                                 
1 FRAGE: „Einmal ganz allgemein gefragt: Sind Sie für oder gegen die Rechtschreibreform, oder ist 
Ihnen das egal?“ 



A2 - 9 

Frage 18: Hat sich Ihrer Ansicht nach durch die Rechtschreibreform die 
Einstellung der Bürger zum Staat verändert?

(311 Antworten, eine Enthaltung)

(Enthaltung 0,3%) verbessert 
0,3%

verschlechtert 
59,3%

Kein Unterschied zu 
vorher 23,1%

Weiß nicht 
17,0%

 
Diagramm 7: Auswertung der Frage zur Einstellung zum Staat 

Bei der Gruppe mit privater Schreibung „daß“ waren es 71%, bei der Guppe mit pri-

vater Schreibung „dass“ waren es immerhin 35%, die von einer Verschlechterung 

ausgingen. Eine verbesserte Einstellung zum Staat durch die Rechtschreibreform 

wurde lediglich von einem einzigen von 311 Antwortenden vermutet.  

Auswertung der Gruppe "Private Schreibung daß"
Frage 18: Hat sich Ihrer Ansicht nach durch die Rechtschreibreform die 

Einstellung der Bürger zum Staat verändert?
(184 Antworten)

verbessert
0%

verschlechtert
71%

Kein Unterschied zu 
vorher
16%

Weiß nicht
13%

 
Diagramm 7a: Auswertung der Frage zur Einstellung zum Staat („daß“) 

Da die übrigen Ansichten („Kein Unterschied zu vorher“, „Weiß nicht“) kaum als po-

sitiv für die Durchsetzung der Reform gesehen werden können, fällt das Fazit für die 

Einstellung der Bürger zum Staat nach der Rechtschreibreform vernichtend aus, vor 

allem, da das Ziel ursprünglich war, die Rechtschreibung zu vereinfachen und die Re-

geln logischer zu gestalten, was bei einem Gelingen sicherlich zu einer positiven Re-

aktion in der Bevölkerung geführt hätte.  
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Auswertung der Gruppe "Private Schreibung dass"
Frage 18: Hat sich Ihrer Ansicht nach durch die Rechtschreibreform die 

Einstellung der Bürger zum Staat verändert?
(99 Antworten, eine Enthaltung)

(Enthaltung 1%)
verbessert 1%

verschlechtert 35%

kein Unterschied zu 
vorher 35%

weiß nicht 28%

 
Diagramm 7b: Auswertung der Frage zur Einstellung zum Staat („dass“) 

Zusammenfassen lassen sich die Ergebnisse der ausgewerteten Fragen der Online-

Umfrage wie folgt. Die Rechtschreibreform führte zu  

• einer Aufteilung in Gruppen, die die Reform akzeptieren bzw. sie umsetzen 

(„private Schreibung ‚dass’“), einer Gruppe, die die Reform ignorieren bzw. 

nicht umsetzen („private Schreibung ‚daß’“) und einer Gruppe, die ihre 

Schreibung dem Addressat anpassen und dabei zusätzlich Zeit verlieren; 

• einer Diskrepanz zwischen privater Schreibung und Schreibung am Arbeits-

platz für viele der Befragten; 

• einer uneinheitlichen Schreibweise von Unternehmen zu Unternehmen mit 

vielen individuellen Schreibweisen (zusätzlicher Zeitverlust); 

• einer von der großen Mehrheit gefühlten Erschwernis beim Schreiben sowie 

beim Lesen von Texten in reformierter Schreibung und das trotz bereits mehr-

jähriger Übergangsphase; 

• dem Entstehen eines neuen Entscheidungskriteriums für oder gegen den Kauf 

eines Buches (besonders auffällig bei der Personengruppe mit privater 

Schreibung „daß“); 

• einer starken Verminderung der Lesefreude; 

• einer gefühlten starken Verschlechterung der Einstellung der Bürger zum 

Staat („verschlechtert“: 59,3%, „verbessert“: 0,3%, „kein Unterschied zu vor-

her“: 23,1%, „weiß nicht“: 17%). 

Auch im Feld Bemerkungen wurden eine Vielzahl von Kommentaren vermerkt, eine 

Sammlung von Zitaten ist im Anhang 3 dieser Arbeit abgedruckt. 
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60 Zitate aus dem Online-Fragebogen 
 
1. „Dieser jämmerliche und erbärmliche Unfug namens "Rechtschreibreform" wäre in 
Ländern wie Frankreich oder England undenkbar. Ein Sturm der Entrüstung hätte 
diese Abartigkeit in Blitzeseile hinweggefegt.“ 
 
2. „Am hinderlichsten und sinnstörendsten (Sinn störendsten!!) beim Lesen ist die 
Getrenntschreibung!“ 
 
3. „Ich habe mir die Finger wundgeschrieben gegen die Rechtschreibreform - die ich 
sowohl aus sachlich-fachlicher als auch aus demokratischer Sicht als Skandal 
empfinde.“  
 
4. „Es gibt vielleicht ein paar Dinge in der Reform, die auf den ersten Blick angenehm 
erscheinen - doch wenn man sich etwas mit der Thematik beschäftigt und das 
Augenmerk auf das Lesen (nicht das Schreiben!) der deutschen Sprache legt, dann 
sieht es wieder ganz anders aus.“ 
 
5. „Ich halte es für schlichtweg empörend, wie der Staat hier gegen jede Vernunft das 
Falsche durchzusetzen versucht - und das auch gerade im Umgang mit Kindern!“ 
 
6. „Die Rechtschreibreform ist einfach nur ärgerlich, da unnötig.“ 
 
7. „Zeitungslektüre ekelt mich seit der RR an“  
 
8. „Besonders typisch für die Reform sind: die Verunsicherung, das häufigere 
Nachschlagenmüssen, die Variantenschreibungen, die Widersprüche und Willkür, die 
Gleichgültigkeit der Lehrer u. ihrer Verbände, die Anmaßung u. 
Verantwortungslosigkeit der Kultusminister.“ 
 
9. „Die Doppel-ss bzw. ß-Regelung ist zwar eindeutig, führt aber zu scheußlichen und 
schlechter lesbaren Wortbildern: Gussstahl, Flussschifffahrt, Messsignal ... (hunderte 
könnte man aufzählen). Selbst die großen Tageszeitungen verstoßen bereits in ihren 
Überschriften laufend gegen die neuen Regeln. Kein Redakteur macht sich mehr die 
Mühe, in Wörterbüchern nachzuschlagen.“ 
 
10. „Wer Unsinniges gegen das Volk, gegen jede Kultur und gegen jede Vernunft 
durchsetzen kann, der hat die absolute Macht im Staat.“ 
 
11. „Offensichtlich ist …, dass die Bevölkerung unsicherer im Umgang mit der 
deutschen Sprache ist als vor der Reform.“ 
 
12. „Besonders befremden bzw. verbittern … die vielen Lügen von offizieller Seite 
im Verlauf des Verfahrens …“ 
 
13. „Das Sprichwort: "Gegen Dummheit kämpfen Götter selbst vergebens" darf sich 
nicht bewahrheiten.“ 
 
14. „In meinen Augen ist die sog. Rechtschreibreform von 1996 Ausdruck eines 
überhasteten Reformismus. Mit Reformismus ist gemeint, daß die Durchsetzung einer 
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Reform bereits als Reform gewertet wird, ohne daß es auf die inhaltliche oder 
sonstige Verbesserung der Sache an sich ankommt. … Eine Reform als 
Verwirklichung persönlicher und politischer Eitelkeiten.“ 
 
15. „Der finanzielle Aufwand, der sich für die Schulen durch die Reform der Reform 
ergibt, ist nicht tragbar.“  
 
16. „schreibe fast nur email und schreibe alles klein, da schneller und einfacher“ 
 
17. „Ich bemühe mich weitgehend, die neuen Regeln zu ignorieren, freue mich aber 
über die Freiheit, ss statt ß zu schreiben, wie es mir gerade passt.“ 
 
18. „Mir scheint, daß der mögliche Nutzen der Reform in der Erhebung etwas zu kurz 
kommt. So fehlt mir die Frage, ob man glaubt, durch die Reform Zeit gespart zu 
haben, z. B. weil man viele Wörter nicht mehr nachzuschlagen brauche. Oder wie 
steht es mit der Tatsache, daß viele Zeitgenossen - und ich kenne einige - durch die 
intensive Beschäftigung mit dem Thema ein viel tieferes Verständnis sprachlicher 
Zusammenhänge gewonnen haben? Wie ist es zu bewerten, daß es anderen dagegen 
mittlerweile völlig gleichgültig ist, wie etwas geschrieben wird, und sich überhaupt 
nicht mehr um die Rechtschreibung kümmern? Man mag das bedauern, aber dadurch 
sparen sehr viele Leute sehr viel Zeit!“ 
 
19. „Als Deutschlehrerin kann ich nur sagen: Niemals war die Verunsicherung 
bezüglich der Rechtschreibung so groß wie heute - und das nicht nur bei den Kindern, 
sondern auch bei uns Lehrern!“ 
 
20. „Ich befürworte die Rechtschreibrefom und finde es unglaublich, dass die alte 
Rechtschreibung wieder gelten soll (und z. B. Zeitungen auch wieder so schreiben, z. 
B. die BILD, und somit auch noch dazu beitragen, die Fronten zu verhärten!), 
nachdem man sich jahrelang umgestellt und umgelernt hat und sich jetzt daran 
gewöhnt hat, sowie tausende von Grundschülern gar nichts anderes kennen!“ 
 
21. „was mir gefällt übernehme ich aus der neuen rechtschreibung z.b. anreden klein 
schreiben“ 
 
22. „Eine völlig überflüssige Un-Reform“ 
 
23. „Ich halte eine Reform für notwendig, aber die Lösung(en) für ungünstig. Ich 
ignoriere sie weitestgehend.“ 
 
24. „Als Graphik-Designerin hat mich die Rechtschreibreform erschrocken, nicht weil 
es eine enorme Umstellung bedeutete, sondern eher daher wie sich Wörter 
typografisch zum schlechteren gewandelt haben.“ 
 
25. „Bislang stehe ich noch nicht unter dem Zwang, meine Rechtschreibung aus 
beruflichen Gründen umstellen zu müssen.“ 
 
26. „Ich denke, für Schreib-Anfänger ist die neue Rechtschreibreform einfacher zu 
lernen als die alte. Für mich selbst hat sich sowohl neue Vereinfachungen als auch 
neue Schwierigkeiten mit sich gebracht.“ 
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27. „An der Einführung und Durchsetzung der sog. Rechtschreibreform konnte ich 
lernen, wie unser System funktioniert.“ 
 
28. „Ein anderes Problem ist, daß man ja grundsätzlich erst einmal wissen muß, daß 
die Konjunktion "daß" anders geschrieben wird als z.B. der Artikel "das". Ob man 
nun "daß" mit ß schreibt oder mit ss, ändert daran gar nichts. Aber da man gewohnt 
war, mit einem einmaligen Tastendruck auf die ß-Taste dieses Wort zu schreiben, 
tippen die Leute nun einmalig nur auf die s-Taste. Seit der RSR bemerke ich 
jedenfalls vermehrt, daß "das" anstelle des (nach RSR korrekten) "dass" geschrieben 
wird. Viele Menschen glauben oder behaupten aber auch, daß das ß gänzlich 
abgeschafft worden sei und weigern sich, es fernerhin zu verwenden, selbst da, wo es 
auch nach der RSR noch korrekt wäre. Wieder andere Leute wollen betont nach alter 
Rechtschreibung schreiben und das ß bewahren, und sie benutzen es nun auch an 
Stellen, an denen nur ein einfaches s korrekt wäre.“ 
 
29. „Mir gefällt an der rechtschreibreform, dass nunmehr zwischen "ß" und "ss" 
wegen der aussprache unterschieden wird (z.B. Straße - Fluss). Mir persönlich tut am 
meisten weh, dass fremdwörter "eingedeutscht" werden und so ihre herkunft 
verschleiert wird (schließlich gibt es ja einen grund dafür, dass "spaghetti" mit "h" 
geschrieben wird.“ 
 
30. „Die Folge des Ganzen ist ja, daß den Leuten nun völlig egal ist, was sie wie 
schreiben.“ 
 
31. „Fast alle Texte werden von einzelnen nur einmal geschrieben, aber über Monate, 
Jahre dutzendmal bis millionenmal gelesen! Also gilt für jede Sprache und jedes 
Schriftsystem immer: Rechtschreibung muß vorrangig das Lesen aller unterstützen 
und nicht das Schreiben von Anfängern!“ 
 
32. „Noch nie war das Korrigieren von Aufsätzen so schwierig, wenn man selbst nicht 
weiß, wie manche Wörter geschrieben werden und man ständig nachschlagen muss.“ 
 
33. „Die Rechtschreibreform zeigt die Krankheit des gesamten deutschsprachigen 
Raumes in sozialer, moralischer, juristischer und kultureller Hinsicht.“ 
 
34. „Ich ärgere mich zwar manchmal beim Lesen, aber grundsätzlich wird meine 
Lesefreude nicht vermindert.“ 
 
35. „1. Meine Kinder haben in der Schule mehr Schwierigkeiten beim Lesen als vor 
der Reform. 2. Wir verlangen in unserer Firma, daß alle Mitarbeiter und 
Auszubildende die bewährte Rechtschreibung beherrschen. …“ 
 
36. „Mehrere „Reformen der Reform“ führten bisher nicht zum erwünschten Resultat. 
Meine Firma hat dadurch z.B. entscheiden, nur im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
(Presse, Internet, Verlag / Agenturen etc.) mit der neuen Rechtschreibung zu arbeiten. 
Die Kundendokumentation für unsere Maschinen bleibt bis auf weiteres in der alten 
Rechtschreibung!“ 
 
37. „Die "neue" deutsche Rechtschreibung hat nichts, aber auch gar nichts 
vereinfacht! Immer wieder wurde an ihr herumgebastelt, hier und das etwas verändert. 
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Und dies alles nur, weil die Politiker nicht in der Lage sind, einen Fehler 
einzugestehen. Die Presse und auch die meisten Schüler folgen gehorsam der 
Propaganda. Das ist echt unterstes Level! Daß ein Land wie Deutschland so etwas 
nötig hat ...  
Ich selber bin noch Schüler (16 Jahre) und schreibe ausschließlich nach den alten 
Regeln. Es sind also nicht immer nur die "sturen alten Männer", die nicht mitziehen.“ 
 
38. „es wird insgesamt viel zuviel Aufwand um die Reform betrieben: einfach machen 
und nicht Zeit verschwenden ...“ 
 
39. „ansatzweise vertret- und nachvollziehbare Reform, jedoch mangelt es erheblich 
an Konsequenz und Hirn“ 
 
40. „Privat schreibe ich inzwischen anders als beruflich, das heisst privat in 
traditioneller Rechtschreibung (zum Teil sozusagen demonstrativ gegenüber 
"Reformfreunden"), im Beruf dagegen die offiziell von meinem Hauptauftraggeber, 
einer grossen Bank, 1998 eingeführte Reformschreibung, wobei ich allerdings 
versuche, soviel Unsinn wie möglich zu umgehen“ [aus der Schweiz] 
 
41. „Ich selbst ignoriere den „Neuschreib“ so gut ich kann und meide es nach 
Möglichkeit, in „Neuschreib“ verfaßte Texte zu lesen. Ich bevorzuge Zeitungen, die 
noch in bewährter Rechtschreibung gedruckt werden, wie z.B. die FAZ et cetera.“ 
 
42. „Die mehrmaligen Reförmchen der Reform haben das Argument gegen die 
Wiedereinführung der klassischen Rechtschreibung, das käme zu teuer, als absolut 
lächerlich entlarvt.“ 
 
43. „Die Rechtschreibreform war ideologisch begründet und wurde durchgedrückt 
von Leuten, die die deutsche Sprache hassen.“ 
 
44. „Seit der Anfang der 90er Jahre schreiben wir in meiner Arbeit auch unter 
Deutschen nur noch in Englisch …. Deutsch spielt zunehmend eine untergeordnete 
Rolle. Die Rechtschreibreform hat der deutschen Kultur mehr geschadet als 
geholfen.“ 
 
45. „Mein Motto lautet: "Klassische Schreibung, gegen sprachliche Verblödung"“ 
 
46. „Ich habe selbst viele Kurse zur Rechtschreibung gegeben. Die meisten Menschen 
waren danach zufrieden mit den Veränderungen. Viele haben zugegeben, früher 
Fehler gemacht zu haben und jetzt sicherer zu sein.“ 
 
47. „Die Rechtschreibreform – besonders die Annullierung des Referendums in 
Schleswig-Holstein, aber auch die konsequente und totale Ignorierung des 
Bürgerwillens seit 1996 durch Politiker und Presse – hat mein Vertrauen in 
Demokratie und „offene Gesellschaft“ völlig zerstört. Ich betrachte die BRD seitdem 
als stalinistoide Diktatur und suche verzweifelt nach Emigrationsmöglichkeiten.“ 
 
48. „Auffällig ist auch, daß Autoren, die die neue Rechtschreibung verwenden, diese 
bzw. die z. Zt. gültige Variante nicht beherrschen.“ 
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49. „Mein Kommentar zu dieser "Reform": "O horror, horror, horror!... Confusion 
now hath made his masterpiece!" Shakespeare, Macbeth, 2.Akt, 3.Szene“ 
 
50. „Leider sind fast alle deutschen Fachbücher in einer der unzähligen reformierten 
Varianten gehalten. Ich kann diese Bücher also neuerdings nicht mehr kaufen, da 
mich gewisse Schreibweisen und vor allem Grammatik- oder Semantikfehler (z.B. er 
hat Recht) ungemein irritieren und mir somit das Lesevergnügen rauben. Auch bei der 
Schönliteratur muß man erst durch Leseproben feststellen, in welcher 
Rechtschreibung ein Buch gehalten ist, bevor man es kaufen kann. Ich lese nunmehr 
aus diesem Grund vorwiegend englische Bücher.“ 
 
51. „Orthographie ist ein Präzisionsinstrument, historisch gewachsen, 
hochdifferenziert und leistungsfähig - zum Zweck einer möglichst effizienten 
Verständigung mit dem Leser. Jeder mutwillige Eingriff führt auch 
volkswirtschaftlich zu unabsehbaren Schäden.“ 
 
52. „Diese Tragödie muß bald beendet werden!“ 
 
53. „Die Texte, die wir im Verlag erhalten, weisen zunehmend eine große Anzahl von 
Fehlern auf. Das Durcheinander und die Verwirrung wirken sich deutlich auf die 
Schreibweise aus. Das Korrigieren wird deshalb immer aufwendiger. Für einzelne 
Bereiche wenden wir die alte Schreibweise an. Hierzu müssen dann Texte mit „neuer“ 
Schreibweise mühsam zurückgeändert werden. Insgesamt hat die Qualität der Texte 
stark gelitten.“ 
 
54. „Meine Einstellung zu Staat und Autoritäten hat sich durch diesen Unfug 
erheblich verändert. Ich bin der Ansicht, daß RSR die demokratische Gesinnung jedes 
einzelnen genauso auf die Probe stellt wie sie das Kulturgut Rechtschreibung 
beschädigt.“ 
 
55. „Die in den Computer-Textverarbeitungen eingebauten Rechtsschreib-Programme 
haben zu einem schleichenden Lernprozess geführt, der bei vielen dazu geführt hat, 
dass die neue Rechtsschreibreform ungewollt dann doch übernommen wurde.“ 
 
56. „Besonders stört mich als Staatsbürger, daß sich die Regierung hier in eine 
Kulturfrage einmischt, von der sie nichts versteht. Offenbar wird das Amt des 
Kultusministers an Leute vergeben, die aus politischen Gründen eben auch ein Amt 
bekommen müssen, aber daß sie auch etwas von ihrem Bereich verstehen, also 
wirkliche Fachleute sind, ist offenbar nicht Voraussetzung.“ 
 
57. „Die Rechtschreibreform richtet viel mehr Schaden an als vordergründig sichtbar 
wird. Sie verhindert die Ausprägung des Sprachgefühls. Für Kinder ist sie nicht 
gemacht - sie ist nur dem verstehbar, der die klassische Rechtschreibung 
einigermaßen beherrscht. Ihre Regeln sind so verwirrend, daß sich eine Sicherheit 
beim Schreiben nie mehr einstellen wird.“ 
 
58. „Man möchte direkt mit Walter Kempowski „Scheiße mit Reiße“ ausrufen. Das 
Rechtschreibdesaster steht beispielhaft für den Zustand unseres Staates, für den ich 
mich im Gespräch mit angelsächsischen Kollegen zutiefst schäme. Ich spiele ernsthaft 
mit dem Gedanken, demnächst auszuwandern.“ 
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59. „Es ist einleuchtend, dass jede Sprache ihrer Evolution unterlegen ist und sich 
organisch verändert. Die Rechtschreibreform hingegen ist ein kostspieliger Eingriff in 
die natürliche sprachliche Entwicklung, angeführt von Bürokraten, die offensichtlich 
keine sinnvollere Aufgabe auf Steuerzahlerkosten ausüben konnten, um den 
sprachlichen Defiziten einer Minderheit entgegenzukommen (=Behandlung von 
Symptomen), anstelle die sprachliche Förderung und Erziehung zu verbessern 
(=Behandlung von Ursachen).“ 
 
60. „Die Rechtschreibreform hat sehr eindrucksvoll vorgeführt, daß Politiker 
gescheiterte Vorhaben im Zweifelsfalle trotzdem aus Gründen der „Staatsraison“ 
durchziehen, weil sie sonst ihr eigenes Versagen und klägliches Agieren eingestehen 
müßten. Auch die vermeintlich unbhängige Presse hat sich als Sammelbecken von 
Duckmäusern herausgestellt. Deutschland ist eben doch noch ein Obrigkeitsstaat.“  
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